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Vorwort

Als der Ausschuss für die Geschichte der Wirtschaftswissenschaften im 
Juni 2023 beschloss, sich auf seiner Jahrestagung 2024 mit dem Thema 
Frauen in der Geschichte der Wirtschaftswissenschaften zu beschäftigen, war 
nicht absehbar, dass kurz darauf der Alfred-Nobel-Gedächtnispreis für Wirt-
schaftswissenschaften an Claudia Goldin verliehen werden würde. Die ehren-
volle Auszeichnung für die Harvard-Ökonomin unterstrich damit noch einmal 
die Bedeutung des gewählten Tagungsthemas und betont die Aktualität der 
Beiträge des vorliegenden Sammelbandes, des 43. in der Reihe Studien zur 
Entwicklung der ökonomischen Theorie. Die Tagung selbst fand Ende Mai/
Anfang Juni 2024 in Fulda statt. Dank großzügiger Unterstützung durch das 
Kulturamt der Stadt unter der Leitung von Dr. Thomas Heiler konnte einer der 
historischen Säle des Stadtschlosses für die Vorträge und Diskussionen ge-
nutzt werden. Zusätzlich konnten die Mitglieder und Gäste des Ausschusses 
auch noch ein attraktives Rahmenprogramm in Fulda absolvieren. 

Claudia Goldin, die Arbeitsökonomin, war gegenüber 90 Männern erst die 
dritte Frau, die den Nobelpreis für Wirtschaftswissenschaften zuerkannt be-
kam, und die erste Frau, die den Preis alleine erhielt. Erstmals war dieser 
Preis 2009 mit Elinor Ostrom einer Frau für ihre innovativen institutionen-
ökonomischen Forschungen zuerkannt worden;1 die Preisträgerin musste ihn 
sich aber mit einem Mann teilen. Die 46-jährige Esther Duflo, die den Preis 
2019 für ihre Arbeiten zur Armutsforschung und Entwicklungsökonomik zu-
sammen mit zwei Kollegen erhielt,2 war dann immerhin die jüngste Preisträ-
gerin überhaupt in dieser Kategorie. Das Ungleichgewicht der Geschlechter 
führt überdeutlich vor Augen, wie stark die wirtschaftswissenschaftliche For-
schung bis heute von männlicher Dominanz gekennzeichnet ist, und dies nicht 
nur im Segment der Spitzenforschung.3 

Goldin hat in ihren Arbeiten, wie Christina Gathmann und Eva Sierminska 
(Esch-sur-Alzette/Luxemburg) in dem Beitrag zeigen, der am Beginn dieses 

1  Vgl. die Würdigungen durch Nutzinger (2010) und Stollorz (2011) anlässlich der 
Nobelpreisverleihung sowie die Nachrufe von Wilson (2012) in Science und von Jans­
sen (2012) in Nature. 

2  Zu den innovativen Methoden der Feldforschung, die Duflo einsetzt, vgl. Kuck­
lick (2019) sowie die Würdigung anlässlich der Nobelpreisverleihung durch Menkhoff/
Seitz (2020). 

3  Vgl. dazu etwa die Beiträge in Lundberg (2020).
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Sammelbandes steht,4 immer wieder die sich verändernde Rolle von Frauen 
im Wirtschaftsleben seit Beginn der Industrialisierung untersucht. Sie hat da-
bei den Einfluss von ökonomischen und politischen Entwicklungen, Bil-
dungschancen, gesellschaftlichen Rollenmodellen und institutionellen Mög-
lichkeiten bzw. Beschränkungen betont. Es liegt nahe, vergleichbare Faktoren 
auch für das Vordringen akademisch tätiger Ökonominnen innerhalb des Fa-
ches und in die damit verbundene fachinterne und öffentliche Aufmerksamkeit 
zu berücksichtigen. 

Die weiteren Beiträge des vorliegenden Bandes tun dies, indem sie Leben 
und Werk von acht Frauen beleuchten, die in einem Zeitraum zwischen der 
Mitte des 19. Jahrhunderts und dem Beginn des 21. Jahrhunderts lebten und 
in unterschiedlicher Weise Beiträge zur Entwicklung der ökonomischen The-
orie geliefert haben. Darunter finden sich international bekannte Namen neben 
solchen, die man nur noch in Fachkreisen erinnert, und auch einigen, die 
heute fast völlig in Vergessenheit geraten sind. Die Anordnung der Beiträge 
nach dem Geburtsjahr der behandelten Protagonistin soll es ermöglichen zu 
erkennen, in welcher Weise sich das professionelle Arbeitsumfeld im Zeitab-
lauf verändert hat. Der Vergleich der fünf behandelten deutschsprachigen mit 
drei englischsprachigen Frauen enthüllt Unterschiede in den gesellschaftli-
chen und institutionellen Rahmenbedingungen für die Arbeit der Ökonomin-
nen. Eine Gemeinsamkeit der drei betrachteten Engländerinnen ist die Ehe 
mit ebenfalls wissenschaftlich und publizistisch tätigen Männern, was einer-
seits die intellektuelle Emanzipation erleichtert haben mag, aber andererseits 
auch dazu führte, dass mindestens bei zweien von ihnen die wissenschaftliche 
Anerkennung eines eigenständigen Werks erst mit Verzögerung einsetzte. Für 
vier der fünf aus Deutschland bzw. Österreich stammenden Frauen hatte das 
Nazi-Regime fatale Auswirkungen, die zur erzwungenen Emigration und in 
einem Fall, dem von Cläre Tisch, in die Deportation und zur Ermordung führ-
ten. 

Am Beginn der Fuldaer Tagung wurde im Ausschuss auch die Frage disku-
tiert, welche Rolle Frauen in der Geschichte der Wirtschaftswissenschaften 
bereits vor dem 19. Jahrhundert spielten. Aus unterschiedlichen Gründen 
konnten keine Beiträge zu vormodernen Ökonominnen in diesen Sammelband 
aufgenommen werden, sodass hier auf weiterführende Literatur verwiesen 
werden muss. Kerstin Droß-Krüpe (Kassel/Köln) berichtete über erfolgreiche 
Unternehmerinnen in der Antike, insbesondere im hellenistischen und römi-
schen Ägypten. Dort widmeten sich mehrere neo-pythagoräische Philosophin-

4  Eine frühere Fassung des Beitrags erschien anlässlich der Nobelpreisverleihung 
an Claudia Goldin und wurde für die Wiederveröffentlichung leicht überarbeitet; vgl. 
Gathmann/Sierminska (2023). Die Verfasserinnen und der Herausgeber danken dem 
ZBW Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft für die Genehmigung zum Nachdruck.
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nen – genauso wie ihre männlichen Kollegen – grundlegenden Fragen einer 
erfolgreichen Lebensführung, die eben auch wirtschaftliches Handeln ein-
schloss.5 Charlotte Backerra (Göttingen/Klagenfurt) stellte an verschiedenen 
Beispielen vor, wie sich regierende Fürstinnen in der frühen Neuzeit wirt-
schaftlich erfolgreich betätigten.6 Die Regentinnen entwickelten keine eigen-
ständigen Wirtschaftstheorien, konnten aber, wie etwa das Beispiel von Maria 
Theresia in Österreich zeigt, kameralistisches Wirtschaftsdenken massiv för-
dern.7

Setzt man den Beginn moderner Wirtschaftstheorie im engeren Sinne mit 
dem 1776 erschienenen Wealth of Nations von Adam Smith an, dann ist es 
nicht erstaunlich, dass sich auch die ersten modernen Ökonominnen an die-
sem Werk orientierten. Polkinghorn/Thomson (1999) verweisen auf Jane 
Marcet (1769–1858) und Harriet Martineau (1802–1876) als die ersten der 
Adam Smith’s daughters, die mit den Conversations on Political Economy 
(Marcet 1816) bzw. den sechsbändigen Illustrations on Political Economy 
(Martineau 1834) zur Verbreitung der Lehren der ökonomischen Klassik bei-
trugen. Wenig später spielte Harriet Taylor Mill (1807–1858) eine bedeutende 
Rolle als – allerdings nicht explizit genannte – Ko-Autorin ihres Gatten John 
Stuart Mill, nicht zuletzt bei einigen Kapiteln der Principles of Political 
Economy (Mill 1848) oder dem großen Werk On Liberty (Mill 1859). Fried­
rich August von Hayek (1951) hat durch die Herausgabe des Briefwechsels 
zwischen beiden viel dazu beigetragen, diese herausragende intellektuelle 
Partnerschaft transparenter zu machen.8

Die Chronologie in diesem Sammelband beginnt mit dem Beitrag von 
Christian Kremser (Frankfurt am Main) über Beatrice Webb (1858–1943). 
Auch das Werk von Beatrice Webb stand lange im Schatten ihres Gatten Sid-
ney Webb, mit dem sie immerhin eine große Zahl gemeinsamer Schriften 
veröffentlichte. Gleichwohl wurde ihr eine wissenschaftliche Bedeutung eher 
für die Entwicklung der Soziologie als für die Wirtschaftswissenschaften zu-
erkannt. Kremser würdigt Beatrice Webb als Wegbereiterin einer feministi-
schen Ökonomik, die schon früh die gleiche Bezahlung von Frauen und 
Männern für die gleiche Arbeit anmahnte. Er sieht sie aber vor allem als eine 
herausragende Vertreterin einer kontextualen Ökonomik, die sich mit der Ent-
stehung, der ökonomischen Wirkung und der Veränderung sozialer Institutio-

5  Vgl. hierzu die Beiträge in Pomeroy (2013) sowie neuerdings Twomey (2023). 
6  Vgl. hierzu etwa die Beiträge in Tanner (2019) oder den Überblick von Woodacre/

Rodrigues (2024). 
7  Vgl. hierzu etwa Chaloupek (2008) und Stollberg-Rillinger (2018), S. 534 ff.
8  Eine deutsche Übersetzung dieses Briefwechsels findet sich zusammen mit weite-

ren Beiträgen von Harriet Taylor in Ackermann (2021). 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-59638-6 | Generated on 2025-11-09 16:24:24



8	 Vorwort

nen beschäftigte und damit sowohl auf die Jüngere Historische Schule in 
Deutschland als auch auf den amerikanischen Institutionalismus ausstrahlte. 

Polkinghorn/Thomson (1999) zählen mit Rosa Luxemburg (1871–1919) 
auch eine Vertreterin marxistischer Ökonomik zu den Adam Smith’s daugh­
ters. Günther Chaloupek (Wien) behandelt in seinem Beitrag für den vorlie-
genden Band mit der gleichaltrigen Helene Bauer (1871–1942) eine Vertrete-
rin des Austro-Marxismus, die in Zürich 1905 promoviert wurde und sich u. a. 
kritisch mit Luxemburgs Imperialismustheorie auseinandersetzte. Auch sie 
stand lange im Schatten ihres zweiten Ehemanns Otto Bauer, des führenden 
Theoretikers der österreichischen Sozialdemokratie vor und nach dem I. Welt-
krieg. Helene Bauer publizierte aber zahlreiche Beiträge zu ökonomischen 
Themen in eigenem Namen, und dies auch noch nach der 1934 erzwungenen 
Emigration aus Österreich.

Mit Charlotte Leubuscher (1888–1961) widmen sich Svenja Flechtner, 
Reinhard Schumacher und Matthias Störring (Siegen/Berlin) einer der Pionie-
rinnen der akademischen Nationalökonomie in Deutschland. Sie war eine der 
ersten Frauen, die das Fach in Deutschland studieren konnten, wiederum eine 
der ersten, die 1913 darin promoviert wurde, und dann die erste, die sich 1921 
in Deutschland für Nationalökonomie habilitierte. Seit 1929 als erste Frau 
außerordentliche Professorin an der Berliner Universität mit einem For-
schungsschwerpunkt in der Sozialpolitik stand sie vor der Berufung auf ein 
Ordinariat, als sie nach der nationalsozialistischen Machtergreifung 1933 
Lehrbefugnis und Anstellung verlor. Noch im selben Jahr emigrierte sie nach 
England und versuchte dort, ihre akademische Karriere fortzusetzen. Eine 
universitäre Laufbahn blieb ihr verwehrt; in eher prekären Beschäftigungsver-
hältnissen an verschiedenen Forschungseinrichtungen arbeitete sie vor allem 
über ökonomische Probleme der englischen Kolonialpolitik und wurde so zu 
einer der ersten Entwicklungsökonominnen. 

Edith Eucken-Erdsiek (1896–1985), mit der sich der Beitrag von Uwe Da­
the und Daniel Nientiedt (Jena/Freiburg i. Br.) beschäftigt, hatte zwar seit 
1914 Volkswirtschaftslehre studiert, legte aber nach der 1920 erfolgten Heirat 
mit Walter Eucken kein Examen mehr ab. Sie wirkte als Publizistin, war Re-
dakteurin und Herausgeberin der Zeitschrift Die Tatwelt und war – selber von 
Verfolgung bedroht – nach 1933 in die regimekritischen Diskussionen der 
Freiburger Kreise eingebunden. Als Walter Eucken (1940) seine Grundlagen 
der Nationalökonomie veröffentlichte, verwies Alexander Rüstow in einem 
Brief auf Edith Eucken-Erdsiek als die „Mutter des Buches“, womit er auf die 
intensiven Diskussionen des Ehepaars über zentrale Themen in der Zeit der 
Entstehung des Werks anspielte. Bedeutsamen Einfluss auf die deutschspra-
chige Nationalökonomie in der Zeit nach dem II. Weltkrieg gewann Edith 
Eucken-Erdsiek, nachdem Walter Eucken 1950 in London verstorben war. 
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Zusammen mit Karl Paul Hensel übernahm sie die Herausgabe der noch un-
fertigen Grundsätze der Wirtschaftspolitik (Eucken 1952) und betrieb die 
Gründung des Walter-Eucken-Instituts, das seit 1954 die ordnungsökonomi-
sche Forschung der Freiburger Schule fortführt.

Joan Robinson (1903–1983) wurde zweifellos zu einer der bedeutendsten 
Ökonominnen des 20. Jahrhunderts. Ihre Beiträge zur Theorie des unvollstän-
digen Wettbewerbs, zur Ausformulierung der keynesianischen Einkommens- 
und Beschäftigungstheorie, zur Auseinandersetzung mit Marx und zur kapital-
theoretischen Debatte haben wichtige Maßstäbe in der Entwicklung der öko-
nomischen Theorie gesetzt. Bertram Schefold (Frankfurt am Main) verbindet 
seinen Überblick über das breite wissenschaftliche Werk der Cambridge-
Ökonomin mit sehr privaten Eindrücken von der Person und ihrer Arbeits-
weise. Er schildert aber auch ihre besondere Position in einem männlich do-
minierten akademischen Umfeld, die sie sich unter Inkaufnahme hoher per-
sönlicher Risiken erarbeitet hatte.

Hans A. Frambach (Wuppertal) erinnert mit seinem Beitrag über Cläre 
Tisch (1907–1941) an den tragischsten Fall der hier behandelten Ökonomin-
nen. Die Bonner Doktorandin von Joseph Schumpeter, die 1934 noch zwei 
Aufsätze zur Kartellpolitik in neoklassisch-österreichischer Tradition publi-
zieren konnte, hatte sich aus familiären Rücksichten trotz zunehmender Dis-
kriminierung und Entrechtung zunächst gegen eine Emigration entschieden. 
Als sie 1938 einen Ausreiseantrag in die USA stellte, für den Schumpeter 
eine Bürgschaftserklärung ausgestellt hatte, verzögerte sich die Bearbeitung 
so lange, bis keine Ausreise mehr möglich war. Im November 1941 wurde 
sie zusammen mit mehreren Familienangehörigen nach Minsk deportiert und 
dort umgebracht. 

Harald Hagemann (Stuttgart-Hohenheim) schildet in seinem Beitrag eine 
weitere bewegende Emigrationsgeschichte. Fanny Ginor (1911–2007) hatte 
nach dem Studium der Nationalökonomie in Frankfurt, Heidelberg und Mün-
chen 1934 in Basel bei Edgar Salin über Imperialismustheorien promoviert 
und war unmittelbar danach nach Palästina ausgewandert. Dort arbeitete sie 
zunächst als Landarbeiterin, Bankangestellte und Buchhalterin, bevor sie ab 
1943 in der Wirtschaftsabteilung der Jewish Agency mit David Horowitz in 
Kontakt kam, der später Gründungsdirektor der Bank of Israel wurde. Von 
1954 bis 1971 war Fanny Ginor in der israelischen Zentralbank tätig und ana-
lysierte u. a. die Auswirkungen der deutschen Wiedergutmachungszahlungen 
auf die israelische Wirtschaft. Parallel dazu hielt sie Vorlesungen an der Uni-
versität Tel Aviv, wo sie 1974 zur Professorin ernannt wurde und sich mit 
entwicklungsökonomischen Themen sowie Problemen der Einkommensver-
teilung in Israel beschäftigte. 
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Am Schluss des Sammelbandes widmet sich Lachezar Grudev (Zwickau) 
mit Vera Constance Smith bzw. Lutz (1912–1976) einer heute kaum noch be-
kannten Ökonomin, in deren Vita aber viele der Themen anklingen, die für die 
akademische Karriere von Frauen in den Wirtschaftswissenschaften im 
20. Jahrhundert Relevanz besaßen. Als Doktorandin von Friedrich August von 
Hayek an der LSE, dessen spätere Überlegungen zum Währungswettbewerb 
sie beeinflusste, und als Gattin des Eucken-Schülers Friedrich A. Lutz, dessen 
Artikel sie übersetzte, war sie ein Bindeglied zwischen der englisch- und 
deutschsprachigen akademischen Community. Trotz bemerkenswerter eigener 
Publikationstätigkeit blieb ihr – anders als ihrem Gatten – eine eigene akade-
mische Karriere in den USA, wo sich das Paar zwischen 1937 und 1952 auf-
hielt, verwehrt. Als sie wieder nach Europa zurückgekehrt waren und Fried-
rich Lutz einen Lehrstuhl in Zürich übernahm, gelang es Vera Lutz, durch 
weithin beachtete Arbeiten zur Industriepolitik in Italien und zur Planification 
in Frankreich ein eigenständiges wissenschaftliches Profil zu entwickeln.

Ein Beitrag, von dem eine vorläufige Fassung in Fulda vorgestellt und dis-
kutiert werden konnte und in den noch eine Fülle weiteren Materials eingear-
beitet werden soll, wird erst in einem späteren Band  der Schriftenreihe der 
Studien zur Entwicklung der ökonomischen Theorie erscheinen. Es handelt 
sich um die Studie von Elisabeth Allgoewer (Hamburg) über Frauen im Ver-
ein für Socialpolitik im Zeitraum 1919–1936, die ihre früheren Arbeiten (All­
goewer 2018; 2022; 2023) zur Rolle von Ökonominnen in Deutschland seit 
dem 19. Jahrhundert komplementiert. Man kann bedauern, dass damit der 
breite Überblick über das Wirken deutschsprachiger Ökonominnen in einer 
Zeit, in der sich neue Formen der Mitgestaltung des Faches eröffneten, nicht 
in den vorliegenden Band  aufgenommen werden kann. Immerhin wird mit 
Charlotte Leubuscher eine der wichtigsten Protagonistinnen aus dieser Zeit in 
einem Beitrag behandelt. Man kann sich aber auch darüber freuen, dass die 
Beschäftigung mit der Rolle von Frauen in den Wirtschaftswissenschaften ein 
dauerhaftes Thema in den Publikationen des theoriegeschichtlichen Ausschus-
ses bleiben wird.

Bei der Vorbereitung der Tagung in Fulda wie auch bei der editorischen 
Aufbereitung der Beiträge wurde ich in bewährter Weise unterstützt durch 
Beate Stein, der ich für ihre Umsicht und Gründlichkeit herzlich danke. 
Ebenso bin ich dem Team des Verlags Duncker & Humblot dankbar für die 
wie immer ausgezeichnete Zusammenarbeit bei der Herausgabe dieses Ban-
des. 

Frankfurt am Main, im August 2025	 Rainer Klump
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Nobelpreis 2023 für Claudia Goldin: 
Die Erwerbskarriere von Frauen im Fokus 

Von Christina Gathmann und Eva Sierminska,  
Esch-sur-Alzette/Luxemburg*

I. Einleitung

Der Nobelpreis für Wirtschaftswissenschaften im Jahr 2023 ging an Clau-
dia Goldin, die Henry-Lee-Professorin für Wirtschaftswissenschaften an der 
Harvard University. Sie ist sowohl Arbeitsökonomin als auch Wirtschaftshis-
torikerin und erst die dritte Frau, die den Nobelpreis für Wirtschaftswissen-
schaften erhalten hat. Claudia Goldin hat unser Wissen und Verständnis über 
die Bildungs- und Berufswahl von Frauen, ihre Arbeitsmarktkarrieren und die 
familiären Verpflichtungen, denen sie sich im Laufe der Jahrhunderte gegen-
übersahen, revolutioniert. Ihre Arbeit ist äußerst breit gefächert und reicht von 
historischen Studien über die Bildungsentscheidungen von Mädchen im 
19. Jahrhundert über die Aufdeckung von geschlechtsspezifischer Diskrimi-
nierung bei der Einstellung von Arbeitskräften bis hin zu den Determinanten 
des aktuellen geschlechtsspezifischen Lohngefälles. 

Ihre Arbeit beleuchtet Entwicklungen, die viele übersehen haben. Anstatt 
ausgetretenen Pfaden zu folgen, stellt sie neue Fragen und schlägt neue Wege 
zu wichtigen wirtschaftlichen und sozialen Phänomenen ein. Viele ihrer Stu-
dien bestehen darin, Daten auszugraben, wo es keine gab. In einer Zeit ohne 
Internet, in der umfangreiche Daten über Arbeitskräfte oder Bildung erst all-
mählich verfügbar wurden, bedeutete dieses Unterfangen, viel Zeit mit dem 
Durchsuchen von Bibliothekskatalogen, dem Durchblättern von Büchern und 
dem Sammeln von Daten aus Archivquellen zu verbringen. Zudem betrachtet 
Claudia Goldin Daten auf eine andere Art als andere Menschen; sie sieht 
Muster und Zusammenhänge, die zuvor nicht entdeckt oder benannt worden 
waren. In ihren Arbeiten sieht man oft eine Grafik, die man nie vergessen 
wird, weil sie das untersuchte Phänomen so prägnant und klar darstellt. Sie 
begnügt sich jedoch nicht mit der Identifizierung und Beschreibung von Mus-

�*  Der Beitrag ist erstmals erschienen in Wirtschaftsdienst  – Zeitschrift für Wirt-
schaftspolitik 103/12 (2023), 822–826; er wurde für die Wiederveröffentlichung nur 
leicht überarbeitet. Die Verfasserinnen danken dem ZBW-Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft für die Genehmigung zum Nachdruck.
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16	 Christina Gathmann und Eva Sierminska

tern, sondern zeigt neue kausale Mechanismen für langfristige Veränderungen 
auf, die empirisch nur schwer zu ermitteln sind. 

II. Eine historische Detektivin 

Ihre frühen Arbeiten über den Bürgerkrieg und die Industrialisierung in den 
USA zeigten, dass Frauen in der Geschichtsschreibung kaum vorkommen. 
Diese Lücke inspirierte sie dazu, die Entwicklung der weiblichen Arbeits-
kräfte und ihre Rolle für das Wirtschaftswachstum zu untersuchen. Goldins 
Buch Understanding the Gender Gap: An Economic History of American 
Women (1990) wurde zu einem Klassiker. In diesem Buch setzte Goldin quan-
titative Methoden und neu erhobene Daten ein, um zu belegen, dass der wirt-
schaftliche Status amerikanischer Frauen das Ergebnis dauerhafter gesell-
schaftlicher Muster und nicht eines jüngsten sozialen Wandels ist. 

Goldins Forschungen widerlegten die weit verbreitete Annahme, dass Wirt-
schaftswachstum zwangsläufig zu mehr bezahlten Beschäftigungsmöglichkei-
ten für Frauen führt. Im Gegensatz zu dieser vereinfachten Sichtweise, die 
sich auf Daten aus dem 20. Jahrhundert stützt, zeigten Goldins Ergebnisse 
komplizierte historische Trends bei der Beschäftigung von Frauen in den Ver-
einigten Staaten. Ihre bekannte Abbildung der Entwicklung der Erwerbsbetei-
ligung von Frauen zeigt stattdessen eine U-Form (siehe Abb. 1). 
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Abb. 1: Der Übergang verheirateter Frauen ins Erwerbsleben im Laufe der Zeit.
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Goldin beleuchtete die verborgenen Realitäten der Beschäftigungsmuster 
von Frauen während des Übergangs von der Agrar- zur Industriewirtschaft im 
späten 18. Jahrhundert. Mit dem Beginn der weit verbreiteten Industrialisie-
rung ging die Beschäftigung von Frauen deutlich zurück. Dieser Rückgang 
hielt während der Industriellen Revolution bis ins frühe 20. Jahrhundert an. 
Der Rückgang der Frauenerwerbstätigkeit war zum Teil auf die Art der indus-
triellen Arbeit zurückzuführen, wie z. B. die Fabrikarbeit, die eine längere 
Abwesenheit von zu Hause erforderte. Dies stellte eine Herausforderung dar, 
da es für verheiratete Frauen schwierig, wenn nicht gar unmöglich war, so-
wohl ihre Erwerbstätigkeit als auch ihre Pflichten als Hausfrau und Familien-
betreuerin zu erfüllen.

Doch mit Beginn des 20. Jahrhunderts begannen Faktoren, die über das 
reine Wirtschaftswachstum hinausgingen, die Beschäftigungslandschaft für 
Frauen zu verändern. Das Aufkommen des Dienstleistungssektors führte zu 
einer Zunahme von Büro- und Verwaltungsstellen. Darüber hinaus trugen 
auch die erweiterten Bildungsmöglichkeiten für Frauen zum Anstieg ihrer 
Beschäftigungsquote bei. Trotz dieser positiven Entwicklungen wurden die 
Fortschritte der Frauen auf dem Arbeitsmarkt durch verschiedene Hindernisse 
beeinträchtigt. Gesellschaftliche Vorurteile und diskriminierende Rechtsvor-
schriften, die häufig auf Vorurteilen beruhen, führten dazu, dass verheiratete 
weibliche Arbeitnehmer in bestimmten Berufen entlassen wurden. Darüber 
hinaus veranlassten gesellschaftliche Erwartungen viele junge Frauen dazu, 
ihre Bildungsanstrengungen einzuschränken, da sie davon ausgingen, dass sie 
kurz vor der Heirat erwerbstätig sein würden, und die Arbeitgeber bevorzug-
ten häufig alleinstehende Frauen oder Männer gegenüber Frauen, die eine 
Auszeit von der Arbeit genommen hatten, um Kinder zu erziehen. In den 
späten 1960er Jahren setzte sich der Übergang fort, und die Beschäftigungs-
möglichkeiten für Frauen verbesserten sich erheblich. Goldins Forschungen 
enthüllten die nuancierten historischen Faktoren, die die Beschäftigungsmus-
ter von Frauen beeinflussten, stellten vereinfachende Erzählungen infrage und 
beleuchteten die Komplexität der Geschlechterdynamik in der Arbeitswelt. 

III. Eine neue Sicht auf Ungleichheit

Nach ihrem Buch zur Erwerbstätigkeit von Frauen, begann Goldin mit der 
Erforschung der Geschichte der amerikanischen Bildung. Sie konzentrierte 
sich dabei auf die Bedeutung der High-School-Bewegung in der Entwicklung 
des Bildungswesens und deren Einfluss auf die Gestaltung der Hochschulbil-
dung in den Vereinigten Staaten. Ihre Präsidentschaftsrede vor der Economic 
History Association im Jahr 2001 mit dem Titel The Human Capital Century 
and American Leadership: Virtues of the Past (Das Jahrhundert des Hu­
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mankapitals und die amerikanische Führungsrolle: Tugenden der Vergangen­
heit) gibt einen anschaulichen Überblick über diese Forschungsarbeiten. 

Ihre Arbeit über die Geschichte der Bildungsexpansion führte Claudia Gol-
din zu der umfassenderen Frage, welche Rolle die Bildung für die Ungleich-
heit spielte. In einer Studie mit Robert Margo prägte sie den Begriff Great 
Compression, die sich auf eine Periode bezieht, in der sich die Lohnunter-
schiede in den Vereinigten Staaten zwischen den 1940er und den 1970er Jah-
ren stark verringerten. In diesem Zeitraum schrumpften die Unterschiede in 
der Vermögens- und Einkommensverteilung zwischen wohlhabenden und 
weniger privilegierten Personen. 

Goldin und Margo (1992) untersuchen mehrere wirtschaftliche und soziale 
Faktoren, die zu dem beobachteten Rückgang der Lohnungleichheit beigetra-
gen haben könnten. Insbesondere untersuchen sie Verschiebungen im Bil-
dungsniveau, Veränderungen in den Arbeitsmarktinstitutionen und die Aus-
wirkungen des technischen Fortschritts. Ihre wichtigste Schlussfolgerung ist, 
dass neben dem Zweiten Weltkrieg ein Großteil des Rückgangs durch einen 
Anstieg der Nachfrage nach ungelernten Arbeitskräften in einer Zeit erklärt 
werden kann, in der das Angebot an ausgebildeten Arbeitskräften stark zu-
nahm.
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Abb. 2: Entwicklung des relativen Angebots an Hochschulabsolventen  
und der relativen Löhne.
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Die Frage nach der Rolle der Bildung für die Lohnstruktur und das Wirt-
schaftswachstum fand später ihren Niederschlag in Goldins bahnbrechendem 
Buch The Race between Education and Technology (2008), das sie zusammen 
mit Lawrence Katz schrieb. Das Buch liefert einen überzeugenden Bericht 
darüber, wie wichtig Bildung und Humankapital für das Wirtschaftswachstum 
in den Vereinigten Staaten und in weiten Teilen der industrialisierten Welt 
waren. Es liefert auch detaillierte historische Belege für Tinbergens Hypo-
these über den Wettlauf zwischen Bildung und Technologie als Hauptfaktoren 
für die Einkommensungleichheit. Sie identifiziert Investitionen in Human
kapital als den wichtigsten Gleichmacher auf dem US-Arbeitsmarkt. Unter 
Tinbergens Annahme, dass die Technologie von den Qualifikationen abhängt, 
würde der technologische Fortschritt unweigerlich die Ungleichheit zwischen 
den verschiedenen Qualifikationsgruppen verschärfen, wenn es nicht zu ei-
nem entsprechenden Anstieg des Humankapitalangebots kommt. Ihr berühm-
tes Diagramm (siehe Abb. 2) zeigt, dass die Qualifikationsprämie in umge-
kehrtem Verhältnis zum relativen Angebot an Hochschulabsolventen steht.

IV. Eine Spurensuche nach komplexen Phänomenen

Claudia Goldin nutzt innovative Methoden, um schwer fassbare Phänomene 
zu quantifizieren. Ein herausragendes Beispiel ist ihre Arbeit über Geschlech-
terstereotypen. In Orchestrating Impartiality: The Impact of Blind Auditions 
on the Sex Composition of Orchestras (2000) untersuchte sie gemeinsam mit 
Cecilia Rouse die Auswirkungen von Blind Auditions auf die Geschlechterzu-
sammensetzung von Orchestern. Unter Blind Auditions versteht man die 
Durchführung von Probespielen hinter einem Bildschirm, wobei die Identität 
des Musikers vor den Juroren verborgen wird. Ziel ist es, Vorurteile in Bezug 
auf das Geschlecht des Musikers zu beseitigen und Fairness während des Pro-
bespiels zu gewährleisten. Goldin und Rouse fanden heraus, dass die Einfüh-
rung von Blind Auditions die Wahrscheinlichkeit, dass Musikerinnen für Or-
chesterpositionen ausgewählt werden, deutlich erhöht. Die Einführung dieses 
unparteiischen Probespiels trug dazu bei, geschlechtsspezifische Diskriminie-
rung abzuschwächen, was zu einer vielfältigeren und ausgewogeneren Zu-
sammensetzung von Orchestern führte. Mit anderen Worten: Dadurch, dass 
das Geschlecht der Kandidaten nicht mehr sichtbar war, wurde die Auswahl 
der Orchester geschlechtsneutraler, so dass sich die Juroren ausschließlich auf 
die musikalische Leistung konzentrieren konnten. Ihre Forschung lieferte em-
pirische Belege für die Wirksamkeit von Blind Auditions bei der Förderung 
der Geschlechtergleichstellung in der klassischen Musikbranche.

Ein weiteres Beispiel ist ihre Arbeit über die lang anhaltende Wirkung der 
Antibabypille. In The Power of the Pill: Oral Contraceptives and Women’s 
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Career and Marriage Decisions (Die Macht der Pille: Orale Verhütungsmittel 
und die Karriere- und Heiratsentscheidungen von Frauen), die sie gemeinsam 
mit Larry Katz verfasst hat, zeigt sie den tiefgreifenden Einfluss der oralen 
Verhütungsmittel auf die Lebensentscheidungen von Frauen. Die Studie kon-
zentriert sich auf die Einführung der Antibabypille in den 1960er Jahren und 
ihre transformierende Wirkung auf die Entscheidungsfindung von Frauen. Die 
Arbeit kombiniert deskriptive Zeitreihen mit ökonometrischer Evidenz, die 
die Unterschiede in der Verfügbarkeit der Pille in den verschiedenen US-
Bundesstaaten und Frauenkohorten nutzen. 

Die größere Kontrolle der Frauen über ihre reproduktiven Entscheidungen 
hatte tiefgreifende Auswirkungen auf die Bildungsentscheidungen und die 
berufliche Laufbahn der Frauen. Dank der Möglichkeit, die Geburt zu planen 
und hinauszuzögern, konnten Frauen in eine höhere Bildung investieren und 
ihre Karriere aufbauen, bevor sie eine Familie gründeten. Infolgedessen 
spielte die Pille eine entscheidende Rolle bei der Erhöhung der Erwerbsbetei-
ligung von Frauen und der Verringerung des Lohngefälles zwischen den Ge-
schlechtern. Außerdem veränderte sie das Heiratsverhalten. Frauen, die Zu-
gang zu oralen Verhütungsmitteln hatten, neigten dazu, die Heirat hinauszuzö-
gern und ihre Ausbildung und Karriere in den Vordergrund zu stellen. Diese 
Verschiebung des Heiratszeitpunkts ermöglichte es den Frauen, Humankapital 
und Berufserfahrung zu sammeln, was zu erfolgreicheren und dauerhafteren 
Ehen führte, wenn sie sich entschlossen, den Bund der Ehe zu schließen. 

Insgesamt zeigte die Studie, dass die Pille Frauen dazu befähigte, eine hö-
here Bildung anzustreben, Karriere zu machen und bewusstere Entscheidun-
gen über Heirat und Familienplanung zu treffen. Diese transformative Wir-
kung hatte weitreichende Auswirkungen auf die Gleichstellung der Geschlech-
ter in der Arbeitswelt und veränderte die gesellschaftlichen Normen in Bezug 
auf die Rolle der Frau in Bildung, Beruf und Familie.

V. Eine (nicht so) stille Revolution

In ihrer Richard-T.-Ely-Vorlesung The Quiet Revolution That Transformed 
Women’s Employment, Education and Family (2006) kombiniert sie das 
Handwerkszeug einer Wirtschaftshistorikerin mit ihrem Interesse an der Rolle 
der Frau in und für die Wirtschaft. Sie identifiziert drei Entwicklungsphasen: 
Phase I vom späten 19. Jahrhundert bis in die 1920er Jahre, Phase II von 1930 
bis 1950 und Phase III von etwa 1950 bis Mitte der 1970er Jahre. Jede Phase 
zeichnete sich durch deutliche Veränderungen bei der Erwerbsbeteiligung, 
dem Heiratsalter, dem Hochschulabschluss, der Einschreibung an Berufsschu-
len und der beruflichen Neuorientierung aus. Phase IV markiert die „stille 
Revolution“, die in den späten 1970er Jahren begann und bis in die Gegenwart 
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andauert. In dieser revolutionären Phase formten Frauen ihre Identität als Er-
wachsene noch vor der Heirat und wurden zu aktiven Teilnehmern im Haus-
halt und auf dem Arbeitsmarkt (siehe Abb. 3). 

Die Revolution beschränkte sich nicht auf hoch gebildete Frauen, sondern 
war weit verbreitet und betraf Frauen mit unterschiedlichem Bildungshinter-
grund. Sie berührte verschiedene Aspekte des Lebens von Frauen, wie das 
Alter bei der ersten Heirat, die Scheidungsraten, die Anzahl und den Zeitpunkt 
von Kindern, das relative Einkommen und die Bindung an den Arbeitsmarkt. 
Dabei war der Anstieg der Erwerbsbeteiligung von Frauen und die Erhöhung 
der Arbeitszeit eine Voraussetzung für den Übergang von der evolutionären 
zur revolutionären Phase. Goldin betont jedoch, dass die bloße Erwerbsbetei-
ligung nicht ausreicht, um von einer Revolution zu sprechen. Zur revolutionä-
ren Phase gehören auch Veränderungen des Horizonts (die Vorwegnahme des 
künftigen Arbeitslebens der Frauen) und der Identität (die Identitätsbildung 
vor der Ehe).

In A Grand Gender Convergence: Its Last Chapter (2014) nimmt Goldin 
eine zukunftsorientierte Perspektive ein. Sie stellt die Frage, was notwendig 
ist, damit Frauen und Männer auf dem Arbeitsmarkt eine größere Parität errei-
chen. Goldin argumentiert, dass es nicht mehr um Unterschiede im Humanka-
pital von Frauen und Männern geht. Stattdessen wird das geschlechtsspezifi-
sche Lohngefälle dadurch bestimmt, wie der Arbeitsmarkt lange Arbeitszeiten 
belohnt und Flexibilität bestraft. Arbeitsplätze mit nichtlinearer Entlohnung 
belohnen überproportional diejenigen, die besonders lange arbeiten. Bei die-
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Abb. 3: Erwerbsquoten für Frauen und Männer nach Alter und Familienstand:  
1890 bis 2004.
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sen Arbeitsplätzen handelt es sich meist um Arbeitsplätze im oberen Lohnseg-
ment.

Um den Kontext abzustecken, erörtert sie zunächst die konvergierenden 
Rollen von Männern und Frauen in Gesellschaft und Wirtschaft und hebt die 
Fortschritte hervor, die bei der Verringerung der geschlechtsspezifischen Un-
terschiede in verschiedenen Bereichen wie Erwerbsbeteiligung, bezahlte Ar-
beitszeit, Bildung und Einkommen erzielt wurden. Die Gleichstellung auf 
dem Arbeitsmarkt erfordere eine Umstrukturierung und Entlohnung der Ar-
beitsplätze, um die zeitliche Flexibilität zu erhöhen. Das geschlechtsspezifi-
sche Lohngefälle könnte erheblich verringert werden, wenn die Unternehmen 
diejenigen, die längere Arbeitszeiten haben, nicht unverhältnismäßig belohnen 
würden. Goldin verweist auch auf die Notwendigkeit, dass Männer mehr Ver-
antwortung im Haushalt übernehmen. Insgesamt werden in dem Artikel kon-
krete Maßnahmen und Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt gefordert, um 
die Gleichstellung der Geschlechter zu erreichen.

VI. Claudia Goldins Einfluss auf die Disziplin

In jüngster Zeit hat Claudia Goldin die Auswirkungen von Covid-19 und 
Telearbeit auf die Arbeitsmarktergebnisse von Frauen und Männern unter-
sucht. Sie argumentiert, dass die geschlechtsspezifischen Unterschiede vor 
allem auf Bildungsunterschiede und nicht auf das Geschlecht an sich zurück-
zuführen sind (Goldin, 2022). Erst kürzlich hat Claudia Goldin eine Untersu-
chung über die Geschichte der gesetzlichen Rechte von Frauen in den USA 
vorgelegt (Goldin, 2023).

Ihr Einfluss auf die Disziplin geht jedoch weit über ihr wissenschaftliches 
Werk hinaus. Ein Blick auf ihren eigenen beruflichen Werdegang hilft, die 
Rolle zu verstehen, die Claudia Goldin für das Fach und insbesondere für 
Frauen in der Wirtschaftswissenschaft gespielt hat. Claudia Goldin begann 
nicht als Arbeitsökonomin oder Wirtschaftshistorikerin. Sie kam als Dokto-
randin an die University of Chicago, um bei George Stigler (Nobelpreisträger 
1982), Sam Peltzman, Ronald Coase (Nobelpreisträger 1991) und Lester Tel-
ser Industrial Organization zu studieren. Es war die Ankunft von Gary S. Be-
cker (Nobelpreisträger 1992) an der University of Chicago, die sie zur Ar-
beitsökonomie brachte; und es war ein Kurs bei Bob Fogel (Nobelpreisträger 
1993), der ihr Interesse an der Wirtschaftsgeschichte weckte, dem Gebiet, in 
dem sie ihre Dissertation schrieb. Nach Stationen an der University of Wis-
consin-Madison, Princeton und der University of Pennsylvania war Claudia 
Goldin 1990 die erste Frau, die eine ordentliche Professur am Department of 
Economics in Harvard erhielt.
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Sowohl ihre Arbeit als auch ihre eigene Erfahrung, eine – und oft die ein-
zige – Frau unter vielen Männern zu sein, machten sie zu einer starken Befür-
worterin von Inklusion und Gleichberechtigung in den Wirtschaftswissen-
schaften. Sie initiierte die Undergraduate Women in Economics (UWE) Chal­
lenge, um zu verstehen, warum der Anteil der Frauen unter den Studenten der 
Wirtschaftswissenschaften so niedrig ist (Avilova und Goldin, 2018). Ihre Ar-
beit und ihre Karriere sind eine Inspiration für Generationen von Frauen in 
den Wirtschaftswissenschaften – die wenigen, die zur gleichen Zeit ihre Kar-
riere begonnen, die größere Gruppe von Frauen, die Jahre oder Jahrzehnte 
später angefangen haben, und die hoffentlich vielen Frauen, die die Wirt-
schaftswissenschaften in Zukunft beleben werden. 
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Vom utopischen Institutionengestalten

Beatrice Webb (1858–1943) und ihre kontextuale Ökonomik

Von Christian E. W. Kremser, Frankfurt am Main* 

I. Einleitung

Auch wenn sich die Situation merklich gebessert haben mag: Frauen erhal-
ten in der Ideengeschichte weiterhin zu wenig Aufmerksamkeit, die ökonomi-
sche bildet an dieser Stelle keine Ausnahme. Dass diesbezüglich ein Nachhol-
bedarf besteht, darüber herrscht weitestgehend Einigkeit.1 Eindrucksvoll lässt 
sich am Beispiel von Beatrice Webb zeigen, wie groß dieser Nachholbedarf 
tatsächlich noch ist.

Beatrice2 hat einen kaum zu überschätzenden Beitrag zu den Wirtschafts-
wissenschaften geleistet, und zwar in doppelter Hinsicht: Einerseits half sie, 
den öffentlichen Diskurs ihrer Zeit in Großbritannien im Hinblick auf ökono-
mische Fragestellungen maßgeblich zu beeinflussen, nicht nur durch ihr Mit-
wirken in der Fabian Society,3 sondern auch durch ihre Unterstützung bei der 

�*  Für den Ratschlag, mich näher mit Beatrice Webb zu beschäftigen, möchte ich 
mich recht herzlich bei Frau Dr. Sasha Disko-Schmidt, Deutsches Museum, München, 
bedanken. Herrn Prof. Dr. Nils Goldschmidt, Universität Siegen, verdanke ich die An-
regung zum finalen inhaltlichen Zuschnitt des Beitrags. Für äußerst hilfreiche Litera-
turhinweise danke ich darüber hinaus Frau Prof.’in Elisabeth Allgoewer, Universität 
Hamburg, und Herrn Prof. Dr. Dres. h. c. Bertram Schefold, Goethe-Universität Frank-
furt am Main.

1  Vgl. Gronert (2001a); Allgoewer/Lampalzer (2018).
2  Um Verwechslungen zu vermeiden, werden die Eheleute Webb im Folgenden bei 

ihren Vornamen genannt.
3  Die Fabian Society wurde am 4.  Januar 1884 in London gegründet. Sie nannte 

sich nach dem römischen Feldherrn Quintus Fabius Maximus Verrucosus, der sich 
während des Zweiten Punischen Krieges einer Hinhalte-Taktik bediente, um durch 
eine Serie allmählicher Siege die überlegene karthagische Armee unter Hannibal zu 
schlagen. Unmittelbar nach ihrer Gründung zog die Fabian Society viele prominente 
Persönlichkeiten an, die sich für die sozialistische Sache einsetzen wollten, darunter 
beispielsweise auch die Schriftsteller George Bernard Shaw (1856–1950) und 
H. G. Wells (1866–1946). Alleinstellungsmerkmal der Fabian Society bildete, dass sie 
zwar sozialistische Ziele verfolgte, diese aber nicht mit einer Revolution, sondern 
durch schrittweise sozialpolitische Reformen umzusetzen gedachte, eine Strategie, in 
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Gründung der London School of Economics (LSE) und der Zeitschrift The 
New Statesman.4 Durch ihr gesellschafts- und wissenschaftspolitisches Enga-
gement trug sie so zu einer weiteren Institutionalisierung der Ökonomik bei. 
Andererseits hat Beatrice durch eine umfassende Publikationstätigkeit an der 
Entwicklung der ökonomischen Theorie teilgenommen, und zwar nicht nur 
durch die Schriften, die sie mit ihrem Ehemann Sidney gemeinsam verfasste. 
Mit Fug und Recht kann sie beispielsweise als Wegbereiterin feministischer 
Ökonomik gelten, war sie doch bereits früh dafür eingetreten, dass Frauen für 
die gleiche Arbeit dasselbe Gehalt wie Männer verdienen.5 Mit der Auffas-

deren Zusammenhang häufig das auf Sidney zurückgehende Motto der Vereinigung 
zitiert wird: „The Inevitability of Gradualness“ (Webb (1985 [1931]), S. 261). Zu die-
sem Zweck bemühte sich die Vereinigung um eine gezielte Einflussnahme politischer 
Akteure. Heute würde man sie deswegen vermutlich als Thinktank bezeichnen, der vor 
allem der Labour Party nahestand, vgl. Middleton (1949). Das Zentrum der Vereini-
gung bildete zweifelsohne das Ehepaar Webb. Großer Beliebtheit erfreuten sich die 
regelmäßigen Abendessen in deren Hause, die zwar einerseits für eine spartanische 
Küche bekannt waren, andererseits für eine exquisite Gesellschaft, welche Persönlich-
keiten des gesamten öffentlichen Lebens in Großbritannien versammelte. Akribisch 
plante Beatrice zu diesen Anlässen die Sitzordnung, bei denen nicht selten amtierende 
und zukünftige Premierminister zugegen sein sollten, um sicherzustellen, dass die 
Ideen der Fabian Society politisches Gehör finden würden. Aufgrund dieser öffent
lichen Einflussnahme und der dominanten Rolle, welche das Ehepaar Webb in der Fa-
bian Society spielte, sollte Wells, als er die Vereinigung schließlich im Streit verließ, 
dieses in seinem Roman The New Machiavelli (1911) anhand des intriganten Ehepaars 
Altiora und Oscar Bailey karikieren.

4  Die Geschichte der LSE geht auf das Jahr 1895 zurück, als sie von vier Fabian 
Society-Mitgliedern – neben Sidney und Beatrice noch Shaw und Graham Wallas ge-
gründet wurde. Die Finanzierung erfolgte durch private Spenden, unter anderem durch 
ein Vermächtnis in Höhe von 20.000 £ von Henry Hunt Hutchinson an die Fabian So-
ciety. Die LSE wurde ursprünglich gegründet, um das Ziel der Fabian Society voran-
zutreiben, die Gesellschaft zu verbessern, indem auch Angehörigen der Arbeiterklasse 
Zugang zu akademischer Bildung ermöglicht wird, und um sich auf die Erforschung 
von Armut, Ungleichheit und damit zusammenhängenden Problemen zu konzentrie-
ren. Später sollte sich die LSE zunehmend von ihren Wurzeln in der Fabian Society 
lösen. Für den Beitrag der Webbs zur Entstehung der LSE vgl. Beveridge (1949).

�The New Statesman wurde am 12. April 1913 als wöchentliche Zeitschrift für Poli-
tik und Literatur gegründet. Sie stand zunächst in Verbindung mit Sidney und Beatrice 
sowie anderen führenden Mitgliedern der Fabian Society, wie Shaw, der als einer ihrer 
Gründungsdirektoren fungierte. 1931 fusionierte sie mit der liberalen Wochenzeitung 
The Nation and Athenaeum, deren verantwortlicher Redakteur zu diesem Zeitpunkt 
John Maynard Keynes (1883–1946) war, und änderte ihren Namen daraufhin in New 
Statesman and Nation. Zum Beitrag der Webbs bei der Gründung von The New States­
man vgl. Ratcliffe (1949).

5  Vgl. Webb (2011 [1919]) und Chassonnery-Zaïgouche (2018). Auch wenn sich 
Beatrice für eine Angleichung der Löhne zwischen den Geschlechtern einsetzte, ist 
doch umstritten, ob sie als Feministin gelten kann. Der Grund dafür: Im Jahr 1880 
hatte sie eine Petition gegen die Einführung des Frauenwahlrechts unterschrieben und 
sollte sich erst viele Jahre später öffentlich davon distanzieren. Ihre konservative Hal-
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sung, der Übergang vom Kapitalismus in den Sozialismus habe friedlich, 
vermittelt über einen demokratischen Prozess – anstatt durch gewaltsame Re-
volution – vonstattenzugehen, sollte sie darüber hinaus dabei helfen, eine ei-
gene Form des Sozialismus, den Fabianischen Sozialismus, zu begründen.6

Trotz dieser Leistungen ist das Ausmaß an ideengeschichtlicher Forschung 
zu ihr überschaubar.7 Um dies zu erklären, wurden in der Vergangenheit vor 
allem zwei Gründe angeführt. Zum einen habe der Fokus früherer Arbeiten 
mehrheitlich auf dem Schaffen von Sidney gelegen. Zum anderen sei das Er-
kenntnisinteresse, sofern es Beatrice direkt betraf, vor allem durch ihr Leben 
als politische Aktivistin motiviert gewesen, wodurch sich auch die Fülle an 
biographischen Schriften zu ihrem Leben erklären ließe.8 Den krassen Kon

tung zur politischen Emanzipation der Frau wird in der Literatur häufig mit dem libe-
ralen Geist erklärt, der in ihrem Elternhaus zur Frauenfrage geherrscht habe. So fühlten 
sich die Töchter von Richard Potter (1817–1892), dem Vater von Beatrice, nie auf-
grund ihres Geschlechts benachteiligt: „Potter war ein homme à femmes besonderer 
Prägung: er vergötterte seine Frau und liebte seine neun Töchter; er war, wie Beatrice 
schrieb, der einzige Mann, den sie kannte, der aufrichtig an die Überlegenheit der 
Frauen über die Männer glaubte – was paradoxerweise zur Folge hatte, daß am Beginn 
ihres Erwachsenenlebens seine Töchter Anti-Feministinnen waren.“ (Lepenies (1998), 
S. 102). Zur Beziehung von Beatrice und dem Feminismus vgl. auch Caine (1982) und 
Nyland (1995).

6  Selbstverständlich müsste eine ganzheitliche Perspektive auf die Verdienste von 
Beatrice für die Ökonomik auch – nur dann eben negativ – berücksichtigen, dass sie 
gemeinsam mit Sidney, nachdem beide die Sowjetunion bereist hatten, eine Apologe-
tik der sich damals bereits abzeichnenden Schreckensherrschaft verfasste, vgl. Webb/
Webb (1935). Eine solche zu verfassen, hatten sich die Webbs bereits vor ihrer Reise 
vorgenommen. Ausschlaggebend hierfür war die Frustration, die beide angesichts der 
britischen Unterhauswahl vom 27. Oktober 1931 empfanden. In dieser hatte die La-
bour Party herbe Verluste hinnehmen müssen, nachdem bereits im vorangegangenen 
August das zweite Labour-Kabinett des Premierministers Ramsay MacDonald, das bis 
dahin als Minderheitsregierung hatte regieren können und dem Sidney als Colonial 
Secretary angehört hatte, zurücktreten musste, vgl. Shiels (1949), S. 201. Enttäuscht 
wandten sich die Webbs von der fabianischen Strategie allmählicher Siege ab und be-
gannen euphorisch auf den sowjetischen Kommunismus zu blicken, dem sie bislang 
distanziert gegenübergestanden hatten, vgl. Nasar (2012), S. 338–340. Für den Wandel 
der Beziehung der Webbs zum Sowjetkommunismus vgl. auch Drake (1949) und Mor­
gan (2006).

7  Im Grunde genommen existiert nur eine Monographie, die ausschließlich ihrem 
theoretischen Werk gewidmet ist: Nolan (1989). Dort wird Beatrice als politische The-
oretikerin behandelt.

8  Vgl. Nolan (1989), S. 1. Zu den Biographien zu ihr und ihrem familiären Umfeld 
zählen: Hamilton (1932), Cole (1946), Muggeridge/Adam (1968), Radice (1984), Nord 
(1985), Caine (1986), Seymour-Jones (1992), Romano (1998), Harrison (1999), Ga­
han (2017), Channon (2021) und Reisman (2022). Während manche Biographien ne-
ben Beatrice auch Sidney behandeln, existiert keine einzige Biographie zu Sidney al-
leine. 
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trast zwischen ihrer nicht zu leugnenden Bedeutung für die Geschichte der 
Wirtschaftswissenschaften einerseits und der verhaltenen Beachtung durch 
die ökonomische Ideengeschichte andererseits vermag das aber nicht so recht 
zu erklären. Folglich lässt sich nicht ausschließen – oder muss gar vermutet 
werden –, dass das mangelnde Interesse mit dem sachgrundlosen Umstand zu 
tun hat, dass sie eine Frau gewesen ist. Hinzugesellt sich ein weiteres Defizit 
in der bisherigen ideengeschichtlichen Forschung zu Beatrice. Wird sie be-
handelt, dann überwiegend als Soziologin, nicht als Ökonomin.9 So urteilt 
beispielsweise Anka Gronert in ihren Porträts zu Frauen in der Ökonomie, 
dass Beatrice „trotz ihrer außerordentlichen Karriere und ihrer ideenreichen 
theoretischen Beiträge als Nationalökonomin nur Wenigen bekannt“10 sei. Ihr 
mehr Aufmerksamkeit zuteilwerden zu lassen und sie umfassend als Ökono-
min zu würdigen, hat sich deswegen der vorliegende Beitrag vorgenommen.

Worin könnte nun die andauernde Bedeutung von Beatrice als Ökonomin 
bestehen? Gronert macht hierzu bloß zarte Andeutungen: Sie sieht in dem 
„Bestreben [von Beatrice], die Bedeutung einer Institutionenlehre für die ana-
lytische Kraft der Volkswirtschaftslehre aufzuzeigen, […] ihre größte Leis
tung.“11 Diese Einschätzung ist sicherlich richtig. Sie soll im Folgenden zum 

9  Für die wenigen Ausnahmen vgl. Cole (1949), Polkinghorn/Thomson (1998, 
S. 50–68), Henderson (2000), Gronert (2001b), Nasar (2012, S. 91–138) und Gouver­
neur (2018). Dass dem so ist, mag aber auch einfach dem Umstand geschuldet sein, 
dass die Geschichte des eigenen Fachs in der Soziologie einen ganz anderen Status 
genießt als in den Wirtschaftswissenschaften.

10  Gronert (2001b), S. 212.
11  Gronert (2001b), S. 209. Da in der Forschung zum Ehepaar Webb bislang das 

Augenmerk hauptsächlich auf Sidney lag, besteht Gronerts erklärter Anspruch darin, 
in ihrem Porträt zu Beatrice deren eigenständigen, theoretischen Beitrag zu würdigen, 
indem sie nur von ihr allein verfasste Publikationen bespricht. Dass sie den Beitrag 
von Beatrice in einer Verbreitung institutionenökonomischen Gedankenguts sieht, er-
wähnt sie dabei eher beiläufig. Um dieses Urteil zu untermauern, hätte sie nämlich 
auch auf die gemeinsam mit Sidney verfassten Schriften rekurrieren müssen. Aus die-
sem Grund belässt sie es bei ein paar wenigen Andeutungen. In dieselbe Richtung ar-
gumentiert aber auch Kenneth E. Boulding, der sogar vorschlägt, Beatrice – gemein-
sam mit Sidney – zu einer Gruppe von „London School Institutionalists“ zu zählen, 
deren Zentrum sie beide gebildet hätten, vgl. Boulding (1957, S. 3). Neben Gronert 
und Boulding haben aber auch noch andere die Verbindungen zwischen den Webbs 
und den institutionellen Ansätzen ihrer Zeit betont, seien es solche mit der Deutschen 
Historischen Schule (vgl. Rueschemeyer/Van Rossem (1996)), dem amerikanischen 
Institutionalismus (vgl. Rutherford (2007, S. 295; 2011, S. 33; S. 158)) oder mit der 
Englischen Historischen Schule (vgl. Koot (1987), S. 160–186), vgl. hierzu auch Kauf­
man (2000; 2013, S. 766–768; 2017). Bei Polkinghorn/Thomson (1998, S. 67) heißt 
es: „[…] her passion for the study of institutions connects her with a goodly company 
of other intellectuals, including Max Weber, Wesley C. Mitchell, John R. Commons 
and Thorstein Veblen, to mention just a few.“ Die Auffassung, dass sich die Webbs der 
Institutionenökonomik zuordnen lassen, findet man auch bei Eriguchi (2009).
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Anlass genommen werden, erstmals die Stellung von Beatrice zu dem zu be-
stimmen, was heute vielmals als „kontextuale Ökonomik“ bezeichnet wird. 
Im Gegensatz zu isolierenden Ansätzen bemüht sich diese, das Grenzgebiet 
zwischen Wirtschaft und anderen gesellschaftlichen Bereichen auszuleuchten. 
Ihr Anspruch besteht folglich darin, ökonomische Phänomene ganzheitlich, in 
ihren historischen und geographischen Dimensionen, erfassen zu wollen. 

Der Beitrag ist dabei wie folgt aufgebaut: In einem ersten Schritt soll sich 
zunächst darüber Klarheit verschafft werden, was unter kontextualer Ökono-
mik zu verstehen ist. Bei deren bloßen Umreißen kann indes nicht stehenge-
blieben werden. Als unumgänglich wird sich alsbald erweisen, auch histori-
sche Ansätze einer kontextualen Ökonomik und ihre Vertreter wenn nicht zu 
besprechen, so doch zumindest aufzuzählen. Anschließend kann in einem 
zweiten Schritt das ökonomische Forschungsprogramm von Beatrice in sei-
nen Grundzügen vorgestellt werden. Hierbei soll Gronerts Ratschlag gefolgt 
werden, nachdem „[e]ine gründliche Würdigung von Beatrice […] als Vertre-
terin des ‚alten‘ Institutionalismus […] auch die mit Syndey [sic] […] zusam-
men konzipierten Werke mit ein[zu]beziehen“12 hat. Das Hauptaugenmerk 
soll in diesem Zusammenhang darauf liegen, den Begriff der sozialen Institu-
tion, der für die theoretischen Überlegungen der Webbs wesentlich ist, zu 
entwickeln und anschließend ihre methodischen Grundsätze mit den zuvor 
vorgestellten Prämissen kontextualer Ökonomik abzugleichen. In einem drit-
ten und vierten Schritt kann dann der Frage nachgegangen werden, von wem 
Beatrice in ihrem Denken beeinflusst wurde und wen sie wiederum beein-
flusst hat. Auf diese Weise wird ihre Beziehung zu anderen zeitgenössischen 
Vertretern kontextualer Ansätze herausgearbeitet werden. Zu guter Letzt kön-
nen noch ein paar Gedanken zu ihrer Anschlussfähigkeit an die heutige De-
batte angestellt werden. Dass eine solche besteht, lässt sich demonstrieren, 
indem ihre Gedankengänge in Bezug zu drei ausgesuchten, aktuellen Diskur-
sen innerhalb der Ökonomik gesetzt werden, erstens mit der Diskussion um 
ein mögliches Ende des Kapitalismus, zweitens mit der um die Notwendigkeit 
einer ökologischen und sozialen Transformation der Wirtschaft und drittens 
mit der um eine Forderung nach mehr Wirtschaftsdemokratie in der Unterneh-
menswelt.

II. Was ist kontextuale Ökonomik?

Bevor auf Beatrice und ihr ökonomisches Denken zu sprechen gekommen 
werden kann, ist es zunächst notwendig, sich darüber zu verständigen, was im 
Folgenden unter dem Begriff einer „kontextualen Ökonomik“ verstanden 
werden soll. Er lässt sich auf Neva R. Goodwin zurückführen. In ihren Worten 

12  Gronert (2001b), S. 209.
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kann die Grundidee kontextualer Ökonomik folgendermaßen zusammenge-
fasst werden:

„The starting premise for Contextual Economics is that an economic system is em-
bedded within a social context that includes ethics, norms and human motivations, 
and the culture that expresses them. It also includes politics – that is, the deploy-
ment of economic and other kinds of power – as well as institutions, and history. 
Equally important is the recognition that an economic system is embedded within a 
physical context that includes the built environment, as well as the natural world 
from which all the materials we use ultimately derive. The health of any economic 
system is absolutely dependent on the health of these embracing contexts.“13

Analytischer Ausgangspunkt kontextualer Ökonomik ist also die Annahme, 
dass das Wirtschaftssystem nur ein gesellschaftliches Areal unter vielen bildet 
und in die übrigen eingebettet ist. Diese bilden nach Goodwin den Kontext für 
die Wirtschaft. Genau genommen lassen sich dabei zwei Kontexte definieren, 
vor denen ökonomische Abläufe stattfinden. Goodwin spricht deswegen an 
einer anderen Stelle von einem ökologischen und einem sozialen Kontext:

„The environmental context for economic activities includes the built environment 
as well as the natural world, but its fundamental processes are ecological. Economic 
activity brings natural resources into the economy and transforms them for human 
use. In the process, pollution and waste materials are generated, and these in turn 
affect the flow of natural inputs that are available. […] The economy also operates 
in a social context, one that is created and operated by human beings, even when 
they are not consciously designing it as a system. The social context includes his-
tory, politics, culture, ethics, and other human motivations. This social context de-
termines what constitutes acceptable economic activity.“14

Das Verdienst, den Begriff in die deutsche Diskussion zur ökonomischen 
Ideengeschichte eingeführt zu haben, gebührt, wenn nicht ausschließlich, so 
doch vor allem Nils Goldschmidt, Joachim Zweynert, Erik Grimmer-Solem 
und Stefan Kolev.15 Dass er im Anschluss rasch Anklang finden sollte, lässt 
sich auf einen offensichtlichen Vorzug zurückführen: Mit seiner Hilfe wird es 
möglich, in der deutschen Entwicklung der Ökonomik Kontinuitäten genau 
dort auszuweisen, wo traditionell nur Brüche und Zäsuren fertiggestellt wer-
den konnten. Waren frühere Arbeiten zur Theoriegeschichte geneigt, in der 
Gesamtschau des über weite Strecken vorherrschenden Sonderwegs der deut-
schen Ökonomik den Unterschied zwischen Deutscher Historischen Schule 
und Ordoliberalismus zu betonen, lassen sich beide nun unter dem Begriff der 
kontextualen Ökonomik vereinen. Warum ist dem so? Wieso können sowohl 
die Deutsche Historische Schule als auch der Ordoliberalismus als Ansätze 
einer kontextualen Ökonomik aufgefasst werden?

13  Goodwin (2010), S. 21.
14  Goodwin et al. (2014), S. 63 f.
15  Vgl. Kolev et al. (2018); Goldschmidt et al. (2016); Zweynert et al. (2016).
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Kontextuale Ökonomik zeichnet sich dadurch aus, dass sie die „engen In-
terdependenzen zwischen der politischen und der ökonomischen Sphäre“ in 
Augenschein nimmt und „insbesondere nicht verallgemeinerbare Faktoren 
wie Kultur und die spezifische Geschichte eines Landes zwingend mit in die 
ökonomische Analyse“ einbezieht.16 Es handelt sich also um eine Form von 
Ökonomik, die „den Dialog mit benachbarten Disziplinen“17 nicht scheut, 
sondern gezielt sucht. Während kontextuale Ökonomik zu „den Schnittstellen 
zwischen der Wirtschaftsordnung und anderen gesellschaftlichen Teilordnun-
gen“ arbeitet, untersucht ihr Pendant – die isolierende Ökonomik – „die Pro-
zesse, die innerhalb der Wirtschaftsordnung ablaufen“, welche zu diesem 
Zweck „als isoliert vom Rest der Gesellschaft modelliert“ werden.18 Beide 
Arten, Ökonomik zu betreiben, haben ihre Existenzberechtigung. Allerdings 
ist es in den letzten Jahrzehnten zu einer deutlichen Schieflage zugunsten der 
isolierenden Ökonomik gekommen: Die Wirtschaftswissenschaften heute er-
schöpfen sich nahezu ausschließlich in isolierenden Ansätzen. Infolgedessen 
ist eine „immer stärkere Auslagerung der kontextualen Fragestellungen – vor 
allem in die Soziologie und später die Wirtschaftssoziologie“19 zu beklagen. 
Kontextuale Ökonomik nimmt sich dieser sträflich vernachlässigten Randge-
biete an. Sie versteht Ökonomik ausdrücklich als eine Sozialwissenschaft,20 
die wirtschaftlichen Sachverhalte in ihrer zeitlichen und räumlichen Dimen-
sion zu erfassen sucht.

Eine Ökonomik in Raum und Zeit zu formulieren, mit diesem Anspruch 
treten sowohl die Deutsche Historische Schule als auch der Ordoliberalismus 
an. Die Vertreter der Deutschen Historischen Schule – man denke an Gustav 
von Schmoller (1838–1917), Lujo Brentano (1844–1931), Max Weber (1864–
1920), Werner Sombart (1863–1941) und Arthur Spiethoff (1873–1957), um 
nur ein paar Beispiele zu nennen  – bedienen sich hierzu unterschiedlicher 
Konzepte wie den Wirtschaftsstufen, dem Wirtschaftsgeist oder dem Wirt-
schaftsstil. Die Anhänger des Ordoliberalismus wie Walter Eucken (1891–
1950), Alexander Rüstow (1885–1963), Wilhelm Röpke (1899–1966) und 
Alfred Müller-Armack (1901–1978) wiederum operieren mit Begrifflichkei-
ten wie etwa der Wirtschaftsordnung und dem Wirtschaftssystem. Im Grunde 
genommen versuchen sie aber alle dasselbe: außerökonomische Einflussfak-
toren in die ökonomische Analyse einzubeziehen, um ein realistisches Bild 
von wirtschaftlichen Sachverhalten zu gewinnen. Sie lassen sich deswegen 
ohne Weiteres den kontextualen Ansätzen zurechnen.

16  Vgl. Becker et al. (2015), S. 85.
17  Kolev et al. (2018), S. 647.
18  Vgl. Kolev et al. (2018), S. 648.
19  Kolev et al. (2018), S. 648.
20  Vgl. Kolev et al. (2018), S. 655.
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Aber auch im englischen Sprachraum haben sich kontextuale Ansätze ent-
wickelt. Obwohl deutlich loser in ihrem Zusammenhalt als ihr deutsches 
Pendant, so hat sich doch um William Whewell (1794–1866), Richard Jones 
(1790–1855), Thomas Edward Cliffe Leslie (1825–1882), Walter Bagehot 
(1826–1877), Thorold Rogers (1823–1890), Arnold Toynbee (1852–1883),21 
William Cunningham (1849–1919), William Ashley (1860–1927) und Wil-
liam Hewins (1865–1931) auch eine Englische Historische Schule gebildet. In 
den USA lässt sich der ältere Institutionalismus mit Thorstein Veblen (1857–
1929), John Rogers Commons (1862–1945) und Wesley Mitchell (1874–1948) 
zu den kontextualen Ansätzen zählen. Gleiches gilt heute für die Neue Institu-
tionenökonomik, wie zum Beispiel Douglass C. North (1920–2015).

Man bemerke: Bei den zuvor aufgezählten Ökonomen ist es zum Teil gar 
nicht so leicht, zu entscheiden, ob sie nicht vielmehr Soziologen als Ökono-
men waren. Sicherlich zählen Max Weber, Werner Sombart und Thorstein 
Veblen zu den Klassikern beider Disziplinen. Bei kontextualen Ökonomen 
handelt es sich also, das gilt es an dieser Stelle ausdrücklich zu betonen, um 
interdisziplinäre Grenzgänger. Von welcher Seite kommend nun die Grenze 
zur Ökonomik überschritten wird, ist dabei unerheblich. Zum Kreis kontex
tualer Ökonomen zählen deswegen nicht nur diejenigen, welche von der Öko-
nomik aus den Austausch mit den übrigen Sozialwissenschaften suchen, son-
dern selbstverständlich auch diejenigen, welche es umgekehrt tun. Beides 
wird von der ökonomischen Ideengeschichte abgedeckt.22

III. Beatrice Webbs kontextuale Ökonomik

1. Der Begriff der sozialen Institution

Macht man sich an das Unterfangen, Beatrice als Vertreterin einer kontex-
tualen Ökonomik ausweisen zu wollen, ist es unerlässlich, sich zunächst mit 
ihrem Institutionenbegriff vertraut zu machen. Fündig wird man diesbezüglich 
in ihrer gemeinsam mit Sidney verfassten Schrift Methods of Social Study aus 
dem Jahr 1932. Auch wenn die Webbs in dem Vorwort zu dieser ausdrücklich 
betonen, dass es sich bei ihr um keine wissenschaftstheoretische oder metho-
dologische Schrift im eigentlichen Sinne handelt, legen sie in ihr doch Re-
chenschaft ab, sowohl über das Forschungsgebiet, das sie der „Sozialwissen-
schaft“ oder „Soziologie“ zugeschrieben wissen wollen,23 als auch über die 
Methoden, mit denen es sich nach ihrem Dafürhalten am besten bearbeiten 

21  Nicht zu verwechseln mit seinem Neffen, dem Geschichtsphilosophen Arnold J. 
Toynbee.

22  Im Gegensatz z. B. zu einer bloßen Geschichte der Wirtschaftswissenschaften.
23  Vgl. Webb/Webb (2010 [1932]), S. 1.
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lässt. Die Webbs beschreiben dabei nicht einfach ein bloß theoretisch denkba-
res Vorgehen; sie erheben vielmehr den Anspruch, davon zu berichten, wie sie 
bei ihren bisherigen Arbeiten praktisch vorgegangen sind.

Die Webbs starten ihre Untersuchung mit der Feststellung, dass die Wissen-
schaften im Allgemeinen zum Ziel haben, Wissen über das Universum zu 
sammeln, die Soziologie im Speziellen über menschliche Gruppierungen:

„Science, in any definition, means knowledge of the universe, or of some part of it. 
Those who apply themselves to social science or sociology seek knowledge about a 
particular part of the universe, that is to say, the various human groupings that we 
find existing all round the world. Human society, in fact, is made up of these group-
ings of men.“24

Bei der Einordnung der Soziologie in den Kanon der Wissenschaften über-
raschen die Webbs dann aber mit der für heutige Leserinnen und Leser unge-
wöhnlich anmutenden Behauptung, die Soziologie sei den biologischen Wis-
senschaften zuzurechnen:

„Sociology accordingly belongs, like botany and zoology, physiology and psychol-
ogy, to what may be termed the biological group of sciences, as distinguished from 
the group of physical sciences, which includes astronomy and mechanics, physics 
and chemistry.“25 

Vom Menschen würden in diesem Zusammenhang gleich mehrere biologi-
sche Wissenschaften handeln. Deswegen gelte es, die Soziologie insbesondere 
von der Physiologie und der Psychologie abzugrenzen:

„Like physiology and psychology, sociology has to do with human beings. But un-
like physiology and psychology, sociology is concerned not with the individual 
man, regarded as a living organism having body and mind, but with the relations 
among men. These relations are manifested […] in human society in its most primi-
tive forms, and they extend to all its stages of development.“26

Die Soziologie sei mit den Bindungen, Beziehungen und Verhältnissen (re-
lations) befasst, welche die Menschen untereinander eingehen. Diese würden 
mannigfaltiger Natur sein. Deswegen fokussiere sich das soziologische For-
schungsinteresse auch nur auf eine kleine Teilmenge von diesen: „It is these 
stable and durable relations, together with those that are universal or are obvi-
ously enforced, that we think of specially as social institutions.“27 Stabile und 
andauernde Bindungen, die von universeller Geltung sind und sich durchset-
zen lassen, bezeichnen die Webbs als soziale Institutionen. Obwohl soziale 
Institutionen nur durch das Handeln einer Menschengruppe in Existenz treten 

24  Webb/Webb (2010 [1932]), S. 2.
25  Webb/Webb (2010 [1932]), S. 2 f.
26  Webb/Webb (2010 [1932]), S. 3.
27  Webb/Webb (2010 [1932]), S. 22.
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würden, könnten sie im Anschluss eine gewisse ontologische Eigenständigkeit 
erlangen:

„Such an entity has attributes of its own that can be apprehended and enumerated; it 
produces effects, directly upon the behaviour of the men and women whom it em-
braces, and upon other social institutions, and indirectly, through these human be-
ings, also upon their material environment. But each social institution is, as a whole, 
incorporeal or non-material – much in the same sense as a biological species is in-
corporeal or non-material – and can be seen or felt only in particular items which 
are in all cases only partial manifestations of itself.“28

Der Vergleich mit dem biologischen Artbegriff zeigt, dass die Einordnung 
der Soziologie in die biologischen Wissenschaften kein Zufall gewesen ist. 
Die Webbs lassen es aber nicht bei dieser einen biologischen Anleihe bewen-
den. Soziale Institutionen stellen sich nämlich die Webbs ausdrücklich als 
Organismen vor:

„It is a feature of all social institutions that, in their growth and development, they 
manifest characteristic diseases, which become known only by prolonged observa-
tion of an experience of their operation. We then see emerging new social institu-
tions, more or less consciously designed to counteract or remedy the injurious ef-
fects of the older ones.“29

Soziale Institutionen weisen eine Lebensspanne auf, über deren Verlauf sie 
sich verändern. Sie können Krankheiten entwickeln, zu deren Heilung dann 
neue soziale Institutionen ersonnen werden müssen. Dass soziale Institutionen 
evolutionär gewachsen sind, die Gewissheit hierüber führt die Webbs nicht 
nur zur Einsicht um deren Historizität und – damit einhergehenden – Relativi-
tät, sondern gibt ihnen zufolge auch den Weg vor, wie sie zu studieren sind: 
Bei der Erforschung von sozialen Institutionen sei es nämlich unerlässlich, 
sich mit ihrer Geschichte und ihrer Funktion, die ihnen im institutionellen 
Arrangement zukommt, vertraut zu machen.30

Anschließend unterteilen die Webbs soziale Institutionen in vier Katego-
rien. Als Abgrenzungsmerkmal dient dabei ihr Entstehungskontext. In diesem 
Zusammenhang meinen die Webbs vier „Mentalitäten“ unterscheiden zu kön-
nen, aus denen soziale Institutionen heraus erwachsen würden: So können 
diese erstens aus tierischen Instinkten, zweitens aus religiösen Gefühlen, drit-
tens aus ethischen Grundsätzen über das Gute und, viertens aus einer bewuss-
ten Planung heraus entstehen.31 Besonders ausführlich sprechen die Webbs 
über die letzte Kategorie  – die intentional konstruierten Institutionen. Wie 

28  Webb/Webb (2010 [1932]), S. 18.
29  Webb/Webb (2010 [1932]), S. 244.
30  Vgl. Webb/Webb (2010 [1932]), S. 20.
31  Vgl. Webb/Webb (2010 [1932]), S. 23.
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sich noch zeigen wird, nehmen sie eine besondere Stellung im Denken der 
Webbs ein:

„When we come to the most modern of social institutions, we find that they are, for 
the most part, of the nature of devices or expedients consciously and deliberately 
adopted for the purpose of carrying out with greater efficiency, in some particular 
spheres, predetermined general ideals or purposes, to the nature of which they are 
themselves indifferent. Thus the purpose falls into the background, and it is on the 
perfection of the machinery used that the mind of man is concentrated. Efficiency is 
the sole object, as it is the supreme test, of social institutions of this class, which 
may be employed in the service of any social ideal or general purpose whatsoever. 
The special characteristic of social institutions of this class, which may be termed 
the technical or scientific, is that they are devised and organized according to the 
teaching of applied science. […] They were based on the observation of the behav-
iour of men in particular circumstances, and of the way in which habits are formed, 
with the object altering habitual behaviour so as to make it correspond to some ac-
tual or imagined public convenience. It is because these quite modern social institu-
tions were thus scientifically framed that they have, within a relatively short time, 
wrought in the lives of men changes positively greater in magnitude than some of 
the most ancient customs, or than some of the most dogmatic of creeds.“32 

Aber nicht nur soziale Institutionen zählen zum Erkenntnisinteresse der 
Soziologie, sondern auch alles, was potenziell Einfluss auf ihr Entstehen, ih-
ren Wandel und ihr Vergehen haben kann:

„We have said that the sociologist is concerned not only with the relations between 
men in association, and with the human groupings in which these relations are man-
ifested, but also with everything that helps to create or modify those relations and 
groupings of men. These influential factors are manifold. These are the influences 
upon each population of the physical geography amid which it lives; of the climate 
and the weather; of the fauna and flora; of the social heritage of race and language, 
religion and custom; of traditions as to history, national and local, and, by no means 
least in its effects, of both the past and the contemporaneous economic framework 
of the community. All this may be regarded as forming a sort of social atmosphere 
in which every man grows up, and in which, all unconscious of its weight, he lives 
and moves, and his contemporaneous social institutions have their being. Changing 
the metaphor, we may say that all these influences, contributing to make up the 
particular civilisation or ‚Kultur‘ of each community, form, as it were, the matric in 
which all its social institutions are embedded. Affecting all the institutions of each 
generation, this social matrix is itself perpetually influenced by them – the whole 
creating and maintaining a constantly changing milieu against which individuals 
may react and even rebel, but from the influence of which no one can escape.“33

Die Soziologie handelt also von nichts weniger als der Kultur, wobei der 
Begriff, so wie ihn die Webbs an dieser Stelle verwenden, explizit auch die 

32  Webb/Webb (2010 [1932]), S. 29.
33  Webb/Webb (2010 [1932]), S. 4.
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Beziehung zur Natur umfasst. Das sei also „the province of social science or 
sociology“.34

Vergleicht man nun die Theorie der Webbs mit anderen institutionellen An-
sätzen, so fällt auf: Der Institutionenbegriff der Webbs mutet nicht sonderlich 
elaboriert an. So scheint dessen Definition, nach der es sich bei einer sozialen 
Institution um die Bindungen in einer menschlichen Gruppe handelt, nicht 
sonderlich spezifisch zu sein. Auch kommt man nicht umhin, wichtige Diffe-
renzierungen, die etwa aus der Neuen Institutionenökonomik (informelle vs. 
formelle Institution oder Institution vs. Organisation) bekannt sind, zu vermis-
sen. Zur Frage, wie sich soziale Institutionen intentional ändern lassen, schrei-
ben sie ebenfalls überraschend wenig. Dessen ungeachtet lässt sich aber eine 
erstaunliche Übereinstimmung mit dem kontextualen Forschungsprogramm 
feststellen: Die Webbs bemühen sich nämlich über ihren evolutionären Insti-
tutionenbegriff die sozialtheoretische Intuition zu fassen, dass es unterschied-
liche Einflüsse gibt, denen gesellschaftlicher Wandel unterliegt.

2. Das Verhältnis von Soziologie zu Ökonomik

Der Geltungsanspruch der Soziologie wird von den Webbs absolut formu-
liert: Ihnen zufolge ist die Soziologie die einzige Wissenschaft von der 
menschlichen Gesellschaft – deswegen verwenden sie den Begriff der Sozial-
wissenschaft nur im Singular und synonym zu dem der Soziologie. Andere 
Disziplinen, die man auch als Sozialwissenschaften zu bezeichnen gewohnt 
ist, seien nichts anderes als bloße Zweige der Soziologie:

„Particular departments or branches of this study, not always usefully dealt with 
separately, or wisely parcelled out, have been given special names, such as anthro-
pology, history, linguistics, or philology, jurisprudence, economics, political sci-
ence, and ethics.“35

Abgesehen hiervon schreiben die Webbs kaum etwas zur Frage, in welcher 
Beziehung die Soziologie zur Ökonomik steht, allerdings findet sich bereits in 
dem Vorwort zu Methods of Social Study eine Bemerkung, die diesbezüglich 
interessierte Leserinnen und Leser stutzig werden lässt. Da die Webbs keine 
wissenschaftstheoretische oder methodologische Schrift im eigentlichen Sinne 
vorzulegen beabsichtigen, entschuldigen sie sich dort im Vorhinein dafür, dass 
sie auf bestimmte Fragen keine Antwort formulieren werden. Dazu gehört 
auch:

„Hence the reader must not look for any discussion of […] whether or not there can 
usefully be a ‚pure‘ science of economics, proceeding by logical deduction from 

34  Webb/Webb (2010 [1932]), S. 8.
35  Webb/Webb (2010 [1932]), S. 8.
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theoretical assumptions or postulates as to the universality or predominance of par-
ticular human motives – such, for instance, as the pecuniary self-interest of freely 
competing wealth producers, on the one hand, or, on the other, the class antago-
nisms of profit-making capitalists and proletarian wage-earners.“36

Kann es eine reine Ökonomik geben? Auf diese Frage will die Schrift be-
wusst keine Antwort geben; dass sie aber überhaupt aufgeworfen wird – und 
dann auch noch auf diese überraschend ausführliche Weise –, scheint bereits 
ein untrügliches Indiz dafür zu sein, dass die Webbs diesbezüglich eine klare 
Haltung haben und vermutlich geneigt sind, die Frage zu verneinen. Dass dem 
tatsächlich so ist, bestätigt sich, wenn man ein kurzes Essay zurate zieht, dass 
Beatrice als Anhang ihrer autobiographischen Schrift My Apprenticeship 1926 
veröffentlicht hat.37 Dieses trägt den Titel On the Nature of Economic Science. 
Dort beantwortet sie die Frage, und das recht eindeutig:

„I see few advantages, and many disadvantages, in collecting together all the activ
ities concerned with the production and consumption of wealth, in all the various 
stages of social evolution, and in all the different varieties of social organization by 
which this function is performed; and in making this object or purpose the subject 
of a self-contained science styled Political Economy, apart from the study of human 
behaviour in society – that is to say, of social institutions, or Sociology.“38

Im weiteren Verlauf legt Beatrice dar, warum sie sich gegen „a self-con-
tained, separate, abstract political economy“39 ausspricht. Ihr Einwand lautet, 
dass die „orthodoxe“40 Ökonomik – sie denkt da an David Ricardo, aber auch 
an Alfred Marshall – zu einer beklagenswerten Engführung geführt habe. Ob-
wohl sich die Ökonomik als eine Wissenschaft von der Wohlstandsmehrung 
verstünde, würde sie sich auf nur eine bestimmte Produktionsweise kaprizie-
ren und dabei soziale Institutionen außer Acht lassen, die für die Produktion 
des nationalen Reichtums offensichtlich ebenfalls unerlässlich seien:

„Thus, the Ricardian economics […] has no right to the position of the science of 
wealth production. Political Economy, as professed and taught, deals with only one 
of many social institutions engaged in or concerned with wealth production; and it 
is misleading to ignore those other social institutions by which wealth has been, and 
is now being produced among hundreds of millions of people unacquainted with the 
‚big business‘ or profit-making capitalism, for which Ricardo sought to formulate 

36  Webb/Webb (2010 [1932]), S. xliii f.
37  My Apprenticeship handelt von den Lehrjahren von Beatrice, bevor sie Sidney 

kennenlernte. In Our Partnership, ihrer zweiten autobiographischen Schrift, berichtet 
sie dann von ihrer gemeinsamen Zusammenarbeit mit Sidney. Diese Schrift wurde erst 
posthum veröffentlicht.

38  Webb (2022 [1926a]), S. 373.
39  Webb (2022 [1926a]), S. 373.
40  Webb (2022 [1926a]), S. 373.
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the ‚laws‘ that his successors have been, during the past century, so diligently refin-
ing and elaborating.“41

Was folgt hieraus für Beatrice? Selbstbewusst  – vielleicht aber auch ein 
bisschen anmaßend  – urteilt sie: Einer eigenständigen Ökonomik bedarf es 
nicht. Ihr Verdikt lautet:

„Why not drop, once and for all, the whole notion of a science of Political Econo-
my? The term itself is a foolish one, which confuses the political with the industrial 
organization of the community. Even when the modern term Economics is substi-
tuted, the ‚science‘ inherits a misleading delimitation of content and a faulty method 
of reasoning. What needs to be studied are social institutions themselves, as they 
actually exist or have existed, whatever may be the motive attributed to the men and 
women concerned; and whatever may be the assumed object or purpose with which 
these institutions are established or maintained. The organisation of ‚big business‘, 
or profit-making capitalism, is, at the present time, one of the most important of 
social institutions; and it deserves a whole study to itself, which may or may not yet 
warrant the name of science, but for which an appropriate description should be 
found. This study of profit-making capitalism or modern business organization 
would take its place alongside the separate studies of other social institutions, such 
as the family; consumers’s co-operation; the vocational organisations of the various 
kinds of producers; local government; the state (or political organization); interna-
tional relations; the intellectual, aesthetic and religious interests of man; and pos
sibly a host of other departments of what can only be regarded (and may one day be 
unified) as Sociology.“42

Die von Beatrice monierte Engführung der Ökonomik – auf „big business“ 
und „profit-making capitalism“  – dient freilich der Entdeckung wirtschaft
licher Gesetzmäßigkeiten. Indem von der Komplexität der Realität bewusst 
abstrahiert wird, soll es möglich werden, unter Rückgriff auf den homo oeco-
nomicus deduktiv Gesetzmäßigkeiten abzuleiten. Dieses Gegenargument ver-
mag Beatrice indes nicht zu überzeugen; nicht zu wenigen Teilen rührt ihre 
Ablehnung gerade von der Nutzung dieser Methode her:

„It would almost necessarily involve the abandonment of the abstract, or purely 
deductive method. [sic] without the possibility of precise verification of its infer-
ences, which Ricardo’s authority imposed on successive generations of British 
economists. Now, one of the many mischievous results of the abstract and deductive 
method has been the underlying assumption, used as a premise for its deductive 
reasoning, the pecuniary self-interest is, in fact, the basis of modern business enter-
prise, all else being ignored as merely ‚frictions‘. Thus it is assumed that all the ac-
tivities of profit-makers are inspired solely and exclusively by pecuniary self-inter-
est. That is, to my thinking, to do them injustice. Public spirit and personal vanity, 
delight in technical efficiency and desire for power, political and social ambition, 
the spirit of adventure and scientific curiosity, not to mention parental love and 

41  Webb (2022 [1926a]), S. 374.
42  Webb (2022 [1926a]), S. 374.
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pride of family, and even racial prestige, all contribute to the make-up of the domi-
nant personalities of the business world.“43 

Dass das Verfolgen des Selbstinteresses als zeitloses Charakteristikum des 
Menschen dargestellt wird, stößt Beatrice unangenehm auf. Darüber hinaus 
stört sie, dass andere Handlungsmotive außer Acht gelassen werden. Zu guter 
Letzt müsste nach ihrer Meinung die Frage gestellt werden, ob das Vorherr-
schen des Selbstinteresses nicht selbst Ergebnis eines bestimmten institutio-
nellen Arrangements ist.44

Angenommen man würde die Idee einer eigenständigen Ökonomik aufge-
ben, was wäre dadurch gewonnen? Die Antwort von Beatrice lautet: Einerseits 
könnten dann bislang gebundene Kräfte freigemacht werden, um den sozialen 
Institutionen nachzuforschen, welche bei der Wohlstandsmehrung keinesfalls 
unwichtig seien, bislang aber vernachlässigt worden wären. Andererseits 
könnte der Fehlglauben abgestellt werden, es wäre möglich, ökonomische 
Gesetzmäßigkeiten aufzustellen, die für alle Zeiten und alle Orte Gültigkeit 
beanspruchen könnten:

„Assuming that we give up the conception of a separate abstract science of Political 
Economy or Economics, the adjective ‚economic‘ might then be reserved to define 
the relations between men arising out of their means of livelihood or subsistence; or, 
to put it in another way, which can be weighed and measured in terms of money – 
whatever may be the social institution in which these relations occur […]. A neces-
sary implication of this new classification would be that what would have to be in-
vestigated, described and analysed are the social institutions themselves, as they 
exist or have existed, not any assumed ‚laws‘, unchanging and ubiquitous, compa
rable with the law of gravity, any failure of correspondence with the facts being 
dismissed as friction. A second corollary is that these social institutions, like other 
organic structure, have to be studied, not in any assumed perfection of development, 
but in all the changing phases of growing social tissue, from embryo to corpse, in 
health and perversion, in short, as the birth, growth, disease and death of actual so-
cial relationships. And their diseases may even be the most interesting part of the 
study.“45

Beatrice bleibt also nicht bei einer Fundamentalkritik stehen, sondern for-
muliert auch einen konstruktiven Verbesserungsvorschlag.46 Allerdings lässt 
sich nicht leugnen: Beatrice hat sich keineswegs als Ökonomin verstanden.47 

43  Webb (2022 [1926a]), S. 374 f.
44  Gronert (2001b, S. 191) meint, dass das „nur heißen [kann], daß Beatrice […] in 

der ihr vor Augen stehenden – ricardianischen – Ökonomik die Orientierung auf nur 
eine  – kapitalistische  – sozio-ökonomische Welt kritisiert, und das Fehlen expliziter 
Verhaltensanalysen und eine konsequente Historisierung aller Analysen (Prämissen 
und Ergebnisse) einklagt.“

45  Webb (2022 [1926a]), S. 375 f.
46  Vgl. Cole (1949), S. 268.
47  Vgl. Cole (1949), S. 267.
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Ihre Meinung in dieser Angelegenheit bildete sie auch schon heraus, bevor sie 
Sidney traf.48 Natürlich kann sie aber trotzdem als eine Ökonomin aufgefasst 
werden – zumindest als kontextuale –, ihr Argument gegen eine eigenständige 
Wirtschaftswissenschaft lautet schließlich, dass ökonomische Fragestellungen 
in der Soziologie besser aufgehoben wären.

Ihre Argumentation ähnelt dabei erstaunlich dem, was Gustav von Schmol-
ler im Methodenstreit gegen Carl Menger vorbrachte. Seine Ablehnung ge-
genüber universellen Wirtschaftsgesetzen und der Deduktion als Methode, um 
solche ausfindig zu machen, finden ihre Parallelen in den Ausführungen von 
Beatrice. Es lässt sich also auch an dieser Stelle eine inhaltliche Nähe zu an-
deren kontextualen Ansätzen konstatieren. 

3. Das utopische Erdenken neuer Institutionen

Wozu sollte man sich aber überhaupt mit Soziologie beschäftigen? Die 
Frage nach deren praktischen Nutzen beantworten die Webbs in Methods of 
Social Study unter Rückgriff auf die vierte Kategorie von Institutionen, die 
der absichtsvoll konstruierten:

„Those who doubt the practical utility of sociological study and sociological infer-
ences have in mind, perhaps, only the social institutions belonging to the first three 
of the four classes into which […] the subject-matter of the science may be divided. 
Not unnaturally they are skeptical of the practical utility for everyday life of an ex-
ploration of the origins, in animal instinct, religious emotion, or humanistic ideals, 
of social relations that they prefer to take for granted. But even such critics should 
realise that is not out of these, but out of the vast array of social institutions of the 
fourth class – those deliberately devised with a view to increasing social efficien-
cy – that an applied science of sociology might be expected to be (and indubitably 
is being) constructed.“49

Dass der Entwurf neuer Institutionen das originäre Motiv der Webbs dar-
stellt, wird besonders deutlich, wenn man sich ihre Beschäftigung mit dem 
Kapitalismus und dem Sozialismus vor Augen führt. In Decay of Capitalist 
Civilisation aus dem Jahr 1923 legen die Webbs dar, warum sie der Auffas-
sung sind, dass ein Ende des Kapitalismus unausweichlich sei. Untergehen 
werde dieser keineswegs aus systemimmanenten Gründen. Stattdessen ver-
muten die Webbs, dass er der Konkurrenz mit anderen Wirtschaftssystemen 
nicht mehr lange wird standhalten können. Der Grund dafür: Er versage bei 
der ureigenen Aufgabe eines Wirtschaftssystems, nämlich die Mitglieder einer 
Gesellschaft mit dem Lebensnotwendigen zu versorgen. Seine mangelnde 
Konkurrenzfähigkeit erkläre sich aus seinem Angewiesensein auf Privateigen-

48  Vgl. Cole (1949), S. 269.
49  Webb/Webb (2010 [1932]), S. 242.
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tum. Dessen Existenz leiste nämlich großer Ungleichheit unter der Bevölke-
rung Vorschub. Diese wiederum stünde einer bedürfnisbefriedigenden Vertei-
lung der Güter derselben Bevölkerung im Wege. Während manche Gesell-
schaftsmitglieder im Überfluss leben, haben andere nicht einmal das Nötigste. 
Andere wirtschaftliche Organisationsweisen – allen voran der Sozialismus – 
wären hier deutlich überlegen. In The Prevention of Destitution aus dem Jahr 
1916 legten die Webbs bereits einen politischen Aktionsplan dafür vor, wie 
sich gesellschaftliche Armut ausmerzen ließe, um dann 1920 mit A Constitu­
tion for the Socialist Commonwealth of Great Britain sogar einen utopischen 
Verfassungsentwurf vorzulegen. Blickt man auf dessen Bestandteile, lassen 
sich erstaunliche Übereinstimmungen mit den Forschungsvorlieben der 
Webbs feststellen. Deren Interesse an Genossenschaften, Gewerkschaften und 
kommunaler Verwaltung lässt sich nämlich dadurch erklären, dass sie in die-
sen die Keimzellen für eine mögliche Demokratisierung der Wirtschaft erbli-
cken. Das theoretische Erkenntnisinteresse ist insofern durch und durch prak-
tisch motiviert:

„Wissenschaftliche Ergebnisse sollten – dies war [die] […] Überzeugung [von Bea-
trice] – in den Dienst einer politischen Sache gestellt werden. Der Erkenntnisgewinn 
aber wurde dadurch kein kalter, maschinenmäßiger Vorgang. Er war, ganz im Ge-
genteil, eher ein religiöser Akt. Die Entdeckung von Naturgesetzen war ein Aus-
druck der Pietät, eines der Mittel, wodurch sich das Reich Gottes seiner Verwirk
lichung auf Erden näherbringen ließ.“50

Intentional auf das institutionelle Arrangement einer Gesellschaft einzuwir-
ken, das bezeichnet man in der Neuen Institutionenökonomik als „Institutional 
Design“. Tatsächlich spricht Beatrice selbst davon, dass sie eine Pionierin des 
„Social Engineering“ zu sein beabsichtigt.51 Auch hier lassen sich also wieder 
Gemeinsamkeiten mit kontextualen Ansätzen feststellen.

IV. Der Weg von Beatrice zur Soziologie

Die bisherigen Ausführungen legen nahe, dass es sich bei Beatrice um eine 
kontextuale Ökonomin handelte. Um diesen Eindruck zu festigen, soll es im 
Folgenden darum gehen, Verbindungslinien zwischen ihr und anderen Vertre-
tern kontextualer Ökonomik ihrer Zeit herauszuarbeiten. Zunächst soll aber 
der Frage nachgegangen werden, wie Beatrice überhaupt zur Soziologie ge-
funden hat und wer sie auf diesem Weg maßgeblich beeinflusste.

Auch wenn der Vater von Beatrice, Richard Potter, politisch progressiv war, 
so war er sicherlich nicht progressiv genug, um seine Töchter auf die Univer-
sität zu schicken. Beatrice kam deswegen nicht in den Genuss einer akademi-

50  Lepenies (1998), S. 110.
51  Vgl. Simey (1961), S. 108.
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schen Bildung, auch ihre schulische fällt recht knapp aus. Sie wurde – für eine 
Dame ihres Standes zu dieser Zeit keineswegs unüblich  – vornehmlich zu 
Hause unterrichtet. Zu diesem Zweck stand ihr die umfangreiche Bibliothek 
der Familie Potter zur Verfügung, in der sie sich ihr Wissen größtenteils auto-
didaktisch aneignete. Ihr Weg zur Soziologie ist insofern – das lässt sich be-
reits an dieser Stelle absehen – ein ungewöhnlicher, als er durch persönliche 
Bekanntschaften bereitet wurde. In Berührungen mit soziologischen Frage-
stellungen kam sie nämlich das erste Mal über den Philosophen und Soziolo-
gen Herbert Spencer (1820–1903), einem guten Freund der Familie Potter.

Spencer gilt als Erfinder des Evolutionismus, d. h. der Übertragung der 
Evolutionstheorie auf den Bereich der Gesellschaft. Dabei war es Spencer – 
nicht Charles Darwin (1809–1882)  –, der den Begriff des „Survival of the 
Fittest“ ersann und prägte. Den sozialdarwinistischen Gedanken, dass sich 
stets das Bestgeeigneteste durchsetzt, sollte er verwenden, um eine geschichts-
philosophische Fortschrittstheorie menschlicher Gesellschaftsformationen zu 
entwerfen. In diesem Zusammenhang half Spencer die Vorstellung Eingang in 
die Soziologie finden zu lassen, dass sich soziale Institutionen wie Tier- und 
Pflanzenarten entwickeln würden und sich deswegen ähnlich beobachten, 
klassifizieren und untersuchen ließen.52

Seinen Beitrag zur späteren Entscheidung von Beatrice, Sozialforscherin 
werden zu wollen, kann gar nicht hoch genug eingeschätzt werden.53 Er trug 
nicht nur zu ihrer Ausbildung bei, indem er für ihr Selbststudium Bücherlisten 
aufstellte – zu ihren Lieblingsautoren zählte beispielsweise der französische 
Philosoph Auguste Comte, der heute als Pionier der Soziologie gilt –, sondern 
er ermutigte sie auch dazu, ihren wissenschaftlichen Ambitionen nachzuge-
hen. Um diese zu ermöglichen, hat er immer wieder unterstützend eingegrif-
fen. In My Apprenticeship, wo Beatrice den Weg beschreibt, der sie zur Sozio-
logie führen sollte – ihre Lehrjahre, wie sie sie auch nennt –, setzt sie dem 
Freund ein Denkmal, indem sie öffentlich bekennt:

„Here I express the debt I owe to the loyal friendship and mutual helpfulness which 
grew up between the child and the thinker; and which endured, undimmed by grow-
ing divergence in opinion, to the day of his death in 1903. It was the philosopher on 
the hearth who […] was concerned about my chronic ill-health, […] who encour-
aged me in my lonely studies; who heard patiently and criticised kindly my untu-
tored scribblings about Greek, and who delighted and simulated me with the remark 
that I was a ‚born metaphysician‘.“54

52  Vgl. Nasar (2012), S. 97 f.
53  Sie übernahm aber von ihm nicht nur die Vorstellung, dass Institutionen evolu

tionär wachsen, sondern auch dass es nur eine Sozialwissenschaft gibt.
54  Webb (2022 [1926b]), S. 25.
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So ist es auch Spencer, der auf die Idee kommt, Beatrice könne doch als 
freiwillige Mietkassiererin im East End, dem Elendsviertel von London, ar-
beiten.55 Auf diese Weise wäre es ihr möglich, erste Erfahrung mit empiri-
scher Sozialforschung zu machen und das aus erster Hand. Auf sein Anraten 
hin ging sie deswegen zu einem Treffen der Charity Organisation Society, ei-
ner privaten Wohltätigkeitsgruppe, die sich bemühte, den Armen der Stadt 
auf – wie man heute sagen würde – evidenzbasierte Weise Hilfe zur Selbst-
hilfe zu leisten. Solchen Formen der organisierten Mildtätigkeit nachzugehen, 
fiel im viktorianischen England überwiegend Frauen zu. Beatrice schätzte an 
dieser Tätigkeit, dass sie ihr einen unverstellten Einblick in das Leben – und 
damit einhergehend  – in die Probleme der Angehörigen der Arbeiterklasse 
bot.56

Diese Erfahrung zu machen, sollte in ihr die Begeisterung für empirische 
Sozialforschung wecken. Um den Entschluss für ihren Wunschberuf auf die 
Probe zu stellen, reifte in Beatrice die Idee, auf eigene Faust Sozialstudien zu 
betreiben, indem sie weitentfernten Verwandten aus der Arbeiterklasse in Ba-
cup einen Besuch abstattete, einer kleinen Fabrikstadt in Lancashire, einem 
Landstrich, der vor allem durch die Baumwolle verarbeitende Industrie ge-
prägt war. Um einerseits ihre Familie nicht zu konsternieren und andererseits 
sicherzustellen, dass ihre Interviewpartner in Bacup sich ihr gegenüber ganz 
freimütig äußern würden, reiste sie inkognito und gab sich zu diesem Zweck 
den Decknamen „Miss Jones“. Diesen Ausflug möglich machte ihr das Kin-
dermädchen der Familie Potter, das selbst diesem weitentfernt verwandten 
Familienast mütterlicherseits entsprang und das den Butler der Potters gehei-
ratet hatte. Kurzerhand entschloss sich Beatrice dazu, ihre Eindrücke zu ver-
schriftlichen. Wieder war es Spencer, der vorschlug, Beatrice könne doch 
diese veröffentlichen. Hierfür stellte er sogar den Kontakt zu dem Herausge-
ber der Zeitschrift The Nineteenth Century her, in der diese dann auch als 
Aufsatz als die erste Veröffentlichung von Beatrice erschienen.57

Das sollte ihr Selbstbewusstsein ungemein stärken und sie in der Überzeu-
gung bekräftigen, dass es ihre Meinung verdient hatte, gehört zu werden. Als 
es am 8. Februar 1886 in West End, dem traditionellen Wohnort der Londoner 

55  Gronert (2001b, S. 174) schreibt hierzu: „In der C.O.S. übernahm sie […] zu-
nächst – noch ganz der viktorianischen Armenpolitik folgend – Kontrollfunktionen in 
bezug auf die Bedürftigkeit von Almosenempfängern in den Slums von London und 
lernte in dieser Funktion sowohl den Geist wie die Verhältnisse dieser Form der sozi-
alpolitischen Organisation von Armut kennen. Sogar bis in das Jahr 1885 arbeitete sie 
in den Slums als Mieteinzieherin in den sog. Katharinen-Blöcken, eine Aktivität, die 
sie abschließend ebenfalls wie die Arbeit in der C.O.S. als vollständigen Mißerfolg 
wertete.“

56  Vgl. Nasar (2012), S. 100 f.
57  Vgl. Nasar (2012), S. 104 f.
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Oberschicht, zu von Arbeitslosen verursachten Unruhen kam und eine öffent-
liche Diskussion zu deren Ursachen entbrannte, schrieb Beatrice einen Leser-
brief an die Herausgeber der Pall Mall Gazette, in der sie den diskutierten 
Erklärungsansätzen zu den Gründen des Aufstandes entschieden widersprach. 
Dieser Leserbrief wurde unter dem Titel A Lady’s View of the Unemployed 
veröffentlicht. Ihr Expertentum sollte Joseph Chamberlain (1836–1914) zum 
Anlass nehmen, sie als Präsident des Local Government Board um Rat zu 
bitten.58

Ab April 1886 beteiligte sich Beatrice an dem monumentalen Vorhaben ih-
res angeheirateten Cousins Charlie Booth (1840–1916), eine Art Armutsland-
karte von London zu zeichnen. Zu diesem Zweck sollten die Lebensumstände 
aller viereinhalb Millionen Einwohner Londons in Erfahrung gebracht wer-
den. Zur Vorbereitung dieser Mammutaufgabe holte Booth den Rat seines 
Freundes Marshall ein. Auf dessen Vorschlag hin stellte er eine Forschungs-
gruppe zusammen, an der mitzuwirken er auch Beatrice einlud. Ihre Aufgabe 
sollte vornehmlich darin bestehen, Beobachtungen anzustellen und Befragun-
gen durchzuführen. Ihr war es zugedacht, die Lebensverhältnisse der Londo-
ner Hafenarbeiter zu untersuchen.59 Diese Feldforschung beanspruchte sie 
ungefähr ein Jahr. Am Ende sollte sie nicht nur ein Kapitel zu Booths Über-
sichtswerk Inquiry into the Life and the Labour of the People in London bei-
tragen, sondern auch einen eigenen Aufsatz zu dem Thema mit dem Titel 
Dock Life in the East End of London publizieren. In diese Zeit fällt auch ihre 
ausgiebige Lektüre wirtschaftswissenschaftlicher Literatur. Ergebnis von die-
sem Studium war der bereits angesprochene Aufsatz zur möglichen Eigen-
ständigkeit der Ökonomik.60

Ihr nächstes Projekt  – eine Untersuchung der Ausbeutungsbetriebe im 
Schneiderhandwerk  – unternahm sie wieder undercover. Zu diesem Zweck 
bereitete sie sich Monate vor, um als Arbeiterin glaubhaft zu wirken. Ihre 
Beobachtungen veröffentlichte sie in Pages of a Workgirl’s Diary ebenfalls in 
The Nineteenth Century. Diese Veröffentlichung bescherte ihr sogleich eine 
Einladung, vor einem Ausschuss des House of Lords auszusagen.61

Beatrice fühlte sich nun ermutigt, ein großes Projekt in Angriff zu nehmen. 
Sie fasste deswegen den Entschluss, eine Geschichte der britischen Genossen-
schaftsbewegung zu schreiben. Marshall, den sie zwischenzeitlich selbst ken-
nengelernt hatte und der ihr gegenüber äußerte, er würde ihre Pages of a 
Workgirl’s Diary sehr schätzen, riet ihr davon ab, stattdessen solle sie doch 

58  Vgl. Nasar (2012), S. 110.
59  Vgl. Nasar (2012), S. 113–115.
60  Vgl. Nasar (2012), S. 116.
61  Vgl. Nasar (2012), S. 116–118.
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über Frauen in der Arbeitswelt schreiben.62 Beatrice sollte diesem Ratschlag 
nicht folgen. Hätte sie das getan, wäre ihr Leben sicherlich gänzlich anders 
verlaufen. Auf der Suche nach einem Experten auf dem Feld der Genossen-
schaften, der ihr als intellektueller Ansprechpartner dienen kann, machte sie 
Erkundigungen in ihrem Bekanntenkreis. Eine Cousine, die in Bloomsbury 
wohnte, verwies sie an Sidney Webb, ihren späteren Ehemann, mit dem sie 
fortan im Rahmen einer Partnerschaft auf Augenhöhe ein Schreibkollektiv 
bilden sollte. Als sie Sidney kennenlernte, war Beatrice aber bereits eines – 
das gilt es, an dieser Stelle ausdrücklich zu betonen –: eine gestandene Sozio-
login.63

V. Beatrice im Austausch mit der kontextualen Ökonomik ihrer Zeit

1. Beatrice und die Deutsche Historische Schule

Gerade die Studie über die Geschichte der britischen Genossenschaftsbe-
wegung, die Beatrice – noch ohne Sidney wohlgemerkt – entgegen dem aus-
drücklichen Rat Marshalls schreiben und noch unter ihrem Mädchennamen 
veröffentlichen sollte, brachte ihr ausgerechnet unter den Vertretern der Deut-
schen Historischen Schule „viel Beifall“64 ein. Brentano war derart von der 
Arbeit angetan, dass er nur zwei Jahre nach deren Erscheinen 1891 eine deut-
sche Übersetzung besorgte. Auch wenn er sich nicht viel von einer Demokra-
tisierung des Wirtschaftslebens versprach und sich deswegen auch nicht mit 
der politischen Stoßrichtung der Schrift einverstanden erklären konnte, so 
zollte er doch insbesondere den ersten Kapiteln des Buches Anerkennung. In 
dem von ihm verfassten Vorwort sagte er nach ein paar einführenden Worten 
zur „interessante[n] Persönlichkeit unserer Verfasserin“ voraus, dass niemand 
diese Kapitel „ohne Bewunderung“ würde lesen können, schließlich sei dort 
die Geschichte der britischen Genossenschaftsbewegung „in ausgezeichneter 
Weise skizziert“.65

Es war wiederum Schmoller, unangefochtener Führer der Jüngeren Histori­
schen Schule, der noch im Erscheinungsjahr der Übersetzung 1893 eine Re-
zension zu dieser in dem von ihm herausgegebenen Jahrbuch für Gesetzge­
bung, Verwaltung und Volkswirtschaft im Deutschen Reich veröffentlichen 
sollte, welche in der Sekundärliteratur bereits als „euphorisch“ bezeichnet 

62  Vgl. Nasar (2012), S. 116–118.
63  Fun Fact in diesem Zusammenhang: Dass das Wort „Soziologin“ überhaupt erst-

mals im Deutschen verwendet wurde, geschah im Zusammenhang mit Beatrice, vgl. 
Holzhauser (2014), S. 130.

64  Schmoller (1893), S. 575.
65  Brentano (1893), S. V.
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wurde.66 Und wirklich, wirft man einen Blick in die immerhin 21 Seiten um-
fassende Besprechung, kann man sich selbst davon überzeugen, dass es 
Schmoller nicht so recht gelingen mag, das Schwärmen für Mrs. Sidney Webb 
zu beenden, „eine[r] Dame von seltenem Charakter und reicher Begabung“67. 
Über den innovativen Beitrag ihrer Abhandlung hält er beispielsweise fest:

„[…] aber es ist eine Studie ganz aus der Wirklichkeit, nach eigener Bedeutung ge-
zeichnet, so voll Leben, voll Anschaulichkeit, von vollendeter Kunst der Darstel-
lung, und trotz aller demokratisch-radikalen, sozialistischen Weltanschauung der 
Verfasserin so maßvoll, so reich an psychologischfeinen und wahren Bemerkungen, 
so beherrscht von hoher Bildung und gesundem Menschenverstand, daß ich von der 
ersten Lektüre ganz hingerissen war. Und auch bei wiederholtem Studium hat sich 
mir der Eindruck befestigt, daß es sich dabei um eine ganz hervorragende Leistung 
handelt, und daß das Buch trotz des ganz einseitigen, ja kindlichen Glaubens der 
Autorin an ihre Ideale nicht bloß das Erheblichste sei, was je über die englischen 
Genossenschaften gesagt wurde, sondern auch für unsere Erkenntnis der sozialen 
Umbildungen der Gegenwart einen der wertvollsten Beiträge gebe.“68 

Dabei ist es gerade die bereits angesprochene Verbindung von theoreti-
schem Erkenntnisinteresse und praktischem Reformwillen, die Schmoller zu-
folge die Schrift so lesenswert macht:

„Nach dieser absichtlich durch kein Wort der Kritik unterbrochenen und wie ich 
hoffe, ganz objektiven Inhaltsangabe wird kein einsichtsvoller Leser im Zweifel 
darüber sein, in welche Klasse von Schriften das Buch von Frau S. Webb gehört. Es 
handelt sich um jene Mischform, die einerseits die Darstellung und die wissen-
schaftliche Untersuchung einer bestehenden sozialen Organisationsform bezweckt 
und erreicht, wie sie andererseits energische Propaganda für gewisse praktische 
Einrichtungen, ja darüber hinaus für ein bestimmtes Glaubensbekenntnis, eine sozi-
ale Weltanschauung machen will. Beides ist sehr geschickt verbunden und macht 
gerade den Reiz der Lektüre aus. Bei aller Diskretion, mit der der radikal-demokra-
tische und sozialistische Standpunkt vertreten ist, versetzt er den Leser in eine ein-
heitliche, narkotisierende oder begeisternde Atmosphäre und wirft ästhetisch auf 
einheitliche Wirkung, giebt allen Ausführungen eine scheinbare Sicherheit und logi-
sche Geschlossenheit.“69

Insbesondere „die stets anklingende Einsicht, daß aller Fortschritt der sozi-
alen Organisation auf moralischer Veredelung und Besserung beruhe“ wie 
auch „die Verknüpfung volkswirtschaftlicher Probleme mit den allgemeinen 
Fragen der Sociologie und der Politik“70 hält Schmoller für wert, herausge-
stellt zu werden.

66  Vgl. Gerhard (2013), S. 80.
67  Schmoller (1893), S. 576.
68  Schmoller (1893), S. 576.
69  Schmoller (1893), S. 586.
70  Schmoller (1893), S. 586.
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So unkritisch ist die Rezension dann aber am Ende auch nicht. Es ist – ähn-
lich wie bei Brentano – die unbekümmerte Übertragung der Erkenntnisse aus 
dem Bereich der Genossenschaften auf die gesamte Volkswirtschaft, die bei 
Schmoller auf Ablehnung stößt.71

Auch wenn sich Schmoller also nicht mit allem anfreunden konnte, was 
Beatrice argumentativ ausführte, sollte die Begeisterung zumindest groß ge-
nug sein, um fortan ihre – und Sidneys – Publikationstätigkeit zu verfolgen. 
Auch deren erstes gemeinsam verfasstes Werk The History of Trade Unionism 
rezensierte Schmoller in dessen Erscheinungsjahr 1894, erneut äußerst wohl-
wollend, zumindest was Beatrice betrifft: 

„Da Herr Webb überwiegend als geschäftiger Agitator geschildert wird, seine frühe-
ren Arbeiten auch nicht auf dieser Höhe stehen, so sind die Vorzüge des Buches 
wohl mehr auf Frau, als Herrn Webb zurückzuführen. Ich kann es in seinen Einzel-
heiten zwar nicht prüfen; ich stehe nicht auf demselben radikalen und socialisti-
schen Standpunkt, aber es ist eines der besten und lehrreichsten Bücher, das ich je 
gelesen habe; es scheint mir so viel psychologische und historische Wahrheit zu 
enthalten, auf so breiten und zuverlässigen Studien zu beruhen, so wenig von dog-
matischen und andern Vorurteilen beherrscht zu sein; – es dokumentiert eine solche 
Meisterschaft des Sehens und Erzählens, daß ich nicht bezweifele, es werde in den 
nächsten 25 Jahren das Urteil über die englischen Gewerkvereine […] beherr
schen.“72

Den Eindruck, zu dem Schmoller durch die Lektüre der Werke der Webbs 
gelangte, sollte sogar Niederschlag in seinem Grundriß der allgemeinen 
Volkswirtschaftslehre finden. Dort würdigt er sie auf ihre Bedeutung ange-
sprochen wie folgt:

„In England spielt neuerdings eine sozialistische Literatengesellschaft (Fabian soci-
ety, fabian essays in socialism) eine gewisse Rolle, die ihr größtes Talent in Frau 
Sidney Webb zu haben scheint. Wenn in den Essays noch der alte naturrechtliche 
Sozialismus vorherrscht, so tritt in anderen Erzeugnissen der Schule der praktisch 
und theoretisch bedeutsame Gedanke in den Vordergrund, daß ein Sieg sozialisti-
scher Gesellschaftseinrichtungen abhänge von einer vorausgehenden demokrati-
schen Schulung, Erziehung und Organisation der Arbeiter in Vereinen und Genos-
senschaften, in Gemeinde und Grafschaft. Als die wichtigsten Erzeugnisse der 
Schule sind zu nennen: Frau Sidney Webb, Die britische Genossenschaftsbewegung, 
1891, deutsch herausg. von Brentano, 1893; Sidney und Beatrice Webb, The history 
of trade unionism, 1894; dieselben, Industrial democracy, 2 Bde., 1897. Das sind 

71  Schmoller (1893), S. 586 f.: „Man hat die Empfindung, den sicheren festen Bo-
den der Mutter Erde zu verlassen und an einem Ikarusflug teilzunehmen, man kommt 
in das Gebiet der Möglichkeiten, der einseitigen Ideale, der subjektiven Weltanschau-
ung, des Glaubens, den nur der zu teilen vermag, der von ganz gleichen Voraussetzun-
gen, von ganz gleicher Gemütsverfassung, von gleichen Kenntnissen und Erfahrungen 
ausgeht.“

72  Schmoller (1894), S. 1329.
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Leistungen, welche weit über denen von Marx stehen, aber auch nur in beschränkter 
Weise dem Sozialismus zuzuzählen sind.“73

Besonders erhellend in diesem Zusammenhang ist, wie Schmoller die 
Webbs in der Entwicklung der englischsprachigen Ökonomik verortet. So be-
richtet er von „einer großartigen sozial-empirischen Literatur, als deren Spitze 
man heute das Werk von Booth über die Armen und Arbeiter Londons […] 
und die schon erwähnten Werke der Eheleute Webb bezeichnen könnte“74. Er 
ordnet die Webbs dabei in eine Reihe mit Autoren wie Rogers, Leslie, Ashley, 
Toynbee und Cunningham ein,75 also mit den Autoren, die heute ausnahmslos 
als Vertreter der Englischen Historischen Schule bekannt sind. 

Diese äußerst wohlwollende Aufnahme durch bedeutende Vertreter der 
Deutschen Historischen Schule sollten dazu führen, dass sich viele deutsch-
sprachige Forschungsarbeiten in den folgenden Jahren Beatrice zum Vorbild 
nehmen sollten, nicht zuletzt solche, die von Frauen unternommen wurden.76 
Die Zuneigung war aber durchaus gegenseitig, auch die Webbs orientierten 
sich in ihren Arbeiten an der Deutschen Historischen Schule.77 Sidney bei-
spielsweise hatte bereits von Schmoller und Brentano während seiner Schul-
zeit gelesen.78 In The Decay of Capitalist Civilisation zitieren sie auch ausgie-
big Sombart. Die Webbs können insofern als Sympathisanten der Deutschen 
Historischen Schule gelten.79

2. Beatrice und der amerikanische Institutionalismus

So wie zwischen der Deutschen Historischen Schule und dem amerikani-
schen Institutionalismus auf der einen und der Deutschen Historischen Schule 
und Beatrice auf der anderen Seite Beziehungen bestehen, so auch zwischen 
Beatrice und dem amerikanischen Institutionalismus. So zählen gerade zu den 
Einflüssen von Commons insbesondere die Webbs.80 Auch er hat die Werke 

73  Schmoller (1923 [1900]), S. 99.
74  Schmoller (1923 [1900]), S. 121.
75  Vgl. Schmoller (1923 [1900]), S. 121 f.
76  Vgl. Gerhard (2013), S. 80; Allgoewer (2023), S. 87.
77  Vgl. Kaufman (2013), S. 768.
78  Vgl. Reisman (2022), S. 82. In diesem Zusammenhang ist eine Anekdote Joseph 

A. Schumpeters (1883–1950) besonders aufschlussreich, die er in seiner History of 
Economic Analysis erzählt: „In 1906 or 1907 Sidney Webb gave a course of lectures 
on method at the London School, one of which I attended. If it be safe to generalize 
from this lecture and its tone, he must have presented in that course just about what a 
German Kathedersozialist would have done“ (Schumpeter 2009 [1954], S. 833). Mit­
chell vergleicht auch die Webbs mit Schmoller (vgl. Kaufman 2017, S. 305).

79  Vgl. Hodgson (2006), S. 171.
80  Vgl. Kaufman (1998), S. 352.
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der Webbs nicht nur gelesen, sondern auch regelmäßig Buchnotizen zu diesen 
verfasst.81 Ähnlich wie auch schon bei Brentano und Schmoller mischt sich 
einerseits Bewunderung für die historische Analyse ökonomischer Sachver-
halte mit gewissen Vorbehalten bezüglich der politischen Implikationen. Bei-
spielsweise urteilt Commons über A Constitution for the Socialist Common­
wealth of Great Britain:

„If looked at from the standpoint of the ultimate goal, the Webb’s plan for a consti-
tution for the socialist commonwealth of Great Britain, while economically sound, 
is politically and humanly impossible. If looked at from the standpoint of the im-
mediate situation, it is a masterpiece of analysis, criticism, and construction.“82 

In seiner Monografie Legal Foundations of Capitalism aus dem Jahr 1924 
lässt Commons ihnen sogar die Ehre zukommen, das Fach der Industriellen 
Beziehungen begründet zu haben, zu dem er selbst arbeitet:

„Labor organizations arise with very different rules in many respects, and it is a 
significant fact that, out of the peculiar rules of labor unions the modern concept of 
working rules was introduced into economic theory by the great historians and theo-
rists of the British labor unions, Mr. and Mrs. Webb.“83

In seiner Biografie berichtet schließlich Commons davon, wie er die Webbs 
bei einer Englandreise außerhalb von London traf,84 und welchen Einfluss sie 
auf ihn hatten:85

„I took along with me, for reading on the train, Webb’s new book on Industrial De-
mocracy with its remarkable analysis of the ‚common rule,‘ which afterwards I gen-
eralized as the ‚working rules‘ of all collective action, including the state.“86

Aber auch hier gilt wiederum: Nicht nur war es so, dass Vertreter des ame-
rikanischen Institutionalismus sich von den Webbs haben beeinflussen lassen, 
sondern auch umgekehrt: Auch die Webbs konnten viel vom amerikanischen 
Institutionalismus zehren. Insbesondere in The Decay of Capitalist Civilisa­
tion borgt die Vorhersage der Webbs zu einem nahenden Ende des Kapitalis-
mus viel von Veblens Theorie der feinen Leute.

3. Beatrice und die Englische Historische Schule

Die größten Verbindungen zwischen Beatrice und den kontextualen Ansät-
zen ihrer Zeit bestehen aber sicherlich zu den Vertretern der Englischen Histo-

81  Vgl. z. B. Commons (1923).
82  Commons (1921), S. 82.
83  Commons (1924), S. 139.
84  Vgl. Commons (2018 [1934]), S. 120.
85  Vgl. Kaufman (2013), S. 768.
86  Commons (2018 [1934]), S. 77.
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rischen Schule, welche die Webbs zum Teil  auch persönlich kannten. Die 
Kritik von Beatrice an dem deduktiven Charakter der ricardianischen Ökono-
mik scheint beispielsweise durch Bagehot inspiriert zu sein, zumindest zitiert 
sie ihn in diesem Zusammenhang in On the Nature of Economic Science.

Die Verbindungen an dieser Stelle lassen sich aber nicht einfach auf die 
Frage reduzieren, von wem Beatrice beeinflusst wurde und wen sie beein-
flusst hat, denn an dieser Stelle wird auch ihr wissenschaftspolitisches Enga-
gement bedeutend. Die LSE zu gründen war durchaus auch durch das Ansin-
nen motiviert gewesen, ein historisch orientiertes Gegengewicht zu den de-
duktiv arbeitenden Vertretern der akademischen Ökonomik in Cambridge und 
Oxford zu bilden.87 Der erste Rektor der LSE, handverlesen von den Webbs, 
war auch ein Vertreter der Englischen Historischen Schule: Hewins. Dieser 
fühlte sich wiederum den Doktrinen der Deutschen Historischen Schule ver-
pflichtet.88 Insofern kann nicht überraschen, dass Beatrice große Übereinstim-
mungen mit Hewins protokollierte.

„First, our common dislike of the so-called Manchester School, of its unverified 
inductive reasoning and abstract generalizations, of its apotheosis of the ‚economic 
man,‘ exclusively inspired by the motive of pecuniary self-interest and of the pas-
sionate defense of the rights of property as against the need of humanity. And, sec-
ondly, our common faith in the practicability and urgent necessity of a concrete 
science of society implemented through historical research, personal observation 
and statistical verification.“89

Deswegen werden die Webbs gelegentlich selbst der Englischen Histori-
schen Schule zugerechnet.90

VI. Die Aktualität von Beatrice

Auch wenn es im Vorangegangenen fast ausschließlich um die Frage ging, 
ob Beatrice der kontextualen Ökonomik zugeordnet werden kann, und sich 
die Überlegungen vor allem auf die wissenschaftstheoretischen und methodo-
logischen Überlegungen der Webbs beschränkten, soll zum Abschluss doch 
noch die Frage nach der Aktualität von Beatrice aufgeworfen werden. Dabei 
soll die Auffassung vertreten werden, dass die andauernde Relevanz eines 
Autors sich dabei nach seiner Aktualität bemessen lässt, d. h. nach dem Grade, 
zu dem er in der Lage ist, zum Verständnis aktueller Problemlagen beizutra-

87  Vgl. Rueschemeyer/Van Rossem (1996), S. 128; Rutherford (2007), S. 305; Kauf­
man (2013), S. 766.

88  Vgl. Perlman/McCaann Jr. (1998), S. 375.
89  Webb (1948), S. 87 f.
90  Vgl. Koot (1987), S. 178–186.
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gen. Die Anschlussfähigkeit von Beatrice an aktuelle ökonomische Debatten 
soll an drei Beispielen illustriert werden.

1. Das Ende des Kapitalismus

Es ist noch nicht so lange her, dass Werner Plumpe eine vielbeachtete Ge-
schichte über die Genese des Kapitalismus vorgelegt hat. Wie jede Historie 
bedient auch sie sich eines Narratives. Die historische Entwicklung des Kapi-
talismus interpretiert Plumpe dabei anerkennend als eine „andauernde Revo-
lution“. Motivation, eine solche Geschichte zu schreiben, ist für ihn eine anti-
kapitalistische Stimmung gewesen, von der er meint, sie habe derzeit um sich 
gegriffen: „Der Kapitalismus, so der fast einhellige Tenor, hat ohnehin keine 
Zukunft: Entweder er führt in die Katastrophe, oder es gelingt der Mensch-
heit, sich rechtzeitig von ihm zu befreien.“91 Dieser antikapitalistischen Stim-
mung entgegenzutreten, nimmt sich Plumpe mit seiner wohlwollenden Dar-
stellung der Historie des Kapitalismus als Erfolgsgeschichte vor. Auch wenn 
sich vortrefflich darüber streiten ließe, ob es tatsächlich einen „fast einhel
lige[n] Tenor“ gibt, ist Plumpe in seiner Zeitdiagnose insofern zuzustimmen, 
als Kapitalismuskritik heute wieder in einem Maße verbreitet ist, wie es lange 
Zeit undenkbar schien. Nachdem der Realsozialismus untergegangen war und 
damit der Systemkonflikt endete, schien mit dem Kapitalismus die Fahnen-
stange der ideologischen Entwicklung in wirtschaftlichen Dingen erreicht zu 
sein. Bekanntlich meinte Francis Fukuyama in diesem Zusammenhang das 
„Ende der Geschichte“ proklamieren zu können. Der Kapitalismus erschien in 
den darauffolgenden Jahrzehnten weitestgehend alternativlos. Das hat sich 
mittlerweile geändert. Immer lauter werden die Stimmen, welche sein baldi-
ges Ende voraussagen. Trat die hiermit einhergehende Kritik am Kapitalismus 
zunächst nur vereinzelt auf, hat sie spätestens seit der Weltfinanzkrise ab 2007 
regen Zulauf erhalten. Im Zuge dieser Untergangserwartungen werden regel-
mäßig auch alternative Wirtschaften skizziert, welche dem Kapitalismus 
nachfolgen sollen. Plumpe bezeichnet diese als „postkapitalistische Uto
pien“92. Damit spielt er bewusst auf Paul Masons umfassend rezipierte Schrift 
Postkapitalismus an, in der dieser – nach dem Untertitel zu urteilen – mit dem 
Anspruch auftritt, die „Grundrisse einer kommenden Ökonomie“ nachzu-
zeichnen. Dieses Buch scheint nun einer ganzen Diskussion das Stichwort 
gegeben zu haben. Hierzulande hat Ulrike Herrmann einen vielbeachteten 
Beitrag zur Diskussion geleistet. Die Webbs wiederum können mit Decay of 
Capitalistic Civilisation als ideenhistorische Vorläufer dieser Debatte gelten.

91  Plumpe (2019), S. 11.
92  Plumpe (2019), S. 24.
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2. Sozial-ökologische Transformation

In diesem Zusammenhang wird immer wieder die Notwendigkeit einer so-
zial-ökologischen Transformation diskutiert. In diesem Zusammenhang ist die 
Frage zu beantworten, wie diese gelingen kann. In der Postwachstumsdebatte 
werden daher beispielsweise unterschiedliche Transformationsstrategien be-
sprochen, mit denen das Ziel einer stationären Wirtschaft erreicht werden soll. 
Diese lassen sich grob in zwei Arten von Lösungsansätzen einteilen, die in 
einem gewissen Spannungsverhältnis zueinanderstehen:

„Einerseits ist Postwachstum charakterisiert durch eine Reihe von relativ konkreten 
Politikvorschlägen für radikale Reformen wie beispielsweise Erwerbsarbeitszeitver-
kürzungen, Grund- und Maximaleinkommen oder Obergrenzen für Ressourcenver-
brauch. Auch wenn es manchmal Einstiegsprojekte […] gibt, die von Organisatio-
nen oder Kommunen durchgeführt werden können, sollen diese Reformen der Idee 
nach im Endeffekt ‚von oben‘ durch den Staat durchgesetzt oder durch soziale Be-
wegungen und Parteien vermittelt über den Staat erkämpft werden. Andererseits 
aber ist Postwachstum mindestens ebenso geprägt durch einen starken Fokus auf 
kleinteilige Alternativen und auf selbstorganisierte Projekte in den gesellschaft
lichen Nischen, die ohne oder gegen den Staat etabliert werden und von Gemein-
schaften oder Kollektiven getragen sind. Auch wenn staatliche Politiken deren 
Ausbreitung unterstützen können, sind diese Nowtopias tendenziell Projekte ‚von 
unten‘.“93

Das Spannungsverhältnis, das zwischen den beiden, dichotomen Lösungs-
ansätzen besteht, lässt sich nicht ohne Weiteres auflösen. Grund hierfür ist ein 
„Henne-Ei-Problem“94,

„das die wachstumskritische Bewegung in zwei Lager zu trennen scheint, nämlich 
in die System- und die Lebensstilkritiker. Was also nun: Setzt eine Transformation 
in Richtung Degrowth voraus, dass zuerst auf politisch-institutioneller Ebene ent-
sprechende Bedingungen für sie geschaffen werden? Oder kommt es eher auf den 
sozio-kulturellen Wandel der Lebensstile an, sind also zuerst hinreichend viele auto-
nom eingeübte Suffizienz-Praktiken vonnöten?“95

Diese Unterscheidung lässt sich grundsätzlich auf die Frage reduzieren, ob 
es die Gesellschaft ist, die sich zu ändern hat, oder ob es der Mensch ist, der 
sich wandeln muss. Hierbei handelt es sich um eine Debatte, die auch in sozi-
alistischen Kreisen diskutiert wurde, was die Webbs einschließt. Sie hätten 
dabei vermutlich einen Top Down-Ansatz befürwortet.

93  Schmelzer/Vetter (2019), S. 207.
94  Paech (2015), S. 9.
95  Paech (2015), S. 9.
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3. Wirtschaftsdemokratie

Viel wird aktuell zur „Zukunft der Arbeit“96 geschrieben. Auslöser hierfür 
dürfte wohl eine „Krise der Arbeit“97 sein, die allenthalben beklagt wird. Auf 
der einen Seite mehren sich die Stimmen derjenigen, die ein „Ende der 
Arbeit“98 oder ein „Ende der Arbeitsgesellschaft“99 prophezeien. Der techni-
sche Fortschritt – so die Hoffnung – ermögliche in absehbarer Zeit eine „Null-
Grenzkosten-Gesellschaft“100. Diese eröffne der Menschheit ungeahnte Mög-
lichkeiten:

„Wir stehen heute […] vor einem Epochenumbruch. Die ‚Automation‘, lang er-
sehnt, könnte nun zum ersten Mal in der Geschichte der Menschheit tatsächlich ein 
erfülltes Leben ohne Lohnarbeit […] ermöglichen. Die alte Arbeitswelt […] brö-
ckelt dahin […]. Was lockt, ist ein Leben in selbstbestimmtem Tun ohne Entfrem-
dung, ohne Konditionierung und Eintönigkeit.“101

Auf der anderen Seite mahnen viele Stimmen zur Vorsicht. Anstatt von ei-
nem Ende der Arbeit auszugehen, warnen diese vielmehr vor dem Aufkom-
men neuer, prekärer Formen von informeller Arbeit, die keinesfalls besser 
seien als die klassische Form der vergesellschafteten Arbeit, d. h. der Lohnar-
beit. Vor diesem Hintergrund wird verständlich, warum auch schon die ersten 
Rufe nach einer „Rettung der Arbeit“102 laut werden. Viel Hoffnung wird da-
bei auf ein Mehr an Wirtschaftsdemokratie gesetzt.103 Auch hier können na-
türlich die Webbs als Vordenker gelten.
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Helene Bauer (1871–1942)  –  
„bürgerliche und sozialistische Ökonomie“

Von Günther Chaloupek, Wien

I. Zur Biographie

Helene Bauers Beiträge und Aufsätze nehmen im wissenschaftlichen 
Schrifttum des Austromarxismus einen wichtigen Platz ein, als Ökonomin ist 
sie zu dessen wichtigsten Repräsentanten zu rechnen. Als Ehefrau Otto Bau-
ers stand sie allerdings immer im Schatten dieser politischen und geistigen 
Leitgestalt der österreichischen Sozialdemokratie (SDAP) zwischen den Welt-
kriegen. Auch war es ihr durch die herrschenden Verhältnisse im akademi-
schen Bereich nicht möglich, eine Position an einer Universität zu erlangen – 
das scheint sie auch nicht versucht zu haben. Erst in der jüngsten Zeit wird 
ihre Bedeutung als austromarxistische Ökonomin nach und nach erkannt.1

Sie wurde 1871 als Helene Gumplowicz in Krakau, damals Hauptstadt des 
österreichischen Kronlandes Galizien, geboren.2 Ihr Vater betrieb dort eine 
Buchhandlung und Leihbücherei, ihr Onkel war der berühmte Soziologe Lud-
wig Gumplowicz3. Sie studierte Staatswissenschaften an den Universitäten 
Zürich und Wien, promovierte mit einer Arbeit zur österreichischen Wirt-
schaftsgeschichte (Landau 1906a) in Zürich 1905, da zu dieser Zeit den 
Frauen ein Studium an der Wiener juridischen Fakultät noch verwehrt war. 
1905 heiratete sie in Wien den Juristen Max Landau, mit dem sie drei Kinder 
hatte. Ihr Haus wurde „ein intellektuelles sozialistisches Zentrum“, in dem die 
Führer der galizisch-polnischen Sozialdemokratie ebenso verkehrten wie die 
deutsch-österreichischen sozialdemokratischen Intellektuellen Karl Renner 
und Rudolf Hilferding. Hier lernte sie den um zehn Jahre jüngeren Otto Bauer 
kennen, den sie nach ihrer Trennung von Landau kurz vor Kriegsbeginn 1914 
heiratete.4 

1  Dvořák (2002, 2014); King (2019); Mozetic (1987).
2  Wichtigste Quelle für Lebensdaten ist die Biographie Otto Bauers von Otto Leich­

ter (1970). Die lebendigste Schilderung von Helene Bauers Persönlichkeit findet sich 
im ersten Band der Autobiographie Bruno Kreiskys (1986). 

3  Ludwig Gumplowicz, 1838–1909, geboren in Krakau, Jurist und Soziologe, Pro-
fessor an der juridischen Fakultät der Universität Graz 1882–1908.

4  Leichter (1970), S. 25 f.
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Helene Bauer war – wie Bruno Kreisky in seinen Erinnerungen schreibt – 
„eine elegante, äußerst gepflegte Polin, nicht hübsch, aber eine eindrucksvolle 
alte Dame“. Ihre Ehe mit Otto lebte „stark vom Intellektualismus beider, sie 
ergänzten einander in idealer Weise. Wenn Otto Bauer über ökonomische Fra-
gen arbeitete und zusätzliche Fakten benötigte, vertiefte sie sich in die Litera-
tur und hielt ihn sozusagen auf dem Laufenden; das tägliche Gespräch war die 
Quelle vieler Bücher [Ottos].“ (Kreisky 1986, S. 336 f.). 

Helene Bauer bekleidete außer ihrer Mitgliedschaft in der Wiener Schulbe-
hörde (Stadtschulrat) keine öffentlichen Funktionen. Bis zum Verbot der Par-
tei 1934 war sie Redaktionsmitglied des theoretischen Organs der SDAP Der 
Kampf, unterrichtete Statistik an der parteieigenen Arbeiterhochschule, wo 
Otto die Vorlesungen über Nationalökonomie hielt. Nach ihrer einzigen grö-
ßeren Publikation zur Wirtschaftsgeschichte (Landau 1906a) schrieb sie nach 
Ende des Weltkriegs eine große Zahl von Aufsätzen zu ökonomischen, gele-
gentlich auch zu wirtschafts- und sozialpolitischen Fragen, die überwiegend 
im Kampf erschienen sind, auch noch in der Zeit der Emigration, in der der 
Kampf weiterbestand – seit 1938 unter dem Namen Der sozialistische Kampf. 
Nach dem Februaraufstand 1934 flüchtete Helene Bauer mit ihrem Mann in 
die Tschechoslowakei, von dort 1938 weiter nach Paris, wo Otto 1938 starb. 
1939 fand sie Zuflucht bei ihrer Tochter Wanda Lanzer in Schweden, das ihr 
als Exil bald zu unsicher erschien, sodass sie 1941 in die USA gelangte, wo 
sie 1942 in Berkeley, Kalifornien, gestorben ist. 

Obwohl sich Helene schon in Polen in der Sozialdemokratie politisch und 
publizistisch betätigte, steht ihre erste Arbeit zur österreichischen Wirtschafts-
geschichte ganz im Einflussbereich der Historischen Schule und weist sie 
noch nicht als marxistische Denkerin aus. 

II. „Die Entwicklung des Warenhandels in Österreich“

Diese einzige Buchpublikation Helene Bauers erschien als erweiterter Son-
derabdruck ihres Artikels in der Zeitschrift für Volkswirtschaft, Sozialpolitik 
und Verwaltung (Landau 1906a, 1906b). Aus dem Vorwort geht hervor, dass 
die Arbeit, die in Zürich als Dissertation angenommen wurde, in Wien ent-
standen und offenbar von Carl Grünberg, dem Hauptvertreter der Historischen 
Schule in Österreich, betreut wurde, dem sich die Autorin „zu großem Dank 
verpflichtet“ fühlt. 

 Auf Basis von Archivmaterial und umfassender Kenntnis der Sekundärlite-
ratur wird in der Schrift die Entwicklung des Binnenhandels in der Habsbur-
germonarchie in den deutschen Kronländern, mit Schwerpunkt auf Wien, 
dargestellt. Ausgehend vom Handel in seiner frühneuzeitlichen Form mit sei-
nen zahlreichen Bindungen und engen Regulierungen wird gezeigt, wie in der 
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Ära des Merkantilismus (17./18. Jahrhundert) der Staat den Handel als Instru-
ment benützte, um die industrielle Warenproduktion zu fördern und dadurch 
die Wirtschaftskraft der Monarchie zu steigern, wie dies die herrschende 
Wohlfahrtsdoktrin des absolutistischen Staates gebot, nicht zuletzt als ökono-
mische Bedingung einer Festigung des Status Österreichs als europäische 
Großmacht. Dabei wurden zu unterschiedlichen Zeiten unterschiedliche Wege 
beschritten, mit denen die Regelung des Verhältnisses zwischen Handel einer-
seits und der industriellen und gewerblichen Warenproduktion andererseits im 
18. Jahrhundert mehrmaligen Änderungen unterzogen wurde. So etwa wurden 
zeitweise die exklusiven Vorrechte des Handels gegenüber der Industrie ver-
stärkt, um den Handel zu vermehrtem Engagement in Warenproduktionsakti-
vitäten im Wege des Verlagssystems zu veranlassen, während später die eige-
nen Handelsbefugnisse von Industrieunternehmungen zu Lasten des Handels 
erweitert wurden. In dieser langen Periode des Experimentierens, des Schwan-
kens zwischen mehr Freiheit und mehr Regulierung behielt schließlich eine 
Tendenz zur Liberalisierung von immer mehr Bereichen des Handels bzw. zur 
Beseitigung von Beschränkungen und exklusiven Bevorrechtungen die Ober-
hand. Dennoch blieb in Österreich eine unübersichtliche, auch von Wider-
sprüchen gekennzeichnete Rechtslage bis weit ins 19. Jahrhundert bestehen, 
ehe der Liberalismus in Handel, Handwerk und Gewerbe mit der Gewerbe-
ordnung 1859 voll zum Durchbruch kam – diese starke Form der Gewerbe-
freiheit hatte allerdings nur kurzen Bestand. 

Bauers Darstellung der Entwicklung des Handels stellt ab auf eine differen-
zierte Analyse der unterschiedlichen Interessen von Händlern, auch unterein-
ander, und Warenproduzenten sowie der Wirkungsweise der verschiedenen 
Maßnahmen der Wirtschaftspolitik, mit denen der Staat die industrielle Ent-
wicklung zu fördern trachtete. Treibende Kraft hinter der industriellen Ent-
wicklung ist der Staat, der an der Steigerung der Steuerkraft seiner Wirtschaft 
interessiert ist, und damit die Entstehung großer Kapitalien in der Industrie 
begünstigt. Es ist der Staat, der in erster Linie die Dynamik der Entwicklung 
vorantreibt, auch indem er die Marktkonkurrenz an die Stelle von Regulierun-
gen setzt, während „das Kapital“, welches in dieser abstrakten Form in Bauers 
Analyse nicht vorkommt, erst an zweiter Stelle eine Rolle spielt. 

Die Schrift Bauers enthält keine Bezüge auf Marx’ fragmentarisch geblie-
benen Äußerungen zur historischen Entwicklung des Kapitalismus, noch 
werden allgemeine Marxsche Kategorien in der Analyse verwendet. Wenn 
überhaupt nur selten allgemeine theoretische Überlegungen angestellt wer-
den – vereinzelt bei Bezugnahmen auf die merkantilistischen Autoren Becher 
und Sonnenfels –, so folgt doch die Analyse einem klar erkennbaren Muster. 
Explizite Wertungen werden streng vermieden, die grundlegende Perspektive 
der Schrift ist ein langfristiger Liberalisierungs- und Vermarktlichungstrend, 
ohne affirmative Betonungen. Einige wenige Male werden Schriften Grün-
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bergs und Gustav Schmollers zitiert, womit offenbar eine Affinität zur Histo-
rischen Schule angedeutet werden soll. Der einzige sozialistisch motivierte 
Gegenwartsbezug von Bauers Schrift findet sich im Anschluss an ein Sonnen-
fels-Zitat: Auch für eine als gegeben angenommene Menge einer bestimmten 
Ware, deren „ ‚Verzehrung innerhalb einer gewissen Summe stille steht und 
sich berechnen lässt, wie bei allen unmittelbaren ersten Bedürfnissen, kann 
die Vermehrung der Händler nur eine Preiserhöhung bewirken‘ – Worte, die 
auch heute noch von den Gegnern der Konsumvereinsbewegung zu beherzi-
gen wären.“ (Landau 1906a, S. 62). Helene Bauers Schrift über den Waren-
handel fügt sich ganz in die Tradition der österreichischen historischen Rich-
tung5 (Grünberg, Karl Pribram) ein. Ihre Hinwendung zum Marxismus er-
folgte offensichtlich später unter dem Einfluss Ottos. 

Mit dem Jahr 1919 beginnt die intensive Publikationstätigkeit Helene Bau-
ers in Der Kampf, einer von der SDAP herausgegebenen Zeitschrift, deren 
Erscheinungsweise zwischen wöchentlich und monatlich wechselte6. Die 
Aufsätze Helene Bauers behandeln eine Vielzahl von wirtschaftstheoretischen 
und wirtschaftspolitischen Themen auf der Grundlage der marxistischen The-
orie. Der vorliegende Beitrag geht primär auf jene Aufsätze Bauers ein, bei 
denen theoretische Aspekte behandelt werden 

III. Sozialisierung, Planwirtschaft, Wirtschaftsrechnung

Als 1918 die sozialdemokratischen Parteien in Deutschland und im neuent-
standenen (Deutsch-)Österreich an die Macht kamen und für kurze Perioden 
Regierung und Parlament dominierten, stand die Idee der Sozialisierung im 
Mittelpunkt der wirtschaftspolitischen Diskussion. Die zahlreichen Vorschläge 
und Konzepte, wie die Wirtschaft zu sozialisieren bzw. nach der Sozialisie-
rung zu organisieren sei, kamen nicht nur von sozialistischen Politikern und 
Theoretikern, vorgestellt nicht selten als „Patentrezepte“, in welchen weder 
Voraussetzungen noch Konsequenzen einer kritischen Überprüfung unterzo-
gen wurden.7

5  Siehe dazu Chaloupek (2015).
6  Die Zeitschrift war 1907 von Otto Bauer, Adolf Braun und Karl Renner als theo-

retisches Publikationsorgan der Partei gegründet worden. Nach dem Februaraufstand 
1934 erschien die Zeitschrift weiter bis zum Jahr 1940, zuerst in Brünn, ab 1938 in 
Paris unter dem Namen Der sozialistische Kampf. Das Vorbild für Der Kampf war die 
von Karl Kautsky herausgegebene Neue Zeit, führendes Theorie-Organ der deutschen 
Sozialdemokraten, an deren Stelle 1924 die von Rudolf Hilferding herausgegebene 
Zeitschrift Die Gesellschaft trat. 

7  Eine umfassende Darstellung der Sozialisierungsdebatte in Österreich gibt Erwin 
Weissels Buch „Die Ohnmacht des Sieges“ (1976), für nicht-sozialistische Sozialisie-
rungskonzepte siehe auch Chaloupek (2019). 
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Diese theoretische Debatte stand in grellem Gegensatz zur wirtschaftlichen 
und sozialen Lage in Österreich. Nach dem Zerfall der Monarchie war das 
Land plötzlich abgeschnitten von den Rohstoffquellen seiner Industrie ebenso 
wie von der Versorgung mit Nahrungsmitteln aus dem Osten. Eine notdürftige 
Versorgung der Bevölkerung konnte in den unmittelbaren Nachkriegsjahren 
nur durch Notkredite und Hilfslieferungen der Entente-Länder, vor allem der 
USA, aufrechterhalten werden. Dazu kam eine sich beschleunigende Nach-
kriegsinflation, die 1921 in einer Hyperinflation kulminierte. 

Das von den österreichischen Sozialdemokraten popagierte Sozialisierungs-
konzept war Otto Bauers Weg zum Sozialismus (Bauer 1919), das 1919 sogar 
von der Regierung beschlossen wurde. Es hat hauptsächlich Fragen des insti-
tutionellen Aufbaus der sozialisierten Wirtschaft zum Gegenstand. Diese In
stitutionen waren nach Auffassung Bauers Schritt für Schritt im Prozess der 
Sozialisierung zu entwickeln. Otto Bauer lehnte eine uno actu vorgenommene 
Vollsozialisierung ausdrücklich ab. Sozialisierung erschien ihm nur sinnvoll, 
wenn eine Industrie einen gewissen Reifegrad erreicht hat, sie war daher für 
ihn nur vorstellbar als Prozess der langsam voranschreitenden Transformation 
der kapitalistischen Wirtschaft. 

Auf der Grundlage von Ottos Sozialisierungskonzept setzte sich Helene in 
mehreren Beiträgen mit anderen Sozialisierungsvorschlägen kritisch ausein-
ander. Vor allem aber mahnte sie zum Realismus angesichts der extrem 
schwierigen Wirtschaftslage. Oberste Priorität für die Regierung, in der die 
Sozialdemokraten den Staatskanzler stellten und politisch den Ton angaben, 
war der „Kampf um die auskömmliche Nahrung“ (1920). Eine politische Dis-
kussion, wie sie Otto Neuraths „harmloses Büchlein über ‚Wesen und Weg 
der Sozialisierung‘ “ angestoßen hatte, hielt sie für völlig fehl am Platz, denn 
„vorläufig fehlen uns alle objektiven Bedingungen eines Produktions- und 
Verteilungsplanes – also auch alle objektiven Bedingungen einer ‚Vollsoziali-
sierung‘ “ (1919c, S. 341 f.). Mit aller polemischen Entschiedenheit wendet 
sie sich gegen eine Position, welche „die Sozialisierungsentwürfe der Sozial-
demokratie nur gering einschätzt und dafür … als Voraussetzung der Soziali-
sierung die Errichtung eines statistischen Amtes erklärt“, das den Bedarf an 
Verbrauchs- und Gebrauchsgütern ermittelt, ohne im Entferntesten über die 
Mittel zu deren Befriedigung zu verfügen.

Rudolf Goldscheids Sozialisierungskonzept (Goldscheid 1919) beruhte auf 
einer „Naturalabgabe“, gedacht als einmalige Vermögensabgabe, progressiv 
gestaffelt von 5 Prozent bis zu 80 Prozent. Ziel ist nicht die Vollsozialisie-
rung, sondern eine Verstaatlichung gegen Entschädigung jener Vermögen, an 
denen der Staat Alleineigentum anstrebt, die Sicherung von Mitbestimmung 
an anderen Vermögen, die Ablösung der staatlichen Miteigentumsanteile beim 
Großteil der Kleinvermögen. Helene Bauer verwirft dieses Konzept, teils 
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aufgrund seiner praktisch-administrativen Schwierigkeiten, hauptsächlich 
aber, weil es zu viel von der kapitalistischen Wirtschaftsordnung bestehen 
lässt: dadurch „wird die Naturalabgabe aus einem Mittel zur schnellen und 
schmerzlosen Sozialisierung zu einem Mittel der Befestigung der kapitalisti-
schen Wirtschaftsweise“ (1919a, S. 272).

Einen eigenen Problemkomplex im Rahmen der Sozialisierungsdebatte 
nimmt die Diskussion über die Wirtschaftsrechnung im Sozialismus ein, die 
von Österreich ihren Ausgang genommen hat (Chaloupek 1990). In Otto Bau-
ers Sozialisierungskonzept blieb sie ausgeklammert, in der Annahme, dass 
Methoden der Planung und der Wirtschaftsrechnung entsprechend dem jewei-
ligen Stadium der Sozialisierung im Zuge des Transformationsprozesses ent-
wickelt werden können. Es war Otto Neurath, der als erster die Frage nach der 
Wirtschaftsrechnung im Sozialismus stellte. In seinem System einer zentralen 
Planung legte er eine völlig neue Art der Wirtschaftsrechnung, genannt „Natu-
ralrechnung“, zugrunde. Für Geld war nach seiner Auffassung in einer sozia-
listischen Wirtschaft kein Platz. Für Ludwig Mises (1922) war Neuraths Natu-
ralrechnung Ausgangspunkt zu seiner These von der Unmöglichkeit einer ra-
tionalen Wirtschaftsrechnung im Sozialismus. 

Die Theoretiker des Mainstream der österreichischen Sozialdemokratie 
lehnten sowohl Neuraths Forderung nach einer Naturalrechnung als auch Mi-
ses’ Unmöglichkeitsthese ab. Neurath, der kein Marxist war, versuchte seine 
Argumentation durch Zitate von Marx und Engels zu stützen (Neurath 1923). 
Helene Bauer hielt ihm Zitate aus dem Kapital8, aus Marx’ Kritik des Gothaer 
Programms und aus dem Anti-Düring entgegen. Sie bestand mit Nachdruck 
auf der Notwendigkeit einer genauen Bestimmung der Arbeitsmengen, welche 
für die Produktion jedes Gutes aufgewendet werden müssen, die dem Ge-
brauchswert gegenüberzustellen wären. Beide wären essentielle Elemente ei-
nes Wirtschaftsplanes, welcher ohne eine einzige, einheitliche Einheit der 
Verrechnung nicht möglich ist. Durch den Verzicht auf eine Rechnungseinheit 
wirft Neurath „Sümpfe, Straßen, Tiere und Menschen in einen Topf … und 
sieht hier nicht die Gemeinschaft der Werktätigen, die ihre Arbeit organisie-
ren“ (1923c, S. 200). Dies erfordert, dass der Preis der Güter ein direkter 
Ausdruck der gesellschaftlich dafür notwendigen Arbeitszeit ist (S. 199).

In ihrer Rezension von Mises’ Gemeinwirtschaft (1923d, S. 322 f.) geht 
Helene Bauer nicht auf die darin enthaltenen Argumente, insbesondere in 
Bezug auf die Wirtschaftsrechnung, im Einzelnen ein. Für sie bedeutet Mises’ 

8  „… es bleibt, nach Aufhebung der kapitalistischen Produktionsweise, aber mit 
Beibehaltung der der gesellschaftlichen Produktion, die Wertbestimmung vorherr-
schend in dem Sinne, dass die Regelung der Arbeitszeit und die Verteilung der gesell-
schaftlichen Arbeit unter die verschiedenen Produktionsgruppen, endlich die Buchfüh-
rung hierüber wesentlicher den je wird.“ (MEW 25, S. 859, zitiert in 1923, S. 201).
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Behauptung, der Kapitalismus sei „die einzig denkbare und mögliche Gestalt 
gesellschaftlicher Wirtschaft“ (Mises 1922, S. 210), nur einen ungeheuren 
Zynismus angesichts der wirtschaftlichen Krise Europas, des weitverbreiteten 
Elends und sogar Hungers, der Hyperinflation, der Arbeitslosigkeit und des 
Wirrwarrs der ökonomischen Verhältnisse innerhalb der Volkswirtschaften 
ebenso wie in den internationalen Beziehungen, welcher eine ernsthafte Aus-
einandersetzung nicht verdiene. Fraglos macht sie es sich damit zu leicht, 
doch legt der Hinweis auf die Misere der realen wirtschaftlichen Verhältnisse 
den Finger auf einen wunden Punkt von Mises’ Analyse: nämlich seine still-
schweigende Annahme, dass Kapitalismus gleichbedeutend ist mit optimaler 
Ressourcenallokation auch im Sinne von vollem Gebrauch aller verfügbaren 
Ressourcen, und dass dieses theoretische Idealbild des Kapitalismus sich auch 
in der realen Welt wiederfindet.

Als Erster legte Otto Leichter in seinem Buch Die Wirtschaftsrechnung in 
der sozialistischen Gesellschaft ein System der Rechnung in Arbeitswerten 
mit der Arbeitsstunde als Recheneinheit vor (Leichter 1923). Auch Leichter 
kritisiert Neuraths Naturalrechnung scharf, da diese zu einer Zuteilungswirt-
schaft führen müsse. Jedenfalls sei eine sozialistische Gesellschaftsordnung 
anders vorzustellen „als eine Allerweltskaserne …, in der jedem einzelnen 
Bücher zugewogen und in der die Bewohner eines jeden Hauses zeitweise ins 
Kino geführt werden“ (ibidem, S. 48). Leichter geht vom Postulat der Konsu-
mentensouveränität aus und skizziert ein Modell, das eine Mischung von 
Gildensozialismus und zentraler Planung darstellt. Konsumgüter werden ver-
teilt im Austausch gegen „Arbeitsstundenscheine“, in denen die Löhne ausge-
zahlt werden. Der Güteraustausch zwischen Produktionsunternehmungen 
wird durch zentrale Planung reguliert. Die Preise der Fertigprodukte enthalten 
nicht nur die Kosten für Löhne und Vorleistungen, sondern auch Zurechnun-
gen für Amortisation, Neuinvestitionen und Beiträge für die Erhaltung der 
Nicht-Arbeitsfähigen9. 

Das von Leichter entwickelte System der Wirtschaftsrechnung ermöglicht 
die von Helene Bauer für unabdingbar gehaltene „Bildung von Preisen, in 
denen die zu ihrer Erzeugung gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit ausge-
drückt wird. … Die individuelle Verbrauchsfreiheit ist hier gegeben, zum 
Unterschied zu den geldlosen Konstruktionen Neuraths, aber bloß im Rahmen 
des angenommenen Wirtschaftsplanes.“ (1923d, S. 324). Bei genereller Zu-
stimmung wirft sie Leichter „eine allzu starke Rücksicht auf bürgerliches 

9  In seiner Kritik an Leichters Traktat weist Mises auf die enormen Schwierigkeiten 
einer „demokratischen“ Lohnfestsetzung hin, die ohne willkürliche Fixierung von Un-
terschieden nicht auskommt angesichts des Fehlens objektiver Kriterien (Mises 1924, 
S. 497 f.).
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Denken“ vor, indem er sich bemüht, die Rationalität seines Systems auch 
nach kapitalistischen Kriterien plausibel erscheinen zu lassen. 

Markt und Sozialismus waren im marxistischen Denken Helene Bauers 
nicht vereinbar. Ebenso wie Leichter (1923, S. 44 f.) lehnte sie das marktsozi-
alistische Modell Eduard Heimanns ab, das in zentralen Elementen – Autono-
mie der sozialisierten Betriebe, Wettbewerb zwischen Warenverkäufern, 
Steuerung über eine zentrale „Verkaufs- und Abrechnungsstelle“  – Oskar 
Langes (1936/37) Modell antizipiert.10 Sie hält es für unmöglich, durch eine 
schnelle marktmäßige Anpassung des ganzen Wirtschaftskörpers ein rei-
bungsloses Funktionieren der Gemeinwirtschaft zu gewährleisten. Vielmehr 
würde als Folge eine schnelle Anpassung an die „Wünsche und Launen des 
Marktes“ die Wirtschaft „von einer Krise zur andern torkeln lassen“ (1923b, 
S. 119) – eben dieses Argument wurde später gegen Langes Marktsozialismus 
eingewendet. 

IV. Ehe, Familie und Erwerbstätigkeit der Frau

Helene Bauers Aufsatz Ehe und soziale Schichtung (1927b) ist ein Beitrag 
zur Gesellschaftstheorie, der wesentlich auf einer ökonomischen Argumenta-
tion aufbaut. Nahezu ohne Bezugnahme auf soziologische und psychologische 
Literatur entwickelt sie darin eine soziale Typologie der Ehen, vornehmlich 
aus der Perspektive der Frau, für die gegenwärtige Gesellschaft.11 Produktiv-
kräfte und Produktionsverhältnisse sind dabei die wichtigsten Bestimmungs-
faktoren der von Bauer unterschiedenen sechs verschiedenen Typen von Ehe 
und Familie. Die „bäuerliche Ehe“ ist durch die ländlich-agrarische Wirt-
schaftsweise geprägt, „Haus und Hof sind Lebens- und Erwerbsgrundlage der 
Ehe und halten in gleicher Weise Mann und Frau gefangen“ (S. 319). Nahe 
verwandt der bäuerlichen Ehe ist die Ehe im städtisch-kleinbürgerlichen 
Selbstständigenmilieu des Handwerks und Kleinhandels. Die großbürgerliche 
„Ehe der oberen Zehntausend … verbürgt dem Mann die legitimen Erben und 
der Frau zu dem ererbten Besitz den entsprechenden sozialen Rahmen“, in 
dem die Frau ein „Luxusdasein“ führt und den Haushalt leitet, während die 
Arbeit für Haushalt und Kindererziehung von Dienstboten geleistet wird. 

Während die Frau in diesen drei Typen auf die eine oder andere Weise zum 
Familieneinkommen beiträgt, beginnt die „Problematik der Ehe bei den 
„neuen städtischen Schichten“ Beamten (und Angestellten) und freien Beru-
fen, wo der Erwerb vom Haushalt getrennt wird und die auf den Haushalt 

10  Oppenheimers Version des Sozialismus wird aus demselben Grund verworfen 
(1929a).

11  Siehe dazu ausführlicher Dvořák (2014), S. 212 ff.
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beschränkte Frau „in materielle Abhängigkeit vom Manne zurückgedrängt“ 
wird. Aus diesem Milieu der nicht erwerbstätigen bürgerlichen Frauen ent-
steht die (bürgerliche) Frauenbewegung, die dafür eintritt, der Frau „all die 
Mittel zugänglich zu machen, die innerhalb ihrer sozialen Schicht als ein 
Zeichen der Vollwertigkeit gelten“. Dadurch eröffnen sich für breiter Kreise 
bürgerlicher Frauen die Zugänge zu höherer Bildung, „die Frau wurde Lehre-
rin, Ärztin, jetzt steht ihr der Weg zu allen freien Berufen offen“. Zusätzlich 
zu den bestehenden entsteht ein neuer Ehetypus: „Die geistig und ökonomisch 
unabhängige Frau wurzelt schon unmittelbar in der Gesellschaft und über-
nimmt ihr gegenüber Verpflichtungen, an denen der Mann keinen Anteil mehr 
hat.“ (S. 321 f.). 

Während in allen diesen Eheformen Motive für die Beschränkung der Kin-
derzahl gegeben sind, waren diese in der proletarischen Ehe in der Frühzeit 
des Kapitalismus, in der kein Besitz zu teilen und zu vererben war, kaum 
vorhanden. Daher war die Industriearbeiterschaft, solange sich ihre Lebens
bedingungen nur wenig über die des Lumpenproletariats erheben „….  die 
fruchtbarste Gesellschaftsklasse.“ (1930a, S. 368). Als Heimarbeiterin oder 
durch Fabriksarbeit unter elenden Bedingungen suchte die Frau zum Familie-
neinkommen beizutragen, unter Inkaufnahme „furchtbarer Belastungen“, die 
später durch Sozialgesetze wie Arbeiterinnenschutzmaßnahmen, Achtstun-
dentag, etc. gemildert wurden, aber sie immer noch betreffen, „wo die erwer-
bende Hausfrau auch Mutter ist … Nichts als Hausfrau und Mutter sein zu 
dürfen, ist hier für die Frau oft der Inhalt kühnster, unerfüllbarer Träume.“ 
(1927b, S. 323).

In ihrem Beitrag zu dem von Käthe Leichter12 herausgegebenen Handbuch 
der Frauenarbeit13 kritisiert Bauer die auf Malthus zurückgehende Bevölke-

12  Käthe Leichter (1895–1942) leitete das Frauenreferat in der 1920 gegründeten 
Arbeiterkammer. Nach der Okkupation Österreichs durch das nationalsozialistische 
Deutschland verhaftet, wurde sie 1942 im Konzentrationslager ermordet. Ihr Ehemann 
Otto Leichter, Redakteur bei der Arbeiter-Zeitung, konnte in die Schweiz flüchten und 
emigrierte später in die USA. 

13  Ebenfalls 1930 erschien ein Handbuch Frauenbewegung, Frauenbildung und 
Frauenarbeit in Österreich, herausgegeben von Martha Stephanie Braun (1930), einer 
Schülerin von Ludwig Mises und Teilnehmerin des „Mises-Seminars“. Sozialdemo-
kratische Autorinnen, die zur Mitarbeit an diesem Handbuch eingeladen waren, lehn-
ten diese wegen der Mitarbeit einer für die faschistische Heimwehr tätigen Autorin am 
Handbuch ab. Eine anonyme Rezension des Handbuchs in der Gewerkschaftszeit-
schrift Arbeit und Wirtschaft bewertet den Abschnitt über Frauenbildung positiv, den 
Abschnitt über Frauenbewegung „ganz der Vergangenheit zugewendet“, wo eine Frau-
enbewegung dargestellt wird „in ihrer Vergangenheit, die keine mehr ist, sich in Ver-
einsmeierei auflösend. … Das Kapitel über die industrielle Arbeit (verfasst von Ilse 
Mintz, G.Ch.) enthält wenigstens insofern Material, als es den Veröffentlichungen von 
‚Arbeit und Wirtschaft‘ und – wenn auch unter unrichtiger Angabe – denen der Arbei-
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rungstheorie, die einerseits die Aussichtslosigkeit der Bemühungen um eine 
Verbesserung der Lebensumstände der proletarischen Klasse behauptete, die 
umgehend von einem beschleunigten Bevölkerungswachstum zunichte ge-
macht würden, andererseits im Verharren der großen Masse der Bevölkerung 
in Armut eine Bedingung für die Erhaltung von Arbeitsamkeit und Fleiß er-
blickte. Beides wurde durch die Entwicklung von Bevölkerung und Lebens-
standard der Arbeiterschaft im 19. Jahrhundert widerlegt. 

Nach der Jahrhundertwende, und deutlicher nach dem Weltkrieg ist in 
West- und Mitteleuropa die Fertilität signifikant zurückgegangen. Ursache 
dafür ist primär der Geburtenrückgang in der „fruchtbarsten Gesellschafts-
klasse“, der Arbeiterschaft. „In dem Maße, als das Proletariat aus dem dump-
fen Tragen seines Schicksals zu einem Sammeln seiner Kräfte für den Kampf 
um eine bewusste Lebensgestaltung übergeht und sich einen Anteil an den 
Kulturgütern seiner Nation ringend aneignet, wird auch für den Arbeiter die 
Einschränkung der Fruchtbarkeit zu einem wichtigen Mittel, die Bedingun-
gen, unter denen seine Lebenszeit verläuft, zu ordnen und zu verbessern“ 
durch die „Kleinhaltung der Familie“ (1930a, S. 368). Gefördert wird diese 
Tendenz in anderen sozialen Schichten durch das Eindringen der Frau in den 
Lehrberuf und die freien Berufe. In Zeiten eines höheren Arbeitslosigkeitsrisi-
kos bietet die Erwerbstätigkeit der Frau einen „Schutz vor Verelendung“. Der 
selbstständige Erwerb der Frau wird so in breiten Schichten der städtischen 
Bevölkerung mehr und mehr zur Normalität.

Wenn die Frau nach ihrer Verheiratung „beinahe so selbstverständlich wie 
der Mann“ ihren Beruf weiter ausübt, so bleiben ihr auf der anderen Seite 
„leider auch alle ihre häuslichen Verpflichtungen. Sie muss trachten, den 
Haushalt klein zu halten, und das wichtigste Mittel dazu ist wieder die Klein-
haltung der Familie.“ (S. 370). Die gewollte Kleinhaltung der Familie, „die 
der Kapitalismus selber hat reifen lassen“ hat in der bürgerlichen Welt Anlass 
zur Sorge wegen der Folgen des Geburtenrückgangs gegeben, der als „Ego-
ismus, Materialismus und als Pflichtverletzung, welche die Zukunft der Na-
tion und der Wirtschaft gefährdeten, beklagt wird“. Bauer weist die Sorge 
um die Bevölkerungsentwicklung nicht a priori ab. Nicht durch „pathetische 
Phrasen“ oder Abtreibungsverbote kann den Besorgnissen Rechnung getra-
gen werden, vielmehr gehe es darum, „die Lebensbedingungen der werden-

terkammer entnommen ist. Aber auch hier nirgendwo ein Zeichen wirklichen Zusam-
menhangs mit dem Leben, den Sorgen, den wahren Forderungen der arbeitenden 
Frauen. … (Diese) werden aber das richtige Gefühl haben, dass die Zeiten vorüber 
sind, wo für sie die Patronanz, das Entgegenkommen der bürgerlichen Frauenbewe-
gung Unterstützung bedeuten konnte. Aus eigener Kraft ist heute die Arbeiterinnenbe-
wegung imstande, ihre Probleme zu lösen, und – wie das ‚Handbuch der Frauenarbeit‘ 
beweist  – auch in ihrer wahren Form darzustellen.“ (Frauenbildung etc., 1930, 
Spalte 543 f.).
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den Mütter günstiger zu gestalten und für die Aufzucht der Neugeborenen 
bessere Möglichkeiten zu sichern“ (S. 371). Konkret plädiert sie für Maßnah-
men zur Senkung der in Österreich überdurchschnittlich hohen Säuglings-
sterblichkeit, einen staatlichen „Erhaltungsbeitrag für Mütter, die einen Säug-
ling ernähren“, Maßnahmen zur Gesundheitsvorsorge, Bekämpfung von Tu-
berkulose, Geschlechtskrankheiten und Alkoholismus u. a., die „… vielleicht 
noch auf Jahre hinaus den europäischen Industrieländern auch bei einer spar-
samen Geburtenzahl eine Erhaltung der bereits erlangten Bevölkerungsgröße 
ermöglichen“ (S. 371).

V. Krise und Kapitalismus

Die Bemühungen von sozialdemokratischer Seite um eine Antwort auf die 
Frage der Wirtschaftsrechnung im Sozialismus waren 1923, dem Erschei-
nungsjahr von Otto Leichters Buch, nur noch von theoretischem Interesse, da 
die Sozialisierung kein Thema der politischen Agenda mehr war, nachdem die 
Christlichsozialen bei den Parlamentswahlen 1920 zur stärksten Partei gewor-
den waren. Auf die Währungsstabilisierung 1922 folgte eine Periode der wirt-
schaftlichen Konsolidierung und des Konjunkturaufschwungs bis zum Jahr 
1929. Die Weltwirtschaftskrise traf Österreich überdurchschnittlich stark. 

Die Artikel Helene Bauers zur Weltwirtschaftskrise befassen sich kaum mit 
der Situation in Österreich, sondern analysieren diese aus einer allgemein-
theoretischen bzw. weltwirtschaftlichen Perspektive. Ausgangspunkt ist die 
von bürgerlichen und auch manchen sozialistischen Ökonomen vertretene 
These einer geringeren Krisenanfälligkeit des „organisierten Kapitalismus“ in 
der Folge eines „Strukturwandels der Wirtschaft, in der mit der Wandlung 
vom Konkurrenzkapitalismus zum Monopolkapitalismus auch ‚die Wirt-
schaftsanarchie durch Planwirtschaft‘ und scharfe akute Krisen durch milde 
chronische Depressionen verdrängt werden“ (1931, S. 123). Die Wiederher-
stellung des kapitalistischen Weltmarktes in der Phase der Stabilisierung nach 
dem Weltkrieg brachte eine Steigerung des Organisationsgrades durch die 
Schaffung einer „kapitalistischen Weltorganisation“ in Form von internationa-
len Kartellen und Finanzinstitutionen (BIZ Basel). Es entstand der Anschein 
einer „aufbauenden Wirtschaftsordnung, mit der der „Spätkapitalismus“ seine 
historische Mission, Vorarbeit für die sozialistische Weltwirtschaft zu leisten, 
zu Ende erfüllt. Der Ausbruch der Krise zerstörte all diese Illusionen“ (1932b, 
S. 478). 

Die Strukturveränderungen mildern nicht, sondern verschärfen die Krisen-
anfälligkeit des Kapitalismus durch die mangelnde Flexibilität der Preise in 
den monopolistischen bzw. kartellierten Industrien, die ihre Profite hochhal-
ten, sodass Produktivitätssteigerungen nicht zu Preissenkungen und damit zu 
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einer Stärkung der Kaufkraft der Massen führen. Verschärft wird die Krise 
durch den internationalen Preisverfall für landwirtschaftliche Rohstoffe, die 
zu Absatzverlusten der Industrieländer führen und dort durch Beschäftigungs-
abbau die Krise verschärfen. „Das organisierte Kapital zögert mit dem Abbau 
der Warenpreise und geht zum Generalangriff auf die Löhne … über. Seine 
Preispolitik verkürzt den Aufschwung und verlängert die Krise und die De-
pression.“ (1931, S. 124).

Ein weiterer Artikel beschäftigt sich mit der (bürgerlichen) These der 
„Fehlleitung“ des Kapitals, welche die Krise nicht wie üblich mit Dispropor-
tionalitäten erklärt, sondern mit Überakkumulation (1932a). Bauer geht einen 
Schritt weiter, nennt die Unterkonsumtion der Massen als Hauptgrund, die 
wiederum ein Resultat der Preisstarrheit ist. Dadurch steigen die Profite und 
werde weiter investiert, sodass Überkapazitäten entstehen. Wie durch ein 
möglichst gleichmäßiges bzw. planmäßig abgestimmtes Wachstum von Löh-
nen und Profiten ein krisenfreies Wachstum des Gesamtprodukts möglich 
wäre, wird in einem Vergleich mit der Planwirtschaft14 gezeigt. 

„Die Planwirtschaft kennt keine Absatzstockung bei Konsumgütern, weil 
mit wachsender Gütermenge die Preise niedriger gestellt oder die Löhne er-
höht werden können, ohne dass dem Privatinteressen von Privatbesitzern ent-
gegenstehen“ (1932a, S. 161). Die Möglichkeit von Fehldispositionen wird 
eingeräumt, etwa durch „zu starke Akkumulation“. Eine Korrektur kann aber 
anders als im Kapitalismus ohne die Begleiterscheinung von Betriebsstillle-
gungen und Arbeitslosigkeit erfolgen. Wenn die Reallöhne zu hoch, die Ver-
brauchsquoten zu üppig bemessen werden und die notwendigen Ersatzinvesti-
tionen nicht getätigt werden können, kann dies in den Folgejahren durch ent-
sprechende Umschichtung der Arbeitskräfte korrigiert werden. Bauer ist aber 
optimistisch, dass eine „ruckweise Ausdehnung des technischen Apparates 
und die damit verbundenen Schwankungen bloß in die Kinderjahre der sozia-
listischen Planwirtschaft“ gehören. Der Wirtschaftsplan gibt dafür die not-
wendige Orientierung, welche den kapitalistischen Wirtschaftsführern, die nur 
die Profitabilität im Auge haben, fehlt. Die Fehlleitung des Kapitals ist „kein 
Unfall und keine Fehlleistung, sondern eine normale Lebensäußerung des ka-
pitalistischen Systems“ (S. 163). Interventionen auf Makroebene, wie sie in 
den USA durch Maßnahmen der Geldpolitik unter Präsident Hoover, bzw. zur 
Belebung der Investitionsneigung unter Präsident Roosevelt gesetzt wurden, 
haben keinen Erfolg, weil sie den Krisenmechanismus des Kapitalismus nicht 
durchbrechen können (1932c, S. 496). 

14  Es wird nicht ganz klar, inwieweit sich diese Aussagen über das planwirtschaft
liche System auf die Realität der damaligen Sowjetunion bezieht, wo sich gerade der 
erste Fünfjahresplan (1928–1932) in der Umsetzung befand. 
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Besonders kleine Länder wie Österreich setzten große Erwartungen in in-
ternationale Handelskonferenzen mit dem Ziel, der wachsenden Tendenz zum 
Protektionismus zur „Stärkung des inneren Marktes“ entgegenzuwirken. Weil 
aber der „Automatismus des Weltmarktes versagt hat“, kann nach Ansicht 
Bauers seine Neuorganisation „nicht kommen durch Freihandel … Seine Fun-
damente können nur gelegt werden in mühsamer Arbeit von Volk zu Volk, in 
Einzelverträgen und Einzelbindungen.“ Weder Freihandel und Schutzzoll er-
öffnen einen Ausweg aus der internationalen Misere, sondern „staatliche 
Großhandelsmonopole für alle wichtigen Warengruppen“. „Die Erfolge der 
Großhandelsmonopole, der Inhalt der von ihnen abgeschlossenen Kontingent-
verträge kann erst die richtige Stellung eines Landes auf dem Weltmarkt klä-
ren und bestimmen, eine bewusste und gewollte Anpassung mit sich bringen.“ 
(1932b, S. 481 f.).

In zweifacher Hinsicht unterscheidet sich diese Konzeption vom Modell 
des „organisierten Kapitalismus“. Nicht die auf privatkapitalistischer Initia-
tive beruhenden Kartelle sollen als Ansatzpunkt für planwirtschaftliche Ele-
mente dienen, sondern staatliche Institutionen; und nicht die nationale Indus
trie als ganze soll reguliert werden – wie z. B. nach dem Modell des Gilden
sozialismus, sondern ein vom Bereich des Außenhandels ausgehender „Einbau 
eines breiten Sektors staatlicher Planwirtschaft in das kapitalistische System“ 
soll den Weg zu dessen Überwindung eröffnen. Dieser Ansatz erscheint aus 
heutiger Sicht etwas abseitig, fand jedoch nicht nur in der Großen Depression 
Befürworter, etwa in der britischen Labour Party, wie Bauer selbst vermerkt, 
sondern auch noch nach dem Zweiten Weltkrieg.15 

VI. Imperialismus

Die Imperialismusdebatte wurde in der deutschen Sozialdemokratie vor 
dem Weltkrieg intensiv geführt16, während in Österreich, das keine übersee-
ischen Kolonien hatte, ihre politische Brisanz geringer war und primär ihre 
theoretischen Aspekte interessierten. Die in Deutschland und Österreich do-
minante Position Karl Kautskys war lange Zeit schwankend, bis er 1898 in 
einem Artikel zur Kolonialpolitik die These aufstellte, dass das imperialisti-
sche Expansionsstreben der entwickelten kapitalistischen Länder nicht den 
ökonomischen Interessen der industriellen Kapitalistenklasse entspringe, „für 
die ökonomische Entwicklung durchaus nicht notwendig, vielfach sogar 
schädlich“ sei (zitiert bei Schröder 1973, S. 119). Getragen werden die impe-

15  Gunnar Myrdal (1951, S. 24 f.) sah die Notwendigkeit kommen, den Außenhan-
del zentral zu regulieren, um eine ausgeglichene Zahlungsbilanz zu erreichen, in der 
Folge immer größere Teile der Binnenwirtschaft. 

16  Siehe dazu Schröder (1973).
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rialistischen Bestrebungen vor allem von den reaktionären, chauvinistischen, 
feudal-aristokratischen Oligarchien. Diese Position antizipiert in bemerkens-
werter Weise die spätere These Joseph Schumpeters, der Imperialismus sei 
„ein Atavismus. Er fällt in die große Gruppe von Überbleibseln früherer Epo-
chen, … die nicht aus den Lebensbedingungen der jeweiligen Gegenwart, 
sondern der jeweiligen Vergangenheit zu erklären sind, … nicht aus den ge-
genwärtigen Produktionsverhältnissen.“ (Schumpeter 1919/1953, S. 119).17 
Wenn kapitalistische Interessen – die Rüstungsindustrie, das Finanzkapital als 
Vermittler von Direktinvestitionen in den Kolonien, in die Infrastruktur ab-
hängiger Staaten – von imperialistischer Politik profitieren, so geht doch die 
Initiative für territoriale Expansionen nicht von ihnen aus.

Dieser Sichtweise widersprach diametral Rosa Luxemburg mit ihrem Buch 
Die Akkumulation des Kapitals, in dem sie die These aufstellte, dass der Kapi-
talismus ein Entwicklungsstadium erreicht habe, in dem es für den Mehrwert 
keine ausreichende Verwertung mehr gebe und das System vor dem Zusam-
menbruch stehe, wenn nicht durch Erschließung neuer, vom Kapitalismus noch 
wenig erschlossener Territorien neue Verwertungsmöglichkeiten geschaffen 
werden. Sie versuchte dies anhand von abstrakten Marxschen Reproduktions-
schemata analytisch-logisch als zwingendes Resultat der kapitalistischen Ent-
wicklung zu beweisen, untermauert durch eine weitläufige historische Argu-
mentation. Luxemburgs These hatte in der deutschen Sozialdemokratie über-
wiegend Ablehnung gefunden, wenn auch nicht alle Kritiker Kautskys Sicht-
weise teilten. Auch Otto Bauer hatte Luxemburgs Imperialismustheorie aus 
theoretischen Gründen verworfen (siehe dazu Abschnitt VII. 2.). 

Die Kritik an Luxemburgs Imperialismustheorie setzte an drei unterschied-
lichen Punkten ihrer Argumentation an: theoretisch an der Fehlerhaftigkeit 
ihrer Reproduktionsschemata (Otto Bauer), an ihrer mangelnden empirisch-
faktischen Plausibilität, an der Frage ihrer polit-strategischen Konsequenzen. 
Der erste Beitrag Helene Bauers zu diesem Thema ist eine eindringliche Kri-
tik an die in linken, d. h. kommunistischen, aber auch in sozialdemokratischen 
Kreisen verbreitete Erklärung des Weltkrieges als Folge wirtschaftlicher 
Konflikte, nach der „die Handelsinteressen die eigentlichen, die letzten Ursa-
chen des Krieges bildeten. … Dieser Glaube, dem Kautsky schon bei Kriegs-
ausbruch entgegentrat, bildet jetzt eine Art marxistisch-revolutionär sein wol-
lende Kriegsideologie, die, ohne die Verschiebungen der sozialen Kräftever-
hältnisse und die politischen Umwälzungen der Nachkriegszeit mit in Rech-
nung zu ziehen, dem Kapital in unserer Zeit dieselben Wirkungsrichtungen 
und -möglichkeiten zuschreibt, die es in der Umwelt der Vorkriegszeit hatte.“ 
(1924b, S. 16). In ihrer historischen Argumentation führt Bauer die Gründe 

17  Schumpeter erwähnt darin Kautskys Artikel nicht. Bauer (1924) zitiert Schumpe-
ters Aufsatz, aber nicht mit seiner zentralen These.
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dafür an, dass sich „der Krieg an der Tatsache der gegenwärtigen Mobilisie-
rung, nicht [aber] an ökonomischen oder kolonialen Konflikten entzündete“. 
„Die herrschende Stellung der Politik der Wirtschaft gegenüber in den Län-
dern, deren Regierungen Schuld und Mitschuld an dem Weltbrand tragen, … 
war verkörpert in den Dynastien, … in dem mächtigen Kriegsapparat … Hof, 
Generalität, Adel, Diplomatie, Gruppen, die nicht in der bürgerlich-rationalis-
tischen Umwelt lebten, waren in den scheinkonstitutionellen Monarchien der 
Vorkriegszeit die verantwortlichen Lenker der Politik.“ (S. 22).

Weiters führt Bauer wirtschaftsstatistische Daten an, die auf eine krasse 
Überschätzung der Bedeutung des Kolonialhandels für die beherrschenden 
Staaten durch die Imperialismustheorie hindeuten. Nur etwa 1,5 Prozent der 
deutschen Exporte gingen 1913 in die afrikanischen Kolonien, Daten für Eng-
land weisen in die gleiche Richtung. Im Kapitalverkehr „spielten, gemessen 
an den gewaltigen Größen des Waren- und Kapitalumsatzes innerhalb der eu-
ropäischen Länder, innerhalb Europas und Amerikas vor dem Kriegsausbruch 
… die kolonialen Erwerbungen … eine lächerlich geringe Rolle“ (S. 22). 

Die Imperialismustheorie Fritz Sternbergs (1926) beruht auf einer Abwand-
lung des Grundgedankens eines nicht-realisierbaren Mehrwerts bei Rosa Lu-
xemburg. Fallengelassen wird aber u. a. die Annahme eines konstanten Real-
lohnes, vielmehr erlaubt die imperialistische Expansion der Verwertungsmög-
lichkeiten durch zurückfließende Kapitalerträge einen höheren Standard der 
Arbeiterschaft. Letztendlich führt aber der fortdauernde Druck zur Erschlie-
ßung zusätzlicher Verwertungsmöglichkeiten notwendig zum Krieg und zum 
Zusammenbruch des Kapitalismus. Sternbergs Theorie folgt in wichtigen 
Punkten der Imperialismustheorie Lenins. Wie bei Lenin führt der Imperialis-
mus über den finalen Showdown zum Sozialismus; Teile des Proletariats in 
den imperialistischen Staaten erreichen einen höheren Lebensstandard und 
bilden eine „Arbeiteraristokratie“. 

Helene Bauer bestreitet vehement die Unausweichlichkeit eines solchen 
Showdowns. Weder ist die Katastrophe des Weltkriegs mit der Imperialismus-
theorie erklärbar, noch weisen die aktuell  – d. h. Mitte der 20er Jahre  – er-
kennbaren Entwicklungstendenzen des kapitalistischen Systems in diese 
Richtung. Vielmehr sieht sie Anzeichen für die Entstehung eines Systems des 
organisierten Kapitalismus, wie es sich vor dem Weltkrieg auf nationalstaatli-
cher Ebene herausgebildet hatte, nun in der Dimension des Weltmarktes. 
„Dieselbe Rolle, die die nationalen Finanzgruppen bei den nationalen Kartel-
lierungen spielten, musste jetzt den internationalen Finanzgruppen im interna-
tionalen Ausmaß zufallen. … In der Phase des Hochkapitalismus durchbricht 
die Konzentration des Kapitals die geopolitisch meist unsinnigen Grenzen der 
Staaten, wird zur Hochkonzentration, die die historische Aufgabe des Kapita-
lismus, die Herstellung des Weltmarktes, vollendet“ (1928, S. 392 f.). 
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Nicht der Zwang zur Erschließung von Verwertungsmöglichkeiten unreali-
sierbarer Mehrwertteile in nichtkapitalistischen Ländern, sondern Verwer-
tungsmöglichkeiten durch Intensivierung der grenzüberschreitenden Arbeits-
teilung sind die Ursache für das Wachstum des internationalen Handels und 
Kapitalverkehrs (1927a, S. 8 f.). Der Kapitalismus ist kein Garant friedlicher 
Beziehungen unter den Staaten, wie die liberale Theorie postuliert, er „kann 
kriegerisch sein im Bündnis mit feudalen Mächten … Er kann jedoch auch 
friedlich sein und statt unter Waffendeckung mit staatlicher Kreditgarantie für 
Geschäfte mit Ländern, deren Rechtszustand ihm Misstrauen einflößt, neue 
Absatzmärkte gewinnen kann, durch internationale Kartelle, Quotenverteilung 
die Sicherung der Profite erstreben“ (S. 11). Eine krisenfreie Entwicklung der 
Weltwirtschaft darf dabei nicht erwartet werden, zufolge der Anarchie des 
kapitalistischen Weltmarktes kommt es immer wieder zu Absatzkrisen. 

Der letzte Beitrag Helene Bauers (1940) zur Imperialismusdebatte resü-
miert ihre bisherigen Positionen. In Bezug auf den Zweiten Weltkrieg, der 
sich damals im Anfangsstadium befand, stellt sie mit Nachdruck fest, dass 
auch in der Zeit der großen Weltwirtschaftskrise „weder ein theoretisches 
noch ein praktisches Interesse am Imperialismus bestand. Es gab in den kapi-
talistischen Staaten viele Pläne der Krisenbekämpfung, aber nicht die leiseste 
Neigung, zur Überbrückung der Krise irgendwelche Absatzmärkte, Rohstoff-
märkte oder dergleichen militärisch zu besetzen“ (1940, S. 176). Es waren die 
neuen Diktaturstaaten, die die militärische Auseinandersetzung suchten, weil 
sie intern Erfolge brauchten zu ihrer Legitimation, wobei sich das nationale 
Kapital „den Diktaturen in die Arme geworfen hat, während die kapitalisti-
schen Kreise der modernen Demokratien zum Bedürfnis nach Ruhe und inter-
nationaler Sicherung herangereift sind. … Der Kapitalismus auf demokrati-
scher Grundlage ist ohne Kriege durchaus denkbar.“ Bauer bekämpft unnach-
giebig die politische Imperialismustheorie der Kommunisten, die nur „unser 
Interesse an der Herstellung einer Welt mit größtmöglichen Friedensgarantien 
schwächen würde“ (S. 179). 

VII. Bürgerliche und sozialistische Theorie

1. Werttheorie

Helene Bauer sah in der subjektiven Wertlehre der Österreichischen Schule 
eine „ideologische Verklärung des Bestehenden“ (1924a, S. 65), was aber ih-
rer Ansicht nach der sozialistischen Wissenschaft nicht ersparte, sich imma-
nent mit deren Inhalten auseinanderzusetzen. In ihrer Kritik der Zurechnungs-
lehre Böhm-Bawerks und Wiesers setzte sie sich vor allem mit der Vertei-
lungstheorie der Österreichischen Schule auseinander. Für die simultane Er-
mittlung des „produktiven Beitrages“ der einzelnen Produktivmittel zum 
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Endprodukt unterscheidet Wieser zwischen der „gemeinen“ Zurechnung bei 
solchen Produkten, die nur aus Produktivmitteln mit vielfacher Verwendbar-
keit („Kostenproduktivmitteln“) hergestellt werden, und der sog. „spezifi-
schen“ Zurechnung. Letztere findet dort statt, wo ein spezifisches, d. h. nur für 
die Erzeugung einer einzigen oder einiger weniger Produktarten verwendbares 
Produktivmittel in Kombination mit anderen Kostenproduktivmitteln zum 
Einsatz kommt. Der Wert des spezifischen Produktivmittels ergibt sich als 
Restgröße nach Abzug der Kostenproduktivmittelwerte vom Erlös. 

Dagegen hatte Schumpeter (1909/1952) eingewendet, dass der Arbeitslohn 
als häufigster Produktionsfaktor vom Typ des gemeinen Produktivmittels 
„nicht aus dem Wert des Endprodukts abgeleitet, sondern als gegebene Größe 
bei der Produktion bereits vorausgesetzt“ werde. Damit bleibt aber Wiesers 
eigenes Postulat für eine Lösung des Zurechnungsproblems unerfüllt. In ähn-
licher Weise wird gegen Böhm-Bawerks Methode der Heranziehung von 
„Substitutionswerten“ eingewendet, dass damit das Problem der Wertermitt-
lung der sog. „ersetzlichen“ Produktionsmittel in andere Verwendungsberei-
che verschoben sei, ohne dass dort eine Ableitung des Wertes der ersetzlichen 
Produktionsmittel aus einem Endprodukt möglich sei. Schumpeters Feststel-
lung, dass „der produktive Erfolg von allen drei Kategorien (Arbeit, Kapital, 
Grund und Boden, G. Ch.) abhängt und dass es kein Kriterium gibt, den einen 
Produktionsfaktor vor dem anderen in dieser Beziehung auszuzeichnen“ 
(Schumpeter 1908, S. 248) stimmt Helene Bauer dann zu, wenn der Ge-
brauchswert den Ausgangspunkt der Werttheorie bilde. Mit dem Scheitern der 
Wertzurechnung habe „der Grenznutzen seine Rolle einer ökonomischen The-
orie, die die wirtschaftlichen Erscheinungen nicht aus der jeweils gegebenen 
sozialen Struktur der Wirtschaft, sondern aus einer immer gleichbleibenden 
Logik jeder Wirtschaft ableitet, ausgespielt“ (1924a, S. 111). Schumpeters 
Feststellung, dass die theoretische Unlösbarkeit des Zurechnungsproblems 
angesichts der Tatsache, „dass Werte und Preise der Produktivgüter sich durch 
nichts von denen der Genussgüter unterscheiden, namentlich vom praktischen 
Wert mit der gleichen Sicherheit gehandhabt werden“, demnach die Praxis das 
Problem gelöst und dessen „Lösbarkeit durch die Tat“ bewiesen sei, deutet 
Bauer als Eingeständnis der Richtigkeit einer Ausbeutungstheorie. „Denn um 
Einkommensarten, die aus der Arbeit, also aus einer produktiven Funktion, 
und alle anderen Einkommensarten, die aus dem Rechtstitel des Besitzes flie-
ßen, quantitativ zu bestimmen, muss man sie zuerst qualitativ, also in ihrer 
Wesensverschiedenheit unterscheiden. Aber dies bedeutet erkennen und be-
kennen wollen, dass ihre Höhe nicht durch ökonomische, sondern durch sozi-
ale Faktoren, nicht durch ,produktive Beiträge‘, sondern durch Kräfteverhält-
nisse der Klassen, nicht durch ,Leistung‘, sondern durch Macht bestimmt 
wird“ (S. 112). 
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Aus den Fehlschlägen der Versuche Wiesers und Böhm-Bawerks, die von 
Menger aufgeworfene Frage nach der quantitativen Bestimmbarkeit der Wert-
anteile der „Güter höherer Ordnung“, also der einzelnen Produktionsfaktoren 
aus dem Wert des genussreifen Endprodukts schlüssig zu beantworten, 
schließt Helene Bauer auf den „Bankerott der Grenzwerttheorie“. Bauer insis-
tiert auf einer Art “ Wesensverschiedenheit“ der Arbeit als Produktionsmittel, 
die sie normativ von den sachlichen Produktionsmitteln unterscheidet. In der 
entwickelten arbeitsteiligen Wirtschaft, in der alle Güter Ergebnisse von Pro-
duktionsprozessen sind, erscheint „nur Arbeit gegen Arbeit als ein Tausch 
artgleicher und deswegen überhaupt vergleichbarer Werte … Wer diesem 
Kreise nicht angehört, der verfügt über ein ebenbürtiges Tauschgut überhaupt 
nicht“. Wenn er seinen Anteil als Zins, Profit oder Rente erhält, so bleibt er 
„in der Gemeinschaft der Arbeitenden“ doch „bloß ein Outsider, der dem 
Werte der Persönlichkeit seine Besitztitel entgegenstellt“ (1926, S. 64). Daher 
erscheinen ihr auch alle neueren Theorien, welche den Zins nicht als Beloh-
nung des Opfers des als Person vorgestellten Kapitalisten erklärt, sondern als 
kollektives „Warteopfer“, das „getragen werden muss, damit das zur Güter
erzeugung notwendige Kapital gespart werde“ (Marshall), oder dessen Zu-
rechnung auf „eine Funktion“ (Cassel, Schumpeter) als „ideologische Verklä-
rung des Bestehenden“ (1926, S. 66 f.).

Die Abhandlung Helene Bauers zur Marxschen Preis- und Verteilungstheo-
rie (1925b) versucht zunächst anhand mehrerer Zitate aus dem Kapital zu 
zeigen, dass für eine adäquate Berücksichtigung der Nachfrageseite ein Re-
kurs auf den nutzentheoretischen Ansatz nicht erforderlich sei.18 Unklar bleibt 
dabei, in welchem Zusammenhang damit das sog. Transformationsproblem 
des 3. Bandes des Kapital steht bzw. die für die Arbeitswertlehre grundle-
gende Behauptung, dass bei der Umrechnung von in Zeiteinheiten gemesse-
nen Arbeitswerten in Geld ausgedrückte Produktionspreise dem Verhältnis 
von Profit- und Lohnsumme der Mehrwertrate entspreche. Bauer zitiert Marx’ 
eigene Bemerkung, „dass der durchschnittliche Arbeitslohn zwar stets gleich 
dem Wertprodukt der Stundenzahl (ist), die der Arbeiter arbeiten muss, um die 
notwendigen Lebensmittel zu produzieren, aber diese Stundenzahl selbst wie-
der verfälscht ist durch die Abweichung der Produktionspreise von ihren 
Werten“ (MEW 25, S. 171), die anzeigt, dass er Zweifel an seiner Lösung des 
Problems der Transformation von Arbeitswerten in Produktionspreise hatte. 
Sie schließt daraus, dass „durch das Verhältnis der Geldprofite zu den Geld-

18  Darin besteht auch der Hauptkritikpunkt der Rezension Bauers (1930b) an Alfred 
Braunthals Lehrbuch Die Wirtschaft der Gegenwart und ihre Gesetze (1930). Auch 
Otto Bauer war in diesem Punkt anderer Ansicht als Helene: „Für das Verständnis der 
Nachfrage ist die Kenntnis der Grenznutzentheorie sehr wichtig.“ (Bauer, O. 1956, 
S. 288).
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löhnen das Verhältnis der Mehrarbeit zur notwendigen Arbeitszeit nur unge-
nau ausgedrückt wird“ (1925b, S. 224), das heißt aber, dass die beiden Relati-
onen nicht identisch sind. Sie zieht daraus freilich nicht den Schluss, dass die 
Transformation „sich so nicht lösen lässt, wie Marx sie vorzeichnet“ (Schefold 
2014, S. 201), dass die Preise also nicht aus den Arbeitswerten abgeleitet wer-
den können. Das Marxsche ökonomische System behält für Bauer dennoch 
seine Gültigkeit, denn „Kauf und Verkauf auf dem kapitalistischen Markt sind 
für Marx sowohl ein Mittel des wirklichen Tausches wie der Ausbeutung, de-
ren Größe nur festgestellt werden kann, … wenn die Arbeitswerte der Waren 
den Preisen entgegengestellt werden. Die Preisgestaltung ist für Marx deswe-
gen kein Problem ‚an sich‘ wie für die bürgerlichen Theoretiker, … sondern 
bloß ein Problem, das auf dem Wege liegt zu der für ihn entscheidenden Frage 
nach … der Verteilung des jährlichen Arbeitsproduktes zwischen den wirklich 
Arbeitenden und den kapitalistischen Produktionsagenten und ihrem Anhang“ 
(1925b, S. 224).19

2. Entwicklungstheorie

Die zentrale Frage der marxistischen Entwicklungstheorie ist die des Über-
gangs vom Kapitalismus zum Sozialismus. Der Vision einer allmählichen 
Transformation des Kapitalismus, in der wesentliche Voraussetzungen für die 
neue Gesellschaftsform entstehen, stehen die Zusammenbruchstheorien ge-
genüber. Helene Bauers Kritik richtete sich nicht nur gegen die Imperialis-
mustheorien (Abschnitt VI.), sondern auch gegen Henryk Großmanns 1929 
veröffentlichtes Buch Das Akkumulations- und Zusammenbruchsgesetz des 
kapitalistischen Systems.20 

Großmann stützte sich darin auf eine 1910 in der Neuen Zeit erschienene 
Rezension Otto Bauers von Rosa Luxemburgs Die Akkumulation des Kapi­
tals. Darin hatte Otto Bauer anhand eines fiktiven Schemas der erweiterten 
Reproduktion gezeigt, dass der für neue Akkumulation zur Verfügung ste-
hende Mehrwertteil im Kreislauf des Systems verwertet werden kann, es also 
zu seiner Verwertung keiner Erschließung externer Sphären bedarf (Bauer, O. 

19  Ähnlich in dem Aufsatz 1926, S. 65.
20  Großmanns Buch erschien als Band  I der Schriftenreihe des damals von Carl 

Grünberg geleiteten Frankfurter Instituts für Sozialforschung. So wie Helene Bauer 
stammte Großmann aus Galizien, 1881 in Krakau geboren, studierte er an der Univer-
sität Wien bei Carl Grünberg, der ihn 1925 nach Frankfurt an das Institut holte. Das 
Zusammenfallen des Erscheinungsjahrs seines Buches mit dem Beginn der Großen 
Depression verstärkte das Interesse an dessen Thesen, z. B. die Behauptung, dass die 
USA „einer schweren Krise entgegengehen“ (zitiert bei Bauer 1929b, S. 277). Nach 
der Emigration in die DDR zurückgekehrt, starb Großmann 1950 in Leipzig, wo er seit 
1949 an der Universität eine Professur für Politische Ökonomie innehatte. 
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1912/13/1970).21 Es handelt sich dabei um ein willkürlich gewähltes Zahlen-
beispiel mit den Annahmen einer Mehrwertrate von 100 Prozent, wobei 
25 Prozent des Mehrwerts akkumuliert werden, und eines jährlichen Bevölke-
rungs- bzw. Arbeitskräftezuwachses von 5 Prozent und eines Wachstums des 
konstanten Kapitals von 10 Prozent pro Jahr. Otto Bauer hatte die Ergebnisse 
dieses Schemas über 4 Jahre dargestellt. Der begrenzte Demonstrationszweck 
des Zahlenbeispiels hielt Großmann allerdings nicht davon ab, es „nicht bloß 
viermal, sondern 35mal und über mehrere Krisen hindurch zu kurbeln“ 
(1929b, S. 275), und damit den unausweichlichen Zusammenbruch des Kapi-
talismus zu beweisen, der aber ein bloßes Ergebnis der aus langfristiger Sicht 
grob unrealistischen Annahmen ist. Denn „es ist klar, dass dieses Schema zu 
seltsamen Resultaten führen muss, wenn man es lang genug fortsetzt, denn 
die Zuwächse des konstanten Kapitals wachsen gemäß Annahme schneller als 
der Mehrwert“, da ein immer geringerer Teil des Mehrwerts für den Konsum 
der Kapitalisten zur Verfügung steht bzw. später der gesamte Mehrwert für die 
angenommene Akkumulationsrate nicht mehr ausreicht, „das Schema aus 
Mangel an Mehrwert zusammenbricht“ (Sweezy 1970, S. 248 f.). 

In Bauers Worten: „Die Kapitalisten verrecken, weil sich alles was sie be-
rühren, in Produktionsmittel … verwandelt … Doch da das Schema nur ein 
Scheinschema ist, ist auch ihr Hungertod nicht wirklich“ (1929b, S. 280). Der 
Fehler einer solchen mechanischen Anwendung des Schemas liegt nach He-
lene Bauer darin, dass „in Wirklichkeit durch die technischen Errungenschaf-
ten, die den Prozess der Akkumulation begleiten …, der Wert des konstanten 
Kapitals und der Wert der Arbeitskraft ständig gesenkt wird. … Die Bewe-
gung der einen unabhängigen Variablen der Technik (Erfindung und Entde-
ckung) bringt periodisch in verschiedenen, in der Praxis exakt bestimmten 
Abstufungen die Änderungen aller Verhältniszahlen mit sich. Die Theorie 
kann nur die allgemeine Richtung dieser Veränderung feststellen, sie kennt 
aber nicht das quantitative Verhältnis zwischen der Bewegung der organischen 
Zusammensetzung des Kapitals und der mit ihr parallel gehenden Bewegung 
der Mehrwertsrate“ (S. 275). Unter Berufung auf Zitate aus dem Kapital ver-
weist Bauer gegen Großmann auf die „Logik der kapitalistischen Konkur-
renz“, welche die Bewegungsgesetze der kapitalistischen Wirtschaft bestimmt, 
die aber in Großmanns Analyse nicht vorkommt. Die Überakkumulation von 
Kapital wird auch bei Marx behandelt, für ihn ist sie „keine notwendige oder 
gar endgültige, sondern eine mögliche und momentane Phase des Akkumula-
tionsprozesses“ (S. 279). In der Krise kommt es zu Anpassungen, es „entsteht 
ein neues Gleichgewichtssystem … das durch ein neues Schema illustriert 
werden müsste.“ (S. 276). Gegen „die Zusammenbruchsfanatiker in unserer 

21  Ein Großteil der Antikritik Luxemburgs (1921/1981) war gegen Otto Bauer ge-
richtet.
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Partei“ insistiert Bauer darauf, dass „die letzte Schranke des Kapitalismus für 
Marx nicht die gesamtkapitalistische Pleite (ist), sondern der gesamte Kampf-
wille des Proletariats“ (S. 280). 

Für Helene Bauer bildete Rudolf Hilferdings Theorie des Organisierten 
Kapitalismus die Grundlage für eine langfristige Entwicklungsperspektive der 
kapitalistischen Wirtschaft. Hilferdings Hauptwerk Das Finanzkapital (1910) 
war ein Versuch, die Theorie von Karl Marx an die veränderte Realität der 
neuen Formen der organisierten Konkurrenz heranzuführen. Eine Schlüssel-
rolle bei der Förderung der Konzentrations- und Monopolisierungstendenz 
schrieb er dabei den Banken zu. Gleichzeitig „erleichtert“ die Organisation 
der Produktion durch das Finanzkapital „die Überwindung des Kapitalismus 
außerordentlich“. Der Kapitalismus erreicht eine Entwicklungsstufe, auf der 
schließlich „die Diktatur der Kapitalmagnaten in die Diktatur des Proletariats 
umschlägt“ (Hilferding 1910/1973, 503 ff.). Nach dem Weltkrieg nahm Hilfer-
ding mehr und mehr eine reformistische Position ein. Seine Theorie des Orga-
nisierten Kapitalismus wurde als wirtschaftspolitisches Programm konkreti-
siert in Fritz Naphtalis Buch Wirtschaftsdemokratie (1928). Die branchenmä-
ßige Organisation der überwiegend privatkapitalistischen Unternehmungen 
war ein Grundelement dieses Konzepts, in dessen Rahmen eine Kontrolle von 
Kartellen unter Mitwirkung der Gewerkschaften vorgesehen war. 

Weniger im nationalstaatlichen Rahmen, sondern in seinem Ausgreifen auf 
die Ebene des Weltmarktes sah Helene Bauer die neue Entwicklungstendenz 
des Organisierten Kapitalismus nach dem Ersten Weltkrieg. Als Folge der 
immer weiter voranschreitenden Konzentration und Zentralisation des Kapi-
tals treten an die Stelle der nationalen nun internationale Organisationsformen 
(1928, S. 392 f.; siehe Abschnitt V.) Sozialismus im nationalstaatlichen Rah-
men hielt Bauer für möglich, aber er war nur die zweite Wahl (1919d, S. 412). 
So utopisch es erscheint – „die internationalen Voraussetzungen des Sozialis-
mus entstehen, indem „im Hochkapitalismus die Konzentration des Kapitals 
die geopolitisch meist unsinnigen Grenzen der Staaten (durchbricht), zur 
Hochkonzentration wird, die die historische Aufgabe des Kapitalismus, die 
Herstellung des Weltmarktes, vollendet“ (1928, S. 392 f.). 

VIII. Conclusio 

Helene Bauers Verständnis von Ökonomie war im Kern politisch. Im Zen
trum steht die Arbeitswertlehre, mit der der Kapitalismus als System der Aus-
beutung der Arbeitenden dargestellt wird, sowie als selbsttätiger Mechanis-
mus, der wegen des Fehlens planmäßiger Koordination in periodische Krisen-
zustände fällt, gleichzeitig aber als resilientes System, das sich nicht auf einen 
Zusammenbruch zubewegt. Dem entspricht auch eine konsequent marxisti-
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sche Diktion: die Profitorientierung zwingt die Kapitalisten, mehr Mehrwert 
aus den Arbeitenden herauszupressen, Akkumulation dient der Steigerung des 
Mehrwerts etc. Langfristig strebt der Kapitalismus seiner Überwindung durch 
den Sozialismus zu, entwickelt aus sich heraus wesentliche Institutionen die-
ser Gesellschaftsform, allerdings ohne „automatisch“ in diese überzugehen. 
Dazu braucht es den Anstoß von der politischen Ebene her, idealiter durch 
Mehrheitsentscheid in einem parlamentarisch-demokratischen System. Dem 
entspricht eine kritische Haltung gegenüber dem Bolschewismus, die am 
stärksten zum Ausdruck kommt in Helene Bauers Ablehnung der Imperialis-
mustheorie, besonders in deren Leninscher Variante: keine gewaltsame Revo-
lution im Gefolge einer Weltkatastrophe.22 

Ebenso ist für Helene Bauer wissenschaftliche Wahrheit nicht definiert 
durch einen a priori festgelegten „Klassenstandpunkt“. Marxistische Theo-
reme müssen nach logisch-wissenschaftlichen Kriterien bewiesen werden, 
wovon sie allerdings überzeugt war; daher keine Annäherung an die „bürger-
liche“ Ökonomie, auch keine Übernahme einzelner Elemente derselben, Fest-
halten an der Dichotomie Markt/Konkurrenz versus zentrale Planung/gesamt-
gesellschaftliche Solidarität. Ihre Abhandlungen zur Theorie ebenso wie ihre 
Analysen aktueller Probleme des Kapitalismus bewegen sich immer in diesem 
Rahmen. 

Die auf Friedrich Engels und Karl Kautsky fußende politische Strategie der 
Sozialdemokratie in Deutschland und Österreich war für eine Konstellation 
gedacht, in der die politische Macht zwischen feudalem Adel und Bürgertum 
geteilt und die Vertreter des Proletariats davon ausgeschlossen waren. Die 
sozio-ökonomische Entwicklung garantierte die stetige Steigerung des Anteils 
der Partei an Wählerstimmen und Parlamentsmandaten. Die Durchsetzung 
von schon im Kommunistischen Manifest genannten Kernforderungen wie 
Begrenzung der täglichen Arbeitszeit, Verbot von Kinderarbeit etc. soll der 
Arbeiterschaft das Bewusstsein ihres Machtpotenzials vermitteln und so die 
Kampfbereitschaft steigern, immer gerichtet auf das näher rückende Endziel 
der sozialistischen Gesellschaftsordnung. Generell sollten die Sozialdemokra-
ten im Parlament alle Maßnahmen unterstützen, oder wenigstens nicht behin-
dern, die geeignet sind, die Liquidierung feudaler Strukturen und die Vermin-
derung der selbstständigen kleinbürgerlichen oder bäuerlichen Bevölkerungs-
schichten zu beschleunigen, also z. B. Abschaffung von agrarischen Schutz-
zöllen, keine Unterstützungsmaßnahmen für Handwerk und Bauern etc. Je 
schneller sich der Kapitalismus zu seiner reinen Form, wie sie im Kommunis­

22  Der Begriff „Revolution“ wird im sozialdemokratischen Schrifttum in einem 
sehr differenzierten Sinn verwendet bei Otto Bauer (1923) in seiner umfassenden Ana-
lyse der „österreichischen Revolution“. In Helene Bauers Aufsätzen kommt er kaum 
vor. 
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tischen Manifest und im Kapital erscheint, entwickelt, umso rascher wächst 
der Bevölkerungsanteil des Proletariats, und damit die politische Machtbasis 
der Sozialdemokratie. 

Diese Strategie funktionierte recht und schlecht, solange die Arbeiterpartei 
keinen Anteil an der Staatsmacht hatte. Dies änderte sich mit dem politischen 
Umbruch bei Kriegsende grundlegend, als die Partei plötzlich in die politische 
Führungsrolle katapultiert wurde. In der kurzen Phase nach dem Weltkrieg, in 
der ein Einstieg in den Sozialismus durch Maßnahmen der Sozialisierung als 
realistische Möglichkeit erschienen war, schien sich die Perspektive einer mit 
demokratischen Mitteln geförderten Transformation des Kapitalismus zu be-
wahrheiten. Nach der Stabilisierung des kapitalistischen Systems resultierte 
daraus für die sozialdemokratische Politik ein Dilemma von zunehmender 
Intensität.

In Österreich war die Sozialdemokratie knapp zwei Jahre an der Regierung 
beteiligt (1918–1920). In dieser kurzen Periode, in der die bürgerlichen Par-
teien angesichts der revolutionären Stimmung in großen Teilen der Arbeiter-
schaft zu Konzessionen gegenüber den sozialpolitischen Forderungen der Ge-
werkschaften und der Sozialdemokratischen Partei bereit waren, wurde eine 
ganze Serie von grundlegenden Sozialgesetzen beschlossen: Einführung des 
Achtstundentags, einer allgemeinen Arbeitslosenversicherung, das Kollektiv-
vertragsgesetz, das Betriebsrätegesetz, das Arbeiterkammergesetz und zahlrei-
che weitere kleinere Sozialgesetze.23 Nach den Parlamentswahlen 1920, aus 
denen die Christlichsozialen als stärkste Partei hervorgingen, entschieden sich 
die Sozialdemokraten für die Opposition. Aber auch in ihrer Oppositionsrolle 
kamen sie nicht darum herum, zu schwierigen wirtschaftspolitischen Fragen 
Stellung zu beziehen und auch an Entscheidungen mitzuwirken (z. B. Wäh-
rungssanierung 1922, Budgetsanierung, Bankensanierung). Dabei war die Par-
tei immer wieder zu Kompromissen mit der Regierung bereit. 

Zur wichtigsten Aufgabe der Partei wurde die Verteidigung der nach dem 
Krieg erkämpften sozialpolitischen Errungenschaften, die von den bürgerli-
chen Parteien zunehmend wieder infrage gestellt wurden („Wegräumen des 
revolutionären Schutts“). Den „reformistisch“ punzierten Fragen der Sozial-
politik und ihren wirtschaftspolitischen Aspekten, welche für die Partei in der 
politischen Auseinandersetzung einen hohen Stellenwert hatten, widmete He-
lene Bauer nur geringe Aufmerksamkeit. Eingehend beschäftigte sie sich nur 
mit der Frage der Erwerbstätigkeit der Frau, mit deren Recht, „trotz der Er-
werbsarbeit noch Raum für eigenes Leben und eigene Fortentwicklung zu 
gewinnen“ (1930b, S. 372). 

23  Siehe dazu Pribram (1921). Karl Pribram war im sozialdemokratisch geführten 
Sozialministerium als leitender Beamter mit der Vorbereitung dieser Gesetze betraut. 
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Die wenigen Analysen Helene Bauers zu aktuellen Fragen der Wirtschafts-
politik nach dem Schwinden der Hoffnung auf die Sozialisierung machen den 
Eindruck von Hilflosigkeit. In ihrem Kommentar zur Frage der Vermögensab-
gabe hatte sie diese als „Protest gegen die Herrschaft des Kapitals“, sowie als 
Folgemaßnahme der Sozialisierung gesehen, um „langsam, aber sicher mit 
den Müßigen aufzuräumen“ (1919a, S. 293). Dass die Vermögensabgabe das 
entscheidende Instrument für eine Stabilisierung der Währung aus eigener 
Kraft gewesen wäre, war hier kein Thema. Das permanent hohe Defizit der 
österreichischen Handelsbilanz versuchte sie zu verharmlosen, ihr einziger, 
ironisch gemeinter Vorschlag zu einer Lösung des Problems ist, „den Konsum 
der Prasser und Genießer zu drosseln“ (1923a, S. 31). 

Erst nach dem Beginn der Großen Depression nimmt Helene Bauer wieder 
mit Analysen zu Krise und Krisenpolitik zu wirtschaftspolitischen Fragen 
Stellung. Aus marxistischer Sicht war die Erkenntnis, dass die veränderten 
Strukturen des Organisierten Kapitalismus dessen Krisenanfälligkeit nicht 
gemildert, sondern verschärft haben (siehe Abschnitt V.), eine Bekräftigung 
der Sozialisierung als Alternative. Die an der Regierung beteiligten sozialde-
mokratischen Parteien in England und in Deutschland mussten jedoch die ge-
genteilige Erfahrung machen, dass sie „in den Augen der Massen als mitver-
antwortlich“ erschienen „für alles, was zu verhindern sie zu schwach waren. 
Die Krise brachte ihnen Wahlniederlagen, den Verlust der bisherigen parla-
mentarischen Stellung und machte sie bald bar jeder Stoßkraft dem System 
gegenüber, das sie noch vor kurzem kritisierten, verneinten, aber doch mit 
dem Namen ihrer Führer zu beschützen und zu decken schienen. … Arbeits
losigkeit und Krise haben nicht die Kräfte auslösen können, die die kapitalis-
tische Krise in eine Krise des Kapitalismus umschlagen lassen würden“ 
(1932c, S. 494). 

In der Analyse der Krisenursachen bleibt die marxistische Ökonomie der 
altliberalen Sichtweise verhaftet, in der die mangelnde Flexibilität von Prei-
sen und Löhnen als Ursache identifiziert wird24. Die von den Kapitalisten da-
raus abgeleiteten Forderungen für die Krisenpolitik nach Lohnsenkung und 
Abbau von Sozialschutz ist allerdings nicht akzeptabel aus Sicht der Arbeiter-
klasse, die aber ihre Forderungen nach neuen „anti-kapitalistischen Maßnah-
men“ ebenso wenig durchsetzen kann, mit der Konsequenz einer unauflösba-
ren Patt-Stellung, die auf der politischen Ebene in Österreich und Deutschland 
zur autoritären Wende beitrug. 

Dass es jenseits des polaren Gegensatzes zwischen altliberalem Antiinter-
ventionismus und planwirtschaftlichem Sozialismus auch noch andere Sicht-

24  Ähnlich wie Helene Bauers Sicht ist diejenige Otto Leichters (1933) in seinem 
Artikel über das „Versagen des kapitalistischen Krisenmechanismus“.
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weisen gab für Auswege aus der Krise, war mit einer marxistischen Ökono-
mie, wie Helene Bauer sie vertrat, nicht vereinbar, ebenso wenig, wie Ludwig 
Mises sich eine Kompatibilität von wohlfahrtsstaatlicher Sozialpolitik mit ei-
ner kapitalistischen Marktwirtschaft vorstellen konnte. Als Zukunftsperspek-
tive hielt Helene Bauer an einer abgewandelten Form des Organisierten Kapi-
talismus fest, auch wenn diese um 1940 kaum realistisch erscheinen konnte. 
Eine Politik der „kapitalistischen Krisenbekämpfung“ vom Typ des Roose-
veltschen New Deal tut sie polemisch ab (1932c, S. 496), das Modell des 
skandinavischen Wohlfahrtsstaates, das Anfang der 30er-Jahre schon exis-
tierte, kommt in ihren Analysen nicht vor. Es ist nicht bekannt, ob sie Keynes’ 
Aufsatz vom Ende des Laissez-Faire (1926) gekannt hat, mit seiner zwar 
nicht altliberalen, aber doch bürgerlichen Grundhaltung passte er einfach 
nicht zu ihrer Denkweise.

Außerdem darf nicht übersehen werden, dass die äußeren Verhältnisse für 
Versuche frühkeynesianischer Wirtschaftspolitik in Österreich (wie auch in 
Deutschland) denkbar ungünstig waren. Österreich hatte zwar keine Repara
tionslasten zu tragen wie Deutschland, war aber nach der Währungsstabilisie-
rung 1922 abhängig von internationalen Kapitalgebern, dazu kam das anhal-
tend hohe Defizit der Handels- und Leistungsbilanz, und die Erinnerung an 
die Hyperinflation nach dem Weltkrieg war noch lebendig. Aber auch nach 
dem Zweiten Weltkrieg mussten noch Jahre vergehen, bis die Konzeption ei-
ner makroökonomisch gesteuerten mixed economy ihre institutionellen For-
men gefunden hatte. 
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Charlotte Leubuscher (1888–1961)  –  
Von der Sozialen Frage zur Pionierin  

der Entwicklungsökonomik

Von Svenja Flechtner, Siegen, Reinhard Schumacher, Siegen,  
und Matthias Störring, Berlin*

I. Einleitung

Charlotte Leubuscher (1888–1961) war eine Pionierin der Wirtschaftswis-
senschaften. Als eine der ersten Frauen in Deutschland studierte sie National-
ökonomie bzw. Staatswissenschaften und promovierte 1913 in diesem Fach. 
1921 habilitierte sie sich als erste Nationalökonomin und wurde 1929 – nach 
Jahren befristeter Anstellungen als Privatdozentin  – zur außerordentlichen 
Professorin für Volkswirtschaftslehre an der Friedrich-Wilhelms-Universität 
zu Berlin ernannt.

Mit einem speziellen Fokus auf England gelang es Leubuscher, sich einen 
Namen als Expertin für Sozialpolitik im europäischen Vergleich zu machen. 
Honoriert wurde dies nicht zuletzt mit ihrer Aufnahme in den Hauptausschuss 
des Vereins für Socialpolitik (VfS) im Jahr 1922 (Allgoewer 2023, S. 124). Ab 
Mitte der 1920er Jahre wandte sich Leubuscher zunehmend dem Thema Han-
delspolitik zu. Mit einer siebenmonatigen Forschungsreise nach Südafrika 
verschob sich ihr Forschungsinteresse zu Beginn der 1930er Jahre nachhaltig. 
Die Verzahnung der Themenkomplexe Sozial- und Handelspolitik mündete in 
der Folgezeit in zahlreiche einschlägige Arbeiten, die Leubuscher  – und in 
diesem Fall ganz unabhängig von ihrem Geschlecht – zu einer Pionierin der 
Entwicklungsökonomik machen.

�*  Wir danken unseren ehemaligen wissenschaftlichen Hilfskräften Julia Cremer, 
Anne Lödige und Kevin Rösch von der Universität Siegen sowie Tobias Scheib von 
der Humboldt-Universität zu Berlin für ihre wertvolle Unterstützung bei der Recher-
che. Weiterhin gilt unser Dank den vielen Menschen in Bibliotheken und Archiven, die 
uns sehr wohlwollend unterstützt haben. Für Kommentare zum Manuskript danken wir 
Rainer Klump und Teilnehmern der Jahrestagungen des Ausschusses für die Ge-
schichte der Wirtschaftswissenschaften 2025, der European Society for the History of 
Economic Thought (ESHET) 2025 sowie der European Association for Evolutionary 
Political Economy (EAEPE) 2024.
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Ungeachtet ihres aus heutiger Sicht eindrücklichen Erfolges sind das Werk 
und Wirken, aber auch die Person Charlotte Leubuscher wenig bekannt. Das 
trifft selbst für einschlägige Fachkreise zu – ganz gleich, ob im Bereich der 
Sozial- und Handelspolitik, in der Entwicklungsökonomik oder in der ökono-
mischen Theoriegeschichte. Ein wesentlicher Grund hierfür besteht darin, 
dass der wissenschaftliche Aufstieg Leubuschers nach der Machtergreifung 
der Nationalsozialisten ein jähes Ende fand. Aufgrund der jüdischen Abstam-
mung ihrer Großeltern väterlicherseits verlor sie 1933 im Zuge des Gesetzes 
zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums ihre Lehrbefugnis wie auch 
ihre Anstellung an der Universität. Die sich abzeichnende Perspektivlosigkeit 
veranlasste sie, noch im selben Jahr nach England zu emigrieren, wo sie unter 
widrigen Bedingungen ihre wissenschaftliche Arbeit fortsetzte. Die zuvor 
aussichtsreiche Karriere Leubuschers sollte sich im Exil nie vollständig erho-
len. 

Nach Ende des Krieges lebte Leubuscher weiter in England. 1946 nahm sie 
die britische Staatsbürgerschaft an. Nach mehreren zunächst abgelehnten An-
trägen auf Wiedergutmachung verlieh ihr die Bundesregierung 1956 in Aner-
kennung ihrer wissenschaftlichen Leistungen den Titel eines „Professor Eme-
ritus“. Sowohl die nachträgliche Würdigung ihrer Arbeit als auch die mit der 
Anerkennung einhergehenden Pensionsansprüche erschienen überfällig. An 
der Bekanntheit ihres Werkes änderte dies allerdings nichts. Charlotte Leubu-
scher starb am 02. Juni 1961 in London. Eine umfassende wissenschaftliche 
Aufarbeitung ihres Werks und Wirkens blieb aus.1 Warum dies ein Verlust für 
die ökonomische Theoriegeschichte im Allgemeinen und für die Entwick-
lungsökonomik im Speziellen ist, zeigen wir mit diesem Beitrag.

1  Arbeiten zur Biografie Leubuschers sind rar. Eine nennenswerte Ausnahme bildet 
die umfangreiche Magisterarbeit von Philine Scholze (1999), die auf zahlreiche Ar-
chivquellen rekurriert. Darüber hinaus wurden ein knapp zweiseitiger Handbuchbei-
trag von Theresa Wobbe (1999) sowie im Folgejahr ein von Scholze und Wobbe (2000) 
gemeinsam in englischer Sprache verfasster Handbuchbeitrag veröffentlicht. Angelika 
Timm stellt Leubuschers Werdegang in ihrer Untersuchung jüdischer Hochschullehre-
rinnen in Berlin vor 1933 etwas ausführlicher dar (Timm 1992; siehe auch Timm 1996). 
Marynel Ryan Van Zee (2006) geht in ihrer Dissertation Between Essence and Exper­
tise: German Women Economists, 1890–1933, and the Shifting Ground of Social Re­
form auch auf Leubuschers Leben und Werk ein. Eine vollständige Biographie zu 
Leubuscher existiert bislang nicht. Auch mangelt es an einer vollständigen Bibliogra-
phie ihrer mindestens zehn Monographien, acht Lehrbuchkapitel, 57 Aufsätze und 
74  Besprechungen (nach eigener Recherche Flechtner/Schumacher/Störring; Stand: 
Juli 2025).
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II. Die akademische Karriere einer Frau  
im Umbruch des 20. Jahrhunderts

Charlotte Anna Pauline Leubuscher wurde am 24. Juli 1888 in Jena gebo-
ren. Sie war das einzige Kind von Georg (1858–1916) und Else Leubuscher, 
geborene Vermehren (1862–1945). Die Familien ihrer Eltern entstammten 
dem etablierten und gut vernetzten protestantischen Bildungsbürgertum. 
Charlotte Leubuschers Urgroßvater mütterlicherseits war der bekannte Theo-
loge Karl August von Hase (1800–1890), über den sie unter anderem mit 
Dietrich Bonhoeffer (1906–1945) verwandt war. Ihr Großvater väterlicherseits 
war der habilitierte Mediziner und Psychologe Rudolf Leubuscher (1821–
1861), der 1848 vom jüdischen zum christlichen Glauben konvertierte. Auch 
Charlottes Vater, Georg Leubuscher, war habilitierter Mediziner. 1897 wurde 
er als Medizinalreferent in das herzogliche Staatsministerium Meiningen be-
rufen, wo er u. a. mit der Direktion des Georgenkrankenhauses betraut wurde 
sowie grundlegende Aufbauarbeit für das Schularztsystem und die Gemeinde-
krankenpflege leistete. Charlotte Leubuscher selbst blieb zeitlebens unverhei-
ratet und kinderlos. 

Der Bildungsweg von Charlotte Leubuscher verlief im Rahmen der institu-
tionellen Möglichkeiten ihrer Zeit erstklassig. In einer Phase des Umbruchs 
speziell auch im Bildungswesen gehörte sie auf vielen Qualifikations- und 
Karrierepfaden zu den Vorreiterinnen ihrer Generation. Von 1898 bis 1903 
besuchte sie die private Höhere Töchterschule in Meiningen. Obgleich ihre 
akademische Ausbildung familiär unterstützt wurde, gab es zu dieser Zeit 
keine Möglichkeit für junge Frauen, die obere Sekundarstufe zu beenden und 
mit einem Abitur die Hochschulzulassung zu erwerben. Im Anschluss an die 
Höhere Töchterschule besuchte Leubuscher daher zunächst ein Lehrerinnen-
seminar, welches sie jedoch 1905 bereits wieder abbrach, um sich privat auf 
das Abitur an einem Knabengymnasium vorzubereiten2 – ein Weg, der ihr ab 
1907 offenstehen sollte. Hier war sie die Pionierin, was sogar der Zeitschrift 
Die Frau (1907, S. 502) eine Meldung wert war: „Am herzoglichen Gymna-
sium Bernhardinum zu Meiningen wurde Frl. Charlotte Leubuscher als erstes 
junges Mädchen nach privater Vorbildung Ostern 1907 unter die Schüler der 
Prima aufgenommen.“

Bis zu ihrem Abschluss im Frühjahr 1909 blieb sie die einzige Schülerin 
des Meininger Gymnasiums. Sie bestand die Reifeprüfung, wobei sie auf-
grund ihrer guten Leistungen von den mündlichen Prüfungen befreit wurde 
(Scholze 1999, S. 18). Nach ihrem Abitur 1909 verbrachte Leubuscher drei 

2  Die private Vorbereitung war für junge Frauen, die Abitur machen wollten, ein 
häufig gewählter Weg, auch mangels Alternativen (Huerkamp 1996, S. 45–49).
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Monate am Girton College, dem Frauencollege der Universität Cambridge, 
mit anschließender Bildungsreise durch Großbritannien. Der biografische 
Stellenwert dieses Studienaufenthaltes ist sicher kaum zu unterschätzen: Zum 
einen dürfte er prägend wie auch wegbereitend für ihr späteres Forschungsin-
teresse an englischer Sozial- und Handelspolitik gewesen sein. Zum anderen 
knüpfte die zwanzigjährige Leubuscher dabei früh ein akademisches Netz-
werk in England, auf das sie nicht zuletzt bei ihrer Emigration 1933 zurück-
greifen konnte. 

Nach ihrer Rückkehr nach Deutschland schrieb sich Leubuscher zum Win-
tersemester 1909/1910 an der Universität Gießen als Studentin der Staatswis-
senschaften ein. In Hessen wurden Frauen regulär seit Mai 1908 zum Studium 
zugelassen (Boedeker 1939, S. xl). An der Universität Gießen, an der ihr On-
kel Gustav Krüger (1862–1940) Theologieprofessor war, verbrachte sie aller-
dings nur kurze Zeit. Bereits nach dem ersten Semester wechselte sie an die 
Ludwig-Maximilians-Universität nach München. Zu ihren Förderern dort 
zählte vor allem Lujo Brentano (1844–1931), der ihr Interesse an englischer 
Sozialpolitik bestärkte und sie für einen weiteren Forschungsaufenthalt in 
England empfahl (Leubuscher 1913a, S. vii). Trotz der guten Studienbedin-
gungen in München zog es Leubuscher 1911 an die Friedrich-Wilhelms-Uni-
versität nach Berlin, dem damaligen Epizentrum der deutschen Nationalöko-
nomie. In Preußen hatten Frauen seit August 1908 das Recht auf Immatrikula-
tion (Jank 1990). Somit gehörte Leubuscher nach Hessen, Bayern, wo das 
Frauenstudium bereits 1903 eingeführt wurde (Boedeker 1939, S. xxix), auch 
in Berlin zu den ersten weiblichen Studierenden.3

In Berlin traf Leubuscher auf Heinrich Herkner (1863–1932), der zur Zeit 
ihrer Ankunft Professor an der Königlich Technischen Hochschule zu Berlin 
(auch TH Charlottenburg genannt) war. Zum Sommersemester 1913 trat 
Herkner die Lehrstuhlnachfolge von Gustav Schmoller (1838–1917) an sowie 
ab 1917 dessen Nachfolge als Vorsitzender des Vereins für Socialpolitik 
(Backhaus und Hanel 1994). Herkner gehörte  – wie auch Schmoller und 
Brentano – zu den frühen Förderern des Frauenstudiums (siehe dazu Schöck-
Quinteros 1996; Schmidt 2008; Keller 2018). Bereits 1898 hielt er seine An-

3  Vor 1908 war es Frauen in Preußen möglich unter bestimmten Bedingungen als 
Gasthörerin an Lehrveranstaltungen teilzunehmen. Zudem promovierten bis 1908 22 
Frauen an der Berliner Universität. Anderseits konnten Frauen auch nach 1908 von 
Lehrveranstaltungen ausgeschlossen werden (Jank 1990, S. 7–8). Die Gesamtzahl der 
immatrikulierten Frauen war bereits in den ersten Jahren nach Zulassung recht hoch. 
Im Sommersemester 1911 waren es 770 Frauen, die damit knapp 10 % der Studieren-
denschaft ausmachten (Reinsch und Lehnert 1996, S. 24–25). Am staatswissenschaft-
lich-statistischen Seminar war Leubuscher im Sommersemester 1911 eine von 26 Stu-
dentinnen (Zschaler 1997, S. 87). Zum Frauenstudium in Preußen siehe auch Lehnert 
(1999).
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trittsvorlesung an der Universität Zürich über „Das Frauenstudium der Natio-
nalökonomie“ (1899), welche über Jahrzehnte hinaus zum Thema „Frauen in 
Akademia“ zu einer vielzitierten Referenz wurde (Schöck-Quinteros 1996, 
S. 109). Dabei zielte die Unterstützung des Frauenstudiums nicht allein auf 
Gleichberechtigung. In der Historischen Schule versprach man sich davon vor 
allem auch eine Erweiterung der ökonomischen Untersuchungen, basierend 
auf der Annahme, „dass bestimmte Themen publizistisch, wissenschaftlich 
und praktisch am besten von Frauen bearbeitet werden konnten, insbesondere 
die seit dem Kaiserreich virulente ‚Soziale Frage‘ “ (Schmidt 2008, S. 97; 
siehe auch Ryan Van Zee 2009; Allgoewer und Lampalzer 2018; Keller 2018).

Zwischen Herkner und Leubuscher entwickelte sich über viele Jahre ein 
enges Mentoren- und Arbeitsverhältnis.4 Herkner betreute die Fertigstellung 
ihrer Dissertation. Anders als heute war die Promotion zu dieser Zeit der ein-
zige Abschluss für das Fach Nationalökonomie – staatliche Abschlussprüfun-
gen wurden erst 1923 eingeführt (Huerkamp 1996, S. 109). Es war allerdings 
zu dieser Zeit auch der höchste akademische Grad, der Frauen offenstand, 
denn Habilitationen waren Frauen im Kaiserreich untersagt (Vogt 2007, S. 99). 
Leubuschers reichte ihre Dissertation mit dem Titel Der Arbeiterkampf der 
englischen Eisenbahner im Jahre 1911 mit einem einleitenden Überblick über 
die allgemeinen Entwicklungstendenzen in der heutigen englischen Arbeiter-
bewegung“ im Mai 1913 ein (HU UA, Phil.Fak. Nr. 537, Bl. 455). Zur Vorbe-
reitung dieser Arbeit reiste Leubuscher im Sommer 1912 zu einem zehnwö-
chigen Studienaufenthalt nach England. Sie sammelte dort Material, traf sich 
mit verschiedenen Vertretern der Arbeiterbewegung, der Arbeitgeberkreise 
und der Wissenschaft und nahm zudem an einem Kongress der britischen 
Gewerkvereine teil (Leubuscher 1913a, S. vii). 

Herkner und Max Sering (1857–1939) gaben der Arbeit als Erst- und Zweit-
gutachter das Prädikat valde laudabile (HU UA, Phil.Fak. Nr. 537, Bl. 457– 
458). Am 3. Juli 1913 fand die Promotionsprüfung im Hauptfach Staatswis-
senschaften und in den Nebenfächern Philosophie und Geschichte statt, wobei 
neben Herkner und Sering der Historiker Hans Delbrück (1848–1929) sowie 
der Philosoph Carl Stumpf (1848–1936) als Prüfer fungierten. Leubuscher 
bestand diese Prüfung mit magna cum laude (HU UA, Phil.Fak. Nr. 537, 
Bl. 459). Im August erhielt Leubuscher die Druckfreigabe für ihre Disserta-
tion. Am 25. September 1913 wurde sie mit der Benotung magna cum laude 

4  Die große Verbundenheit Leubuschers zu Herkner zeigt sich deutlich in den zwei 
Nachrufen, die sie jeweils zur Würdigung ihres Förderers (Leubuscher 1932) und Leh-
rers (Leubuscher 1933) nach dessen Tod verfasste. „[Herkner], dem bedeutenden Ge-
lehrten, dem mutigen Sozialreformer, dem vornehmen, gütigen Menschen ist der Dank 
seiner Schülerinnen und eines großen weiteren Kreises von Akademikerinnen über das 
Grab hinaus gewiß“ (Leubuscher 1932, S. 644). 
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promoviert (HU UA, Phil.Fak. Nr. 537, Bl. 461–462). Ihre Doktorarbeit 
wurde auch international rezensiert.5

Für ihre Arbeit wählte Leubuscher tatsächlich kein frauenspezifisches 
Thema, sondern wandte sich der „Arbeiterfrage“ zu, die ihrer Ansicht nach 
das „wichtigste [und] brennende Problem im inneren Leben der modernen 
Industrievölker“ (Leubuscher 1913a, S. 3) war. Sie behandelte somit das 
Thema soziale Bewegung mit einer empirischen Studie, in dem sie viel de-
skriptive Statistik nutzte und Primärquellen auswertete. Wie auch ihre späte-
ren Studien unternahm sie keine rein ökonomische Untersuchung, sondern 
ging auch auf soziale, politische, soziologische, psychologische und andere 
Faktoren ein. Eine weitere Charakteristik ihrer Arbeiten ist, dass sie ganz in 
der Tradition der Historischen Schule selten simplifizierende Verallgemeine-
rungen vornimmt, da sie den konkreten Kontext, in dem eine Entwicklung 
stattfindet, entscheidend für dessen Beurteilung ansieht. In einem ihrer frühen 
Artikel zur Nationalisierung des Kapitals brachte sie diesen Ansatz prägnant 
auf den Punkt: „Wie bei den meisten Erscheinungen des Wirtschaftslebens ist 
ein absolutes Werturteil über den Nutzen oder Schaden der ausländischen 
Kapitalbeteiligung an wirtschaftlichen Unternehmungen nicht angängig, diese 
erfordert vielmehr von Fall zu Fall erneute Prüfung und Betrachtung im Zu-
sammenhang mit den besonderen und allgemeinen konkreten Verhältnissen“ 
(Leubuscher 1916a, S. 533).

Damit hatte Leubuscher die höchste akademische Karrierestufe, die ihr of-
fiziell offenstand, erreicht. Sie war weiterhin wissenschaftlich interessiert. In 
einem Lebenslauf schrieb sie, dass sie im Anschluss an die Promotion ein 
weiteres Jahr ihrer „wissenschaftlichen Ausbildung, namentlich in den juristi-
schen Fächern“ widmete (HU UA, Phil.Fak. Nr. 1238, Bl. 15–16). Sie veröf-
fentlichte in der Zeit einige Artikel, in denen sie sich weiterhin mit der Ent-
wicklung der Arbeiterbewegung und des Sozialismus in England, insbeson-
dere mit der Strömung des Syndikalismus, auseinandersetzte (Leubuscher 
1913b; Leubuscher 1913c; Leubuscher 1914) und reiste für ihre Forschung 
erneut nach England (HU UA, Phil.Fak. Nr. 1238, Bl. 16). Während des Ers-
ten Weltkriegs verließ Leubuscher die Universität und arbeitete zunächst in 

5  Hans Köppe (1915) lobte in seiner sehr positiven Rezension in den Jahrbüchern 
für Nationalökonomie und Statistik sowohl den Inhalt als auch den Stil von Leubu-
schers Buch. Eine weitere positive Rezension erschien auf Französisch in der Revue 
d’Économie Politique, dessen Autor sich wohl nicht bewusst war, dass es sich um eine 
Doktorarbeit handelte, da er die Rezension mit den Worten „Cette courte étude, qui 
pourrait bien être une thèse de doctorat“ beginnt (Lescure 1914). Weitere, rein be-
schreibende Rezensionen erschienen auf Englisch im American Economic Review 
(McCabe 1914) sowie auf Italienisch in den Zeitschriften Rivista Internazionale di 
Scienze Sociali e Discipline Ausiliarie (Grilli 1914) und Giornale degli Economisti e 
Rivista di Statistica (A. C. 1914).
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der Abteilung für Statistik und Berichterstattung der Zentral-Einkaufsgesell-
schaft GmbH Berlin. Danach war sie in der Abteilung für Arbeiterstatistik des 
Kaiserlichen Statistischen Amts sowie anschließend bei der Kriegshilfe Würt-
temberg in Stuttgart tätig. Im Winter 1918/1919 kehrte sie zurück zum Kaiser-
lichen Statistischen Amt, das Ende November 1918 in Statistisches Reichsamt 
umbenannt wurde (HU UA, Phil.Fak. Nr. 1238, Bl. 16). Während dieser Zeit 
veröffentlichte sie verschiedene Artikel zu wirtschaftspolitischen Themen mit 
Kriegsbezug, die zum Teil  mit ihren praktischen Tätigkeiten in Verbindung 
standen – z. B. über die wirtschaftliche Kriegshilfe (Leubuscher 1916b; Leu­
buscher 1916c; Leubuscher 1918a; Leubuscher 1918b; Leubuscher 1918c; 
Leubuscher 1919a) –, zum Teil aber auch von ihrer praktischen Tätigkeit un-
abhängig waren  – z. B. über die Nationalisierung des Kapitals (Leubuscher 
1916a) und ausländische Kapitalbeteiligungen (Leubuscher 1917). Es hat den 
Anschein, als sei sie auch während ihrer außeruniversitären Berufstätigkeit 
möglichst nah an der Wissenschaft geblieben, um sich eine Rückkehr offenzu-
halten. Jedenfalls kehrte sie nach den wechselnden Anstellungen außerhalb 
der Wissenschaft im November 1919 an die Friedrich-Wilhelms-Universität 
zurück, um dort als Assistentin ihres Doktorvaters, Herkner, zu arbeiten. So 
betrat Leubuscher auch als Assistentin in Berlin Neuland für Frauen. Mit Lise 
Meitner wurde 1913 die erste Assistentin an der Berliner Universität ange-
stellt und in den folgenden Jahren sollte es dort „nur ganz wenige Assistentin-
nen“ (Vogt 1999, S. 24) geben.

Leubuschers Weg zurück in die Wissenschaft 1919 ist insofern bemerkens-
wert, als dass sich ihre finanzielle Lage mit dem Tod ihres Vaters im Februar 
1916 vollständig verkehrt hatte. Nicht nur, dass die zuvor umfängliche finan-
zielle Absicherung mit einem Male entfiel: Nach weiteren Verlusten durch 
Kriegsanleihen und infolge der Inflation verarmte die Familie, und Leubu-
scher musste mit ihrer Anstellung als Assistentin nicht nur ihren eigenen Un-
terhalt, sondern in weiten Teilen auch den ihrer Mutter und einer weiteren 
Verwandten bestreiten (Scholze 1999, S. 36). Allerdings scheint Leubuscher 
konsequent ihr akademisches Ziel verfolgt zu haben. Bereits 1917 war sie 
kurzzeitig an der Frauenhochschule Leipzig als Dozentin tätig, doch diese 
Stelle sagte ihr wohl nicht zu (Scholze 1999, S. 36). Hinzu kam, dass eine 
weitere universitäre Karriere, die ihr zuvor verwehrt gewesen war, nun für 
Frauen offenstand. Die in der Weimarer Verfassung enthaltene Gleichstellung 
von Frau und Mann führte dazu, dass Frauen ab 1919/1920 das Recht auf 
Habilitation erhielten (Marggraf 2002), wenngleich ihnen die ordentliche Pro-
fessur dennoch weiterhin verwehrt blieb. Somit war die „beamtete außeror-
dentliche Professur […] Endstation der akademischen Karriere“ (Marggraf 
2001, S. 39) für Frauen; verglichen mit dem Kaiserreich stellte dies jedoch 
eine deutliche Verbesserung für Wissenschaftlerinnen dar. Für Leubuscher 
schien eine Rückkehr in die Wissenschaft entsprechend attraktiv, auch in An-
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betracht der allgemeinen Berufsaussichten für Ökonominnen, mit denen sie 
sich zu dieser Zeit auch publizistisch auseinandersetzte.

In ihrem Artikel Berufsfragen der Nationalökonomin erörterte sie, dass es 
für Ökonominnen bisher keine vorgezeichneten Karrierewege gab, sodass 
„[d]er Beruf der Nationalökonomin heute noch auf sehr vielen Gebieten Pio-
nierarbeit [ist]“ (Leubuscher 1919b, S. 88), was aus Leubuschers Sicht Vor- 
und Nachteile mit sich brachte. Leubuscher forderte die Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen, was neben gleichem Lohn auch „die gleichen Zu-
gangs- und Aufstiegsmöglichkeiten“ beinhaltete. Sie nahm zwar an, dass 
Frauen für soziale Berufe eher geneigt seien, warnte aber „vor einer Selbst-
beschränkung der Volkswirtschaftlerinnen auf das soziale Arbeitsgebiet“ 
(Leubuscher 1919b, S. 94). Insgesamt schätzte sie 1919/1920 den Arbeits-
markt für Ökonominnen als schwierig ein. Sie erwartete eher eine Ver-
schlechterung durch steigende Absolventenzahlen und Kriegsrückkehrer, 
während gleichzeitig die Arbeitsmöglichkeiten für Ökonominnen geringer 
würden, da Tätigkeitsfelder, die in der Kriegswirtschaft entstanden waren, 
nach Abkehr von der Kriegswirtschaft wegbrächen. Leubuscher schlussfol-
gerte recht pessimistisch, dass „[m]it Nachdruck jedoch der Ansicht entge-
gengetreten werden [muss], daß es aus wirtschaftlichen Gründen heute 
zweckmäßig sei, Nationalökonomie zu studieren“, wobei sie auch anmerkt: 
„Wer sein Studium nicht mit Rücksicht auf die späteren Ertrags- und Er-
folgsmöglichkeiten, sondern aus innerem Drang erwählt, wird selten ganz 
enttäuscht werden“ (Leubuscher 1919b, S. 94). Die pessimistische Einschät-
zung spiegelt sich in Leubuschers Artikel Die gegenwärtige Berufslage der 
Nationalökonomin aus dem darauffolgenden Jahr (Leubuscher 1920). Es liegt 
nahe, dass Leubuscher auch für ihre eigene Karriere außerhalb der Universi-
tät nicht die besten Aussichten sah und für sie eine Rückkehr in die akademi-
sche Welt vergleichsweise vielversprechend erschien, zumal ihr die Weima-
rer Republik neue Aufstiegschancen ermöglichte. 

Fünf Jahre später, im Jahr 1925, zeigte sich Leubuscher weiterhin verhalten 
bezüglich der Berufsaussichten für Ökonominnen und empfahl eine „ernste 
Selbstprüfung hinsichtlich Neigung, Fähigkeiten und Bereitwilligkeit, auch 
Kämpfe und Opfer für den Beruf auf sich zu nehmen“ vor der Aufnahme ei-
nes nationalökonomischen Studiums (Leubuscher 1925a, S. 220). In dieser 
Zeit war sie aktiv in der Vereinigung der Nationalökonominnen Deutschlands, 
die 1916 gegründet wurde und sich als Berufsorganisation unter anderem um 
die Berufslage, Berufsberatung und Stellenvermittlung kümmerte (Lohschel­
der 1994, S. 177–178; Oertzen 2012, S. 144–145).6 Gleichzeitig war Leu

6  Wann genau Leubuscher Mitglied der Vereinigung der Nationalökonominnen 
Deutschlands wurde, konnten wir bislang nicht nachvollziehen. Auch ihre genauen 
Tätigkeiten innerhalb der Vereinigung sind unserer Kenntnis nach nicht dokumentiert. 
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buscher Mitglied im Verband der Hochschullehrerinnen Deutschlands, der 
sich 1925 gründete (Oertzen 2012, S. 161–165). Als Vertreterin dieses Ver-
bands trug Leubuscher im Mai 1926 bei der Gründungsversammlung des 
Deutschen Akademikerinnenbundes über die Berufslage der deutschen Hoch-
schuldozentinnen vor, worüber sie in einem Artikel in der Zeitschrift Die Frau 
berichtete (Leubuscher 1926a).

Als Assistentin bei Herkner arbeitete sie vor allem an der siebten Neuauf-
lage von dessen zweibändigem Opus Magnum „Die Arbeiterfrage“ (Herkner 
1921). Die hohe Wertschätzung, welche Herkner für Leubuschers Arbeit 
hegte, zeigt sich im Vorwort des über 1.200 Seiten umfassenden Werkes:

„[Bei der Umformung und Ergänzung] hat mir meine Assistentin Fräulein Charlotte 
Leubuscher die wertvollste Unterstützung gewährt, für die ich auch an dieser Stelle 
den herzlichsten Dank aussprechen möchte. Sie hat überdies die Ausführungen, die 
sich auf die neueste Entwicklung der Arbeiterverhältnisse und des Sozialismus in 
England und Rußland beziehen, verfaßt.“ (Herkner 1921, S. iii).7

Das Zitat ist eine in dieser Form und zu dieser Zeit außergewöhnliche Refe-
renz des arrivierten Ordinarius für seine Assistentin.8 

Neben der Assistenztätigkeit für Herkner konnte Leubuscher ihre eigene 
Forschung vertiefen und ihre Habilitation verfolgen. In ihrer Zeit als Assisten-
tin entstanden mehrere Veröffentlichungen zur vergleichenden Wirtschafts- 
und Sozialpolitik mit dem Schwerpunkt England und in weniger als einein-
halb Jahren nicht zuletzt auch ihre Habilitationsschrift: Sozialismus und Sozi­
alisierung in England. Ein Überblick über die neuere Entwicklung der sozia­
listischen Theorien und über die Probleme der Industrieverfassung in England 
(Leubuscher 1921). Die Arbeit wurde von Herkner und Ludwig Bernhard 
(1875–1935) positiv beurteilt und Leubuschers Habilitationsantrag vom Habi-
litationsausschuss der Philosophischen Fakultät einstimmig angenommen 

Leubuscher selbst war zeitweise Vorsitzende. Christine von Oertzen (2012, S. 184) 
erwähnt, dass Leubuscher 1923 als Vorsitzende von Marie Elisabeth Lüders abgelöst 
wurde, basierend auf Archivmaterial zu Lüders. In einem von Leubuscher im April 
1925 veröffentlichten Kommentar in der Zeitschrift Die Frau wird Leubuscher als 
„1. Vorsitzende der Vereinigung der Nationalökonominnen Deutschlands“ ausgewie-
sen (Leubuscher 1925a, S. 220), sodass eine spätere Übergabe des Vorsitzes an Lüders 
wahrscheinlich erscheint.

7  Auch in einer zeitgenössischen Rezension wurden die in der siebten Auflage neu 
hinzugefügten Beiträge Leubuschers als „ausgezeichnete Abhandlungen“ beschrieben 
(Quante 1921, S. 162). Leubuscher steuerte zu dieser Auflage vier Kapitel zur engli-
schen Arbeiterbewegung und zum Bolschewismus bei, die sie für die achte und letzte 
Auflage 1922 leicht überarbeitete.

8  Weitere exponierte Verweise Herkners auf die Arbeiten Leubuschers sollten fol-
gen, siehe z. B. Herkner (1921, S. 278) oder Herkner (1925, S. 47).
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(HU UA, Phil.Fak. Nr. 1238, Bl. 22).9 In dem von ihm verfassten Gutachten 
schrieb Herkner:

„Es gibt vermutlich zur Zeit keinen Gelehrten in Deutschland, der über diese Ent-
wicklungen so genau wie die Verfasserin Bescheid weiß […]. Auch beschränkt sie 
sich keineswegs auf die nationalökonomischen und sozialpolitischen Probleme, 
sondern bekundet auch für die soziologischen und politischen Fragestellungen vol-
les Verständnis.“ (HU UA, Phil.Fak. Nr. 1238, Bl. 21)

Leubuscher selbst sah ihre Arbeit im Kontext des Wiederaufbaus der Wis-
senschaft und der praktischen Sozialpolitik in Deutschland nach dem Ersten 
Weltkrieg: 

„Diese Arbeit ist entstanden aus der Überzeugung heraus, daß es zu den wichtigsten 
Gegenwartsaufgaben der deutschen sozialwissenschaftlichen Forschung gehört, 
wieder Verständnis für die Vorgänge und geistigen Kräfte des Auslandes selbst zu 
gewinnen und vor allem weiteren Kreisen zu vermitteln, denn nur auf diesem Wege 
werden sich allmählich die Folgen der geistigen Blockade überwinden lassen, die 
sich mehr und mehr zu einer ernsten Gefahr für den wissenschaftlichen Fortschritt 
und für die praktische Politik bei uns auszuwachsen droht.“ (Leubuscher 1921, ix) 

Mit der Habilitation erwarb Leubuscher als erste Frau an einer deutschen 
Universität die Venia legendi für Staatswissenschaften. Bis 1933 gab es in der 
Weimarer Republik nur neun Habilitationen von Frauen im Fach Volkswirt-
schaftslehre (Knapp 2008, S. 139–140, 158–162). An der Friedrich-Wilhelms-
Universität habilitierten sich insgesamt vierzehn Frauen in diesem Zeitraum 
(Vogt 1999, S. 38–39).10 Ab dem Sommersemester 1922 lehrte Leubuscher 
als Privatdozentin an der Berliner Universität, ihre erste Vorlesung trug den 
Titel Die Arbeiterbewegung im Ausland. Es gelang ihr, sich zunehmend in der 
Wissenschaft zu etablieren: 1922 wurde sie als dritte Frau in den Hauptaus-
schuss des Vereins für Socialpolitik (VfS) aufgenommen (Allgoewer 2023, 
S. 124–125). Wie oben bereits erwähnt, war sie aktiv in der Vereinigung der 
Nationalökonominnen Deutschlands, dem Verband der Hochschullehrerinnen 
Deutschlands und dem Deutschen Akademierinnenbund. Zudem war sie für 
einige Zeit bis März 1923 Teil der Schriftleitung der Soziale Praxis und Ar­
chiv für Volkswohlfahrt (Leubuscher 1923, S. 340).

9  Auch die von uns identifizierten Rezensionen ihres Buches waren durchweg posi-
tiv (Hashagen 1922; Sombart 1922; Schuster 1923).

10  Die Friedrich-Wilhelms-Universität war diesbezüglich eine Ausnahme in der 
Weimarer Republik, an der fast 30 % der insgesamt 48 Habilitationen von Frauen voll-
zogen wurden (Vogt 2009, S. 149). Ein Grund, warum die Berliner Universität eine 
vergleichsweise „weniger frauenfeindliche“ Universität war (Vogt 2009, S. 152), ist, 
dass es dort „eine vergleichsweise hohe Zahl von liberalen Gelehrten“ (Marggraf 
2001, S. 34) gab, die das Frauenstudium und die Habilitation von Frauen, wie Herkner, 
unterstützen oder zumindest nicht ablehnten (siehe auch Marggraf 2002, S. 43–45; 
Vogt 2007, S. 169–172).
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Den ersten Lehrauftrag außerhalb Berlins erhielt Leubuscher ein Jahr später 
an der Universität Göttingen – „zur Ergänzung der Lehrtätigkeit der ordentli-
chen Fachvertreter, insbesondere auf den Gebieten der Sozialpolitik, des Sozi-
alismus und der sozialen Bewegung“ (HU UA, Phil.Fak. Nr. 1474, Bl. 39). 
Nach zwei weiteren Lehraufträgen in den Folgesemestern setzte sich die 
Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät der Universität Göttingen 1924 
für eine unbefristete Verlängerung des Lehrauftrages ein, doch Leubuscher 
zog es unter anderem aus finanziellen Erwägungen zurück nach Berlin 
(Scholze 1999, S. 50). Dort hatte sich einmal mehr Herkner für ihre Anstel-
lung eingesetzt. Ab dem Wintersemester 1924/1925 erhielt sie an der Berliner 
Universität einen Lehrauftrag für „Ausländische Sozialpolitik“. Tatsächlich 
sollte ihre Lehrtätigkeit jedoch weit darüber hinausgehen.11 

Gemessen an der Zahl ihrer Veröffentlichungen folgten Leubuschers pro-
duktivste Jahre. Bis 1928 unternahm sie vier weitere Studienreisen nach Eng-
land sowie eine Studienreise nach Genf „zwecks Studien beim Internationalen 
Arbeitsamt und beim Völkerbund über Fragen der internationalen Wanderung 
und der Eingeborenenarbeit in Kolonien“ (HU UA, Nr. 1474, Bl. 39). Nach 
insgesamt 14 Lehrsemestern, davon drei an der Universität Göttingen, wurde 
Charlotte Leubuscher schließlich auf Antrag der Philosophischen Fakultät der 
Friedrich-Wilhelms-Universität zu Berlin (u. a. unterzeichnet von Heinrich 
Herkner, Hermann Schumacher [1868–1952], Max Sering, Werner Sombart 
[1863–1941]) im April 1929 „zum nichtbeamteten außerordentlichen Profes-
sor“ (HU UA, Nr. 1474, Bl. 42) ernannt.

Obgleich die Professur „nichtbeamtet“ und „außerordentlich“ war und zu-
nächst auch keine Auswirkungen auf ihre finanzielle Situation hatte, stellt die 
Ernennung aus heutiger Sicht dennoch eine Zäsur für die Nationalökonomie 
in Deutschland dar: Sie ist unbestreitbar der formelle Beginn einer Professo-
rinnenkarriere. Wie ausgeprägt in diesem Zusammenhang die wissenschaft
liche Reputation Leubuschers spätestens von da an war, zeigt sich bei der 
Nachbesetzung von Herkners Lehrstuhl nach dessen Tod 1932. Auch wenn 
Leubuscher im Auswahlverfahren letztlich chancenlos blieb, wurde ihr Name 
in den Berufungslisten unter den Nichtordinarien zweimal vorgeschlagen 
(Scholze 1999, S. 46). Im Zuge ihrer Emigration nach England bescheinigte 
ihr so auch Walter Eucken (1891–1950) in einem Empfehlungsschreiben vom 
31. Dezember 1934: 

„Für eine Frau war es in Deutschland fast unmöglich, an einer Universität eine be-
amtete Stellung zu erhalten, sonst wäre Frau Leubuscher aller Wahrscheinlichkeit 
nach auf einen Lehrstuhl berufen worden, den sie ihrer wissenschaftlichen Leistung 

11  Siehe historisches Vorlesungsverzeichnis der Humboldt-Universität zu Berlin 
von Charlotte Leubuscher (online): hicks.wiwi.hu-berlin.de/history/start.php?type= 
person&id=103608 (aufgerufen am 31.06.2025).
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nach verdient. Trotz dieser Schwierigkeiten war sie übrigens – wie ich weiß – im 
Jahre 1931 bei Besetzung eines Ordinariats ernsthaft in Erwägung gezogen wor-
den.“ (SPSL 234/1, Bl. 9)

Richard Passow (1880–1949), der Leubuscher während ihres Lehrauftrages 
in Göttingen kennenlernte, teilte die Einschätzung Euckens und schrieb in ei-
ner ähnlich gelagerten Empfehlung: 

„Frau Leubuscher ist eine besonders gruendliche und gediegene wissenschaftliche 
Arbeiterin. Ihre Veröffentlichungen beweisen ein so hohes Niveau und sind auch so 
vielseitig, dass sie, wenn sie maennlichen Geschlechts waere, sicher schon vor laen-
gerer Zeit eine beamtete Professur verdient und erhalten haette“ (SPSL 234/1, 
Bl. 17).

III. Von der Sozialpolitik in England zur Industrialisierung Afrikas

Zu Beginn ihrer akademischen Laufbahn galt Leubuschers Forschungsinte-
resse in erster Linie der Sozialpolitik im internationalen Vergleich mit einem 
Fokus auf England und englische Wirtschaftsgeschichte. Nach ihrer Habilita-
tion veröffentlichte sie vermehrt auch Texte zu aktuellen Problemfeldern der 
deutschen Sozialpolitik, so zum Beispiel zur „Agrarfrage im deutschen Sozia-
lismus der Gegenwart“ (Leubuscher 1922) oder „zum gegenwärtigen deut-
schen Lohnproblem“ (Leubuscher 1924). Als gefragte Expertin nahm sie in 
einem dreiteiligen Aufsatz für die Zeitschrift Soziale Praxis und Archiv für 
Volkswohlfahrt Stellung zur damaligen „Krise der Sozialpolitik“, mit welcher 
sich die junge, sozioökonomisch fragile Weimarer Republik in den 1920er 
Jahren konfrontiert sah. Leubuscher beschrieb die Situation als eine Polykrise, 
bestehend aus: (1) einer „Krise für die Sozialpolitik“ insofern, als diese vor 
dem Hintergrund der fiskalischen Engpässe grundsätzlich in Frage gestellt 
wurde; (2) einer „Krise innerhalb der Sozialpolitik“, da die Wirksamkeit ihres 
traditionellen Instrumentariums inzwischen umstritten war; sowie (3) einer 
„Krise der Sozialwissenschaft“ hinsichtlich ihrer Positionierung zu sozialpoli-
tischen Problem- und Zielstellungen (Leubuscher 1923). 

Leubuscher plädierte für eine Neuausrichtung der Sozialpolitik jenseits der 
traditionellen Arbeiter- und Armenfürsorge, welche der „modernen sozialen 
Frage“ nicht länger gerecht würden (Leubuscher 1923, S. 388). Die Ziele und 
Maßnahmen einer zeitgemäßen Sozialpolitik seien vielmehr ganzheitlich, im 
Rahmen guter Wirtschaftspolitik, zu denken. Angesichts der in der Weimarer 
Republik für weite Teile der Bevölkerung wirtschaftlich angespannten Lage, 
insbesondere aufgrund des inflationsbedingten Kaufkraftverlustes, von dem 
sie selbst auch stark betroffen war, bedeutete dies für Leubuscher vor allem 
Konsumentenpolitik: 

„[Die akuten Problemfelder lassen] erkennen, daß bei uns heute nicht zu viel, son-
dern zu wenig „soziale Politik“ getrieben wird; allerdings nicht in dem Sinne der 
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Sozialpolitik älteren Stiles als Schutzgesetzgebung für einen bestimmten Berufs-
stand, sondern im Sinne einer Berücksichtigung sozialer Gesichtspunkte im Rahmen 
unserer gesamten Politik. Aus den angeführten Beispielen dürfte ferner hervorge-
hen, daß ein wesentlicher Teil  dieser Sozialpolitik Konsumentenpolitik sein muß. 
Auch die so aufgefasste Sozialpolitik wird ihr Objekt zu einem großen Teil  in der 
Arbeiterschaft finden.“ (Leubuscher 1923, S. 389)

Mit der Aufsatzreihe beteiligte sich Leubuscher aktiv an der Debatte um die 
sozialpolitische Neuordnung der deutschen Nachkriegsgesellschaft. Die von 
ihr dabei vertretenen Positionen lassen sich im weitesten Sinne als soziallibe-
ral mit einer konservativen Note umschreiben. Sie verstand Sozialpolitik nicht 
allein als moralisches Gebot, sondern vor allem als systemische Notwendig-
keit für eine stabile und funktionsfähige Volkswirtschaft. Gleichwohl sollten 
sozialpolitische Maßnahmen möglichst marktkonform gestaltet sein, Refor-
men weniger der Umverteilung als der wirtschaftlichen Produktivität dienen 
(Leubuscher 1923, S. 342). Im Hinblick auf die Weimarer Republik betonte 
sie mehrfach die fiskalischen Grenzen von Sozialpolitik und die Gefahr einer 
wirtschaftlichen Überforderung des Systems. 

Wie stark Leubuschers Positionen und auch ihr Verständnis von Sozialpoli-
tik als Gegenstand ökonomischer Forschung von Herkner geprägt waren, 
zeigt sich eindrücklich in dem von ihr verfassten Nachruf auf ihren langjähri-
gen Mentor (Leubuscher 1933). In Bezug auf ihre eigene Arbeit erscheint der 
Text nicht nur als Würdigung Herkners, sondern liest sich zugleich als eine 
Selbstverortung. Wenn Leubuscher Herkner als einen Anhänger der empi-
risch-deskriptiven Methode beschreibt, der im Gegensatz zu den Vertretern 
der Historischen Schule im engeren Sinn die „kausale Ergründung gegenwär-
tiger Wirtschaftsverhältnisse in den Vordergrund gestellt“ habe (Leubuscher 
1933, S. 14), dann charakterisiert sie damit ebenso ihre eigene Arbeitsweise. 
Gleiches gilt für die ethisch-normative Begründung sozialpolitischer Argu-
mente und das humanistische Verständnis von liberaler Wirtschaftspolitik, 
welche sie mit ihrem Mentor teilte (Leubuscher 1933, S. 18–19). Hinsichtlich 
der praktischen Umsetzung von Sozialpolitik zeichneten sich beide durch eine 
undogmatische, theorieoffene Denkweise aus (siehe auch Scholze und Wobbe 
2000, S. 258). Leubuscher betonte die kontextuale „Bedingtheit der verschie-
denen sozialpolitischen Methoden“ (Leubuscher 1933, S. 19). Damit hatte 
Herkner, der in diesem Zusammenhang großen Wert bei seinen Schülern auf 
ländervergleichende Studien gelegt habe (Leubuscher 1933, S. 16), sie nach-
haltig geprägt.12 

12  Ein weiterer zentraler Aspekt, den Leubuscher in Herkners Forschungsprogramm 
hervorhob, war dessen explizite Berücksichtigung von Agrarpolitik als sozialpoliti-
schem Faktor und struktureller Ergänzung zur Industriepolitik (Leubuscher 1933, 
S. 24–25). Leubuscher übernahm diese Perspektive, besonders in ihren späteren Arbei-

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-59638-6 | Generated on 2025-11-09 16:24:24



100	 Svenja Flechtner, Reinhard Schumacher und Matthias Störring

Mitte der 1920er Jahre – Leubuscher gehörte inzwischen zum etablierten 
Lehrapparat der Friedrich-Wilhelms-Universität sowie zum Hauptausschuss 
des Vereins für Socialpolitik – verschob sich ihr Forschungsinteresse hin zu 
außenwirtschaftlichen Fragestellungen, insbesondere der Handelspolitik. Was 
auf den ersten Blick wie ein thematischer Bruch wirkt, erscheint bei genauerer 
Betrachtung durchaus schlüssig. Zum einen behielt Leubuscher ungeachtet 
der thematischen Neuausrichtung ihre länderspezifische Spezialisierung auf 
die englische Wirtschaft bei, womit sie als Nationalökonomin in Deutschland 
eben auch ihren komparativen Vorteil aufrechterhielt, diesen jedoch auf ein 
weiteres wichtiges Gebiet der ökonomischen Forschung ausweitete. Zum an-
deren vollzog Leubuscher ihre Hinwendung zur Handelspolitik nicht disrup-
tiv, sondern indem sie auf die politischen und gesamtwirtschaftlichen Interde-
pendenzen zur Sozialpolitik abstellte. Was sie darunter auch programmatisch 
verstand, arbeitete sie explizit in ihrem Aufsatz Handelspolitik und Sozial­
politik heraus:

„Handelspolitik und Sozialpolitik sind Maßnahmen an demselben Objekt, am Kör-
per einer Volkswirtschaft. Es ist deswegen mit Sicherheit anzunehmen, daß ihre Er-
gebnisse nicht unbeeinflußt voneinander bleiben werden. Eine sinnvolle Wirt-
schaftspolitik wird infolgedessen darauf bedacht sein, diese Wechselwirkung sich in 
Richtung einer Förderung der beiderseitigen Bestrebungen, nicht einer Erschwerung 
oder Durchkreuzung vollziehen zu lassen.“ (Leubuscher 1925b, S. 713)

Mit der Verzahnung der zwei Themenkomplexe übertrug Leubuscher ihre 
sozialliberalen Einsichten zur Sozialpolitik auf Fragestellungen der Handels-
politik. Das methodische Vorgehen wie auch die Argumentation zeugen dabei 
von ihrer wissenschaftlichen Sozialisierung in der Historischen Schule. Doch 
war Leubuschers Blick auf das Wirtschaftsgeschehen weit weniger auf die 
Vergangenheit gerichtet. Ihre Hinwendung zu Fragen der Außenwirtschaft ist 
zumindest mit Blick auf die heimische Volkswirtschaft nicht allein karriere- 
oder wissenschaftsstrategisch zu erklären. Vielmehr erkannte sie in der zuneh-
mend globalisierten Nachkriegswirtschaft eine wesentliche Facette der Sozia-
len Frage ihrer Gegenwart: 

„Die beherrschende Tatsache für die gesamte deutsche Wirtschaftspolitik ist die, 
daß Deutschland durch wirtschaftliche und politische Notwendigkeiten unwiderruf-
lich in die Bahn zum gesteigerten Industrieexport hineingezwungen worden ist.“ 
(Leubuscher 1925b, S. 715)

In diesem Zusammenhang erkannte sie ebenso, dass sich die Soziale Frage, 
das heißt Fragen der nationalen Umverteilung, nicht (länger) isolationistisch 
verstehen oder gar lösen ließen, womit sie heute hoch aktuell wirkt:

ten zur Kolonial- und Entwicklungspolitik rückte der Agrarsektor zunehmend ins Zen-
trum ihrer Analysen.
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„Schließlich ist zu beachten, daß ein Staat seine Handelspolitik weder im luftleeren 
Raum, d. h. ohne Rücksichtnahme auf die handelspolitische Einstellung anderer 
Länder, noch unter Nichtachtung seiner eigenen wirtschaftspolitischen Tradition 
treiben kann. Ein scharfer Bruch mit letzterer kann auch sozialpolitisch, wenigstens 
für eine geraume Zeit, sehr unerwünschte Wirkungen haben.“ (Leubuscher 1925b, 
S. 715)

Vom theoriegeschichtlichen Standpunkt aus stellt sich die Frage, welche 
inneren und äußeren Einflüsse letztlich im Detail auf die veränderte themati-
sche Ausrichtung Leubuschers eingewirkt haben. Von Bedeutung war hierbei 
sicherlich die bereits bestehende Schwerpunktsetzung auf die Wirtschaftspoli-
tik Englands, wo zeitgleich im Zuge der Wirtschaftskrise die Themen Han-
dels- und Kolonialpolitik an Aufmerksamkeit gewannen. Vor diesem Hinter-
grund setzte sich Leubuscher mit der wirtschaftlichen Rolle der Dominions 
und Kolonien des britischen Empires auseinander, so z. B. in einem Gutachten 
für den Verein für Socialpolitik zu Ziele und Mittel der Handelspolitik in den 
britischen Dominions (Leubuscher 1926b). Die inhaltliche Verschiebung bzw. 
Erweiterung ihres Forschungsinteresse bildete sich ab 1925 auch erkennbar in 
ihrem Publikationsverzeichnis ab. So entstand in dieser Phase unter anderem 
Leubuschers dritte Monographie: Liberalismus und Protektionismus in der 
englischen Wirtschaftspolitik seit dem Kriege (Leubuscher 1927a). 

Im Rahmen ihrer Forschung zur englischen Handelspolitik befasste sich 
Leubuscher schließlich mit der ökonomischen Situation in den Dominions 
selbst. Zur näheren Auseinandersetzung mit der Materie vor Ort schlug Herk-
ner sie 1927 ohne Erfolg für ein Forschungsstipendium in Australien vor.13 Er 
begründete seine Empfehlung mit ihrer besonderen Eignung, da sie „nicht nur 
allen angegebenen Bedingungen in vollem Maße entspricht, sondern auch 
deswegen besonders berücksichtigenswert erscheint, weil sie die Beziehungen 
Englands zu den Dominions schon seit längerer Zeit zum Gegenstande ihrer 
Spezialstudien gemacht hat und infolge ihrer wiederholten längeren Studien-
aufenthalte in England die englische Sprache so vollkommen beherrscht, daß 
auf wertvolle wissenschaftliche Ergebnisse bei ihr mit Sicherheit gerechnet 
werden kann“ (HU UA, Phil.Fak. Nr. 190, Bl. 379). 

Im Frühjahr 1928 stellte Leubuscher bei der Notgemeinschaft deutsche 
Wissenschaft, der Vorläuferorganisation der Deutschen Forschungsgemein-
schaft, einen ersten, erfolglosen Antrag auf Förderung ihrer angedachten 
Feldforschung in Südafrika. Im Rahmen ihrer Studien zum britischen Imperi-
alismus hatte sich Leubuscher seit 1925 mit afrikanischen Gebieten im Allge-

13  Das Stipendium wurde vom Internationalen Akademikerinnenbund (IFUW) aus-
geschrieben und richtete sich allgemein an Frauen mit akademischen Abschlüssen. 
Gestiftet wurde die Förderung vom Australischen Akademikerinnenbund. Die Auswahl 
fiel letztlich auf die Leipziger Meteorologin Luise Lammert (1887–1946).

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-59638-6 | Generated on 2025-11-09 16:24:24

Phil.Fak


102	 Svenja Flechtner, Reinhard Schumacher und Matthias Störring

meinen und Südafrika im Besonderen beschäftigt und auch die Konflikte und 
Interessen in den afrikanischen Kolonien beschrieben (Leubuscher 1925c; 
Leubuscher 1926b; Leubuscher 1927a; Leubuscher 1927b; Leubuscher 1928; 
Leubuscher 1929). Insofern kam ihre Hinwendung zur Wirtschaft und wirt-
schaftlichen Entwicklung Afrikas nicht so plötzlich, wie die Veröffentlichung 
ihrer Monographie Der südafrikanische Eingeborene als Industriearbeiter 
und als Stadtbewohner (Leubuscher 1931) allein mit Blick auf das Publika
tionsverzeichnis Leubuschers vermuten ließe. Auch war ihr Forschungsinter-
esse an afrikanischen Volkswirtschaften, das nach ihrer Emigration das be-
stimmende Thema ihrer Arbeit darstellen sollte, kein Bruch mit ihrem bisheri-
gen Werk und Wirken. Es war vielmehr eine logische Fortsetzung dessen und 
im weiteren Verlauf auch eine Anpassung an die Erfordernisse ihrer persön
lichen Umstände in England. 

Für die deutsche Nationalökonomie war die Erforschung einer afrikani-
schen Volkswirtschaft, zumal in dieser Ausrichtung, unüblich. Das ökonomi-
sche Interesse an außereuropäischen Ländern mit Ausnahme Nordamerikas 
fiel zu dieser Zeit eher gering aus. Die deutsche Kolonialwissenschaft der 
1920er Jahre kreiste vielmehr um ethnologische Fragestellungen. Bei Leubu-
schers Feldstudie in Südafrika handelte es sich hingegen um eine ausführliche 
(sozio-)ökonomische Analyse der südafrikanischen Industrie unter Berück-
sichtigung der Eingeborenen, sowohl als Arbeitskräfte als auch als Konsu-
menten. Methodisch blieb sich Leubuscher treu: Eine hohe Materialdichte 
und eigene Feldforschung wurden in einer detaillierten Analyse der sozioöko-
nomischen Verhältnisse und deren Entwicklung verarbeitet. Dabei bezog sie – 
ob bewusst oder unbewusst – Stellung gegen jede Form von Rassismus und 
„Segregation“ und untersuchte, wie eine weitere Proletarisierung der schwar-
zen Bevölkerung verhindert und wirtschaftliche und soziale Gleichberechti-
gung erreicht werden könnten. Das Buch wurde vielfach, gerade auch in eng-
lischsprachigen Fachzeitschriften, besprochen (siehe z. Werner 1932).

Leubuschers Werdegang in der deutschen Wirtschaftswissenschaft bis zu 
ihrer Emigration lässt sich als konsequente Ausweitung ihres sozialpolitischen 
Denkens auf internationale Fragen beschreiben. Aus der inhaltlichen Synthese 
von Sozial- und Handelspolitik erschloss sie sich ein Forschungsfeld, das aus 
heutiger Perspektive als Vorläufer der modernen Entwicklungsökonomik gel-
ten kann (siehe dazu Leubuscher 1951a). Hierfür boten ihr der Verein für So­
cialpolitik sowie die akademischen Ausläufer der Historischen Schule das 
geeignete Umfeld. Für beide war die institutionelle Verknüpfung von wirt-
schaftlicher Entwicklung und der Sozialen Frage geradezu konstituierend 
(Reinert 2005; Drechsler 2016). Anders als viele ihrer Zeitgenossen begann 
Leubuscher soziale Ungleichheit nicht mehr ausschließlich als binnengesell-
schaftliches Problem zu betrachten, sondern als Folge globaler wirtschaft
licher Machtverhältnisse und Handelsstrukturen. Ihre späteren Arbeiten im 
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Exil – etwa zu Kolonialwirtschaft, Rohstoffpolitik und Arbeitsmigration – er-
scheinen in diesem Licht als folgerichtige Weiterentwicklung ihres sozialpoli-
tischen Forschungsprogramms, das zunehmend auf die Analyse und Gestal-
tung der internationalen Wirtschaftsordnung ausgerichtet war.

IV. Emigration und Prekariat:  
Wissenschaftlicher Neubeginn im britischen Exil 

Mit Inkrafttreten des sogenannten Gesetzes zur Wiederherstellung des Be-
rufsbeamtentums am 7. April 1933 verloren zahlreiche Professoren an deut-
schen Hochschulen aufgrund ihrer jüdischen Herkunft oder politischen Hal-
tung die Lehrbefugnis. Auch Charlotte Leubuschers akademische Laufbahn 
fand mit einem Schreiben des Preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung vom 5. September 1933 auf diese Weise im nationalsozia-
listischen Deutschland ein jähes Ende (HU UA, Phil.Fak. Nr. 126, Bl. 14). 
Mit einem persönlichen Brief an den Dekan, in dem sie ihre verzweifelte Si-
tuation schilderte, hatte sie die Entlassung noch abzuwenden versucht (HU 
UA, Phil.Fak. Nr. 1477, Bl. 86–87). Wie vielen anderen Betroffenen blieb ihr 
jedoch nur die Emigration, um ihre wissenschaftliche Arbeit fortsetzen zu 
können (Scherer 2000). Für Leubuscher war außerdem der Erwerb des eige-
nen Lebensunterhalts sowie der ihrer Mutter ein zentrales Motiv (SPSL 234/1, 
Bl. 21). Während die Mehrzahl der geflüchteten Ökonomen in die USA emig-
rierte, war auch Großbritannien ein häufig gewähltes Ziel (Hagemann und 
Krohn 1999). Zwar fehlte in England eine vergleichbare institutionelle Unter-
stützung wie die der Rockefeller Foundation in den USA, doch William Beve-
ridge (1879–1963) gründete im Mai 1933 an der London School of Economics 
and Political Science (LSE) den Academic Assistance Council (AAC; ab 1936 
Society for the Protection of Science and Learning [SPSL]), der Geflüchtete 
finanziell und bei der Stellensuche unterstützte (Hagemann 2005; Cox 2021). 
Entsprechend traf Leubuscher in England auf zahlreiche Kolleginnen und 
Kollegen in ähnlicher Lage – aber auch auf Konkurrenz. Leubuscher kontak-
tierte den AAC im Mai 1933 (SPSL 234/1, Bl. 25); zu diesem Zeitpunkt war 
sie bereits suspendiert.

Unterstützung fand Leubuscher in einem akademischen Netzwerk, das sie 
zum Teil bereits vor ihrer Emigration in England hatte aufbauen können. Von 
besonderer Bedeutung dabei war der LSE-Professor Arnold Plant (1898–
1978), den sie bereits in Kapstadt im Rahmen ihrer Forschungsreise in Süd
afrika kennengelernt hatte. Plant und seine Frau entwickelten sich mit der Zeit 
zu familiären Freunden. Nach dem Tod Leubuschers verfasste Plant für die 
Tageszeitung The Times einen Nachruf auf sie:

„To the wider public Charlotte Leubuscher will also be remembered as a vigorous 
opponent of economics privilege and a formidable enemy of repression and tyranny. 
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A more intimate circle will cherish the memory of a widely cultured and intensely 
loyal friend. She was a sincere admirer of English institutions and ways of life, and 
at the same time a proud German scholar who never lost her faith in the ultimate 
triumph of German culture and civilisation over the evils that had befallen her coun-
try. Her faith had vindicated, to her personal gratification, by the action of the Ger-
man Federal Government when, in 1956, it conferred upon Charlotte Leubuscher 
the title of Professor Emeritus ‚in recognition of her outstanding academic teaching 
and valuable publication‘.“ (Plant 1961)

Plant war es auch, der Marjorie Tappan Hollond (1895–1977)  – damals 
Studiendirektorin und Dozentin am Girton College – von Leubuschers Situa-
tion in Deutschland unterrichtete. Tappan Hollond wurde in Cambridge aktiv, 
um Leubuscher dort eine Möglichkeit zu eröffnen, und tatsächlich beschloss 
der Council des Girton College im Juni 1933, Leubuscher für ein Jahr bei 
freier Unterkunft und Verpflegung und einem Stipendium von 15 Pfund pro 
Term einzuladen (Archiv des Girton College: Personalakte Leubuscher).

Im weiteren Verlauf finanzierte Leubuscher ihren Lebensunterhalt und Ver-
bleib in der Wissenschaft in England vor allem über Forschungsstipendien 
und eher prekäre Beschäftigungsverhältnisse. Ihre institutionellen Anbindun-
gen wechselten häufig: So war sie unter anderem in der Zeit von 1933 bis 
1934 am Girton College; von 1934 bis 1935 am Royal Institute of Internatio-
nal Affairs (Chatham House), für das sie am African Research Survey, einer 
großangelegten Studie zur britischen Kolonialpolitik in Afrika, mitwirkte; von 
1936 bis 1942 mit einem Fellowship am Frauencollege der University of Ox-
ford, Lady Margaret Hall; von 1942 bis 1944 als Senior Researcher an der 
LSE; von 1947 (bis Ende unbekannt) an der Kriegsgefangenenhochschule 
Wilton Park; und von 1951 bis 1955 als Research Fellow an der Universität 
Manchester, wo sie unter anderem mit und für W. Arthur Lewis (1915–1991) 
arbeitete. 

Ihre Versuche, in England beruflich Fuß zu fassen, sind durch Korrespon-
denzen, Bewerbungsunterlagen (z. B. SPSL 234/1, Bl. 1–3; 7; 12–13) und 
eingeholte Empfehlungsschreiben (SPSL 234/1, Bl. 17) umfassend dokumen-
tiert.14 Während Leubuscher zu Beginn ihrer Zeit in England mit persönlichen 

14  Ebenso geht aus diesen Dokumenten die prekäre Situation von Leubuschers 
wechselnden Anstellungen und Fellowships hervor. Ihr erstes Jahr am Girton College 
wurde teils durch das Girton College finanziert sowie durch die London School of 
Economics mit 100 Pfund bezuschusst. Ihr Fellowship für ihre Arbeit am African Re-
search Survey von 1934 bis 1935 war mit 50 Pfund pro Monat seitens des AAC ge-
sponsort (SPSL 234/1, Bl. 19; 34; 37). An der LSE war sie im Jahr 1942 zunächst für 
drei Monate beschäftigt, bevor sie jeweils um weitere neun, drei und sechs Monate 
verlängert wurde. Ihr Gehalt betrug 300 Pfund pro Jahr. In einem Schreiben wies Leu-
buscher darauf hin, dass dies das niedrigste Gehalt seit ihrer Ankunft in England sei 
und erkundigte sich, ob es ihr erlaubt sei, nebenbei andere Tätigkeiten wie Lehrauf-
träge anzunehmen (LSE Staff Files, Bl. 28–29).
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Referenzschreiben etwa von Walter Eucken, Richard Passow, Moritz Bonn 
(1873–1965) oder Hermann Schumacher aufwarten konnte, die sich sehr posi-
tiv über ihre Fähigkeiten, Motivation und Eignung als Wissenschaftlerin äu-
ßerten (wenngleich ihre Stimmen in England weniger Gewicht gehabt haben 
dürften), wurde es im weiteren Verlauf zunehmend schwieriger für sie, ent-
sprechende Befürwortungen zu erhalten. In England wurden nach kurzzeiti-
gen Anstellungen jeweils Personen zu Referenzgebern, die sie  – mit Aus-
nahme von Arnold Plant – vermutlich nicht annähernd so gut kannten und die 
sich zudem weit weniger ausführlich und enthusiastisch äußerten. So wurde 
etwa in Korrespondenzen zwischen dem Girton College und dem AAC Leu-
buschers weiterer Verbleib noch während ihres einjährigen Fellowships und 
ohne jeglichen Bezug zu ihren akademischen Fähigkeiten diskutiert (SPSL 
234/1, Bl. 34–37). Wie aus Leubuschers eigenen Schreiben hervorgeht, 
musste sie immer wieder Personen und Organisationen um Unterstützung 
bitten, die ihre Arbeit nicht persönlich kannten und für die sie eine Wissen-
schaftlerin unter zahlreichen gewesen sein dürfte (z. B. SPSL 234/1, Bl. 38). 
Bereits 1935 wurde in Leubuschers Akte des AAC notiert, dass der Council 
„could see no possibility at all of L finding a position in England, even in a 
provincial university. […] Skepper [Assistant Secretary des AAC] suggested 
that best hope lay in finding position in a women’s college in America“ (SPSL 
234/1, Bl. 41).

Wenngleich Leubuschers Arbeits- und Lebensverhältnisse während der 
Kriegszeit und darüber hinaus prekär blieben, konnte sie durch ihre Arbeits-
weise mit der Zeit auch in England wieder Fürsprecher gewinnen. Das drei-
jährige Fellowship an der Lady Margaret Hall, das Leubuscher 1936 erhielt, 
verdankte sie nach eigener Darstellung unter anderem der positiven Empfeh-
lung von Helen Wodehouse (1880–1964), die damals Chairman des Council 
des Girton College war (Archiv des Girton College). 1945 setzte sich der da-
malige Sekretär der SPSL, Joseph Skemp (1910–1992), noch einmal nach-
drücklicher für Leubuscher ein, indem er Beveridge aufforderte, Leubuschers 
Fall bekannt zu machen oder ihren Namen gegenüber verschiedenen Personen 
zu erwähnen. Er bezeichnet sie als „first-rate scholar“, die zu etabliert sei, um 
von kleinen Stipendien zu leben (SPSL 234/1, Bl. 69). Beveridge reagierte 
sehr zurückhaltend und kam der Bitte erst nach mehrmaliger Aufforderung 
nach (SPSL 234/1, Bl. 70–73). 

Während Leubuscher mit der thematischen Ausrichtung in der deutschen 
Nationalökonomie eindeutig ein Nischenthema besetzte, geriet ihre Erfahrung 
und Expertise zur Handels- und Kolonialwirtschaft im englischen Exil zum 
Glücksfall. Der Schwerpunkt ihrer Arbeit sollte dort auch nachfragebedingt 
auf der wirtschaftlichen Entwicklung Afrikas und der britischen Kolonien 
liegen. Ihre Studien aus dieser Zeit zeugen weiterhin vom Einfluss der His
torischen Schule und ihrer sozialliberalen, reformerischen Grundhaltung. 
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Gleichzeitig wird Leubuschers Prägung durch die Historische Schule auch ein 
Hindernis für ihre Anschlussfähigkeit an die Nationalökonomie in England 
dargestellt haben. So argumentiert Hagemann (2007), dass jüngere Ökono-
men aus Deutschland, die zur gleichen Zeit wie Leubuscher ins Ausland gin-
gen, dort deutlich leichter Fuß fassen und als innovativ wahrgenommen wer-
den konnten, weil sie nicht mehr in der Tradition der Historischen Schule 
ausgebildet worden waren. 

Obgleich Leubuschers Expertise in der Kolonialverwaltung außerordentlich 
geschätzt wurde, geriet sie wissenschaftlich weitgehend in Vergessenheit. 
Wenn von den Pionieren der modernen Entwicklungsökonomik die Rede ist, 
von denen zahlreiche aus Deutschland und Österreich stammten – etwa Ale
xander Gerschenkron (1904–1978), Albert O. Hirschman (1915–2012), Paul 
N. Rosenstein-Rodan (1902–1985) oder Kurt Mandelbaum (1904–1995)  –, 
fällt Leubuschers Name nicht (siehe z. B. Hagemann 2007; Meier und Bauer 
1985). Dies ist um so bemerkenswerter, als dass thematisch eine starke An-
schlussfähigkeit bestand: Zu den grundlegenden Werken der modernen Ent-
wicklungsökonomik gehören beispielsweise Mandelbaums Industrialisation 
of Backward Areas (1945), Rosenstein-Rodans Arbeiten zur Industrialisierung 
armer Länder (1943; 1944) und Hirschmans The Strategy of Economic Deve­
lopment (1958). Dass Leubuschers Werk über die Industrialisierung Südafri-
kas in deutscher Sprache verfasst wurde, hätte für die deutschsprachigen 
Ökonomen kein Hindernis dargestellt. Vielmehr stellt sich die Frage, ob sie 
überhaupt Kenntnis von Leubuschers Werk hatten, als sie in den 1940er Jah-
ren über die Industrialisierung (ehemaliger) Kolonien zu publizieren began-
nen.

Leubuschers einflussreichstes Wirken besteht möglicherweise in ihrem 
nicht unerheblichen Beitrag zum African Survey (1938), veröffentlicht unter 
dem Namen von Lord Hailey (1872–1969), durch das Royal Institute of Inter-
national Affairs. Der Survey stellt durch die formale Ablehnung rassischer 
Unterschiede und die Verpflichtung der britischen Regierung auf eine Politik 
zum Wohl aller Bewohner des British Empire einen Wendepunkt der briti-
schen Kolonialpolitik dar. Die Verabschiedung des Colonial Welfare and De-
velopment Act von 1940 wurde entscheidend durch den African Survey be-
einflusst. Auch die überarbeitete zweite Auflage des Survey entstand unter 
wesentlicher Mitwirkung von Leubuscher. In einem Brief aus dem Jahr 1940 
beschrieb Alan Pim (1871–1958) vom British Colonial Office Leubuschers 
Arbeit für den African Survey wie folgt:

„As proof of her feelings [about the Nazi regime] she threw herself with energy into 
the work she did for Lord Hailey and his editorial staff. Like a true German scholar 
she wanted to provide more detail than Lord Hailey could digest. But she assembled 
a series of memoranda and economic tables which are, so far as we know, unique 
and on which Lord Hailey based many of his economic chapters. (…) He explained 
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the sort of material he wanted and left it very much to her to find out the best pres-
entation of the material, and she herself had to discover all the sources available in 
Oxford, Cambridge, London, etc. It seems to me absurd that her great academic 
abilities should not be put to use during the war, when she could be of great use in 
her own role of scholar. I know perfectly well that Lord Hailey would say that she 
was a wonderful scholar, absolutely reliable“ (SPSL 234/1, Bl. 64).

Leubuschers Tätigkeit beim Royal Institute während der Kriegsjahre unter-
lag leichten Einschränkungen durch ihre ausländische Staatsangehörigkeit. 
Der Prozess ihrer Einbürgerung in England sollte sich bis 1946 hinziehen. 
Dementsprechend setzten sich Personen des Royal Institute zwischenzeitlich 
immer wieder für Leubuscher ein, um Anschlussbeschäftigungen außerhalb 
des Royal Institute für sie zu finden. In diesem Zusammenhang schrieb 
Heather Harvey etwa an LSE-Präsident Alexander Carr-Saunders (1886–
1966), um ihn auf Leubuschers Verfügbarkeit nach Ablauf eines Fellowships 
beim Royal Institute hinzuweisen: „I think she is such a capable and reliable 
person that I thought it might be worth while mentioning this to you“ (LSE 
Staff Files, Bl. 2).

Inhaltlich war es Leubuschers Wunsch, sich nach Jahren der Beschäftigung 
mit Kolonialökonomik wieder breiter mit ökonomischen und sozialen Ent-
wicklungen zu befassen. Mit ihrer Anstellung an der LSE von 1942–1944 
gelang dies zwar, aber auch dort war sie für konkrete Forschungsaufträge 
eingestellt und konnte die Ausrichtung ihrer Forschung nicht frei bestimmen. 
Sie wurde mit einer Untersuchung der sozialwissenschaftlichen Lehre an eng-
lischen Universitäten in Vergangenheit und Gegenwart beauftragt und aus-
schließlich hierfür eingesetzt. Fortlaufend erstattete sie an Carr-Saunders Be-
richt über ihre Forschungsaktivitäten zum vorgegebenen Thema und holte 
sich die Zustimmung für die jeweils nächsten Schritte ein. Auch führte sie 
immer wieder Diskussionen über die Übernahme von Reisekosten, die im 
Zusammenhang mit kürzeren Forschungsaufenthalten zu anderen Universitä-
ten standen, sowie die nur geringfügig gewährte Unterstützung durch Maschi-
neschreibkräfte. 

Im Mai 1943 reichte Leubuscher einen Bericht ihrer Arbeit ein, mit dem sie 
ihr Interesse an einer Verlängerung der Tätigkeit zum Ausdruck brachte und 
um eine Erhöhung ihres Gehalts auf eine Summe bat, „more in accordance 
with the position of a senior research worker, particularly in view of the high 
cost of living“ (LSE Staff Files, Bl. 87). Sie erreichte eine Verlängerung zu-
nächst um drei und anschließend um weitere sechs Monate, um das Manu-
skript zu finalisieren, jedoch bei gleichbleibender Entlohnung. Carr-Saunders 
drängte währenddessen auf die Abgabe eines Manuskripts. In den folgenden 
Wochen lieferte Leubuscher einen Entwurf, obwohl sie es für notwendig ge-
halten hätte, zunächst noch weitere Informationen einzuholen. Auf Kritik an 
ihrem Entwurf entgegnete sie in einem Schreiben: „I quite realised in drafting 
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the chapters that there is a danger of a too historical approach to the subject. 
This is, I think, partly due to the fact that I began drafting before I had col-
lected sufficient material on the present position to have a clear idea of the 
problems involved“ (LSE Staff Files, Bl. 108). Ihr Aufenthalt an der LSE 
zeugt beispielhaft vom Prekariat ihres wissenschaftlichen und privaten Da-
seins sowie von wiederkehrenden Konfliktsituationen, die für Leubuscher als 
erfahrene Wissenschaftlerin in Arbeitskontexten entstanden, in denen sie nicht 
frei forschen konnte. Während sie in ihrer Korrespondenz stets höflich und 
die Form wahrend blieb, so äußerte sie in der Sache jedoch bisweilen ihre 
Meinung (LSE Staff Files).

Als die Förderung der Rockefeller Foundation, der Leubuschers Anstellung 
an der LSE zugrunde lag, im Juni 1944 auslief, befand sich Leubuscher  – 
wieder einmal – auf Arbeitssuche. Bis 1956 sollte es bei zeitlich befristeten 
Anstellungsverhältnissen bleiben und Leubuscher damit in ihrer wissenschaft-
lichen Freiheit durch thematische Vorgaben in unterschiedlichem Maße einge-
schränkt. Nach zwei abgelehnten Anträgen auf Wiedergutmachung verlieh ihr 
die Bundesregierung im April 1956 schließlich den Titel eines „Professor 
Emeritus“ (BArch, B 106/67642, Bl. 551–686). Damit einhergehend bekam 
sie rückwirkend ab 1954 Pensionsansprüche als ordentliche Professorin zuge-
sprochen sowie eine Entschädigung für die Zeit von 1951 bis 1954. 23 Jahre 
nach ihrer Emigration, im Alter von 67 Jahren, lebte Leubuscher erstmals 
wieder in finanziell gesicherten Verhältnissen.

In der Zeit von 1944 bis 1963 veröffentlichte Leubuscher fünf Monogra-
phien zur wirtschaftlichen Entwicklung Afrikas, mit speziellem Fokus auf die 
britischen Kolonien (Leubuscher 1944; Leubuscher 1949; Leubuscher 1951b; 
Leubuscher 1956; Leubuscher 1963). Ihr letztes Buch wurde postum heraus-
gegeben von ihrer Freundin Kate Liepmann (geboren als Käthe Karoline 
Liepmann; 1898–1983), ebenfalls eine aus Deutschland emigrierte Ökonomin. 

V. Schlussbemerkung und Ausblick

Charlotte Leubuscher war eine Ausnahmefigur der deutschsprachigen Na
tionalökonomie des zwanzigsten Jahrhunderts. Ihre akademische Laufbahn, 
zunächst im Kaiserreich, danach in der Weimarer Republik, wie auch ihr spä-
teres Wirken im britischen Exil stehen exemplarisch für die Brüche und Um-
brüche, die Wissenschaftskarrieren in der ersten Hälfte des zwanzigsten Jahr-
hunderts prägen konnten. Zugleich verweisen sie auf die strukturellen Hürden, 
mit denen Frauen in den Wirtschaftswissenschaften konfrontiert waren.

Leubuschers Arbeiten zeichnen sich durch eine besondere Verbindung von 
Sozialpolitik, Handels- und Kolonialökonomik aus. Sie betrachtete wirtschaft-
liche Prozesse im Kontext sozialer, politischer und kultureller Zusammen-
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hänge – eine Perspektive, die sie von der Historischen Schule übernahm, aber 
zugleich an die globalen Realitäten der Zwischen- und Nachkriegszeit an-
passte. Insbesondere ihre Studien zur Industrialisierung Südafrikas und zur 
wirtschaftlichen Entwicklung afrikanischer Kolonien markieren eine frühe 
Form kritischer Entwicklungsökonomik, die auf soziale Teilhabe und politi-
sche Gleichberechtigung zielte, anstatt bloß wirtschaftliche Kennzahlen zu 
betrachten. Damit lieferte Leubuscher eine für ihre Zeit und darüber hinaus 
ungewöhnliche Perspektive auf die wirtschaftliche Entwicklung afrikanischer 
(Post-)Kolonien.

Dass Leubuscher in der Wirtschaftswissenschaft kaum Beachtung fand, 
wirft aus theoriegeschichtlicher Sicht Fragen auf, die über ihre Person hinaus-
reichen. Es zeigt, wie bestimmte Ansätze und Theorien in der Disziplin repro-
duziert werden, während andere in Vergessenheit geraten. Vor diesem Hinter-
grund erscheint es gewinnbringend, ihr Werk (neu) zu erschließen und es als 
Anknüpfungspunkt für eine ökonomische Forschung zu verstehen, die soziale 
Fragen nicht von wirtschaftlichen trennt. In dieser Hinsicht sind Leubuschers 
Schriften zur Handels- und Entwicklungspolitik nach fast 100 Jahren aktueller 
denn je.
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Edith Eucken-Erdsiek (1896–1985)

Von Uwe Dathe, Jena, und Daniel Nientiedt, Freiburg*

Edith Eucken-Erdsiek war keine Wirtschaftswissenschaftlerin. Unter ihren 
vielen Veröffentlichungen befindet sich kein Text, den man als wissenschaftli-
chen Beitrag zur Entwicklung der ökonomischen Theorie bezeichnen könnte. 
Dennoch gibt es Gründe, sie in diesem Band in einem Aufsatz vorzustellen. 
Sie studierte Volkswirtschafslehre in einer Zeit, in der Studieren fast aus-
schließlich Männern vorbehalten war, und sie hat für die Wirtschaftswissen-
schaft Wichtiges geleistet: durch ihre Arbeit für die Herausgabe der Grund­
sätze der Wirtschaftspolitik (Walter Eucken 1952) und für die Gründung des 
Walter Eucken Instituts. Auch gehörte sie mehr als 30 Jahre in der Bundesre-
publik, aber auch international, hier vor allem im Rahmen der Mont Pèlerin 
Society, zu den wichtigsten Multiplikatoren ordoliberaler Ideen.

Edith Erdsiek wurde am 2. April 1896 in Smolensk (Russland) geboren und 
lebte bis Ende 1903 in Kursk, wo ihr Vater Gustav Erdsiek (1866–1926) Leiter 
einer deutschen Bankstelle war. In Kursk wurden ihre Brüder Gerhard (1897–
1975) und Heinrich, später meistens Heinz genannt, (1903–1961) geboren. Im 
Jahr 1904 kehrte die Familie nach Deutschland zurück, wo Gustav Erdsiek sich 
als selbständiger Exportkaufmann niederließ. Nach einem kurzen Aufenthalt in 
Düsseldorf wohnte die Familie ab 1905 in Berlin-Schöneberg.1 Der Vater 
stammte aus einem alten westfälischen Pastorengeschlecht, wuchs aber in Ost-
preußen auf. Sein Vater hatte 1870 eine Pfarrstelle in Caymen übernommen. 
Die Mutter, Marie Erdsiek, geborene Belkin (1871–1948), Tochter eines jüdi-
schen Kantors aus Minsk, lebte als Kind und Jugendliche in Ostpreußen und 
Schlesien. Sie konvertierte als junge Frau zum Protestantismus, verinnerlichte 
protestantische Werte und preußisch-deutsche Ordnungsvorstellungen.2 Ob-

�*  Wir danken den Teilnehmenden an der Sitzung des Ausschusses für die Ge-
schichte der Wirtschaftswissenschaften in Fulda vom 30. Mai bis zum 1. Juni 2024 für 
ihre Anregungen und Kommentare. Weitere wertvolle Hinweise erhielten wir von 
Wendula von Klinckowstroem. Für die Unterstützung bei der Recherche danken wir 
Jan Berg und Paul Adrian Meyer.

1  Die biographischen Angaben zur frühen Kindheit entnehmen wir Klinckowstroem 
(2008, S. 397) und Klinckowstroem (2023, S. 54 f.).

2  Vgl. dazu Acta der Synagogen-Gemeinde zu Königsberg in Pr. betr. Louis Belkin 
(The Central Archives for the History of Jewish People Jerusalem D-KO 1-155 Kö-
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wohl sie ihre jüdische Herkunft verschwieg und bei Nachfragen energisch be-
stritt, vermutete ihre Tochter, dass sie jüdische Vorfahren habe. Das teilte sie 
ihrem künftigen Mann in der Stunde der Verlobung mit.3

Edith Erdsiek besuchte bis 1914 die realgymnasiale Richtung der Städti-
schen höhere Mädchenschule in Berlin-Schöneberg (ab 1908 Städtische 
Chamissoschule).4 Unter ihren Mitschülerinnen waren Lotte Ollendorf, die als 
Althistorikerin später Artikel für „Paulys Realenzyklopädie“ schrieb, und Eli-
sabeth Sering, die Tochter des Ökonomen Max Sering. Das Zeugnis der 
1.  Realgymnasiumsklasse vom 27.  September 1913 und die vielen Theater- 
und Konzertzettel im Nachlass deuten an, dass sich Edith Erdsiek ein halbes 
Jahr vor ihren Abiturprüfungen mehr für die Berliner Kultur als für die Arbeit 
am vorgeschriebenen Schulstoff interessiert hat. Nur in Deutsch erhielt sie die 
Note „gut“, in allen anderen Fächern „genügend“, in Chemie und Turnen 
„mangelhaft“.5 Zu den Lebensdokumenten aus ihrer Schulzeit gehören auch 
erste schriftstellerische Versuche – mehrere kurze Texte zu Motiven aus dem 
Schulleben.

Vom Sommersemester 1914 bis zum Sommersemester 1920 studierte Edith 
Erdsiek an der Universität Berlin Volkswirtschaftslehre (u. a. bei Ignaz Jastrow, 
Max Sering, Heinrich Herkner und Hermann Schumacher), Literaturgeschichte 
(u. a. bei Gustav Roethe und Alexander Brückner), Kunstgeschichte (vor allem 
bei Adolf Goldschmidt und Edmund Hildebrand)6 und Philosophie (bei Max 
Dessoir, Max Frischeisen-Köhler, Ernst Cassirer und Ernst Troeltsch), be-
suchte aber auch einzelne Vorlesungen zur griechischen Literatur (bei Ulrich 
von Wilamowitz-Moellendorf), Soziologie (bei Franz Oppenheimer), Musik-
geschichte (bei Max Friedlaender) und Botanik.7 Sie studierte gegen den Wi-
derstand ihrer Familie. Ihre Mutter, die in der Familie das Sagen hatte, wollte 

nigsberg i. Pr. – Jewish Community). Den Hinweis auf die Quelle verdanken wir Prof. 
Philipp Oswalt, einem Enkel von Edith und Walter Eucken.

3  Wir danken Prof. Christoph Eucken, dem Sohn von Edith und Walter Eucken, für 
diese biographische Mitteilung.

4  Diese Schule wurde von ihrer Gründung im Jahr 1900 bis 1933 von sehr vielen 
jüdischen Schülerinnen besucht. Für ca. ein Drittel der Schülerinnen wurde „jüdisch“ 
als „Religionsangehörigkeit“ in die Akten eingetragen. Vgl. die handschriftlichen Be-
richte der Chamisso-Schule Berlin-Schöneberg für die Jahre 1914/15 und 1920/21 
(Staatsbibliothek Preußischer Kulturbesitz Berlin). Schulberichte für die Zeit bis 1914 
konnten bislang nicht nachgewiesen werden.

5  Thüringer Universitäts- und Landesbibliothek Jena (ThULB), NL Edith Eucken, 
Lebensdokumente/Schulzeit.

6  Für eine Lehrveranstaltung zur Kunstgeschichte hat Edith Erdsiek die Studie „Ty-
pisierung oder Individualisierung“ (Typoskript, 21 S.) ausgearbeitet (ThULB, NL 
Edith Eucken, Werkmanuskripte).

7  Insgesamt besuchte sie 57 Lehrveranstaltungen, davon behandelten 22 wirt-
schaftswissenschaftliche Themen. Zum Besuch der Lehrveranstaltungen vgl. die An-
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nicht zulassen, dass ihre Tochter studiere. Sie begründete das Verbot: „Wenn 
Du studierst, wird kein Mann Dich heiraten wollen, Du wirst als Gouvernante 
leben müssen.“ Doch es gelang ihr nicht, Edith vom Studium abzuhalten.8

Im Proseminar von Max Sering hielt sie drei Referate.9 Im Wintersemester 
1916/17 sprach sie über Kartelle und Trusts.10 Sie gab einen historischen Ab-
riss der Kartellbildung in Deutschland und der Bildung von Trusts in den USA 
und schlug eine Typisierung der in Deutschland tätigen Kartelle vor. In den 
Kartellen sah sie Machtgebilde, deren wirtschaftliche Tätigkeit für Wirtschaft 
und Politik positive Folgen hat. Durch sie werde „der Konkurrenzkampf im 
Keime erstickt“, „die Produzenten zu einem wirklich solidarischen volkswirt-
schaftlichen rationellen Verhalten“ veranlasst, den Arbeitern eine sichere Le-
bensgrundlage ermöglicht und der technische und wirtschaftliche Fortschritt 
befördert. Dem Staat obliege es, Kartellbildungen grundsätzlich zu ermögli-
chen. Im Sommersemester 1917 sprach Edith Erdsiek über die Entwicklung 
der Bevölkerungslehre nach Robert Malthus.11 Im Seminar über Finanzwis-
senschaft im Sommer 1918 erstattete sie ein Referat „über die Deckung der 
außerordentlichen Aufgaben“.12 Das Referat mit dem Titel „Das Problem der 
Abbürdung unserer Kriegsschuld“13 begann mit einer schonungslosen Be-
schreibung der Lage und der künftigen finanziellen Herausforderungen:

„Der gegenwärtige Krieg, in dem Europa sich zerfleischt, kann als die ungeheuerste 
und sinnloseste Verschwendung aufgefasst werden, die sich die Menschheit jemals 
geleistet hat. Alle Völker Europas scheinen nur darum ein Jahrhundert lang mit aller 
Energie ohnegleichen gearbeitet und gespart zu haben, um die Früchte ihres Fleisses 
in diesen einen grossen Hexenkessel zu werfen. Wie arm die Völker als Ganzes ge-
worden sind, das weiss jeder. Aber noch weiss der Einzelne nicht, daß diese Armut 
der Völker seine persönliche Armut ist, daß es sein Geld ist, aus dem die Unifor-
men, die Munition und die Panzerplatten gemacht werden und daß er eines Tages 
dafür wird aufkommen müssen. Die Riesensumme unserer Anleihen – an deren fa-

meldebücher der Universität Berlin für Edith Erdsiek (ThULB, NL Edith Eucken, Le-
bensdokumente/Studienzeit).

8  Wir danken Frau Dr. Irene Oswalt, einer Tochter von Edith Eucken-Erdsiek, für 
diese biographische Information.

9  Es lässt sich nicht mehr feststellen, ob es nur ein Zufall ist, dass im Nachlass von 
einer Ausnahme abgesehen (vgl. Anm. 6) nur die Manuskripte der nationalökonomi-
schen Referate aus den Seminaren von Sering und Schumacher überliefert sind.

10  Vgl. dazu die eigenhändigen Notizen und die von Sering unterzeichnete Semi-
narbescheinigung (ThULB, NL Edith Eucken, Lebensdokumente/Studienzeit) sowie 
das Typoskript „Kartelle und Trusts“ (ebd., Werkmanuskripte).

11  Entwicklung der Bevölkerungslehre. Typoskript mit eigenhändigen Korrekturen 
(ThULB, NL Edith Eucken, Werkmanuskripte).

12  Seminarbescheinigung von Max Sering vom 12. August 1918 (ThULB, NL Edith 
Eucken, Lebensdokumente/Studienzeit).

13  Typoskript, 15 S. (ThULB, NL Edith Eucken, Werkmanuskripte).
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belhafte Ziffern man sich um so eher gewöhnt hat, als man keinerlei Begriff damit 
verband  – ist grundsätzlich nicht etwas, was auf den breiten Rücken des Staates 
geschoben werden kann, wo es neben anderen ruhen mag; sondern es ist die persön-
liche Angelegenheit von jedermann. Keine Kriegsentschädigung kann uns darüber 
hinweghelfen. Um es noch einmal mit aller Schärfe zu sagen: Die Notwendigkeit 
einer Riesensteuer nach dem Kriege ist heute kein Problem mehr für uns, sondern 
eine Tatsache. Und nicht das ‚ob überhaupt‘, sondern das ‚wie‘ steht heute zur Dis-
kussion.“

Um die Frage nach dem „wie“ zu beantworten, wirft die Autorin die Alter-
native auf: „Sollen wir versuchen, unsere Kriegsschuld durch eine einmalige 
grosse Vermögensabgabe wenigstens teilweise abzubürgen, oder sollen wir 
uns mit der Verzinsung und langsamen Amortisation der aufgenommenen 
Anleihen begnügen?“ Edith Erdsiek plädiert mit David Ricardo und Karl 
Diehl für eine einmalige große Vermögensabgabe (Tilgungssteuer) zur Be-
gleichung der Schulden. Sie stellt deren Positionen ausführlich dar, geht aber 
auch gründlich auf die Gegenposition und hier besonders auf die Argumente 
von Heinrich Dietzel ein. Aufgabe einer künftigen Wirtschaftspolitik müsse es 
sein, „unvermeidliche Härten der Tilgungssteuer auf ein erträgliches Mass 
herabzudrücken“. Da „unsere Zukunftsrechnung eine zu grosse Zahl von Un-
bekannten“ enthalte, könne sie jedoch keine konkrete Maßnahmen zur Milde-
rung der Härten anführen. 

In ihren letzten vier Semestern konzentrierte sich Edith Erdsiek auf das 
Studium der Nationalökonomie. Vom Herbst 1918 bis zum Ende des Sommer-
semesters 1920 gehörte sie zum Seminar von Hermann Schumacher. Hier 
wurde in jenen Jahren intensiv über die deutsche und internationale Wirt-
schaftsordnung diskutiert. Die Referate hatten zum einen Themen wie die 
Zukunft des Privateigentums, die Möglichkeiten und Gefahren der Sozialisie-
rung sowie die Funktion des Staates im Wirtschaftsleben zum Gegenstand, 
setzten sich zum anderen aber auch mit der Geschichte des Sozialismus und 
des Liberalismus auseinander.14 Edith Erdsiek hielt im Seminar ein Referat 
über den Anarchismus.15

„Ich […] habe geschlossen mit dem Zitat von Christian Morgenstern ‚Der Bürger 
und nichts als der Bürger ist ein trister Anblick, aber die aus jeder Bürgerlichkeit 
herausfindenden Menschen, das wäre der Untergang.‘ […] Nachher kam mein 
Mann, den ich noch nicht kannte, auf mich zu und sagte: ‚Woher haben Sie das Zi-
tat?‘ Das war der Anfang unserer Bekanntschaft.“16

14  Vgl. dazu die von Walter Eucken geführten „Kalender über die Volkswirtschaft-
lichen Übungen“ (Landesbibliothek Oldenburg, HS 231 und HS 232 a).

15  Vgl. die eigenhändigen Notizen zu diesem Referat (ThULB, NL Edith Eucken, 
Lebensdokumente/Studienzeit).

16  Edith Eucken: Radiointerview vom 3. März 1974, auszugsweise Abschrift (Wal-
ter Eucken Institut Freiburg/Institutsarchiv).
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Edith Erdsiek und Walter Eucken verlobten sich bald darauf und heirateten 
am 9. Dezember 1920 in Berlin. Während Walter Eucken im Jahr 1920 inten-
siv an seiner Habilitationsschrift arbeitete und sich auf eine akademische 
Laufbahn vorbereitete, entschied sich Edith Erdsiek, kein Examen anzustre-
ben, also nicht Nationalökonomin zu werden. „Ich hatte auch gar nicht den 
Wunsch, einen Beruf zu haben. Ich hatte nur den Wunsch, mich zu entwi-
ckeln, mir einen geistigen Standpunkt zu erwerben und zu schreiben.“17

Bis Mitte der 1920er Jahre schrieb sie Theaterstücke, Erzählungen, Essays, 
Feuilletons und versuchte als Schriftstellerin zu reüssieren. Der Erfolg blieb 
aus. Zum Nachlass gehören die Belegexemplare von zwei kleineren Veröf-
fentlichungen18 sowie die Manuskripte mehrerer Versuche, für die bislang 
keine Veröffentlichung nachgewiesen werden konnte.19

Edith und Walter Eucken gehörten in Berlin der „Gesellschaft der Kammer-
kunstabende Brandt-Jacoby“ an. Diese von dem Schriftsteller, Schauspieler 
und Regisseur Oscar Ludwig Brandt und seiner Frau Margarete Ludwig 
Brandt-Jacoby20 gegründete Gesellschaft „verfolgte das Ziel, neuzeitliche 
Dichter, die der breiteren Öffentlichkeit unbekannt sind, durch einen Kam-
merkunstabend weitere Beachtung zu erschließen“21. Neben heute längst ver-
gessenen Dichtern widmeten sich die Abende und die von Oscar Ludwig 
Brandt herausgegebene Zeitschrift „Diogenes“ auch Autoren wie Gerrit En-
gelke, Berta Lask, Ernst Lissauer, Anselm Ruest, Albert Talhoff und Paul 
Westheim. Während einige der Autoren expressionistische Gedichte oder 
Dramenfragmente vortrugen oder publizierten, warnten andere vor den „deka-
denten und unfruchtbaren Erscheinungen der Zeit“ und meinten damit den 
Expressionismus. In Vorträgen und in der Zeitschrift wurden zudem zeitge-
nössische Künstler, u. a. Oskar Kokoschka und Max Thalmann, vorgestellt.22 

17  Ebd.
18  Edith Eucken (1923) und Edith Eucken (1924). In den Anmerkungen verweisen 

wir auf alle Arbeiten Edith Euckens mit der Namensform Edith Eucken. Im Literatur-
verzeichnis weisen wir dann nach, unter welchem Namen bzw. Pseudonym die betref-
fende Arbeit erschienen ist.

19  Deutsche, die in Italien waren (Typoskript, 3 S.), Studentinnen (Typoskript, 2 S.), 
Vor Italien (Typoskript, 3 S.), Im Zeichen der Kostümfeste (Typoskript, 3 S.), Die 
Ehestifterin (Typoskript, 9 S., mit handschriftlichen Korrekturen von Walter Eucken), 
Quartett (Typoskript, 44 S.), Thomas, der Gläubige. Satirische Komödie in 3 Akten 
(Typoskript, 70 S.).

20  Beide sind 1943 in deutschen Vernichtungslagern ermordet worden.
21  Auszug aus der Satzung, mehrfach abgedruckt in: Diogenes. Veröffentlichungen 

für Dichtung der Gegenwart. Die Volltexte aller Ausgaben dieser Zeitschrift (sie er-
schien von 1918 bis 1921) sind zu finden unter: https://ezb.ur.de/?2518811-2 (Zugriff 
am 8. Januar 2025).

22  Vgl. dazu Raabe (1964, S. 84).
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In Berlin wohnten Euckens in der Potsdamer Privatstraße 121. Einer ihrer 
Nachbarn war Heinrich von Gleichen-Rußwurm, der Gründer des national-
konservativen Juni-Klubs.23 Walter Eucken war zu Beginn der 1920er Jahre 
stimmberechtigtes Mitglied des Klubs24 und kam dabei mit einigen Protago-
nisten der später so genannten „Konservativen Revolution“ zusammen. Edith 
Eucken nahm an mehreren dieser Treffen teil und diskutierte dabei u. a. mit 
Max Hildebert Boehm, Albert Dietrich, Heinrich von Gleichen, Arthur Moel-
ler van den Bruck und Alexander Ringleb. Erfahrungen aus diesen Gesprä-
chen verarbeitete sie mehr als 40 Jahre später in dem Radioessay „Umstritte-
nes Kapitel deutscher Geschichte. Die Neukonservativen in Weimar – Wegbe-
reiter des Nationalsozialismus?“.25 Ohne den Nationalsozialismus und dessen 
Mordprogramm gewollt zu haben, hätten die Neukonservativen mit ihrer radi-
kalen Ablehnung aller liberalen Ideen doch die Widerstandskräfte gegen Hit-
lers Weg zur Macht stark geschwächt. Edith Eucken geht besonders auf Os-
wald Spengler, Arthur Moeller van den Bruck und Ernst Jünger ein. Ihr Por-
trait Moeller van den Brucks und ihre Bemerkungen zum Juni-Klub und zu 
Heinrich von Gleichen-Rußwurm sind einfühlsamer als die Portraits Spenglers 
und Jüngers und die Bemerkungen zu Ernst Niekisch. Ganz klar benennt sie 
den Grund, der sie und ihren Mann vom Juni-Klub wegführte – „die Verdam-
mung des Kapitalismus“, die Ablehnung des Marktes und der uneinge-
schränkte, sich auf alle gesellschaftlichen Sphären beziehende Antiliberalis-
mus.

Aus den verschiedenen Korrespondenzen von Edith und Walter Eucken26 
geht hervor, dass sie von 1921 bis 1925 in Berlin oft gemeinsam mit Ökono-
men, Philosophen, Theologen und Historikern zusammenkamen. Dem Theo-
logen Theodor Kappstein, einem Schüler Rudolf Euckens, verdankten sie 
Einblicke in die Kulturbedeutung des Christentums und den Zusammenhang 
von religiösen und sozialen Fragen. Religiöse Fragen aus einer ganz anderen 
Perspektive besprachen sie mit dem aus Indien stammenden islamischen 

23  Zum Juni-Klub vgl. Petzinna (2000, S. 118–42).
24  Vgl. den Abdruck der Liste der stimmberechtigten Mitglieder in: Mauersberger 

(1971, S. 328–30).
25  Gesendet am 3.  März 1967 im Westdeutschen Rundfunk. Typoskript, 29 S. 

(ThULB, NL Edith Eucken, Werkmanuskripte). Eine gekürzte Fassung wurde später 
publiziert Edith Eucken (1970, S. 34–49).

26  Wir beziehen uns hier vor allem auf den Briefwechsel zwischen Edith und Walter 
Eucken (ThULB, NL Walter Eucken), die Briefwechsel zwischen Edith Eucken und 
ihren Brüdern (ThULB, NL Edith Eucken), den Briefwechsel von Edith und Walter 
Eucken mit Irene Eucken (ThULB, NL Walter Eucken, NL Edith Eucken, NL Rudolf 
Eucken) und die Korrespondenz des Euckenbundes mit Edith und Walter Eucken 
(ThULB, NL Rudolf Eucken) sowie auf Briefe von Isaak Benrubi, Hans Gestrich und 
Alexander Rüstow an Walter Eucken (ThULB, NL Walter Eucken).
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Theologen Jabbar Kheiri.27 Euckens profitierten von Isaak Benrubis Wissen 
über Frankreich und die französische Philosophie und stritten mit ihm über 
die Gestaltung der deutsch-französischen Beziehungen.28 Oft trafen sie sich 
mit Hans Gestrich und Alexander Rüstow und diskutierten mit ihnen über das 
Verhältnis von Staat und Wirtschaft. Der Historiker Dietrich Gerhard machte 
sie mit den geistesgeschichtlichen Ideen und politischen Vorstellungen der 
Weimarer Vernunftrepublikaner aus dem Umfeld seines Lehrers Friedrich 
Meinecke bekannt. In dem Bildhauer und Grafiker Gerhard Marcks fanden sie 
einen Gesprächspartner, mit dem sie über moderne Kunst diskutierten.

Zu Beginn der 1920er Jahre trat Edith Eucken in den Euckenbund ein, eine 
der vielen weltanschaulich ausgerichteten Vereinigungen, in denen und mit 
denen das deutsche Bildungsbürgertum auf die sich nach dem Ersten Welt-
krieg verstärkende kulturelle und politische Orientierungslosigkeit reagierte. 
Von anderen Gruppierungen aus dem breiten Spektrum weltanschaulicher 
Vereine unterschied sich der Euckenbund durch seinen geistigen Bezug auf 
den deutschen Idealismus. Das war kaum noch der Idealismus der klassischen 
Epoche, sondern ein vor allem von Rudolf Eucken hergestelltes Konstrukt aus 
abgeschliffenen Versatzstücken von Martin Luther, Immanuel Kant, Georg 
Friedrich Wilhelm Hegel, Johann Gottlieb Fichte und Johann Wolfgang von 
Goethe; es war aber doch ein Idealismus des geistigen Lebens und keine ir
rationalistische Lebensphilosophie. In Rudolf Euckens Ideengemenge glaub-
ten seine Anhänger ein Reich idealer Wahrheiten und Normen zu besitzen, auf 
deren Basis die Erneuerung des Lebens gelingen könnte. Rudolf Euckens 
Wort war das Gesetz des Bundes. Die stärkste Anziehungskraft übte der Eu-
ckenbund in den frühen 1920er Jahren aus. Auf dem Gipfelpunkt der Inflation 
erreichte er seinen höchsten Mitgliederstand.29

Der Bund und die von ihm herausgegebene Zeitschrift „Der Euckenbund“ 
gerieten 1924/25 in eine ernste Krise. In jenen Jahren begannen sich die poli-
tischen und wirtschaftlichen Verhältnisse zu stabilisieren, und so fanden im-
mer mehr Mitglieder weltanschaulicher Vereinigungen, die in krisenhaften 
Zeiten im Werk von Weltanschauungsautoren innere Orientierung suchten, 
Halt in der äußeren Realität. Bünde, die inneren Halt und weltanschauliche 
Sinngebung versprachen, büßten an Bedeutung ein. Der Euckenbund verlor 
Mitglieder, die Zeitschrift Leser. Für die Krise des Bundes machte Walter 

27  Vgl. dazu den Brief der Geschäftsstelle des Euckenbundes an Jabbar Kheiri vom 
26. März 1924 (ThULB, NL Rudolf Eucken VI/4 b).

28  Vgl. dazu Rudolf Eucken an Walter Eucken. Jena, 3. Dezember 1922 (ThULB, 
NL Walter Eucken) sowie Isaak Benrubi an Rudolf Eucken. Genf, 4. Januar 1924 und 
Genf, 3. Januar 1925 (ThULB, NL Rudolf Eucken I/2, Bl. 275–78).

29  Zum Euckenbund sowie zu der im Folgenden etwas genauer dargestellten Neu-
ausrichtung der Zeitschrift vgl. Schäfer (2020, S. 218–321).
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Eucken nicht nur die politische und wirtschaftliche Stabilisierung verantwort-
lich, sondern vor allem die Bundesleitung. Die Zeitschrift sei zu einseitig, als 
bloßes Nachrichtenblatt für die Mitglieder erreiche sie weder die geistigen 
noch die wirtschaftlichen Eliten. Und der Bund habe eine völlig falsche Rich-
tung eingeschlagen.

„Er hat ja eine völlig ethische Richtung. Ich habe das immer und immer bekämpft, 
ohne bei Euch Verständnis zu finden. Was ist die Folge? Einige Leute setzen sich 
zusammen, die sich gegenseitig erzählen, man solle anständig sein. […] Solange der 
Bund nicht eine metaphysisch-religiöse Bewegung wird, wird nichts daraus, schadet 
nur der Verbreitung von Vaters Ideen.“30

Eucken musste bald einsehen, dass eine Reform des Bundes am Widerstand 
seiner Mitglieder scheitern würde. Er, der von seiner Mutter am 3. Dezember 
1924 flehentlich gebeten wurde, sich der Zeitschrift anzunehmen31, konzen
trierte sich mit seinen Reformbestrebungen innerhalb der Eucken-Bewegung 
ganz auf die Zeitschrift. Um Ideen einer geistig-kulturellen Erneuerung in in-
tellektuell anspruchsvolle Debatten einfließen zu lassen und sie von Vereins-
vorschriften und der Rücksicht auf das kleinbürgerliche, mediokre Niveau der 
Euckenbündler32 zu befreien, übernahmen Edith und Walter Eucken 1925 die 
inhaltliche Verantwortung für die Zeitschrift. Als Herausgeber ohne größeren 
Einfluss auf den Inhalt fungierte bis Anfang 1928 Curt Hacker, ein Oberlehrer 
aus Berlin-Lichterfelde, dem Eucken in Briefen an seine Mutter „menschliche 
Kleinheit“ und „Unwahrhaftigkeit“ attestierte.

Walter Euckens Bereitschaft, sich intensiv um die Zeitschrift zu kümmern, 
war daran gebunden, im Titel die Distanz zum Bund zu markieren. So er-
schien sie ab April als „Die Tatwelt“. Die Redaktion lag bei Edith Eucken. 
Vom 2. Heft des Jahrgangs 1928 zeichnete sie auch als Herausgeberin. Auf 
dem Titelblatt stand fortan „Herausgegeben von E. Erdsiek, Freiburg i. Br.“.33 
Da seine Frau nun eigenverantwortlich handeln konnte, zog sich Walter Eu-
cken nach und nach aus der Redaktionsarbeit zurück. Edith und Walter Eu-
cken konnten für die „Tatwelt“ bedeutende Autoren gewinnen: Ludwig 
Aschoff, Erich Becher, Isaak Benrubi, Nikolaj Berdjajew, Friedrich Brie, Ju-

30  Walter Eucken an Irene Eucken. Berlin, 27.  Januar 1925 (ThULB, NL Rudolf 
Eucken VI/1), veröffentlicht in: Walter Eucken (2023, S. 159 f.).

31  Irene Eucken an Walter Eucken. Jena, 3.  Dezember 1924 (ThULB, NL Walter 
Eucken, Korrespondenz).

32  So empfand Walter Eucken das Niveau der meisten Diskussionen und Veranstal-
tungen im Euckenbund. Belege dafür finden sich in zahlreichen Briefen, die teils in: 
Walter Eucken (2023) ediert sind, teils zur Einsicht in der ThULB (NL Rudolf Eucken 
V/11 und VI/1) liegen.

33  Den meisten, die ab 1928 in der „Tatwelt“ veröffentlichten oder veröffentlichen 
wollten, war es unbekannt, wer E. Erdsiek war – sie schrieben an den „verehrten Herrn 
Dr. Erdsiek“. Vgl. dazu die zahlreichen Schreiben im NL Edith Eucken.
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lius Ebbinghaus, Eugen Fink, Simon Frank, Dietrich Gerhard, Theodor Hae-
ring, Franz Himstedt, Ernst von Hippel, Günther Holstein, Hanns Horkheimer, 
Edmund Husserl, Karl Joël, Edgar Julius Jung, Arthur Liebert, Hans Lier-
mann, Fritz Marschall von Bieberstein, Otto Most, Erich Przywara, Gerhard 
Ritter, Hans Rothfels, Oscar A. H. Schmitz, Theodor Siegfried, Paul Simon, 
Fedor Stepun, Emil Utitz, Georg Wehrung und Erik Wolf.34 

Edith Eucken veröffentlichte von 1925 bis 1934 27 eigene Beiträge (zehn 
längere Aufsätze, 16 „Kritische Zeitglossen“, eine Rezension) und zwei Über-
setzungen in der „Tatwelt“.35 Im zweiten Heft der neuen Zeitschrift erläuterte 
sie die Grundzüge der Philosophie ihres Schwiegervaters für die Mitglieder 
des Bundes, denen die meisten der Originalwerke zu kompliziert waren und 
betonte in großer Übereinstimmung mit den Forderungen ihres Mannes: „Un-
sere Ethik wird entweder durch und durch Metaphysik sein müssen, oder sie 
wird unweigerlich herabsinken zur Bedeutung eines engen Predigertums ein-
zelner Sittlichkeitsregeln, das die große Sache herabzieht anstatt sie zu för-
dern.“ (Edith Eucken 1925). Für das Rudolf-Eucken-Gedächtnisheft steuerte 
sie eine gute Einführung in Rudolf Euckens Philosophie des Geisteslebens bei 
(Edith Eucken 1927). In der Philosophie Rudolf Euckens, im Werk von Pla-
ton, Leibniz, Kant und Goethe findet Edith Eucken die Maßstäbe, um in ihren 
Aufsätzen und Glossen kulturelle Leistungen der Gegenwart zu beurteilen. 
Skeptizismus, Subjektivismus und Relativismus, fehlendes Gespür für die 
„Werte der geistigen Welt“, für „das Transzendente“ und für „das Reich der 
Ideen“ wirft sie so unterschiedlichen Autoren wie Bert Brecht und Stefan 
George, José Ortega y Gasset und Friedrich Sieburg vor. Sie kritisiert kultu-
relle Phänomene der Moderne – das Theater von Erwin Piscator, die Feuille-
tons von Alfred Kerr, die Gedichte Gottfried Benns, den Ulysses und die 
Stuttgarter Bauausstellung  – als Modeströmungen, die keinen Beitrag zur 
Überwindung des Chaos und der Disharmonien leisten könnten. Bei aller Kri-
tik  – von den sprachlichen Leistungen Alfred Polgars, Klaus Manns, Karl 
Sternheims, Stefan Georges, Bert Brechts ist sie beindruckt. Ihre konservative 
Kulturkritik führt sie nicht dazu, den Kapitalismus als Wirtschaftsform abzu-
lehnen. Mit Worten, die ihr Mann 1926 in dem Aufsatz „Die geistige Krise 

34  Zu Edith Euckens Korrespondenz als Tatwelt-Herausgeberin vgl. die Übersicht 
Bibliographie und Nachlassverzeichnis Edith Eucken, veröffentlicht als Freiburger 
Diskussionspapier zur Ordnungsökonomik unter https://www.eucken.de/publikationen/
diskussionspapiere-ab-1998/.

35  Die Aufsätze und Übersetzungen erschienen unter dem Namen „E. Erdsiek“, die 
„Kritischen Zeitglossen“ unter dem Pseudonym „Janus“. Vor allem Walter Eucken 
wollte durch die Verwendung von Pseudonymen (auch er veröffentliche die meisten 
seiner Tatwelt-Beiträge unter einem Pseudonym) verhindern, dass in der Zeitschrift 
nur ein Familienunternehmen gesehen wurde. Wir weisen in diesem Aufsatz nur die 
Tatwelt-Beiträge Edith Euckens nach, auf die wir direkt eingehen. Eine vollständige 
Bibliographie findet man in der in der Anm. 34 erwähnten Arbeit. 
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und der Kapitalismus“ (Walter Eucken 1926) verwendet, betont sie, dass es 
kein Zurück in vormoderne Zeiten gebe, wenn ein großer Teil der Weltbevöl-
kerung nicht verhungern soll.

Nach der nationalsozialistischen Machtergreifung mussten sich der Eu-
ckenbund und die Redaktion der Zeitschrift „Die Tatwelt“ mit der Gleich-
schaltungspolitik auseinandersetzen. Die Jenaer Bundesleitung, prominente 
Mitglieder und mehrere Ortgruppenvorsitzende rangen um eine klare Stellung 
zum Nationalsozialismus. Einige führende Mitglieder forderten die Unterord-
nung des Bundes unter die Partei, andere plädierten für die Erhaltung der Ei-
genständigkeit, soweit sie unter den neuen Machthabern möglich war. Zu 
dieser Gruppe zählten im Herbst 1933 auch Edith und Walter Eucken.36 Im 
Herbst 1933 publizierte er in der „Tatwelt“ ein klares Bekenntnis gegen die 
nationalsozialistische Wissenschaftsauffassung. In dem Aufsatz „Denken  – 
Warum?“ kritisierte er „die öffentliche Meinung der Gegenwart“, der „Wille, 
Tatkraft, Blut, Natur“ wichtiger sind als Denken und die Suche nach der 
Wahrheit (Walter Eucken 1933). Friedrich Lutz setzte sich im gleichen Heft 
mit dem „Tat-Kreis“ auseinander, in dem er eine „für die Gegenwart typische 
Geisteshaltung“ repräsentiert sah, die im Relativismus und Subjektivismus 
und der Ablehnung der Wahrheitsidee ihren Grund habe. In der Wissenschaft 
und Kultur komme es aber gerade auf die objektive Erforschung von Zusam-
menhängen an (Lutz 1933).37 Der „Tat-Kreis“ spielte zum Zeitpunkt der Ver-
öffentlichung dieser Kritik schon keine Rolle mehr. Lutz’ Kritik richtete sich 
im Kern gegen eine Ideologie, die „ein den einzelnen Lebensgebieten imma-
nentes Schwergewicht nicht anerkennt“, mithin alles den Zielen einer Partei 
unterwirft. In zwei Heften des Jahrgangs 1934 setzte sich Franz Böhm in 
systematischer Weise mit dem Verhältnis von Recht und Macht (Böhm 1934) 
auseinander. „Die Abhandlung enthält zwar keine explizite Stellungnahme 
zum Nationalsozialismus. Doch die Grundzüge der Staatsrechtslehre, die er 
hier entwickelt, widersprechen den Prinzipien und der Praxis des national
sozialistischen Staates in zahlreichen Aspekten diametral.“38

Während Paul Junker, der Verleger der „Tatwelt“, die theoretisch-grund-
sätzliche Kritik wichtiger Elemente der nationalsozialistischen Ideologie noch 
hinnahm39, verlangte er, Aufsätze jüdischer Autoren abzulehnen. Diesen Ein-

36  Zu diesen Diskussionen vgl. Schäfer (2020, S. 388–400). In diesem Kapitel „Der 
Euckenbund zwischen Gleichschaltung und Eigenständigkeit“ wertet Schäfer alle rele-
vanten Quellen aus den Jenaer Eucken-Nachlässen aus.

37  Zu diesem Aufsatz vgl. Schäfer (2020, S. 404).
38  Zu Böhms Aufsatz vgl. Schäfer (2020, S. 406–08, Zitat S. 406).
39  Dass Walter Euckens Aufsatz „Denken – Warum?“ nicht beanstandet und ohne 

Probleme veröffentlicht werden konnte, verwunderte Irene Eucken. Irene Eucken an 
Edith Eucken. Jena, 11. November 1933 (ThULB, NL Edith Eucken, Familienkorres-
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griff in die Redaktionsarbeit akzeptierte Edith Eucken nicht. Sie stellte klar, 
dass die zugesagte juristische Freiheit in der Auswahl aller Beiträge obsolet 
sei, „wenn uns gleichzeitig eine Rücksichtnahme auf die Wünsche des Verla-
ges nahegelegt wird, die diese Freiheit im Grunde wieder illusorisch macht?“40 
In der Auseinandersetzung zwischen ihr und Paul Junker kündigt sich der 
Konflikt an, der schließlich zum Rückzug der Herausgeberin führt und in dem 
Walter Eucken in mehreren Briefen41 an seine Mutter und seinen Bruder Par-
tei ergreift.42

Um den Euckenbund, die Zeitschrift und das dem internationalen Wissen-
schaftler- und Studentenaustausch dienende Rudolf-Eucken-Haus finanziell 
abzusichern und dem Zugriff der NSDAP weitgehend zu entziehen, nahmen 
Irene und Ida Eucken Kontakt zum Auswärtigen Amt auf. Vor allem die Zeit-
schrift und das Eucken-Haus könnten, so die beiden Damen, der kulturellen 
Auslandspropaganda dienen. Die Freiburger Euckens  – Edith und Walter  – 
wurden in diese Absprachen nicht einbezogen. Den Freiburgern wurde im 
Mai 1934 mitgeteilt, dass für die neuen Aufgaben auch ein neuer Mitarbeiter 
als Herausgeber zeichnen solle. Irene Eucken dachte an Hans Buchner, Han-
delskammer-Syndikus in München und NS-Funktionär.43 Buchner, und auch 
darüber wurden die Freiburger nur brieflich informiert, sollte schon auf der 
Euckenbund-Tagung des Jahres 1934 eine führende Rolle spielen. Vor allem 
Otto Most, ein alter Freund der Familie und früheres Mitglied des Reichstages 
für die DVP, sah darin die Chance gekommen, dem Bund größeren politischen 
Einfluss im Sinne der neuen Bewegung zu verschaffen. Diesem Vorhaben 
widersetzte sich Walter Eucken vehement. Most bat Irene Eucken, ihren Sohn 
für die Sache zu gewinnen und schrieb am 18. Mai 1934, dass er betrübt sei, 
zu sehen, wie sich Walter dem Ansinnen, die neue Macht mit dem Bund in 
Verbindung zu bringen, entgegenstellt.44 Edith Eucken interpretierte den Vor-
schlag, Buchner als Herausgeber einzusetzen, als den Versuch der Jenaer 
Bundesleitung, „eine Art Gleichschaltung“ anzustreben. Darauf könne sie 

pondenz). Es muss offen bleiben, ob der Tatwelt-Verleger das Theoretisch-grundsätz
liche dieser Kritik erkannt hat.

40  Zitiert nach Schäfer (2020, S. 412). Schäfer listet in den Anmerkungen 73 und 74 
alle relevanten Briefe zu diesem Konflikt aus den Nachlässen von Edith Eucken, Irene 
Eucken und Walter Eucken auf.

41  Walter Eucken an Irene bzw. Arnold Eucken. Briefe vom 30. Mai, 9. Juni, 
16. Juni, 9. August und 22. August 1934 (ThULB, NL Walter Eucken/Material zum 
Euckenbund).

42  Ausführlich dargestellt hat diesen Konflikt Schäfer (2020, S. 408–14).
43  Irene Eucken an Walter Eucken. Jena, 6. Mai 1934 und Jena, 14. Mai 1934; Irene 

Eucken an Edith Eucken. Jena, 16. Mai 1934 (ThULB, NL Walter Eucken/Dokumente 
zum Euckenbund).

44  Otto Most an Irene Eucken. Duisburg, 18. Mai 1934 (ThULB, NL Rudolf Eu-
cken V/4, Bl. 1080).
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„selbstverständlich niemals“ eingehen.45 Dem Bestreben, Unterstützung vom 
Auswärtigen Amt zu erhalten, stand auch Edith Euckens Herkunft entgegen. 
Den neuen Gesetzen entsprechend, galt sie als „Halb-Jüdin“. Um hier nicht in 
Schwierigkeiten zu geraten, schlug Irene Eucken vor, dass Walter offiziell als 
Herausgeber fungiere, Edith aber im Hintergrund weiter die Geschäfte führe. 
Diesen Vorschlag lehnten beide ab. Edith Eucken trat als Herausgeberin zu-
rück. Sie wird in der Zeitschrift, die sie, so ihr Mann, „von einem kleinen 
Hausblättchen zu einem Blatt von internationalem Namen entwickelte“46, nur 
noch einen Beitrag publizieren: einen Nachruf auf ihre Schwiegermutter 
(Edith Eucken 1941)47. Walter Eucken zog sich ganz von der Arbeit an der 
Zeitschrift zurück. Um einen „dauernden Familienkontrast“ zu vermeiden48, 
begründete er seine Ablehnung des Vorschlages mit dem Verweis auf seine 
wissenschaftliche Arbeit. Als Nationalökonom werde er unglaubwürdig, wenn 
er eine Zeitschrift mit Abhandlungen zur Philosophie, Kulturgeschichte, 
Kunst und Psychotherapie herausgebe.49

Edith Eucken redigierte und leitete die „Tatwelt“ von Tübingen und Frei-
burg aus. Zum Sommersemester 1925 war Walter Eucken nach Tübingen und 
zum Wintersemester 1927/28 nach Freiburg berufen worden. In Tübingen 
lernte Edith Eucken Joseph Schumpeter kennen, der auf Einladung ihres Man-
nes einen Vortrag an der Universität hielt und bei ihnen wohnte. Sie disku-
tierte zu Hause mit, wenn Studenten kamen, um über ihre Arbeiten zu spre-
chen. Zwei dieser Studenten wurde später enge Kollegen Walter Euckens und 
gute Freunde der Familie – Friedrich Lutz und Leonhard Miksch.

Eine menschlich wie wissenschaftlich wichtige und dauernde Beziehung 
knüpften Edith und Walter Eucken zu Beginn ihrer Freiburger Zeit mit dem 
Philosophen Edmund Husserl. Er war ihnen kein Unbekannter. Als Edith Eu-
cken im Rückblick auf den Wechsel von Tübingen nach Freiburg schrieb, „zu 
sehr hatte ich mich auf die Begegnung mit dem großen Denker gefreut“ (Edith 
Eucken 1981, S. 57), konnte sie daran anknüpfen, dass ihr Mann gerade zu 
der Zeit in Jena studiert hatte, als Rudolf Eucken sich intensiv mit Husserl 
befasste und diesen sogar für die Jenaer Universität gewinnen wollte50, aber 

45  Edith Eucken an Irene Eucken. Freiburg, 29. Mai 1934 (ThULB, NL Walter Eu-
cken/Dokumente zum Euckenbund).

46  So Walter Eucken im Brief vom 9. Juni 1934.
47  Dieser Nachruf blieb neben dem unten erwähnten Artikel zu Rudolf Eucken ihre 

einzige Veröffentlichung von 1935 bis 1945.
48  Es war vor allem Arnold Euckens Anliegen, den Konflikt zwischen den Jenaer 

und Freiburger Familienangehörigen nicht zu verschärfen. Vgl. dazu Arnold Eucken 
an Walter Eucken. Göttingen, 10. Juni 1934 (ThULB, NL Walter Eucken/Material zum 
Euckenbund) sowie ebd. Walter Euckens Brief vom 16. Juni 1934.

49  Ebd., Brief vom 9. August 1934.
50  Vgl. dazu Graf (1996).
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auch daran, dass sie Ende 1926 für die „Tatwelt“ einen Beitrag Husserls über 
ihren Schwiegervater (Husserl 1927) eingeworben hatte. Husserl hatte im 
Bestreben, auf streng wissenschaftlichem Wege zum Wesen der natürlichen 
und kulturellen Sachen vorzudringen, die neue Erkenntnismethode der Phäno-
menologie geschaffen, die weltweit für Philosophie und Einzelwissenschaften 
fruchtbar wurde. Als Eucken daran ging, seine Ideen einer methodologischen 
Neufundierung der theoretischen Nationalökonomie auszuarbeiten, übernahm 
er auch Anregungen Husserls. Mit Malvine und Edmund Husserl kamen Eu-
ckens alle 14 Tage zusammen. Dabei trafen sie Philosophen aus aller Welt. An 
den philosophischen Gesprächen beteiligte sich Edith Eucken meistens inten-
siver als ihr Mann. Husserl bezeichnete sie in Widmungen als „philosophische 
Freundin“. Edith Eucken war es, die Husserl, der um 1930 noch annahm, in 
Heidegger seinen philosophischen Nachfolger gefunden zu haben, darauf hin-
wies, dass Sein und Zeit (Heidegger 1927) ein ganz anderes Anliegen habe. 
Hans Jonas, Schüler von Husserl und Heidegger, erinnerte sich: 

„Es war eine Dame in Freiburg, Frau Eucken, die Schwiegertochter des bekannten 
Philosophen und die Gattin eines Professors, des Sohnes Euckens, an der Universi-
tät in Freiburg, die befreundet war mit Husserl und ihm auch die Treue hielt, als 
andere ihn einsam ließen in Freiburg. Es war sie, die Ende der zwanziger Jahre oder 
Anfang der dreißiger Jahre zu Husserl sagte: ‚Aber Herr Husserl, der Mann ist doch 
völlig gegen sie, ist doch völlig entgegengesetzt zu all dem, was sie wollen.‘ Darauf 
setzte Husserl sich hin und nahm sich die Mühe, ‚Sein und Zeit‘ zu studieren.“ 
(Jonas 2013, S. 219)

Nach 1933 vermied Heidegger jeden Kontakt mit Husserl, der Jude war, 
und jedes Bekenntnis zu ihm. Dies ist bekannt und muss hier nicht weiter be-
handelt werden. Euckens hingegen vertieften die Freundschaft. Husserl wurde 
1933, als die Judenverfolgung voll im Gang war, der Pate ihrer Tochter Irene. 
Beide halfen Husserls in praktischen Fragen, suchten aber auch immer wieder 
das philosophische Gespräch.51 Für Edith Eucken war es eine besondere 
Freude, dass Husserl sie nach der Veröffentlichung eines Artikels über Rudolf 
Eucken (Edith Eucken 1936) anrief und erklärte „wie lebendig die Gestalt von 
Vater ihm geworden wäre und wie sehr er sich an das Zusammentreffen mit 
ihm erinnerte, als er diesen Aufsatz gelesen hatte“.52

In der Freiburger Goethestraße setzten Edith und Walter Eucken die Jenaer 
Familientradition fort, Freunde und Bekannte einzuladen, um mit ihnen über 
Wissenschaft, Wirtschaft und Politik, Kunst und Literatur zu reden. Es kamen 
Fakultätskollegen und Kollegen anderer Fakultäten, Doktoranden und Studen-
ten, Wissenschaftler anderer Universitäten (u. a. Erwin von Beckerath, Hans 

51  Zu den wissenschaftlichen Beziehungen zwischen Husserl und Eucken und zur 
Freundschaft zwischen den Familien vgl. Vongehr (2009) und Dathe (2009).

52  Walter Eucken an Irene Eucken. Freiburg, 5. Dezember 1936 (ThULB, NL Ru-
dolf Eucken V/12, Bl. 188).
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Gestrich, Gottfried Haberler, Friedrich August von Hayek, August Lösch, 
Günter Schmölders, Heinrich von Stackelberg, Richard von Strigl), aber auch 
Persönlichkeiten wie der Theologe und spätere Kardinal Joseph Höffner, die 
Schriftstellerin Ricarda Huch, die Juristinnen Karola Fettweis und Maria 
Plum, der Musikwissenschaftler Wilibald Gurlitt, der Bildhauer Richard En-
gelmann und der Chorleiter, Slawist und Übersetzer Alexander Kresling. 
Manche von denen, die gern bei Euckens waren, konnten nach und nach nicht 
mehr kommen – befreundete Kollegen wie der Physiker Georg von Hevesy, 
der Internist Siegfried Thannhauser sowie die Juristen Fritz Pringsheim und 
Andreas Bertalan Schwarz mussten als Juden Deutschland verlassen. Es wa-
ren auch diese Verluste, die zu den Klagen Walter Euckens führten, dass es die 
akademische Geselligkeit, die er und Edith so liebten, nun nicht mehr gebe.

Mit wissenschaftlich und politisch gleichgesinnten Kollegen kamen Eu-
ckens nach 1933 in Karl Diehls Privatseminar „Der Einzelne und die Gemein-
schaft“ zusammen. Außer ihnen und dem Gastgeber gehörten vom Sommer-
semester 1934 bis zu dessen Tod im Mai 1943 die Ökonomen Adolf Lampe 
und ab 1937 Constantin von Dietze, die Historiker Gerhard Ritter und ab 1938 
Clemens Bauer und der Physiker Gustav Mie mit ihren Ehefrauen zu dem 
Gesprächskreis, in dem „in wissenschaftlicher Wahrhaftigkeit und Offenheit“ 
(von Dietze) grundsätzliche Fragen der politischen und wirtschaftlichen Ord-
nung, aber auch politische Tagesereignisse besprochen wurden. 

Edith Eucken wird sich vor allem an den philosophischen Diskussionen 
dieses Kreises beteiligt haben. In den 1930er Jahren arbeitete sie an einem 
Buch, mit dem sie den philosophischen Idealismus verteidigen und positivis-
tische und relativistische Auffassungen kritisieren wollte.53

Am 12. Januar 1940 gratulierte Alexander Rüstow Eucken zu den Grundla­
gen der Nationalökonomie (Walter Eucken 1940):

„Zu Ihrem Buch kann man Sie und uns alle nur beglückwünschen. Dieser Glück-
wunsch gilt nicht zuletzt neben Ihnen als dem Vater auch der Mutter des Buches, 
Ihrer lieben Frau. Man lernt erst heute wieder von Grund auf, was eigentlich Ehe 
und Familie ist und bedeutet. Und je mehr überall unter den Stössen dieses Erdbe-
bens Anstrich und Putz herunterfällt und die Quadern wieder sichtbar werden, desto 
mehr fühlt man sich gedrungen, radikal von Grund auf, zu denken. Das spürt man 
auch auf jeder Seite Ihres Buches. – Leben Sie recht wohl. Meine Frau grüßt Sie 
und die lieben Ihrigen mit mir auf das herzlichste! Ihr A.“54 

53  Walter Eucken schrieb seiner Frau am 28. Januar 1938 mit Blick auf „antiidealis-
tische“ Positionen, dass es wichtig sei, „daß Du Dein Buch herausbringst“ (ThULB, 
NL Walter Eucken/Korrespondenz). Manuskripte zu diesem Buch sind nicht überlie-
fert.

54  Alexander Rüstow an Walter Eucken. Genf, 12.  Januar 1940 (BArch Koblenz, 
N 1169/3, Bl. 362–65).
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Eucken hat drei Jahre an dem Buch gearbeitet. In diesen drei Jahren kam es 
mehrmals zu Konflikten mit nationalsozialistischen Funktionären und Organi-
sationen. Um ihn zu verunsichern, wurde auch auf die Herkunft seiner Frau 
verwiesen.55 Für die Familie – Euckens hatten drei Kinder56 – ergab sich dar-
aus eine ständige Bedrohungslage. Da auch ihre Brüder in Konflikte mit nati-
onalsozialistischen Behörden gerieten und im Falle von Heinz Erdsiek eben-
falls die Herkunft der Mutter zum Gegenstand von Nachforschungen offiziel-
ler Stellen wurde, begann Edith Eucken einen langen Kampf mit den Behör-
den, in dem es ihr gelang, den „arischen Anteil“ der Familie ihrer Mutter zu 
vergrößern; auch sie galt hinfort offiziell nicht mehr als „Halbjüdin“. Zur 
„Mutter des Buches“ wurde Edith Eucken nicht durch Beiträge zur Lösung 
der „großen Antinomie“ oder zur Fassung der „Marktformenlehre“, sondern 
durch die Umsicht, mit der sie ihrem Mann konzentriertes Arbeiten in einer 
schwierigen Lebensphase ermöglichte. Zudem sprechen viele Andeutungen 
Euckens in Briefen und auf Notizzetteln dafür, dass seine Frau mit ihm über 
die im Buch angesprochenen philosophischen Fragen gesprochen hat und ihm 
in stilistischen Fragen eine Ratgeberin war. „Gelesen“, so erinnert sich ihre 
Tochter Irene, „hat sie die ‚Grundlagen‘ erst, als sie veröffentlicht waren.“ 
(Irene Oswalt-Eucken 2014, S. 75).

Rüstow hatte Euckens im Frühjahr 1939 den ersten Entwurf seines Haupt-
werkes Die Ortsbestimmung der Gegenwart (Rüstow 1950–1957) geschickt. 
Edith und Walter Eucken diskutierten in Freiburg intensiv über diese Arbeit 
und gingen in Briefen an den in Istanbul im Exil lebenden Freund auf sie 
ein.57

Nach einer Sitzung des Diehl-Seminars wurden einige der Teilnehmer 
Zeugen des Brandanschlags auf die Freiburger Synagoge. Sie fassten den 
Entschluss, sich in einem geistigen Widerstand zu organisieren. Im Dezem-
ber 1938 kam auf Initiative Adolf Lampes und Constantin von Dietzes58 erst-
mals ein Kreis von Freiburger Gelehrten und deren Ehefrauen zusammen, 
der bald um evangelische und katholische Theologen erweitert wurde. Dieser 
Kreis, das Freiburger Konzil, traf sich bis zum September 1944 regelmäßig 
in der Wohnung eines Beteiligten, um im Anschluss an einen Vortrag Fragen 

55  Vgl. hier vor allem Walter Euckens Schreiben an den Rektor der Universität 
Freiburg. Freiburg, 8. April 1937 (Universitätsarchiv Freiburg, B 0024).

56  Die Töchter wurden am 7. September 1933 und am 2. Februar 1935 geboren, der 
Sohn am 6. April 1939.

57  Vgl. beispielsweise Walter Euckens Briefe an Alexander Rüstow vom 16. Mai 
1939 und 25. März/4. April 1941 (BArch Koblenz, N 1169/3, Bl. 332 f. und 383) und 
am Wilhelm Röpke vom 16. Februar 1941 und 11. April 1941 (Institut für Wirtschafts-
politik Köln, NL Röpke). 

58  Zur Herausbildung dieses Kreises vgl. Gerhard Ritters Erinnerungen in: Ritter 
(1964, S. 513).
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des christlichen Widerstandsrechts, des Naturrechts und der christlichen 
Ethik, des Verhältnisses von Wirtschaft und Recht und einer anzustrebenden 
Staats-, Rechts- und Wirtschaftsordnung zu diskutieren.59 Aus diesen Diskus-
sionen gingen zwei Denkschriften hervor, in denen die nationalsozialistische 
Politik und Ideologie unmissverständlich kritisiert werden: Ende 1938 die für 
die Leitung der Bekennenden Kirche bestimmte Schrift Kirche und Welt. 
Eine notwendige Besinnung auf die Aufgaben des Christen und der Kirche in 
unserer Zeit60 und Anfang 1943 die im Auftrag von Dietrich Bonhoeffer ver-
fasste Schrift Politische Gemeinschaftsordnung. Ein Versuch zur Selbstbesin­
nung des christlichen Gewissens in den politischen Nöten unserer Zeit61. In 
der zweiten Denkschrift entwarfen die Autoren ein Staats- und Gesellschafts-
modell, das im strikten Gegensatz zur nationalsozialistischen Herrschaft und 
zu allen Staats- und Gesellschaftsplanungen nationalsozialistischer Kreise 
stand. Drei Autoren der zweiten Denkschrift (Constantin von Dietze, Adolf 
Lampe und Gerhard Ritter) wurden im Herbst 1944 verhaftet, im Zellen
gefängnis Lehrter Straße in Berlin-Moabit inhaftiert und gefoltert und als 
Hochverräter angeklagt. Eucken wurde in Freiburg vor der Gestapo zwei 
Tage lang verhört.

Die unmittelbare Nachkriegszeit war für die Familie Eucken von außerge-
wöhnlichen Anstrengungen und Entbehrungen gekennzeichnet. Die Wohnung 
in der Goethestraße wäre beinahe durch die französischen Besatzer beschlag-
nahmt worden. Zurückblickend erinnerte sich Edith Eucken auch an das 
„Hamstern“ in der ländlichen Umgebung Freiburgs: Mit einem Leiterwagen 
ausgestattet besuchte sie Bauerhöfe, um Zigaretten gegen dringend benötigte 
Lebensmittel wie Kartoffeln, Mais und Pflaumen zu tauschen (Edith Eucken 
1974, S. 13–14).

Die schlechte Ernährungslage in der Stadt Freiburg war Gegenstand zweier 
Gutachten, die Walter Eucken im Jahr 1945 gemeinsam mit Koautoren für die 
französische Militärregierung anfertigte. Im November wurde er gebeten, die 
Franzosen als ständiger Gutachter in Wirtschaftsfragen zu beraten (vgl. 
Klinckowstroem 2023, S. 218–23). Ab dem Beginn des Jahres 1946 fanden 
wieder Lehrveranstaltungen an der Universität Freiburg statt. Walter Eucken 
baute sein Engagement in der wirtschaftspolitischen Beratung dennoch weiter 
aus. In den folgenden Jahren wurde er u. a. Gründungsmitglied des (späteren) 
Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium für Wirtschaft sowie 

59  Zum Freiburger Konzil vgl. Klinckowstroem (2023, S. 177–81 mit vielen Ver-
weisen auf weitere Arbeiten zu diesem Kreis sowie Rübsam/Schadek (1990) mit Abbil-
dungen und Dokumenten.

60  Ediert von Reinhard Hauf in: Schwabe/Reichardt (1984, S. 634–54).
61  Ediert von Reinhard Hauf in: Schwabe/Reichardt (1984, S. 655–774).

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-59638-6 | Generated on 2025-11-09 16:24:24



	 Edith Eucken-Erdsiek (1896–1985)� 133

Gründungsmitglied und einer von fünf Vizepräsidenten der internationalen 
Mont Pèlerin Society (vgl. Caldwell 2022).

In diese Zeit fallen die ersten Veröffentlichungen Edith Euckens nach 
Kriegsende. Zuletzt war im Jahr 1941 ein Nachruf auf ihre Schwiegermutter 
Irene Eucken in der Tatwelt erschienen. Sieben Jahre später veröffentlichte sie 
nun ein Essay mit dem vielsagenden Titel „Chaos und Stagnation“ (Edith 
Eucken 1948). Kurz darauf folgte anlässlich von Johann Wolfgang von Goe-
thes 200. Geburtstag der Artikel „Goethe and the Crisis of Our Time“ in der 
britischen Zeitschrift „Time and Tide“ (Edith Eucken 1949).

Hintergrund der Veröffentlichung von „Chaos und Stagnation“ war die 
Gründung der wissenschaftlichen Zeitschrift „ORDO“ durch Walter Eucken 
und Böhm. Die erste Ausgabe wurde mit Aufsätzen von Hayek („Wahrer und 
falscher Individualismus“) und Walter Eucken („Das ordnungspolitische Pro-
blem“) eingeleitet. Diesem fachwissenschaftlichen Teil ist der Essay von 
Edith Eucken als „Prolog“ vorangestellt. Wie Wendula von Klinckowstroem 
feststellt, handelt es sich bei dem Text um eine „Standortbestimmung aus kul-
turphilosophischer Perspektive, um eine Diagnose des vorherrschenden Le-
bensgefühls der Menschen“ (Klinckowstroem 2008, S. 402). In dem Essay 
fordert Edith Eucken ihre Landsleute auf: „Es gilt wieder zu Ehren zu bringen, 
was, in der Vergangenheit geschändet, immer von neuem in Gefahr ist ge-
schändet zu werden: die Freiheit des Menschen und die Notwendigkeit der 
Dinge“ (Edith Eucken 1948, S. 14). Zudem bringt sie die feste Überzeugung 
zum Ausdruck, dass Ideen langfristig die Welt zum Besseren verändern kön-
nen: „Abseits vom Getriebe des Tages entstehen die Gedanken, die die Wirk-
lichkeit von morgen gestalten werden. Und ihre stille Gewalt wirkt auch nicht 
unmittelbar auf den Tag sondern auf die Dauer“ (ebd., S. 15).

Edith Euckens erste Buchpublikation erschien 1950 in der Laupp’schen 
Buchhandlung, einem Imprint des Verlags J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). Das 
Buch trägt den Titel Größe und Wahn. Drei Essays über Friedrich II, Napo­
leon I, Hitler (Edith Eucken 1950). Damit legte sie kurz nach Ende der natio-
nalsozialistischen Herrschaft eines der ersten Bücher über Hitler vor.

Sie hatte seit Beginn der 1940er Jahre an diesem Buch gearbeitet. Während 
des Krieges begann Edith Eucken sich „Seiten um Seiten Notizen [zu ma-
chen] als Grundlage für eine spätere Darstellung“ Hitlers.62 Größe und Wahn 
muss Ende des Jahres 1944 bereits in den Grundzügen fertig gewesen sein. 
Um die drei Kinder vor dem herannahenden Krieg zu schützen, hatten die 
Euckens diese beim Ehepaar Leffson im Suggental außerhalb von Freiburg 
untergebracht. Edith und Walter Eucken wanderten regelmäßig am Wochen-

62  Edith Eucken: Radiointerview vom 3. März 1974, auszugsweise Abschrift (Wal-
ter Eucken Institut Freiburg/Institutsarchiv).
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ende ins Suggental, um ihre Kinder zu besuchen.63 Bei einem solchen Besuch 
wurde eine frühe Fassung des Buchs diskutiert.64

Größe und Wahn besteht aus drei eigenständigen Essays, die sich mit histo-
rischen Figuren beschäftigen, die teilweise als „große Männer“ der Geschichte 
aufgefasst werden. Die Exposition der drei Figuren dient dazu zu zeigen, dass 
Hitler nach den Kriterien des Buches keine historische Größe besitzt.65 Auf-
fällig ist, dass es sich bei dem Hitler-Essay über weite Strecken um eine Deu-
tung der psychologischen Motive handelt, die den Diktator angetrieben haben 
könnten. Offenbar interessierte sich Edith Eucken in den Kriegsjahren stark 
für Psychologie. Sie las Sigmund Freud und hörte ab dem Jahr 1942 in Frei-
burg Vorlesungen beim Psychologen (und Philosophen) Robert Heiß.66 

Was den Charakter Hitlers angeht, so vermutet Edith Eucken, dass er auf-
grund seiner persönlichen Unfähigkeit zur Leistung (sie sagt auch: „Nichtig-
keit“) zu einem Mörder und Feind der Freiheit wurde. Aus heutiger Sicht von 
besonderem Interesse sind die Passagen, in denen sie das Phänomen Hitler in 
einen breiteren gesellschaftlichen Kontext einordnet: So argumentiert Edith 
Eucken hier und an anderer Stelle, dass Hitler die deutsche Bevölkerung über 
seine wahren Absichten getäuscht habe. Gleichzeitig stellt sie fest, dass zu-
mindest die Eliten für seinen Aufstieg mitverantwortlich waren: „Wo war die 
deutsche Führungsschicht in der Stunde, als es galt, die Freiheit gegen den 
schlimmsten Feind zu verteidigen, der sich auf deutschem Boden je gegen sie 
erhoben hat?“ (Edith Eucken 1950, S. 179). Von bleibender Bedeutung ist 
auch ihre Beobachtung der besonderen Dynamik, die aus der Beziehung zwi-
schen Führer und Massengefolgschaft entsteht.

Kurz vor der Veröffentlichung von Größe und Wahn starb Walter Eucken 
überraschend auf einer Vortragsreise in London. Edith Eucken hatte ihren 
Mann ins Vereinigte Königreich begleitet, wo er auf Einladung Hayeks eine 
Vortragreihe an der London School of Economics halten sollte. Druckfahnen 
von Größe und Wahn wurden ihr ins Hotel nachgeschickt (vgl. Klinckowst­
roem 2023, S. 269). Walter Eucken hielt drei der fünf geplanten Vorträge, be-
vor er am 20. März 1950 im Alter von nur 59 Jahren verstarb. Seine Frau be-
richtete: „Eine Grippeerkrankung zwang ihn, den vierten [Vortrag] vorlesen 
zu lassen. Unmittelbar vor dem fünften, als er bereits genesen schien, ereilte 
ihn der Tod.“ (Edith Eucken 1951, S. III). Die Londoner Vorträge erschienen 
im Jahr 1951 auf Deutsch und Englisch. Der Titel des Bandes, Unser Zeitalter 

63  Vgl. Oswalt-Eucken (2014, S. 79). Die Gastgeber waren die Eltern von Ulrich 
Leffson, einem Doktorschüler Walter Euckens.

64  Wir danken Christoph Eucken für diese biographische Mitteilung.
65  Zum Thema der historischen Größe der drei Protagonisten vgl. die exzellente 

zeitgenössische Buchrezension von Wolf (1951).
66  Auch diese Mitteilung verdanken wir Christoph Eucken.
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der Misserfolge, wurde von Edith Eucken in Abstimmung mit dem Verleger 
Hans Georg Siebeck ausgewählt.67

Im Folgenden konzentrierte sich Edith Eucken auf die Herausgabe von 
Walter Euckens noch unveröffentlichten Hauptwerk Grundsätze der Wirt­
schaftspolitik (Walter Eucken 1952). Diese Arbeit unternahm sie zusammen 
mit Euckens Schüler und ehemaligem Mitarbeiter Karl Paul Hensel. Das Ma-
nuskript lag größtenteils maschinenschriftlich vor, wurde aber von den Her-
ausgebern bearbeitet. Vorarbeiten und Notizen wurden daraufhin geprüft, ob 
sie Eingang in den Text finden sollten. Die veröffentlichte Fassung enthält 
sowohl Anmerkungen der Herausgeber (die entsprechend gekennzeichnet 
sind) als auch zwei Textstellen, die von Hensel verfasst und gezeichnet wur-
den.

Die Entstehungsgeschichte der Grundsätze ist anhand der nachgelassenen 
Papiere von Edith Eucken nicht im Detail nachvollziehbar. Hensels Nachlass 
ist verstreut. Wir wissen allerdings, dass Edith Eucken und Hensel unter-
schiedlicher Meinung darüber waren, wie mit dem Manuskript umzugehen 
wäre. Christoph Eucken hat den Konflikt uns gegenüber wie folgt beschrie-
ben: „Soll man ein unvollendetes Werk streng authentisch wiedergeben oder 
soll man versuchen, es gemäß seiner Bedeutung dem Publikum nahe zu brin-
gen“ (Mitteilung an die Autoren vom 4. März 2024). Hensel stellte sich auf 
den ersten Standpunkt und war bereit, das Werk „als Torso“ (ebd.) zu veröf-
fentlichen. Edith Eucken dagegen wollte einen vollständigen Text präsentie-
ren und war willens, zu diesem Zweck Eingriffe vorzunehmen. Die editori-
schen Entscheidungen der beiden Herausgeber werden bei der Neuveröffentli-
chung der Grundsätze im Rahmen von Walter Euckens Gesammelten Schriften 
deutlich werden.

Edith Eucken machte sich noch auf andere Weise um das wissenschaftliche 
Erbe ihres Mannes verdient. Etwa vier Jahre nach seinem Tod, am 11. Januar 
1954, gelang die Gründung des Walter Eucken Instituts, das sein „Werk fort-
führen und an der Lösung jener Fragen weiterarbeiten soll, denen Walter Eu-
cken seine wissenschaftliche und praktische Tätigkeit gewidmet hat“ (Ohne 
Verfasser 1956, S. 401). Eine weitere Aufgabe bestand in der Erschließung 
von Walter Euckens nachgelassenen Werken.68 Edith Eucken war es zu ver-
danken, dass der damalige Bundeswirtschaftsminister Ludwig Erhard die 
Gründung des Instituts finanziell unterstützte (vgl. Klinckowstroem 2008, 

67  Zum Aufenthalt der Euckens in London und zur Veröffentlichung der Vorträge 
vgl. den editorischen Bericht im Band II/3 der Gesammelten Schriften Walter Euckens 
(Walter Eucken 1951).

68  Dieser Aufgabe kommt das Walter Eucken Institut bis heute nach, mit Unterstüt-
zung durch weitere institutionelle Partner. Zum Stand der Erschließung vgl. Dathe/
Nientiedt (2024).
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S. 398–99). Zusammen mit Böhm, Erhard, Hayek u. a. wurde sie Mitglied des 
wissenschaftlichen Kuratoriums des Instituts. Über ihre Rolle berichtet von 
Klinckowstroem: „Die Arbeit des Instituts hat [Edith Eucken] bis zu ihrem 
Tod mit Rat und Tat begleitet. Zu den einmal im Semester stattfindenden Aus-
spracheabenden des Instituts lud sie in ihre Wohnung ein“ (ebd., S. 399). Die 
Entwicklung des von Walter Eucken angestoßenen Forschungsprogramms 
begleitete Edith Eucken mitunter auch kritisch. In einem Gespräch über die 
Bedeutung des Adjektivs im Begriff Soziale Marktwirtschaft warf sie den 
Diskutierenden einmal vor: „Ihr seid ja alle ‚verhayekt‘ “ (zitiert nach Star­
batty 1996, S. 6).69 

Edith und Walter Eucken hatten ihre Wohnung in der Goethestraße häufig 
für Freunde, Bekannte, Kollegen von der Universität und Studierende geöff-
net. Diese alte Familientradition aus Jena setzte Edith Eucken auch als Witwe 
fort. Sie war eine begabte Netzwerkerin, die Menschen zusammenbrachte und 
die im persönlichen Gespräch und in der Briefkorrespondenz zu überzeugen 
wusste. Ein Nachruf beschreibt diese Eigenschaft wie folgt: „Im 19. Jahrhun-
dert hätte [Edith Eucken] einen politischen Salon geführt, in dem Philoso-
phen, Historiker, Theologen, die Köpfe der ‚Économie politique‘, verkehrt 
hätten“ (Götz 1985, S. 4).

Engen Kontakt pflegte sie zu den Freunden und Schülern ihres Mannes, die 
sich als „Eucken-Kreis“ jährlich in ihrer Wohnung trafen (vgl. Klinckowst­
roem 2008, S. 399). Edith Eucken war Mitglied der Mont Pèlerin Society und 
eine häufige Teilnehmerin der Jahrestagungen (vgl. Plehwe 2015, S. 20). Eine 
Kontroverse innerhalb der Gesellschaft aus dem Jahr 1955 zeigt beispielhaft 
ihre hervorragende Vernetzung sowie ihre Fähigkeit, zwischen verschiedenen 
wissenschaftlichen und weltanschaulichen Lagern zu vermitteln (vgl. Köhler/
Nientiedt 2017). Darüber hinaus war Edith Eucken in zahlreichen Stiftungen, 
Vereinigungen u. a. aktiv. Im Nachlass nachweisbar sind folgende Mitglied-
schaften: Aktionsgemeinschaft Soziale Marktwirtschaft, Arbeitsgemeinschaft 
„Der Bürger im Staat“, Bund Freiheit der Wissenschaft, Europa Union 
Deutschland, Freiburger Akademikerinnen, Freiwirtschaftsbund, Gesellschaft 
der Freunde des Deutsch-Amerikanischen Akademischen Austauschs, Gesell-
schaft für Bürgerrechte, Ludwig-Erhard-Stiftung, Mont Pèlerin Society, Stif-
tung für Abendländische Besinnung, Walter Eucken Institut.

Kurz vor dem Aufbruch nach London – und bezugnehmend auf Größe und 
Wahn – hatte Walter Eucken gegenüber seiner ältesten Tochter Irene geäußert: 
„Für mich ist es das Wichtigste, dass eure Mutter wieder publiziert“ (Irene 
Oswalt-Eucken 2014, S. 75). Dies entsprach auch dem Wunsch von Edith Eu-

69  Hayek wurde im Jahr 1962 an die Universität Freiburg berufen und im Jahr 1963 
Mitglied des Vorstands des Walter Eucken Instituts. Er setzte dabei auch neue inhalt
liche Akzente. Vgl. Vanberg (2013).
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cken. In der Nachkriegszeit entfaltete sie eine rege publizistische Tätigkeit. Sie 
verfasste zahlreiche Essays, die u. a. in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“, 
der „Neuen Zürcher Zeitung“, den „Schweizer Monatsheften“, „ORDO“ und 
dem „Philosophischen Jahrbuch“ veröffentlicht wurden. Dazu kamen kurze 
Monografien sowie Sammelbände mit veröffentlichten und unveröffentlichten 
Arbeiten. In den 1960er Jahren schrieb sie außerdem Radiobeiträge für den 
Westdeutschen Rundfunk.70

Wirtschaftliche Fragen spielen in diesen Texten kaum eine Rolle. Eine Aus-
nahme bildet der schmale Band Die Ordnung in der wir leben zu dem Erhard 
das Geleitwort beisteuerte (Edith Eucken 1961). Der Band  fasst das wirt-
schaftspolitische Programm des Ordoliberalismus in allgemein verständlicher 
Sprache zusammen, setzt aber keine eigenen Akzente. Bemerkenswert ist der 
inhaltliche Bezug auf das Werk Der Weg zur Knechtschaft (Hayek 1945), das 
von Edith Eucken – durchaus zurecht – in den Kanon ordoliberaler Schriften 
integriert wird.71

Bereits in der Weimarer Zeit hatte sich Edith Eucken in ihren Publikationen 
als konservative Kritikerin des Zeitgeistes gezeigt. Diese Haltung wirkte in 
der Bundesrepublik deutlich verändert weiter. Nicht mehr ein philosophischer 
Idealismus bildete den Maßstab der Kritik, sondern das Ausgehen vom ge-
schichtlich Bewährten und die Ausrichtung auf das Ideal der persönlichen 
Freiheit. Sie fühlte sich dem Liberalismus Walter Euckens und seines Umfelds 
verbunden. So betonte sie, dass die wirtschaftlichen und politischen Institu
tionen der Bundesrepublik dem Ziel dienten, die Freiheit des Individuums zu 
schützen: 

„Die Männer, auf deren Gedanken unsere Gesellschaftsform beruht, [haben] das 
schwierige Problem von Freiheit und Ordnung dadurch zu lösen versucht, daß sie 
unsere Ordnung ganz auf die Idee der Freiheit gründeten. Welches der drei tragen-
den Prinzipien man auch nimmt: den Rechtsstaat, die Wirtschaftsverfassung oder 
die parlamentarische Demokratie, jedes empfängt seinen Sinn nur von der Freiheit 
her.“ (Edith Eucken 1970, S. 116)72 

70  Im Nachlass von Edith Eucken befinden sich elf Manuskripte für den Westdeut-
schen Rundfunk aus den Jahren 1961–1967. Die Themen dieser Beiträge wurden in 
späteren Veröffentlichungen wieder aufgegriffen. Es existieren z. B. Manuskripte über 
Otto von Bismarck, Winston Churchill, Wladimir Iljitsch Lenin, Benito Mussolini, 
Franklin D. Roosevelt und Josef Stalin, die auch in Edith Eucken (1980) porträtiert 
werden.

71  Zum ordoliberalen Charakter von Der Weg zur Knechtschaft siehe Kolev (2024).
72  Während Edith Eucken die repräsentative Demokratie der Bundesrepublik aus-

drücklich lobte, sah sie Elemente der direkten Demokratie als freiheitsbedrohend an. 
Mit Blick auf die Studentenbewegung äußert sie: „[Die jungen Radikalen] erhoffen 
alles von plebiszitären Methoden, die in unserer Massengesellschaft das Ende der Frei-
heit bedeuten würden“ (Edith Eucken 1970, S. 118).
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In ihren eigenen Publikationen beschäftigte sich Edith Eucken jedoch weni-
ger mit der Weiterentwicklung einer liberalen Gesellschaftsordnung. Ihr ging 
es vornehmlich um die kritische Auseinandersetzung mit denjenigen Strö-
mungen, die die bestehende Ordnung herausfordern oder infrage stellen. In 
den 1960er und 1970er Jahren identifizierte Edith Eucken vor allem zwei 
solche Strömungen: Die radikale Linke, wie sie von der westdeutschen Stu-
dentenbewegung repräsentiert wurde; und die steigende Technisierung, „das 
vor uns liegende kybernetische Zeitalter“ (Edith Eucken 1981, S. 14).

Ihre Essays gegen die radikale Linke sind in den Sammelbänden Die Macht 
der Minderheit (Edith Eucken 1970) und Magie der Extreme (Edith Eucken 
1981) zusammengefasst. Es handelt sich um Reaktionen auf die Studentenbe-
wegung der 1960er Jahre, deren (gesellschafts-)politisches Programm Edith 
Eucken mit den Schlagworten „Kampf den Autoritäten – Umsturz der Gesell-
schaft  – Abschaffung des Staates“ umreißt (Edith Eucken 1970, S. 23). Die 
Texte befassen sich mit den Vordenkern der Studentenbewegung und ihren 
Ideen, etwa mit dem Neomarxismus von Herbert Marcuse, dem Surrealismus 
von Louis Aragon oder der politischen Theologie von Dorothee Sölle.

Unter ihren Kritikpunkten tritt einer besonders hervor: Edith Eucken zeigte 
sich besorgt über die Tendenz der radikalen Linken, ihre gesellschaftspoliti-
schen Ziele notfalls mit Gewalt herbeiführen zu wollen. Zwar erkannte sie, 
dass es sich dabei um eine „kleine, sich heute in den Vordergrund drängende 
Minderheit“ handelte (Edith Eucken 1981, S. 122). Gleichzeit warnte sie, dass 
auch eine Minderheit eine große Wirkung entfalten könne, wenn die Mehrheit 
sich passiv verhalte. An verschiedenen Stellen wird deutlich, dass dahinter die 
Sorge stand, dass in Deutschland erneut ein totalitäres politisches System – 
diesmal von links – errichtet werden könnte.

Die zweite Herausforderung für die bundesrepublikanische Gesellschaft 
sah Edith Eucken in der fortschreitenden Technisierung.73 Sie diagnostizierte 
ein damit verbundenes einseitiges Leistungsdenken und problematisierte das 
Verhältnis von Technik bzw. Naturwissenschaft und „geistig-literarischer Kul-
tur“ (ebd., S. 12). Der Kern der Kritik lag aber wohl darin, dass sie annahm, 
dass die stetige Verbesserung der Technik ein falsches Machbarkeitsdenken 
im Bereich der Politik nach sich ziehen würde: 

„Andere – fasziniert durch die Wundertaten der Technik, die das Natürliche oft so 
trefflich durch Künstliches zu ersetzen weiß – glauben, es sei ebenso einfach, Ord-
nungen zu fabrizieren wie Kunststoffe, auf jeden Fall ohne weiteres eine unver-
gleichlich bessere Ordnung als diejenige, die durch die Anstrengungen vieler Gene-
rationen langsam gewachsen ist.“ (Edith Eucken 1970, S. 115)

73  Im Gegensatz dazu betrachtete Walter Eucken in seiner Rolle als Wirtschaftswis-
senschaftler den technischen Fortschritt als etwas Positives, weil er seiner Ansicht 
nach zu mehr Wettbewerb führt. Vgl. Feld et al. (2016, S. 24–26).
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Obwohl Edith Eucken in der Nachkriegszeit häufig als konservative Vertei-
digerin der bestehenden gesellschaftlichen Ordnung auftrat, wies sie auch auf 
mögliche oder notwendige Reformen hin. Dringenden Reformbedarf sah sie 
vor allem im Bildungswesen und beim Umweltschutz (Edith Eucken 1971, 
S. 29). Den Prozess der europäischen Integration begleitete sie offenbar mit 
Wohlwollen.74 

Sie vertrat einen Konservatismus, der die tradierten „Werte der geistigen 
Welt“ – insbesondere die abendländische Kultur und den politischen Wert der 
Freiheit – erhalten wollte, ohne sich gesellschaftlichen Veränderungen zu ver-
schließen. Einem Essay über die Bedeutung der Tradition stellte Edith Eucken 
ein Zitat von Leszek Kołakowski voran, das diese Haltung prägnant ausdrückt: 
„Eine Gesellschaft, in der der Kult der Tradition allmächtig wird, ist zur Stag-
nation verurteilt; eine Gesellschaft, in der die Revolte gegen die Tradition 
universell wird, ist zur Vernichtung verurteilt“ (Edith Eucken 1981, S. 9).

Edith Eucken verstarb am 22. Juni 1985 in Freiburg. Unter den Trauernden 
bei der Beerdigung in Freiburg-Günterstal befanden sich der ehemalige Bun-
deswirtschaftsminister Karl Schiller, der Rektor der Universität Freiburg so-
wie ihr alter Weggefährte Hayek, der auch die Grabrede hielt (vgl. Neue Zür­
cher Zeitung 1985).
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Erinnerungen an Joan Robinson (1903–1983)

Von den mikroökonomischen Lehrmeinungen  
zu den kapitaltheoretischen Debatten

Von Bertram Schefold, Frankfurt am Main

I. Zu ihren Füßen: Erinnerungen und Berichte

Joan Robinson war die berühmteste Ökonomin in der Generation, die mei-
ner voranging. Denkt man an ökonomische Theorie im modernen Sinn, kam 
ihr auch in der Zeit davor niemand gleich. Gelegentlich wird neben ihr Rosa 
Luxemburg genannt, die ihren weltgeschichtlich größeren Namen allerdings 
mehr ihrer politischen Rolle als ihren Verdiensten im engeren ökonomischen 
Bereich verdankt. In den Jahren, in denen Joan Robinson ihr Studium begann, 
wurde nach dem ersten Weltkrieg in einer Reihe von Ländern das Wahlrecht 
für Frauen eingeführt (1918 Deutschland, Österreich und Polen, 1919 Nieder-
lande, 1921 Schweden, 1928 Großbritannien), aber die Institutionen öffneten 
sich nur schrittweise, und gerade die Universität Cambridge, mit der Joan 
Robinson während ihres ganzen Erwachsenenlebens verbunden war, erwies 
sich als besonders zögerlich, was unter anderem mit dem College-System und 
seinen bis heute beliebten Traditionen zusammenhing. In England war die 
Rollenverteilung der Geschlechter von viktorianischer Sittlichkeit geprägt. 
Bloomsbury repräsentierte eine künstlerische und intellektuelle Avantgarde, 
welche mit den Möglichkeiten der Emanzipation experimentierte und die da-
mit verbundenen Konflikte durchlitt. Daran gemessen verlief Joan Robinsons 
Karriere anfangs konventionell; an Bloomsbury war sie nicht beteiligt. Sich 
für Emanzipation einzusetzen, schien ihr im Allgemeinen richtig, in ihrem ei-
genen Fall, als ich sie kannte, aber nicht dringend, weil sie für sich erreicht 
hatte, was sie wollte, und so pflegte sie zu sagen, wenn man danach fragte: 
„Well, men are not so bad.“

Damit sind wir schon beim Problem der Erinnerungen angekommen. Wann 
sind sie genau? Wann vermischen sie sich mit denen anderer? Die Cambridger 
ökonomische Fakultät war zu Joan Robinsons Zeit weltbekannt, sicher mehr 
als heute, sie war berühmt für ihre Kontroversen und eine bewegte Geschichte, 
von der unzählige Anekdoten berichteten mit der üblichen Tendenz, im Lauf 
der Jahre verschönert, vereinfacht, vielleicht verfälscht zu werden. Nur dem 
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Klatsch zu folgen, würde Joan Robinson nicht gerecht. Ich will im Folgenden 
versuchen, gleichsam naiv mit den eigenen Erinnerungen zu beginnen. Dann 
will ich berichten, was andere dazu in Büchern erarbeitet haben. Es stehen 
neben den Erinnerungen meiner Zeitgenossen vor allem die zahlreichen Brief-
wechsel der ihrigen zur Verfügung, die im Fall von Cambridge sehr reichhal-
tig sind, weil es üblich war, sich nicht nur schriftlich zu verabreden und von 
Erlebtem zu berichten, sondern auch, zu Diskussionen immer wieder schrift-
lich Stellung zu beziehen, als Vorbereitung möglicher Veröffentlichungen und 
zur kritischen Fortsetzung der Auseinandersetzung über schon publiziertes 
Material. Schließlich werde ich in einer freilich subjektiven Auswahl von 
meinen Kämpfen mit ihrem Werk berichten, das mich von meinen Studienjah-
ren bis heute stark beeinflusst hat. Vieles habe ich übernommen, mit anderen 
ihrer Positionen hadere ich immer noch. Es liegt aber nicht etwa nur an mir, 
wenn Joan Robinsons Verhältnis zu Piero Sraffa (1898–1983) im Folgenden 
eine besondere Rolle spielt. Vielmehr ist ihr Denken in allen wesentlichen 
Phasen ihrer akademischen Entwicklung von Sraffa beeinflusst worden, wie 
sie das selbst eingestand und auch andere beobachtet haben. Sie nahm seine 
Anregungen auf und suchte sie dann doch wieder abzuschütteln.

Mein Weg nach Cambridge war ungewöhnlich. Aufgrund meines mit dem 
Diplom abgeschlossenen Mathematik-Studiums schickte mich mein Lehrer 
Gottfried Bombach (1919 – 2010) in Basel schon nach weniger als zwei Se-
mestern des Ökonomie-Studiums nach Cambridge, im Status eines Academic 
Visitors und mit einem großzügigen Stipendium des Schweizerischen Natio-
nalfonds, mit dem ich das Jahr 1969 in Cambridge verbrachte. Während des 
Jahres 1970 lebte ich mit einem Stipendium des King’s College. Dann kehrte 
ich nach Basel zurück und schloss innerhalb eines halben Jahres mit der Pro-
motion ab. Die Zeit war zu kurz, um auf ordentlichem Weg Ökonomie zu 
lernen. Es blieben Lücken, die sich später leider nur langsam  – und nie je 
alle – füllen sollten. Dafür ermöglichte es mir mein besonderer Status, rasch 
in die in Cambridge herrschenden Diskussionen über Keynesianismus, 
Wachstum und Verteilung und insbesondere Kapitaltheorie eingeführt zu wer-
den. Es wurde mir nämlich gestattet, den Common Room zu benutzen, wo die 
Dozenten der Fakultät und die Forscher des Department for Applied Econo-
mics jeweils um 11 Uhr vormittags und um 16 Uhr nachmittags zu einer Tasse 
Tee zusammenkamen; man konnte sich an den Tischen überall dazusetzen und 
seine Fragen stellen. James Meade (1907–1997) hatte mich dort eingeführt. 
Wie ich dadurch Sraffa kennenlernte, habe ich bei anderer Gelegenheit erzählt 
(Schefold 1996). Nicholas Kaldor (1908–1986) kam seltener. Ihn bewunderte 
ich wegen seiner originellen Verbindung von Theorie und angewandter Öko-
nomie besonders. Joan Robinson erschien oft. Sie nahm meine meist auf Karl 
Marx (1818–1883) bezogenen Fragen mit einer gewissen pädagogischen Für-
sorglichkeit und Strenge auf, ließ sich im Lauf der Zeit gern auch vom deut-
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schen Umfeld um Marx etwas berichten, aber ging nie lange auf meine Ein-
lassungen zur Kritischen Theorie ein, sondern führte stracks zurück zu dem, 
was sie als den Kern der Marx’schen Theorie betrachtete. Nach einem Satz 
Sraffas, den sie selbst in der zweiten Ausgabe ihrer Essays on Marxian Eco­
nomics zitierte, behandelte sie Marx sozusagen als einen wenig bekannten 
Vorläufer von Michael Kalecki (1899–1970). Von der Wertformenlehre insbe-
sondere wollte sie nichts wissen. Ich hatte eine Lesegruppe zum Studium des 
Kapital gegründet, der wechselnd Krishna Bharadwaj (1935–1992), Jorge 
Fodor, Arturo O’Connell, Bob Rowthorn angehörten; sogar Pierangelo Gareg-
nani (1930–2011) setzte sich einmal dazu.

Ich versuchte dort, angeregt durch Gespräche mit Carlo Jaeger in der 
Schweiz, das Wenige, das ich von der Frankfurter Schule aufgeschnappt hatte, 
zu vermitteln. Seit der Publikation des von den Engels’schen Zusätzen befrei-
ten dritten Bands des Kapital (Marx 1992) können wir sehen, dass die Wert-
formenlehre in der Marx’schen Analyse von Tausch und Geld nur vorbereitet 
wurde und dass sie in der Identifikation des Profits als umverteiltem Mehrwert 
und dem Zins als daraus abgeleitetem Strom des Mehrwerts gipfeln sollte. 
Marx wollte zeigen, wie die Vorstellung von der Produktivität des Kapitals 
entstehen konnte, obwohl doch Wert und Mehrwert von der Arbeit geboren 
wurden. In die Entlarvung des falschen Scheins sollte die Kritik münden. 
Aber Engels hatte diese Ausführungen so in Marx’sche Notizen zu parlamen-
tarischen Debatten über Wirtschaftskrisen des 19. Jahrhunderts eingewickelt, 
dass der Kern des Ganzen verborgen blieb (Schefold 1998). In den Diskussio-
nen mit Joan schob sich, wenn von Geld und Kredit die Rede war, stets die 
keynesianische Zinstheorie, ganz bezogen auf die kurze Periode, und die Be-
preisung der Liquidität in den Vordergrund. Ich hatte selbst zu wenig verstan-
den, um die Marx’sche These erklären zu können. Auch blieben die Schriften 
der Frankfurter Schule zur Marx’schen Wertformenlehre auf die ersten Kapitel 
des ersten Bandes beschränkt. Der Warenfetischismus, nicht der Kapitalfe-
tisch, wurden als das Ziel der Entwicklung angesehen. Aber Joan Robinson 
war mit ihrer Verengung des Blicks auf Marx nicht allein; keiner der engli-
schen Autoren schien an diesen Fragen interessiert zu sein. Erst Jahre später 
ließ sich Maurice Dobb (1900–1976) davon erzählen und gestand mir seine 
Beschämung, diese Zuspitzung der Marx’schen Theorie nie erkannt zu haben. 
Sraffa, den ich natürlich auch nach seiner Deutung von Marx befragte, hörte 
zu und schloss die Diskussion mit einem „One would have to think about it“ 
ab. Damit hatte er ja Recht.

Ich besuchte Vorlesungen. Ich hörte neugierig angelsächsische Philosophie, 
während einigen Stunden bei Elizabeth Anscombe (1919–2001), deren Vor-
trag mir dunkel blieb, ich hörte eine Geschichtsvorlesung über England im 
17. Jahrhundert, die auch vom Prince of Wales besucht wurde, ich hörte Jo-
seph Needham (1900–1995) über chinesische Technologie, aber konsequent 
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verfolgte ich doch nur die Vorlesungen Kaldors über Wachstum und Umver-
teilung, denn nur bei ihm konnte man so mitschreiben, dass das Heft zum 
Lehrbuch wurde. Richard Kahns (1905–1989) Vorlesungen blieben unver-
ständlich. Frank Hahns (1925–2013) Seminar zur Allgemeinen Gleichge-
wichtstheorie gab mathematische Anregungen, und ich machte eifrig mit. In 
all dem war Joan Robinsons Class der Ort, wo man im Sinne der ökonomi-
schen Theorie zu denken lernte. Sie verglich die Ökonomie mit einem Mobile 
wie die Kunstwerke Calders: tippt man an eines der beweglichen Glieder, so 
schwanken sie alle, aber die einen mehr, die anderen weniger, und man kann 
den Weg der Schwingungsübertragung beobachten. Oder sie sagte, es sei wie 
beim Fahrradfahren: man müsse es probieren und üben. Hier konnte ich nun 
meine Fragen über die Bedeutung des Sraffa’schen Systems loswerden, als 
ich darüber zu arbeiten begann. Die Verfeinerungen, wie man das fixe Kapital 
zu behandeln hätte oder die verschiedenen Formen der Rente, interessierten 
sie dann nicht mehr. Besonders erinnere ich mich, wie ich sie nach der Wahl 
der Technik fragte, wie viele Lohnkurven denn auf der Enveloppe zu finden 
seien, und da kam dann jene überraschende Antwort, es sei wahrscheinlich 
eine Technik für den gesamten Bereich der Verteilung die Beste – eine Hypo-
these, die für meine jüngere Forschung eine wesentliche Rolle gespielt hat 
(Kersting/Schefold 2021).

Joan Robinson, die die Arbeitswertlehre nicht ohne Grund als redundant 
ablehnte, weigerte sich, wie schon geschildert, sich in eine Erörterung der 
Marx’schen Dialektik hineinziehen zu lassen und verwies mich auf das, was 
meine Karriere fördern konnte, nämlich die Sraffa’sche Preistheorie mathe-
matisch zu unterlegen. Dazu sollte ich gefälligst ein allgemein verständliches 
Büchlein über die notwendige Mathematik verfassen, das alle lesen könnten. 
Das war nun nicht meine Priorität. Ich wollte Sraffas Probleme der Kuppel-
produktion knacken und dabei ordentliche mathematische Beweise verwen-
den, die ich in den Schriften Anderer vermisste. Als Joan Robinson fragte, wo 
denn nun meine mathematische Einführung bliebe, stammelte ich etwas von 
meinen Zeitproblemen, worauf sie lachte, und mir vorwarf: „In five years I 
produced two children and three books“. Erst heute weiß ich, worauf genau 
sie damit anspielte: die Jahre von 1933–38, in denen sie die Theory of Imper­
fect Competition und zwei Bücher über die keynesianische Revolutionierung 
der Beschäftigungstheorie geschrieben hatte, die sehr halfen die Keynes’sche 
Botschaft zu verbreiten. Aber sie sagte nicht, dass jene Überanstrengung zu 
einem Zusammenbruch geführt hatte: sie musste ein halbes Jahr in der Psy
chiatrie verbringen – ich komme später auf die Episode zurück. In ihrem he
rausfordernden, manchmal von Heiterkeit zu Angriffslust übergehenden Auf-
treten lag der Stolz, äußere Anforderungen und innere Spannungen bewältigt 
zu haben. Stolz war sie zweifellos auch, sich in der Welt der Männer behaup-
ten zu können. Auch mir erzählte sie einmal die bekannte Anekdote, wie der 
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etwas misogyne Pigou sie grade als Tutorin angenommen hatte und die Kan-
didaturen anderer durchsah. „Ich kann doch keine Frau nehmen!“ rief er, als 
er bemerkte, dass weibliche Anwärterinnen dabei waren, offenbar ohne sich 
bewusst zu sein, dass er mit Joan Robinson gerade eine Frau eingestellt hatte. 
Er musste, so wollte Joan schließen, sie offenbar als Mann empfinden.

Sie äußerte sich gerne kurz und apodiktisch. Als ich, fünf Jahre nach mei-
nem Anfang bei Bombach, nach Frankfurt berufen wurde, handelte es sich 
darum, den linken Studenten einen in Marx versierten Professor vorzusetzen, 
der die ideologischen Debatten nach ’68 in wissenschaftliche Bahnen lenken 
sollte. Die Professoren hatten, vielleicht besser als ich selbst, die konservati-
ven Seiten meiner Person gesehen. Die Studenten wollten mich aber auch, 
weil ich mich doch immerhin für die in Frankfurt umstrittene Wertformen-
lehre interessierte. Ein Gutachten Joan Robinsons sollte die Kandidatur des 
noch nicht Dreissigjährigen rechtfertigen. Später, als Dekan, stöberte ich es 
auf. Es bestand, nach einer Floskel zum Prozedere, aus dem Satz: „He is just 
the sort of person you are looking for“. Sollten Gutachten bei Berufungen 
nicht mehrere Seiten umfassen? Es gelang der Fakultät dennoch, mich damit 
und mit einem weiteren Gutachten üblicher Länge höheren Ortes durchzu-
bringen.

Kurze Zeit, nachdem ich meine Stelle in Frankfurt angetreten hatte, ließ 
sich Joan Robinson für einen Besuch in Frankfurt gewinnen. Dass die Studen-
ten in Scharen herzu strömen würden, war klar. Mich überraschte das Inte
resse der Kollegen. Ich war freundlich empfangen worden. Man schätzte 
meine Korrektheit in formalen Dingen, aber man erwartete auch, dass ich ein 
Verständnis für die deutsche Auffassung von Wirtschaftswissenschaften, von 
VWL und BWL, entwickeln sollte, während ich doch vom Vorrang der Cam-
bridge-Economics glühend überzeugt war. Das Konzept der Sozialen Markt-
wirtschaft bereitete mir große Schwierigkeiten. Besser verstand ich den Nut-
zen der auf bestimmte Wirtschaftssektoren spezialisierten Lehrstühle in, wie 
ich dann lernte, alter kameralistischer Tradition. Es gab Lehrstühle für Ver-
kehrswissenschaft, Sozialpolitik, Agrarpolitik, und noch verzweigter war die 
BWL. Überraschend kamen nun Kollegen einzeln zu mir, um mir für die Ini-
tiative zu danken; Joan Robinsons Schriften hätten ihre Vorstellungen von 
Volkswirtschaftslehre geprägt. Als sie dann für einige Tage bei uns war, in 
prächtige indische Gewänder gehüllt, als sie sich gerne ins Städel – das Frank-
furter Kunstmuseum – begleiten ließ und dankbar war für vegetarische Spei-
sen, schien die Atmosphäre ganz familiär, doch ihr Auftritt polarisierte. Der 
berühmt-berüchtigte Hörsaal VI, das damalige Äquivalent des Audimax, war 
voll. Ich leitete ein und der Vortrag sollte beginnen, als eine Gruppe von Stu-
denten auftrat und eine Unterbrechung verlangte. Man solle hinaus und an 
einer Demonstration zur Unterstützung der Baader-Meinhof-Gruppe teilneh-
men. Ich erwiderte natürlich, sinngemäß, Demonstrationen gebe es in Frank-
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furt des Öfteren, aber Joan Robinson sei nur einmal hier. Joan Robinson plä-
dierte für eine Abstimmung, diese ergab ein großes Mehr für ihren Vortrag, 
das Grüppchen verschwand, und nur wenige schlossen sich an. Joan Robinson 
hielt ihren Vortrag „History vs. Equilibrium“ (Robinson 1979, S. 48–58), der 
in verschiedenen Versionen berühmt werden sollte und in dem sie deutlicher 
als je den neoklassischen Gleichgewichtsbegriff in einer Weise angriff, die 
auch ihre eigene frühere Verwendung des Gleichgewichtsbegriffs in post-
keynesianischen Zusammenhängen in Frage stellte. Doch darüber später. An 
der nächsten Hochschullehrersitzung wurde ich von den beiden ältesten Kol-
legen, dem Betriebswirt Waldemar Wittmann und dem Volkswirt Helmut 
Meinhold, scharf zur Rede gestellt. Ich hätte keine Abstimmung durchführen 
dürfen, denn der Vortrag sei vereinbart gewesen. Als ich später Joan Robinson 
davon erzählte, fand sie das antidemokratisch und war empört.

Nachdem Joan Robinson mich in Frankfurt besucht hatte, kam es zu un-
gefähr jährlichen Begegnungen in Cambridge bis zu ihrem Tod. Die Anlässe 
waren ganz unterschiedlich: der Political Economy Round Table, den John 
Eatwell in Zusammenarbeit mit Garegnani um sich versammelte in den 
70er Jahren, eine gelegentliche Promotion oder eine spezielle Tagung. Nach 
meiner eigenen Promotion war ich noch einmal ein Jahr in Cambridge als 
Supervisor am Trinity College tätig gewesen, mit einem schweizerischen 
Post-Doc-Stipendium, und sah dort Sraffa oft. Joan Robinson war damals 
mit John Eatwell beschäftigt, gemeinsam ein Lehrbuch An Introduction to 
Modern Economics (Robinson/Eatwell 1973) zu schreiben. Mit charakteristi-
scher Prägnanz wurde eine Synthese von klassischer Wertlehre und Keyne
sianismus hergestellt. Der Erfolg des Werks blieb hinter den Erwartungen 
zurück. Rezensenten schoben dies auf die zu große Dichte des Texts, den 
Mangel an Übungsaufgaben und anderen Hilfen, die Lehrbücher gewöhnlich 
gewähren. Das Buch stand in einer starken inneren Spannung, weil Joan Ro-
binson dem Gleichgewichtsbegriff auch in seinen klassischen und post-
keynesianischen Anwendungen immer kritischer gegenüberstand, sodass 
dem Buch die gerade in Lehrbüchern erwünschte Bestimmtheit der Ergeb-
nisse oft mangelte. Die kurze Periode wurde bevorzugt behandelt, aber aus 
der Verkettung der kurzen Perioden ergab sich kein klares Bild des Wachs-
tumsprozesses, und die Ergebnisse blieben je nach willkürlichen Vorausset-
zungen offen. Es war eine gleichsam skeptische Darstellung der Wirtschaft, 
in der Auf- und Abschwünge in überraschender Abfolge stattfinden konnten. 
Und doch war es eine in vielen Einzelheiten meisterliche Skizze. Sie begann 
mit theoriegeschichtlichen Einblicken, behandelte in den Teilen über das 
Geld und die Investitionsfinanzierung komplexe Zusammenhänge mit großer 
Klarheit und verschaffte Einblicke auch in die Allokations- und Verteilungs-
probleme der sozialistischen Staaten, die den Westen damals noch auch auf 
wirtschaftlichem Gebiet herausforderten. Ich bekam gelegentlich einige Sei-
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ten des Entwurfs zu lesen. Einen wesentlichen Beitrag konnte ich nicht leis-
ten.

In der Mitte der 70er Jahre stieß mir auf, dass ältere Kollegen in Deutsch-
land zuweilen John Maynard Keynes (1883–1946) dafür kritisierten, sich mit 
der Allgemeinen Theorie zu sehr an den Nationalsozialismus angenähert zu 
haben. Sie schienen nicht nur die empfohlene vermehrte staatliche Lenkung 
der Investitionen zu meinen, sondern etwas politisch Spezifischeres. Ich er-
hielt den Hinweis auf das deutsche Vorwort zur Übersetzung der Allgemeinen 
Theorie, wo tatsächlich davon die Rede war, dass die Allgemeine Theorie 
auch eine Allgemeine genannt zu werden verdiene, weil sie sich auf die Ver-
hältnisse in einem ‚totalen Staat‘ anwenden lasse. Das schien deutlich genug. 
Als nun die Collected Works von Keynes zu erscheinen begannen, wurde auch 
die Allgemeine Theorie wieder gedruckt, mit den Vorworten für die Überset-
zungen in fremde Sprachen, und darunter dem Vorwort, das Keynes besonders 
für die deutsche Ausgabe im schwierigen Jahr 1936 verfasst hatte. Aber die 
bewusste Passage fehlte (Keynes 1973).

Ich reiste also nach Cambridge und fragte John Eatwell, wie an den verant-
wortlichen Herausgeber der Collected Works, E. A. G. Robinson, den Gatten 
von Joan Robinson, heranzukommen sei,. Eatwell antwortete sofort: „You go 
and see Joan and tell her: ‚I have to talk to E. A. G.!‘ “. Also rief ich sie an, und 
ohne lange Erklärungen abzuwarten, warum ich grade wieder in Cambridge 
sei, sagte sie wie sonst: „Come and have tea.“ Ich ging zu ihrem Haus, einem 
Doppelhaus mit Eingang in der Mitte – links wohnte er – und wandte mich 
nach rechts und erhielt meine Tasse Tee, und wir unterhielten uns über Neuig-
keiten aus der Fakultät. Dann versuchte ich es: „I have to talk to E. A. G.!“, 
und sie: „Ha! Call me tonight.“. So geschah es, ich wurde beschieden, am 
nächsten Tag im Common Room zu sein, wo E. A. G. erscheinen werde. Ich 
setzte ihm mein Problem auseinander. Er erkannte die Peinlichkeit sofort. In 
England war nicht bekannt, und anscheinend auch ihm nicht, was in Deutsch-
land alle Ökonomen der älteren Generation wussten: dass im deutschen Vor-
wort jene Passage stand. Wie er mir sogleich erläuterte, hatte man einen 
Durchschlag des Keynes’schen Entwurfs zum Vorwort in seinen Papieren ge-
funden und diesen abgedruckt, ohne je zu kontrollieren, ob der Entwurf dem 
gedruckten Text auch entspräche. Mit Hilfe des deutschen Verlages konnte 
dann erklärt werden, wie die Diskrepanz zwischen den beiden Fassungen ent-
standen war, doch das habe ich an anderer Stelle beschrieben (Schefold 1980).

Bedeutsamer wurde, jedenfalls in meiner eigenen Sicht, meine Kritik an 
Richard Kahns (Kahn 1983) Rezension eines Buchs (Malinvaud 1977) von 
Edmond Malivaud (1923 – 2015) aus dem Jahr 1977, das für eine damals ein-
flussreiche Strömung der die passenden mikroökonomischen Fundierungen 
suchenden Makroökonomie repräsentativ war. Im ökonomischen Mainstream 
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war die allgemeine Gleichgewichtstheorie das vorherrschende Paradigma. 
Wie sie mit keynesianischen Einsichten zu verbinden wäre, war seit einem 
Jahrzehnt ein beherrschendes Thema. Robert Clower (1926 – 2011) hatte dar-
auf aufmerksam gemacht, dass die Nachfrage aus den Faktoreinkommen ge-
mäß der walrasianischen Theorie abgeleitet wurde, indem jedem Vektor von 
Faktor- und Güterpreisen eine Nachfrage von Seiten jedes Agenten zugeordnet 
wurde. Auch das Angebot konnte damit erfasst werden, indem man es als den 
Bestand bei jedem Faktorbesitzer, abzüglich dessen Eigennachfrage, defi-
nierte. Das Aggregat der Nachfrage war die Gesamtnachfrage, die damit davon 
bestimmt war, dass im Gleichgewicht alle Agenten die bei den Gleichge-
wichtspreisen nutzenmaximale Nachfrage entfalteten und damit Vollbeschäfti-
gung erzeugten. Aber Clower wies darauf hin, dass Unbeschäftigte nur gemäß 
den ihnen zukommenden Geldeinkommen Nachfrage effektiv entfalten konn-
ten. Die nach der walrasianischen Konstruktion der Vollbeschäftigung ent-
sprechende Nachfrage wurde nun „spekulativ“ („notional demand“ genannt). 
Im Gegensatz dazu nannte man die nur aus den verfügbaren Mitteln entfaltete 
Nachfrage „effektiv“; sie konnte man auch bei Keynes im dritten Kapitel der 
Allgemeinen Theorie entdecken (Eatwell 1983). Das hing mit dem marshalli-
anischem Ausgangspunkt in der Analyse der Märkte bei Keynes zusammen. 
Von dem gegebenen Stand der Mengen, also auch der Beschäftigung, wurde 
auf die Preise geschlossen und nicht von den Gleichgewichtspreisen auf die 
Mengen. So konnte auch die beim erreichten Beschäftigungsstand aus den 
gegebenen Löhnen entfaltete Nachfrage als effektive Nachfrage in die Theorie 
eingefügt werden. Höhere, an die Beschäftigten ausgezahlte Löhne und hö-
here Arbeitslosenentschädigungen wirkten dann positiv auf die effektive 
Nachfrage und die Beschäftigungsentwicklung, solange monetäre Faktoren 
dem nicht entgegenstanden. Diese Wirkungsketten in der Komplexität der 
Allgemeinen Gleichgewichtstheorie herauszuarbeiten war formal, auch rein 
mathematisch schwierig. Besonders französische Ökonomen wie Jean-Pascal 
Bénassy (1948 – 2022) arbeiteten darüber, und Malinvauds Buch bestand in 
einer interessante Einzelheiten hinzufügenden Synthese, die wiederum Kahn 
von einem postkeynesanischen Standpunkt rezensierte und kritisierte. Er ag-
gregierte das System mit Hilfe der postkeynesanischen Verteilungstheorie und 
reduzierte so die Vielzahl der Variablen auf ganz wenige, wobei er sich freilich 
bei der Verwendung der Lohnrate als Preiseinheit in irreführende Messpro-
bleme verstrickte (Kahn 1983). Ich schlug mit Veränderung einer Definition 
und mit der Unterscheidung verschiedener Fälle, je nachdem ob steigende, 
fallende oder konstante Erträge vorlagen, ein modifiziertes Modell vor, und 
reiste nach Cambridge, um es mit Richard Kahn, Joan Robinson und John zu 
besprechen; die beiden Letzteren hatten an Kahns Rezension mitgewirkt. 
Nach einigen Diskussionen einigten wir uns über die an Kahns Modell anzu-
bringenden Modifikationen. Den daraus folgenden Aufsatz hat John Eatwell 
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mit Murray Milgate dann in einem von ihm herausgebrachten, in mehrerer 
Hinsicht immer noch lesenswerten Sammelband Keynes’ Economics and the 
Theory of Value and Distribution publiziert (Eatwell/Milgate 1983).

Nach der Einigung zu Malinvaud ging ich mit Richard Kahn und Joan Ro-
binson im Fellows Garden des King’s College spazieren. Ich habe nie aufge-
hört, mich der architektonischen und landschaftlichen Schönheiten Cam-
bridges zu erfreuen, und jener Spaziergang ist mir in besonderer Erinnerung 
geblieben, weil sich Kahn in dieser Umgebung unversehens im Gespräch öff-
nete und von den langen gemeinsamen Lernprozessen der Cambridge-Ökono-
men berichtete. Rasch rückte die Erinnerung an Sraffa in den Mittelpunkt. 
„We were so ignorant. We did not even know what the rate of profit is“, ge-
stand er ein und spielte auf den Anfang eines neuen Denkens in der Werttheo-
rie an, der durch die Veröffentlichung von Sraffas Ricardo-Ausgabe und seine 
mit Dobb verfasste Einleitung ausgelöst wurde (Ricardo 1951). Dass grade 
Kahn dies sagte, überraschte mich, hatte er sich doch an der kapitaltheoreti-
schen Kritik kaum beteiligt. Am Abend, beim Dinner in der Halle des Colle-
ges, fragte er mich dann ganz anders: „Do you play the market?“, und als ich 
verneinte, meinte er vermittelnd, es sei ja auch nicht interessant, sich in 
Deutschland an der Börse zu betätigen, da es auf dem Kontinent an einem 
entwickelten Optionen-Handel fehle.

Weniger harmonisch entwickelten sich die Dinge in den letzten Jahren. 
Sraffa war um 1980 noch körperlich gesund und beweglich, aber sein Ge-
dächtnis hatte gelitten. Es war bekannt, dass er sein Vermögen und seine ein-
zigartige und kostbare Bibliothek dem Trinity College hinterlassen wollte. 
Wertvolle Werke waren ihm gestohlen worden, weil er es liebte, junge Leute 
zu sich einzuladen, und die waren leider nicht alle ehrlich gewesen; jedenfalls 
war insbesondere das Handexemplar der Erstauflage des Wealth of Nations 
von Adam Smith mit den Randbemerkungen des Autors selbst – ein einzigar-
tiger Besitz – gestohlen worden. Das College hatte daraufhin an Sraffas Bü-
cherschränken Latten befestigt, sodass man die Bücher nicht mehr herausneh-
men konnte. Nun war die Rede davon, man wolle Sraffa entmündigen, damit 
er nicht etwa im letzten Augenblick sein Testament ändere, und es entstand 
Streit zwischen Sraffas erklärtem literarischen Erben, Piero Garegnani, und 
dem College. Garegnani rief mich nach Cambridge. Sraffa zu entmündigen 
sei entwürdigend, man werde glauben, dass einer, der entmündigt werden 
musste, auch vorher schon nicht bei Verstand gewesen sein konnte, und das 
werde auf Sraffas ganzes Werk einen Schatten werfen. Obwohl mich das 
zweite Argument nicht überzeugte, versuchte ich, allerdings sehr vorsichtig, 
mich im Sinne Garegnanis für Sraffa bei Mitgliedern des Trinity Colleges zu 
verwenden und wurde von Joan Robinson scharf zurechtgewiesen, der es 
ganz selbstverständlich schien, sich, wie Robert Neild (1924–2018), auf die 
Seite des Colleges zu stellen. „Who summoned you?“, fragte sie streng. Ich 
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verriet Garegnani nicht, aber verhehlte auch nicht, dass ich die Entmündigung 
unglücklich fände. „Well, if he is not compos …“, erwiderte sie. Da mag eine 
Rolle gespielt haben, dass sie selbst, freilich aus anderen Gründen, in psychia
trischer Behandlung gewesen war und fand, dass man mit solchen Lagen ra
tional umgehen müsse.

Ich besuchte Sraffa, als er sich elend im Spital befand. Eine Ärztin berich-
tete von dem traurigen Schwund, der auf dem Röntgenbild des Hirns zu sehen 
sei. Antonia Campus, eine frühere Assistentin Garegnanis und Dozentin in 
Rom, war nun oft da. Sie konnte mit Sraffa in seinem geschwächten Zustand, 
medizinisch ruhiggestellt, offenbar gut umgehen. „Where are my friends?“, 
murmelte er, während er so neben dem Bett auf einem Sessel saß. Ich scherzte 
mit Campus, sie solle Sraffa heiraten, dann werde sie die Kontrolle erlangen 
und könne bestimmen, was mit dem Besitz werde. Derartiges kam natürlich 
nicht wirklich in Frage, aber dass die Sorgen des Colleges nicht unbegründet 
waren, zeigte sich an einem Zwischenfall, den Antonia berichtete. Sie sei bei 
Sraffa im Spital gewesen, Piero Garegnani sei gekommen, habe mit Sraffa 
gesprochen und ihn veranlasst, etwas zu unterzeichnen. Zufällig tauchte auch 
Joan Robinson auf, erkannte die Lage, stürzte sich auf Garegnani und entriss 
ihm den Zettel. Da ging es aber nicht um Sraffas Besitz im Trinity College 
und seine Bibliothek, sondern um Sraffas von seinen Eltern ererbte Ferien-
wohnung in Rapallo. Da habe Joan Robinson bitter gelacht und Garegnani 
seinen Zettel zurückgegeben. Ich beschloss für mich, dass es für mich unmög-
lich sei, in sinnvoller Weise Partei zu ergreifen, und zog mich aus dem Kon-
flikt zurück. So verhielt ich mich dann auch, als es nach Piero Sraffas und 
Joan Robinsons Tod – beide starben im gleichen Jahr, 1983 – um Sraffas hin-
terlassene Notizen ging, die heute das Sraffa-Archiv bilden. Die umfangrei-
chen Materialien, zuerst geordnet von Krishna Bharadwaj, gehörten materiell 
dem College, aber Garegnani war der Literary Executor. Das College wollte 
publizieren, Garegnani hielt die Akten verschlossen, die an Sraffas Nachlass 
interessierten Ökonomen Europas stritten sich, und ich zog mich zurück.

II. Biographische Skizze

Joan Robinson wurde am 31. Oktober 1903 als drittes Kind in eine Familie 
von vier Töchtern und einem Sohn geboren. Die Eltern waren der Generalma-
jor Sir Frederick Maurice und Helen Margaret Marsh. Ihr Urgroßvater väter
licherseits war ein christlicher Sozialist, der väterliche Großvater wie der Va-
ter ein Militär. Die Mutter war die Tochter von Frederick Marsh, einem Chir-
urgen und Master von Downing-College, Cambridge. Sir Edward Marsh, ein 
Kunstkenner und Literat, Privatsekretär von Churchill, war ihr Onkel. „Joan 
Robinson’s father was a man of high, if quixotic, principles, traits which he 
passed on to his daughter“ (Harcourt/Kerr 2009, S. 2). Er galt als ausgezeich-
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neter Kommandant, loyal auch zu seinen Untergebenen. Er wurde zur Ursache 
einer berühmt gewordenen Debatte im Unterhaus, weil er 1918 die Angaben 
des Verteidigungsministeriums zur Truppenstärke öffentlich kritisiert hatte, 
als sich nach dem Friedensschluss mit Russland dem deutschen Reich noch 
einmal eine Siegeschance im Westen zu bieten schien. Maurice musste den 
Dienst quittieren, obwohl ihm die Historiker heute recht geben. Die Affäre 
scheint auf die Tochter einen großen Einfluss gehabt zu haben, da sie, wie sie 
sich später erinnerte, mit 14 Jahren aus ihren Träumen gerissen wurde.

Nach der Schule besuchte sie das Girton College in Cambridge, dass 1869 
als erstes College für Frauen auf Universitätsniveau im Vereinigten König-
reich gegründet worden war. Sie legte 1922 ihr Examen ab, heiratete 1926 
E. A. G. Robinson (1897–1993), Fellow des Corpus Christi College, und 
folgte ihrem Mann nach Indien. Der hatte eine gutbezahlte Stelle als Tutor des 
Sohns eines Maharajahs erhalten. Sie habe, eher schüchtern, an den sportli-
chen und gesellschaftlichen Vergnügungen der kolonialen Elite teilnehmen 
können. Diese früher kaum bekannte Phase ihres Lebens, in der sie sich, be-
stimmt durch ihren marshallianischen Hintergrund, mit Unterentwicklung 
auseinandersetzen musste, ist von Tahir (2022) eingehend beschrieben wor-
den. Die jungen Eheleute arbeiteten gemeinsam über ökonomische Probleme, 
nun über Indien und das Bevölkerungsproblem. Dann kehrten sie nach Eng-
land zurück. E. A. G. wurde 1929 Lecturer und 1931 Fellow des Sydney Sus-
sex Colleges, während Joan 1934 Assistant Lecturer wurde. 

Piero Sraffa war 1927 nach Cambridge gekommen. Joan Robinson hörte 
seine Vorlesungen. Ihr ökonomisches Wissen war ganz durch die marshallia-
nische Schule von Cambridge geprägt gewesen. Durch Sraffa lernte sie konti-
nentale Strömungen kennen. Die intellektuelle Biographie Robinsons lässt 
sich anhand der persönlichen Begegnungen und dem wissenschaftlichen Aus-
tausch mit Sraffa und anderen Ökonomen darstellen. Eine wichtige Rolle 
spielten für sie neben Sraffa Gerald Shove (1887–1947), Maurice Dobb, 
James Meade und Dennis Robertson (1887–1947). Den Mittelpunkt der Fa-
kultät bildete in jener Zeit Arthur Cecil Pigou (1877–1959), bis Keynes zur 
dominierenden Persönlichkeit emporwuchs. Die engste persönliche Freund-
schaft verband Joan Robinson mit Kahn. Er stütze sie und andere durch seine 
analytischen Fähigkeiten, als die Theorie der unvollkommenen Konkurrenz in 
den Mittelpunkt ihrer Interessen rückte und sie ihr großes Buch über diesen 
Gegenstand vorzubereiten begann. Aber, sagte sie, „Piero is my most precious 
jewel“ (Harcourt/Kerr 2009, S. 5). 

Die Entdeckungsgeschichte dessen, was heute unter Cambridge Economics 
verstanden wird, verbindet sich natürlich vor allem mit den Namen Alfred 
Marshall (1842–1924), Pigou und Keynes, auf die die Sraffa-Schule und die 
Post-Keynesianer erst folgen, aber diese Verzweigung lässt sich bei Sraffa und 
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Robinson bis auf die Anfänge zurückverfolgen, als Joan Robinson auf Sraffas 
Kritik der marshallianischen Ökonomie mit der Überleitung in die Theorie der 
unvollkommenen Konkurrenz reagierte und sich danach ein Modell der 
Marx’schen Ökonomie zurechtlegte, das half, den Weg von der keynesiani-
schen Theorie der kurzen Periode zur Wachstumstheorie zu finden. Nachdem 
sie das Problem der Instabilität der kapitalistischen Entwicklung in der kurzen 
Periode unter dem Einfluss von Keynes in sich aufgenommen hatte, schien 
ihr  jeder Versuch, Theorien stabiler langfristiger Entwicklungen zu entwer-
fen,  prekär. In voller Kenntnis der Ursprünge und der Ausgestaltung der 
Keynes’schen Theorie arbeitete dagegen Sraffa auf die Rekonstruktion der 
klassischen Theorie mit ihren Erklärungen langfristiger Entwicklungspfade 
hin  – so jedenfalls in der Interpretation seines wichtigsten Schülers, Piero 
Garegnani –, während Luigi Pasinetti (1930–2023) kausale Erklärungen zu-
rückstellte. Er setzte die Pfade gleichschrittigen oder sich gemäß den Engel-
kurven strukturell verschiebenden Wachstums normativ: Vollbeschäftigung 
und stetiges Wachstum sollten gesteuert werden. Wir wollen diese Spannun-
gen über die Stufen von Joan Robinsons Werken im dritten Teil dieses Auf
satzes näher verfolgen. 

Dabei wird es um die wissenschaftlichen Ergebnisse und ihre Deutung ge-
hen. Es ist legitim, daneben auch zu fragen, wie Joan Robinson die Karriere 
gelang, der damals Vorurteile und institutionelle Beschränkungen der Rechte 
von Frauen in Universitäten entgegenstanden. Eine Biographie des Titels The 
Provocative Joan Robinson – The Making of a Cambridge Economist (Aslan­
beigui und Oakes 2009) geht dieser verengten Fragestellung mit schockieren-
der Konsequenz nach. Autorin und Autor entschuldigen sich geradezu dafür, 
dass sie zuweilen in ihrer biographischen und institutionengeschichtlichen 
Darstellung auf ökonomische Inhalte eintreten müssen, um eine Rivalität in 
der Fakultät zu erklären und aufzuweisen, weshalb sie in einem Fall friedlich 
überwunden wurde und im anderen zu einer kränkenden Auseinandersetzung 
führte. Es ist dem Werk zugutezuhalten, dass es sich streng auf die Quellen, 
also die reichlich vorhandenen Briefwechsel in den Archiven stützt und das 
Heranziehen von unsicheren Erinnerungen und klatschhaften Anekdoten ver-
meidet. Es wird gezeigt, wie Joan Robinson in der von Sraffa ausgelösten 
Diskussion unter den jungen Cambridger Ökonomen über unvollkommene 
Konkurrenz die wesentlichen Ideen übernahm, in ein größeres Schema ein-
ordnete und die hauptsächlichen Modellaussagen bewies, wobei um die Prio-
rität der Ideen hart gestritten wurde. Joan Robinson habe schon damals Öko-
nomie als ‚box of tools‘ verstanden; die Grenzerlöskurve wurde zum wich-
tigsten dieser Werkzeuge. Enthusiastisch habe sie sodann Keynes’ Weg vom 
Treatise on Money zur General Theory verfolgt. Keynes habe anfänglich ge-
zögert, sie in den engeren Kreis aufzunehmen, weil ihn Robinsons Verbindung 
mit Kahn beunruhigte; die Liaison gefährdete auch Austin Robinsons Lage. 
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Im Laufe der Jahre, und insbesondere in der Gruppe des ‚Circus‘ von Sraffa, 
Meade, Kahn, Austin und Joan Robinson wurde jedoch gerade sie ihm eine 
kritische Hilfe. Joan Robinsons Begabung, eine Theorie verständlich auf ihre 
wesentlichen Bestandteile zu reduzieren, ermöglichte es ihr, verbunden mit 
der Vorbildung durch den Circus, nach dem Erscheinen der General Theory 
rasch zu einer führenden Vertreterin der keynesianische Revolution zu wer-
den, indem sie das erste Lehrbuch zur Beschäftigungstheorie- und politik 
schrieb (Robinson 1973 [1937]). Eine Sammlung wissenschaftlicher Aufsätze 
zu den Problemen im Umkreis der Allgemeinen Theorie trat hinzu. Sie erhielt 
ein University-Lectureship. Zwar waren die Umstände, wie Kahn bezeugt, 
wenig würdig, denn der internationale Erfolg ihrer Bücher und die Verdienste, 
die sie als Assistant Lecturer erworben hatte, wurden nach seinen Erinnerun-
gen vom zuständigen Komitee übergangen (Aslanbeigui und Oakes 2009, 
S. 232), aber sie konnte die Neider in der Fakultät vergessen; sie verfügte nun 
neben dem Ruf auch über eine ihrem Ansehen entsprechende Stellung. Schon 
1932 hatte sie einmal ihrem Mann nach Afrika geschrieben: „The thing is that 
all these years I have suffered from the inferiority complex of an intelligent 
woman and the emotional conflicts of a hermaphrodite. But now I have (al-
most finished writing) written one damn good book.“ (nach Aslanbeigui und 
Oakes 2009, S. 245 f.).

Wenige Monate später ging der Triumph über in Depression. Am Ende der 
fünf Jahre, in denen sie, wie ja auch ich es von ihr hörte, zwei Kinder geboren 
und drei Bücher geschrieben hatte, geriet sie in eine schwere Krise, die einen 
halbjährigen Spitalaufenthalt notwendig machte. Die Biographen sind nicht 
einig, was vor allem sie dahin brachte. Da war die Freundschaft mit Kahn, der 
ihr bei mathematischen Anleitungen half und mit dem sie, besonders während 
dessen Abwesenheit in den Vereinigten Staaten, eifrig korrespondierte. Verlet-
zungen der Etikette waren in den Colleges gefährlich. Erst kürzlich war ein 
Fellow eines Colleges wegen nach einer nach heutigen Maßstäben als Privat-
sache zu betrachtenden Affäre aus dem Dienst entlassen worden. Während der 
Schein der guten Ehe aufrechterhalten wurde und sich beide insofern zügelten, 
blieben sie doch bestrebt, sich bei jeder guten Gelegenheit zu treffen – man 
möchte sagen, zu einem Stelldichein, doch war in ihren Briefen regelmäßig 
von ihren ökonomischen Problemstellungen die Rede. In dieser angespannten 
Lage, durch die Familie, den Freund und die Arbeit überanstrengt, trieb nun 
auch noch die äußere Politik auf das Abkommen von München zu, das Joan 
Robinson mit ihrem leidenschaftlichen Pazifismus und starken Rechtsgefühl 
in große innere Not und in streitbare Auseinandersetzungen mit den ihr Nah-
stehenden brachte. Sie erlitt einen Zusammenbruch, verbunden mit einer eine 
Woche dauernden Schlaflosigkeit. Sie wurde in eine psychiatrische Klinik 
eingewiesen, wo man immerhin schon modern, das heißt mit einer von Freud 
inspirierten Therapie, die Heilung suchte. Austin Robinson und Kahn machten 
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sich begrenzt Geständnisse, sprachen je für sich mit Joan Robinsons Psychia-
terin, und am Ende fanden alle, unter sich befreiter, nach außen die Ehe zum 
Schein weiter wahrend, in die Form des akademischen Lebens zurück.

Joan Robinson hatte eine internationale Reputation erworben. Die Ein-
künfte waren ganz überwiegend die des Mannes gewesen, sodass sie eine 
große Befriedigung verspürte, als sie eigene Einkünfte hinzufügen konnte, 
insbesondere, nachdem sie zum Lecturer ernannt worden war. Aber der noch 
größere Schritt erfolgte 1932, als sie sich bewusst wurde, mit der Theorie der 
unvollkommenen Konkurrenz ein Buch von wirklicher Bedeutung geschrie-
ben zu haben, das als Synthese des Wissens der Marshallianer um Pigou gel-
ten konnte. Sie wurde zu einer unvergesslichen Lehrerin, wie sie ein obstinater 
Konservativer, Waterman (2003), schildert. 

Weitere biographische Einzelheiten, insbesondere wie sie den Krieg über-
stand, übergehe ich hier. Sie blieb eine begeisterte Reisende, genoss in Mu-
seen italienische Malerei und wandernd englische Landschaften. Sie besuchte 
Indien, des Öfteren auch China, und war 1961 zu einem wegen ihrer Diskus-
sionen mit Paul Samuelson für die ökonomische Denkgeschichte wichtigen 
Besuch am MIT in den Vereinigten Staaten. In Theorie und Politik radikali-
sierte sie ihre Positionen: Theoretisch, indem sie ihre Kritik des Gleichge-
wichtsbegriffs soweit auf die Spitze trieb, dass sie den Wert ihrer Erkenntnisse 
zur unvollkommenen Konkurrenz in der früher von ihr selbst vertretenen 
neoklassischen Theorie in Frage stellte und indem sie nun auch die Gleichge-
wichte in der Wachstumstheorie und in der langfristigen Analyse der Klassik 
zunehmend nur gelten ließ, wenn der Zustand immer schon erwartet worden 
war und an seiner Fortsetzbarkeit in die Zukunft kein Zweifel bestand. Das 
nannte sie ein ‚Goldenes Zeitalter‘; mit der mythologischen Bezeichnung 
wollte sie die Zerbrechlichkeit des Zustandes stetigen Wachstums betonen. 
Wirtschaftspolitisch vertrat sie keynesianische Positionen, beispielsweise in 
der Kritik am System von Bretton Woods. Aufsehen erregte ihre politische 
Wendung zu den Ideen der maoistischen Kulturrevolution, die ihr durch den 
moralischen Rigorismus imponierten. Sie lebte nicht lang genug, um zu se-
hen, wie diese auf den Kopf gestellt werden würden. Die Kulturrevolution 
sollte die Hierarchien stürzen, in den Schulen und Universitäten und vor allem 
in den Fabriken. Die späteren Reformen beruhten auf der Idee, Industrie und 
Landwirtschaft zunächst nach Plan weiter arbeiten zu lassen, aber die vorge-
gebenen Lieferungen allmählich zu beschränken und zunehmend eine Pro-
duktion für den Markt zu gestatten, dessen Nachfrage wiederum von den 
neuen Einkommen abhing. Wie wir heute wissen, wurde dadurch in einem 
staatskapitalistischen System ein Jahrzehnte währendes Wirtschaftswunder 
erzeugt, durch das fast alle reicher wurden  – am reichsten allerdings grade 
jene Kader und ihre Erben, gegen deren Ansprüche die Kulturrevolution ge-
richtet war, denn sie  – oder zumindest die Geschickteren unter diesen Ka-
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dern, – wurden ermächtigt, die Chancen des Marktes wahrzunehmen und die 
nun erlaubten Gewinne der Unternehmen auf eigene Konten zu lenken (Weber 
2021). Ich wüsste gerne, wie Joan Robinson das Ergebnis heute beurteilen 
würde: mäßige Bereicherung vieler Millionen durch Massenproduktion, ge-
waltige Bereicherung weniger Millionen durch das, was bei Marx die Ausbeu-
tung heißt.

III. Feststehende Sätze, neue Vermutungen, strittige Fragen

1. Die große Synthese: Unvollkommene Konkurrenz

Joan Robinson hat ihre Lehren immer wieder neu durchdacht, sie bestärkt 
oder auch wieder in Frage gestellt. Zu ihrem in der allgemeinen Fachwelt be-
rühmtesten Buch, The Economics of Imperfect Competition, schrieb sie für 
eine zweite Ausgabe 1969 eine Einleitung, die sich wie die Rücknahme eines 
Dogmas liest (Robinson 1969 [1933]). Sie beginnt mit der marshallianischen 
Theorie der vollkommenen Konkurrenz, in knappe Modellform gebracht 
durch Pigou. Auf einem Markt, der der ceteris paribus Bedingung genügt (An-
gebots- und Nachfragekurve sind voneinander unabhängig) wird ein von 
gleichartigen Firmen produziertes homogenes Gut gehandelt. Nimmt die 
Nachfrage zu, verschiebt sich also die Nachfragekurve und ist die Verschie-
bung von Dauer, kann der existierende Vorrat in der ganz kurzen Periode zum 
zugehörigen Nachfragepreis, in der kurzen Periode zu Grenzkosten und in der 
langen Periode zu minimalen Durchschnittskosten verkauft werden. Die An-
gebotskurve ist also ganz kurzfristig vertikal, in der mittleren Frist von be-
grenzter Elastizität und langfristig horizontal, wenn dadurch konstante Ska-
lenerträge herrschen, dass die Kostenstruktur der Firmen sich mit deren Ver-
mehrung nicht ändert. Aber woher kennen die Firmen die Nachfragebedin-
gungen? Sie bezeichnete es als „shameless fudge“ (Robinson 1972, S. XI), 
dass die Firmen durch Abtasten den Verlauf der Nachfragekurve des Marktes 
finden würden, „that is, I treated the conditions of demand as being unchanged 
for an indefinitely long period and I assumed that experiments with prices 
would leave no trace in market conditions.“ Sie habe also mit dem isolierten 
Abtasten eine Dynamik eingeführt, ohne das Modell insgesamt zu einem dy-
namischen zu machen, und das betrachtete sie nun als einen Fehler. Die von 
ihr erbrachten Leistungen in der Theorie des Monopols, der monopolistischen 
Märkte, der Preisdiskriminierung erwähnte sie in dieser Einleitung kaum. Für 
die kurze Periode seien Preissetzungen und eine zugehörige Preispolitik zu 
beachten, soweit es um Industriepreise ging, und für die lange eine strategi-
sche Preissetzung im Rahmen der Investitionspolitik. Vollkostenpreise und 
administrierte Preise werden erwähnt, dann heißt es plötzlich, nachdem die 
Investitionen ins Spiel gekommen sind: „As for the question what determines 
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the rate of profit on capital, neither my critics nor my supporters had anything 
much to say about it.“ Die Einleitung von 1969 verwies auf was kommen 
musste: Sraffas Preistheorie.

Da wir auf die Beziehung von Robinson und Sraffa unseren Blick werfen 
wollten, müssen wir nun fragen, wie der junge Sraffa in ihrem ersten großen 
Buch präsent war. Zwar hatten eine Reihe von Autoren in den 20er  Jahren 
über unvollkommene Konkurrenz zu arbeiten begonnen; Joan Robinson nennt 
Heinrich von Stackelberg (1905–1946) und Erich Schneider (1900–1970) un-
ter ihnen (Robinson 1969 [1937], S. XV). Aber für Joan Robinson und die 
Cambridger Ökonomen war die Anregung durch Sraffas Aufsätze „Sulle rela-
zioni fra costo e quantità prodotta“ und „On the Laws of Returns“ und später 
das berühmte Symposium von Keynes im Economic Journal am wichtigsten. 
Sraffa hatte die marshallianischen Ertragsgesetze unter Wettbewerbsbedin-
gungen kritisiert. Steigende Erträge waren mit vollkommener Konkurrenz 
nicht zu vereinbaren, weil bei unbegrenzt sinkenden Kosten jeder Anbieter 
allein den ganzen Markt bedienen wollte, sodass die Konkurrenz sich auf-
höbe. Gab es aber, wie in der Landwirtschaft, sinkenden Erträge, würden aus 
steigender Nachfrage und intensiverer Landnutzung steigende Preise resultie-
ren, was die Unabhängigkeit der Märkte in Frage stellen könnte: Der stei-
gende Preis eines landwirtschaftlichen Produkts würde zu sinkender Nach-
frage nach anderen landwirtschaftlichen Produkten führen, was wiederum auf 
die Faktormärkte und Renten Einfluss hätte, sodass die Nachfragekurve und 
die Angebotskurve nicht mehr, wie nach der ceteris paribus Bedingung ver-
langt, voneinander unabhängig blieben. Sraffa sah nur für sehr spezielle Fälle 
einen Raum für die Behandlung veränderlicher Erträge (die wichtigste Aus-
nahme betraf positive externe Effekte in einem einzelnen Markt, die nicht in-
ternalisiert werden konnten). Sraffa schloss auf konstante Erträge als den 
wahrscheinlichsten Fall – nicht, weil die Tendenzen zu steigenden und fallen-
den Skalenerträgen sich zufällig kompensierten, sondern infolge der Abwe-
senheit solcher Tendenzen.

Joan Robinson nahm diese Diskussion in ihrem Buch im Zusammenhang 
mit Faktorpreisen und der Bodenrente auf. Sie veranschaulichte Sraffas Argu-
ment (Robinson 1969 [1933], S. 116–119). Auf einem Land würden gelbe 
Rüben, Steckrüben und rote Beete als Wurzelgemüse angebaut. Für jedes 
Gemüse bestünde eine Nachfrage und, gegeben die Rente, könnten die Kosten 
für jedes aufgestellt werden. Eine erhöhte Nachfrage nach roter Beete würde 
zu einem höheren Preis dieses Produktes führen, worauf wegen der beschränk-
ten Kaufkraft der Konsumenten die Nachfrage nach den Rüben abnehmen 
müsste; das Land wäre auf die verschiedenen Produktionen neu aufzuteilen, 
und es würde sich die Rente, also die Kosten, verändern, sodass die Angebots- 
und Nachfragekurven im ersten von uns betrachteten Markt (rote Beete) nicht 
voneinander unabhängig wären (Robinson 1969 [1933], S. 117). Im Buch be-
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zeichnete Joan Robinson dies als Sraffas Dilemma. Blieben Angebot und 
Nachfrage unverändert, könnte man von gegebenen Kosten ausgehen, aber 
dann könnten die veränderlichen Kosten und Erträge nicht untersucht werden. 
Änderte man die Angebots- und Nachfragebedingungen, wären die Ertragsge-
setze nicht unter ceteris-paribus-Bedingungen ableitbar.

Im Hinblick auf die späteren Auseinandersetzungen zwischen Robinson 
und Sraffa ist es nun interessant, dass Robinson im Buch das Dilemma als zur 
Not heilbar betrachtete und damit darüber hinwegging, während es für Sraffa 
einen Eckstein seiner Kritik an Marshall bedeutete. Wie weit er sich am Ende 
seines Lebens mit dieser frühen Marshall-Kritik noch identifizierte, wissen 
wir nicht. Er untersagte den Druck einer englischen Übersetzung seines italie-
nischen Aufsatzes über die Ertragsgesetze zu seinen Lebzeiten mit der Be-
gründung, dass, wenn sie erschiene, er verpflichtet wäre, seinen gegenwärti-
gen Standpunkt darzulegen, was er weder wolle noch könne. Sraffa mochte 
fühlen, dass Joan Robinsons seine Grundsatzkritik banalisiert hatte. Joan Ro-
binson brachte ihren Respekt für Sraffa zum Ausdruck und relativierte den-
noch seine Botschaft.

2. Im Dienste von Keynes

Fragte man Joan Robinson, ob sie Marxistin sei, kam keine eindeutige Ant-
wort, aber sie bekannte sich stets zu Keynes und sah sich als Führerin des 
linken Flügels seiner Schule. Diese Rolle übernahm sie nicht vom einen Tag 
zum anderen, sondern sie wuchs allmählich hinein, im Zuge des Entstehungs-
prozesses dessen, was wir heute unter Keynesianismus verstehen. Die persön-
liche Bekanntschaft begann etwas früher, aber die wissenschaftliche Ausein-
andersetzung war mit den Diskussionen über The Treatise on Money ver-
knüpft, die als eine der interessantesten und vieldiskutierten Episoden in der 
ökonomischen Theoriegeschichte bekannt sind. Der Weg, den Keynes von 
The Treatise zur General Theory zu gehen hatte und wer dabei seine Ge-
sprächspartner waren, ist ausgezeichnet in den Bänden 13 und 14 und einem 
Zusatzband der Collective Writings durch den Herausgeber Donald Moggridge 
dokumentiert. Auf die Gefahr hin, wenig Neues dazu sagen zu können, will 
ich an einige Stationen dieses Weges erinnern, denn Robinsons Beitrag ist 
sonst nicht zu verstehen.

Bekanntlich hätte Keynes’ brillanter Karriere durch die Publikation der 
Treatise die Krone aufgesetzte werden sollen, aber das zweibändige Werk war 
weder in den Augen des Publikums noch des Autors ein wirklicher Erfolg. 
Die Erinnerungen an die wechselvollen wirtschaftlichen Erscheinungen der 
20er Jahre und die Gegenwart der Wirtschaftskrise hatten den Boden für eine 
monetäre Erklärung des Wirtschaftslaufs bereitet, aber die Treatise überzeugte 
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nicht. Hayeks Aufsatz Reflection on the Pure Theory of Money in Economica 
(Hayek 1931a) nannte die Treatise wichtig, schon weil sie von Keynes sei. 
Den Zusammenhang von Investition, Ersparnis und Zins in den Mittelpunkt 
zu stellen, sei ein großer Fortschritt, aber „To a Continental Economist this 
way of approach does not seem so novel as it does to the author“ (Hayek 
1931a, S. 270). Hayek warf Keynes einen widersprüchlichen Gebrauch der 
Grundbegriffe vor – dunkel sei er in fast unglaublichem Grade, und damit sei 
er auch schwer zu kritisieren, weil man nicht wisse, was er meine. In der Tat 
fehlte es an der Klarheit der Begriffe der volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung, nach denen Keynes immerhin tastete, während Hayek in der österreichi-
schen Tradition nicht den wirtschaftlichen Kreislauf, sondern die zeitliche 
Struktur von Produktion und Konsum im Auge hatte. So sprach er beispiels-
weise davon, dass in der Produktion der Güter höherer Ordnung reichliche 
Mengen vorhanden seien, während bei den Gütern niedriger Ordnung Knapp-
heit herrsche, sodass die Preise für Investitionsgüter fielen und die für Kon-
sumgüter stiegen; das werde aber durch Keynes’ Aggregierung verdeckt. Ex
tragewinne und -verluste – bei Keynes waren das im Grunde marshallianische 
Quasirenten  – höben sich dann auf; für Keynes müsse diese Lage als ein 
Gleichgewicht erscheinen. Seine „aggregates conceal the most fundamental 
mechanisms of change“ (Hayek 1931a, S. 272). Keynes behandle die Auf-
rechterhaltung des Kapitalbestands und die Hinzufügung von Investitionen als 
ganz verschiedene Prozesse und vernachlässige damit die Kapitalstruktur, wie 
sie nach Böhm-Bawerk und Wicksell zu behandeln wäre.

Besonders wichtig schien Hayek, dass das Einkommen entweder konsu-
miert oder gespart werde, und die Ersparnis wiederum werde entweder gehor-
tet oder investiert. Eine gestiegene Ersparnis musste also für Hayek mit einem 
Sinken des Konsums und einem Steigen der Investitionen verbunden sein, 
wenn die zirkulierende Geldmenge verausgabt und nicht unter Änderung der 
Umlaufgeschwindigkeit vermehrt gehortet wurde. Keynes dagegen meine, 
aus zusätzlichen Ersparnissen würden entweder Depositen bei den Banken 
oder Wertpapierkäufe, und damit war für Hayek nicht mehr klar, ob und wie 
aus zusätzlicher Ersparnis zusätzliche Investitionen wurden. Hayeks unmittel-
bare Antwort auf Keynes war weniger wesentlich (Hayek 1931b), aber im 
zweiten Teil des Aufsatzes, erschienen 1932, ging es um das Verhältnis zwi-
schen Zentralbankzins und natürlichem Zins und die Wirkungen von Zinssen-
kungen auf die Produktion. Wieder erfolgte der Hinweis auf die Störung der 
Kapitalstruktur: „It seems never to have occurred to him that the official sti-
mulus to investment, which makes it exceed current saving, may cause a dise-
quilibrium in the real structure of production, which, sooner or later, must 
lead to a reaction.“ (Hayek 1932, S. 40). Die Vernachlässigung sei typisch für 
die angelsächsischen monetären Theorien des Konjunkturzyklus. Keynes 
meine, eine Änderung der Produktionsstruktur (längere oder kürzere Produk-
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tionsumwege) seien der langen Frist zuzuordnen, nicht der kurzen. Aber jede 
Investition habe auf die Länge der Produktionsperiode einen Einfluss. Der 
Fall der Investitionen sei das Problem der Krise, nicht das Verkaufen der Kon-
sumgüter. Er spielte damit auf die Konjunkturerklärungen der Jahrhundert-
wende an; Keynes selbst ging 1936 bei der Erklärung des Zyklus von den 
Schwankungen der Investitionen aus. Auch in der gegenwärtigen, der Welt-
wirtschaftskrise, könnten Konsumgüterindustrien mit Gewinn operieren, 
setzte Hayek den Einwand fort. Um aus der Krise herauszukommen, müsse 
man zu „less capitalistic processes“ zurückkehren; eine Kreditexpansion 
würde die Krise nur verlängern (Hayek 1932, S. 42).

Keynes’ Antwort (Keynes 1931) bezieht sich nur auf den ersten der beiden 
hayek’schen Aufsätze, kann aber nachträglich durchaus auch mit Hayeks 
Fortsetzung in Verbindung gebracht werden. Mit den Hinweisen auf verwir-
rende, ja widersprüchliche Definitionen der volkswirtschaftlichen Aggregate 
und Keynes’ ungenügende Kenntnis der österreichischen und wickselliani-
schen Theorie hatte Hayek zweifellos wunde Punkte getroffen, aber Keynes 
gab sich bei der Antwort souverän und bekannte sich erst gegen Ende zu eini-
gen Mängeln. In den Mittelpunkt stellte er, dass Hayek der Überzeugung sei, 
freiwilliges Sparen werde immer zu Investitionen. Solange nämlich die Geld-
menge konstant sei, würden geringere Konsumausgaben höhere Investitions-
ausgaben nach sich ziehen. Ein Auseinanderlaufen von Investition und Er-
sparnis infolge von Konsumverzicht müsste auf Fehler der Banken zurückge-
führt werden, beispielsweise verbunden mit einem starken Senken des Zinses, 
was Hayek als erzwungenes Sparen auffasse. Es käme zu Verlängerung der 
Produktionsumwege. So gesehen müsse man wohl wirklich die Analyse kapi-
taltheoretisch ergänzen, um die Bestimmungsgründe des natürlichen Zinses 
festzustellen (Keynes 1931, S. 394). Parallel zu dieser Konzession wird 
Keynes ausfällig gegen Hayeks auf englisch erschienenes Buch Preise und 
Produktion – Sraffas vernichtende Kritik desselben war in Vorbereitung, wo-
von Keynes gewiss wusste –, und er meint, Hayek interessiere sich eben für 
die Bedingungen der Gleichheit des Bankzinssatzes mit dem natürlichen Zins, 
er aber, Keynes, sei befasst mit den Lagen, wenn diese Zinsfüße nicht über-
einstimmten.

Es ist nun gerade der von Keynes als zentral herausgehobene Punkt, den 
Joan Robinson wesentlich aufklären half, auch wenn ihr Artikel nach dem von 
Keynes erschien. Wir haben uns zu erinnern, dass, hauptsächlich zwischen 
Januar und Mai 1931, Richard Kahn, James Meade, Piero Sraffa, Joan und 
Austin Robinson, unter gelegentlicher Mitwirkung anderer, in einem nicht-
öffentlichem Seminar, genannt der Circus, zusammenkamen, um die Treatise 
zu diskutieren, und es gelang ihnen verhältnismäßig rasch, in Grundfragen 
den Schritt zu tun, der von der Treatise zur General Theory führt, nämlich von 
einer Konjunkturanalyse, in der die Schwankungen vor allem solche der 
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Preise und Gewinne sind, zur Analyse der kurzen Periode, in der die Schwan-
kungen das Niveau der Aktivität, der Einkommen und der Beschäftigung be-
treffen und von den Investitionen ausgelöst werden. Moggridge fasst zusam-
men: „Within a short time in the winter and spring of 1931 the ‚Circus‘ had in 
its hands most of the important ingredients of the system which was ultimately 
to appear in the General Theory.“ (Collected Writings XIII, S. 341). Joan 
Robinsons „Parable on Saving and Investment“ wurde Keynes im April 1932 
gezeigt und in Economica im Februar 1933 publiziert (Robinson 1933b). 
Nach den oft verwirrenden Einwänden Hayeks und der im Grunde verlegenen 
Verteidigung von Keynes wirken ihre Ausführungen klar und bestimmt.

Sie schreibt ausschließlich über den von Keynes als solchen festgehaltenen 
Hauptpunkt der Kontroverse: wie Sparen und Investieren ins Ungleichgewicht 
kommen können. Niemand finde es problematisch, wenn die Ersparnis die 
Investition übersteigt, solange das auf Horten zurückgeführt werde. Dahinter 
steckt die Quantitätstheorie des Geldes. Bei konstanter Geldmenge scheint 
nur Horten eine Verlangsamung der Umlaufgeschwindigkeit erklären zu kön-
nen, und ist diese ausgeschlossen, muss das Geld, das bei vermindertem Kon-
sum eingespart wird, auf irgendeinem Weg zu Vermehrung der Ausgaben für 
Investitionsgüter führen. Also müssten diese, bei Vollbeschäftigung, im Preis 
steigen. Das aber habe Keynes ausgeschlossen. Er sei davon ausgegangen, die 
zusätzlichen Ersparnisse würden für Wertpapiere ausgegeben. Hayek meine 
nun, vom Steigen der Wertpapierpreise auf ein Steigen der Preise der Investi-
tionsgüter schließen zu dürfen, während Keynes diese Verbindung nicht für 
notwendig ansähe.

Um zu diskutieren, wie das in der Tat geschehen kann, wählt sie einen für 
sie charakteristisch drastischen Vergleich. An die Stelle der Wertpapiere setze 
man Gold, an die der Konsumgüter Erbsen. Wenn nun die Nachfrage nach 
Erbsen abnimmt und mehr Gold nachgefragt wird, folgt aus dem Bestand 
großer Goldvorräte, die in der Vergangenheit aufgehäuft wurden, dass der 
Goldpreis kaum zu steigen braucht. Ja, es kann sein, dass die Anbauer der 
Erbsen durch das Sinken ihrer Einkünfte aus dem Verkauf ihres Produkts in 
Verlegenheit geraten und deshalb ihre Goldvorräte abstoßen, sodass der Gold-
preis sogar sinkt. Diese Möglichkeit wird mit Varianten diskutiert, und natür-
lich ist auch der Zusammenhang zwischen Wertpapierpreisen und der Beprei-
sung neuer Investitionsgüter, also, wie wir heute sagen würden, zwischen den 
Preisen eines Bestands und den Preisen einer Stromgröße, nicht so leicht zu 
erfassen; es mag der Diskontsatz eine Rolle spielen, und so ist der Einwand 
Hayeks gegen Keynes erst einmal entkräftet. Joan Robinson wendet nun aber 
selbst gegen Keynes ein, dass er vergessen habe, neben Preisänderungen auch 
Volumenänderungen zu berücksichtigen. Die zusätzliche Ersparnis kann zu 
Arbeitslosigkeit führen, und darin liegt natürlich der Schritt zur Allgemeinen 
Theorie. „If my interpretation is correct, the simple-minded reader (along 
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with Dr. Hayek) has a rightful grudge against Mr. Keynes. If what he meant 
was so simple, why must he have made it appear so hard?“ (Robinson 1933, 
S. 81). Keynes habe seinen Lesern zuviel zugemutet: „An acute slump with 
full employment“ und „a trade boom without any increase in output“ (Robin­
son 1933, S. 84). Wir sahen, welche Komplikationen im menschlichen Be-
reich sich in den Jahren häuften, in denen Joan Robinson zur Keyensianerin 
wurde; auch die theoretische Debatte verlief nicht immer glatt.

Sie wurde dann zu einer führenden frühen Vertreterin der keynesianischen 
Revolution. Als Beispiel ihrer Leistungen in dieser Rolle sei ihr Büchlein 
„Introduction to the Theory of Employment“ (Robinson 1973 [1937]) noch-
mals genannt, eines der ersten elementaren Lehrbücher auf diesem Gebiet, das 
dann immer wieder aufgelegt wurde. Liest man es, wird man die Elemente 
sehr vertraut finden. Der Multiplikator wird, noch ohne Varianten für die Art 
der Finanzierung der Staatsausgaben oder für den Außenhandel, diskutiert, 
Defizitfinanzierung ist nicht bedingungslos gut: „The mere fact that a deficit 
is good for trade is not a sufficient argument for having a deficit, since other 
methods of improving trade may be preferable“ (Robinson 1937, S. 34). Spar-
samkeit ist durchaus eine Tugend als notwendige Bedingung der Investition, 
und vorsichtig und differenziert fallen auch die Urteile über die Wirkungen 
von Lohnsteigerungen und -senkungen aus. Das Preisniveau wird als propor-
tional zum Nominallohn angesehen. Auf die Schwierigkeit, dass dies einen 
konstanten Reallohn impliziert, wenn der Proportionalitätsfaktor konstant ist, 
und dass diese Reallohnbestimmung im Gegensatz steht zur Grenzproduktivi-
tätstheorie, geht sie nicht ein. Viel Raum nimmt die Liquiditätspräferenztheo-
rie des Zinssatzes ein. Die Steuerung der Investition über den Zins und die 
Grenzleistungsfähigkeit des Kapitals wird nur wenig in Frage gestellt. Sie 
skizziert den Konjunkturzyklus. Überraschend, bedenkt man spätere radikale 
postkeynesianische Positionen, wird die Kreditklemme kaum erwähnt, die 
sich im Abschwung ergibt, wenn die Zentralbank dem nicht akkommodierend 
entgegenwirkt. Liegt es daran, dass sie den dritten Band von „Das Kapital“ 
von Marx mit der Kreditpanik noch nicht gelesen hatte? Die radikaleren theo-
retischen Positionen scheinen sich erst in Verbindung mit dieser Lektüre ein-
gestellt zu haben, wie wir im nächsten Abschnitt sehen werden.

3. Auseinandersetzungen mit Marx

Schon die Publikation des ersten Bandes von Das Kapital von Karl Marx 
im Jahr 1867 provozierte Reaktionen seiner Gegner, die versuchten, auf wis-
senschaftlichem Weg seine Thesen zu widerlegen. In Erinnerung geblieben 
sind die diesbezüglichen Arbeiten der Österreichischen Schule und die De-
batte um das Transformationsproblem. Daneben gab es die Schriften der Be-
fürworter, die sich in der Methode dem Meister anzugleichen suchten. Befür-
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worter fand er im akademischen Raum allerdings kaum. Werner Sombart bil-
det da eine wichtige und folgenreiche Ausnahme. Sie führte zu den Diskus
sionen der jüngsten historischen Schule  – heute würde man sagen der 
historischen Soziologie – in der Zeit vor dem ersten Weltkrieg, als Marx in 
Deutschland und Österreich eklektisch in den Unterricht aufgenommen 
wurde. Diese bedeutende, kritisch an Marx anschließende Kapitalismusfor-
schung gipfelte im Werk von Max Weber. Es sollte dauern, bis die angelsäch-
sische Welt davon in Facetten Notiz nahm. Entsprechend selektiv ging Joan 
Robinson vor. Das Besondere an ihrem Essay on Marxian Economics, der 
1942 zuerst erschien und vielfach wieder abgedruckt wurde (Robinson 1966 
[1942]), ist die damals ungewöhnliche Verbindung deutlicher Sympathien für 
Marx mit einer, wie wir heute sagen würden, analytischen Rekonstruktion des 
ökonomischen Grundmodells mit Hilfe einer modernere Begrifflichkeit oder 
jedenfalls unter Verwendung der Marx’schen Begriffe von Wert, Preis, Mehr-
wert und so fort in solcher Form, dass sie in Modellen eingesetzt werden 
konnten, mit denen Joan Robinson Preisbildung und Akkumulation abbildete. 
Die von Marx behaupteten historischen Tendenzen wurden einer scharfen 
Kritik unterzogen, seine dialektische Methode und auf sie gestützte Begriffe 
wurden abgelehnt oder nicht einmal bemerkt. Es ist immer noch möglich, 
Marx in dieser Weise gewissermaßen zu halbieren (Alves 2022). Dass Marx 
ganz systematisch ontologische Begriffe wie ‚Erscheinungsform‘ verwendet, 
ging schon in der ersten englischen Übersetzung des Kapital unter, obwohl 
Engels sie überwacht hatte, und dem Angelsächsischen so fremde Begriffe 
wie die der Wertformenlehre wurden nicht einmal der Erwähnung für würdig 
befunden, wie ich einleitend schon ausführte. Joan Robinsons Ansatz hat den-
noch Schule gemacht, denn es ist kaum mehr möglich, über Marx’sche Wirt-
schaftstheorie zu sprechen, ohne sie auch modellmäßig darzustellen, und den 
Weg dazu hat vor allem Joan Robinson geebnet.

„The purpose of this essay is to compare the economic analysis of Marx’s 
Capital with current academic teaching.“ (Robinson 1966 [1942], S. XXII). 
Die akademische Welt (sie meinte die englische) sei nicht mehr so „cocksure“ 
wie ehedem, seit die Theorien des monopolistischen Wettbewerbs und der 
Unterbeschäftigung die überkommene, also die marshallianische Theorie er-
schüttert hätten. Die akademische Welt sehe den Kapitalismus als eine natür-
liche Ordnung, Marx betrachte ihn als eine vorübergehende Erscheinung, und 
Harmonie oder Kampf, Verteidigung oder Revolution seien die Gegensätze. 
Nach einer eindrücklichen Zusammenfassung der historischen Tendenzen im 
Kapitalismus konzentriert sich die Argumentation auf den analytischen Appa-
rat. Die Einführung des Wertbegriffs bei Marx wird als Definition aufgefasst. 
Die daraus abgeleiteten Begriffe wie variables Kapital, Mehrwert, organische 
Zusammensetzung und Profitrate übersetzt sie, soweit möglich, in die entspre-
chenden preistheoretischen Begriffe. Sie beklagt, dass Marx die Amortisation, 
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also die Kapitalkosten, als Stromgröße nicht ordentlich vom Kapitalbestand 
unterscheide oder darin nicht konsequent sei. Sie schreibt für den Strom c, für 
den Bestand C, hat aber keinen modelltheoretisch sauberen Begriff davon, 
wie die beiden in Beziehung zu setzen wären. Eine solche Theorie findet sich 
erst bei Sraffa in seiner Behandlung des fixen Kapitals als Kuppelprodukt. Ist 
die Profitrate Null, sind also die Preise gleich den Werten, reduzieren sich die 
Kapitalkosten im stationären Zustand, wie das auch Joan Robinson sieht, auf 
die Abschreibung, also den Wertverlust, der sich daraus ergibt, dass die Aus-
lage für das Kapitalgut, das in mehreren Perioden vernutzt wird, als Kosten-
element auf diese Perioden umgelegt wird. Ist die Profitrate positiv, treten die 
ebenfalls auf mehrere Perioden umzulegenden Finanzierungskosten hinzu, die 
bei konstanter Effizienz nach der Amortisationsformel zu berechnen sind. 
Diese war in Deutschland seit dem 18. Jahrhundert bekannt, wenn es sich um 
den Fall konstanter Effizienz handelte (Schefold 2021); Sraffa hat sie auf den 
Fall variabler Effizienz verallgemeinert. Robinson verweist gleich am Anfang 
ihrer Darstellung auf das Transformationsproblem und fühlt sich in der Welt 
der Preise, wie sie im dritten Band  des Kapital entwickelt wird, besser zu-
hause als im ersten Band, aber sie schlägt keine analytische Lösung vor, und 
ebenso bleibt offen, wie die Unterscheidung von Kapital auf Bestandsgröße 
und als Stromgröße durchzuführen sei. „As I see it, the conflict between Vo-
lume I and Volume III is a conflict between mysticism and common sense“. 
(Robinson 1966 [1942], S. 15) Dass der „mysticism“ zu einer konkreten Be-
dingung für die Transformation von Werten in Preise führt, dass nämlich zu 
zeigen ist, wie sich der Profit als umverteilter Mehrwert auffassen lässt, wird 
hier auch nicht klar (Schefold 2016).

Man könnte deshalb meinen, Robinsons Behandlung von Marx bliebe im 
Vordergründigen stecken, aber sie hat ihre eigene Art, an Marx gleichsam Fra-
gen zu stellen, die von Marx nicht, aber von der akademischen Nationalökono-
mie beantwortet werden können, während sich andersherum für Joan Robinson 
und die akademische Nationalökonomie offene Fragen finden, für die Marx 
Antworten oder mindestens Einsichten bereithält. Sie tadelt beispielsweise, 
dass es bei Marx keinen Maßstab für das wirtschaftliche Wachstum im Sinne 
eines Indexes für die Produktion gäbe. Schon Ricardo hatte von „value“ und 
„riches“ gesprochen und gezeigt, dass die Reichtümer steigen, während der 
Wert konstant bleiben kann, wenn, modern ausgedrückt, die Arbeitsproduktivi-
tät bei konstanter Bevölkerung regelmäßig um so viel Prozent wächst, wie ihre 
Produktion dank verbesserter Produktionsmethoden zunimmt. Einen Index für 
das reale Wachstum kennen Ricardo und Marx in der Tat nicht, aber es in Geld 
zu messen, hieß damals, es in Gold auszudrücken. Wenn man, wie Ricardo, des 
Glaubens war (den Joan Robinson allerdings nicht teilte), dass die Produk
tionskosten und damit die Kaufkraft des Goldes als einigermaßen stabil ange-
sehen werden durften, besaß man doch ein Maß für Wachstum. 
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Robinsons Buch war geschrieben, noch bevor die moderne Wachstumsthe-
orie durch Harrods Buch in Gang gesetzt worden war (Harrod 1948). Robin-
son zieht aus Marx ein Modell zyklischer Kapitalakkumulation, in dem die 
Akkumulationsbereitschaft von der Profitrate, diese von der Lohnrate und die 
Lohnrate von der Größe der Reservearmee, also der auch in der langen Frist 
vorhandenen, aber schwankenden Arbeitslosigkeit abhängt. Der Marx’schen 
Theorie der fallenden Profitrate konnte Joan Robinson 1942 noch nicht viel 
abgewinnen. Der Gegensatz zwischen der Produktion des absoluten und des 
relativen Mehrwerts war unverstanden geblieben. Warum sollte die organi-
sche Zusammensetzung des Kapitals eigentlich steigen? (Schefold 2019). 
Später, als die Wachstumstheorie die Folgen unterschiedlicher Formen des 
technischen Fortschritts für die Verteilung zu diskutieren begann, erinnerte sie 
sich aber, und die Marx’sche Idee erschien bei ihr gelegentlich wieder in der 
Form des „Alptraums des Technokraten“: Sollte die Kapitalintensität tatsäch-
lich unverhältnismäßig, nämlich schneller als die Arbeitsproduktivität, stei-
gen, sollten die Löhne aber mit der Arbeitsproduktivität zunehmen, würden 
die höheren Kapitalerfordernisse aus den Gewinnen zu bestreiten sein, und 
die Profitrate müsste fallen.

Da Joan Robinson in der Kriegszeit von der Auseinandersetzung mit der 
Keynes’schen Beschäftigungstheorie herkam, fiel ihr Versuch, bei Marx eine 
Theorie der effektiven Nachfrage aufzuspüren, fruchtbarer aus. Sie fand 
hierzu ein neues Instrument in den Marx’schen Schemata der Reproduktion 
am Ende des zweiten Bandes, die Kahn einmal vorweggenommen hatte, in-
dem in der Zeit der Begründung der Multiplikatortheorie gedanklich die In-
vestitionsgüter- und die Konsumgüterindustrie voneinander getrennt hatte, um 
damit die Übertragung von Nachfrageimpulsen zu analysieren. Sie hat an 
diese Parallele allerdings erst später erinnert. Im Essay on Marxian Econo­
mics geht es vor allem darum, eine Theorie der wirtschaftlichen Schwankun-
gen abzuleiten. Sie hebt hervor, dass Marx die monetäre Krise nur als Ver-
schärfung der Krise der Nachfrage und Produktion gesehen habe und findet 
dazu bei Marx interessante Belege (Robinson 1966 [1942], S. 47ff.). Sie zeigt, 
dass sich bei Marx verschiedene Ansätze zur Krisentheorie überlagern, die 
sich zwar nicht widersprechen, aber in suggestiven Darstellungen von Krisen 
münden. Die damit gestellte Aufgabe, die Krisenfaktoren aufzuschlüsseln, 
steht noch im Raum. 

Was treibt die Investitionen? Das ist das zentrale Problem in der Theorie 
der Investitionen, Joan Robinson suchte die Antwort, die Marx darauf gege-
ben hatte, fand eigentlich keine, und das schien ihr gerade richtig. Sie unter-
suchte dazu die neoklassische Theorie der Bestimmungsgründe des Investiti-
onsverhaltens und stieß auf das Diskontieren der Zukunft und die Einschät-
zung des Risikos. Aber wird wirklich diskontiert? Entstammt die Annahme, 
dass es so sei, nicht eher dem Wunsch, die Akkumulation als einen Verzicht 
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darstellen zu können? „The notion of ‚discounting the future‘ is not based 
upon direct observation, but arises from the desire to represent owning wealth 
as a ‚sacrifice‘.“ (Robinson 1966 [1942], S. 55). Robinson hielt die neoklassi-
sche Erklärung des Investitionsverhaltens ausdrücklich für konsistent  – was 
Sraffa später bezweifeln sollte  –, aber sie sei unrealistisch. Wenn sie wahr 
wäre, würde es genügen den Zinssatz zu senken, um Arbeitslosigkeit zu über-
winden. Gewiss trage der Zins dazu bei, das Kapitalangebot zu begrenzen, 
aber seine Höhe könne es nicht abschließend erklären, und sie argumentiert 
auf einigen Seiten, dass auch das Risikoelement es nicht könne. Die Kapitalis-
ten akkumulieren bei Marx, weil sie ihren Besitz verteidigen, indem sie ihn zu 
erweitern suchen. „Capitalists are forced to accumulate in order to survive.“ 
(Robinson 1966 [1942], S. 61). Die keynesianische Theorie der animal spirits 
meine nichts anderes. Am Ende des Büchleins kam Joan Robinson auf die 
Frage zurück, wo die rechte Mitte liege zwischen der orthodoxen Übertrei-
bung der Bedeutung des Zinssatzes für die Investitionen und der Marx’schen 
Vernachlässigung dieses Zusammenhangs. Der Verschuldungsgrad, das Ver-
hältnis von Eigenkapital zu Fremdkapital, legale Aspekte der Finanzierung, 
vor allem aber das Verhältnis von gegenwärtigem und erwartetem Gewinn 
spielten hier eine Rolle, und die Einflüsse seien empirisch kaum auseinander 
zu halten. Aber es seien die Fragen, auf die es ankomme, es seien die Fragen, 
die Marx gestellt habe, und sie zu lösen sei die Aufgabe der akademischen 
Nationalökonomie der Zukunft. Damit schließt das Buch ab. Joan Robinson 
sollte noch oft auf Marx zurückkommen, aber die schöpferischen Ansätze der 
Interpretation waren hier alle schon vorgezeichnet.

4. Von The Accumulation of Capital zur kapitaltheoretischen Debatte

The Accumulation of Capital war unstreitig als Joan Robinsons Magnum 
Opus und Werk der Reife gedacht (Robinson 1969 [1956]). Sie sah es als ihre 
Aufgabe, zur klassischen Theorie der Akkumulation in der langen Frist zu-
rückzukehren und dabei die durch die Diskussionen über die Probleme der 
Beschäftigung gewonnen Einsichten zum Verhalten von Firmen, Investoren 
und Konsumenten miteinzubinden. Für das Vorbild klassischer Theorie berief 
sie sich auf Sraffas Einleitung zur Ricardo Ausgabe. Eine Wachstumstheorie 
in keynesianischer Perspektive war durch Harrod in Towards a Dynamic Eco­
nomics angeregt worden (Harrod 1948). Harrod hatte einerseits das natürliche 
Wachstum der Bevölkerung, vermehrt um das Wachstum der Produktivität, 
also zunehmende Geschicklichkeit und produktivitätssteigernde Erfindungen, 
beschrieben, andererseits die Autonomie der Kapitalakkumulation. Kapazi-
tätserweiternde Investitionen haben über den Multiplikator einen Beschäfti-
gungseffekt. Ein Wachstumsgleichgewicht setzt voraus, dass die Investitionen, 
die sich bei Harrod nach dem erwarteten Zuwachs von Output und Produktion 
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richten, der Ersparnis gleichbleiben, die Produktion und Einkommen propor
tional ist. Wird diese Beziehung über die Zeit hinweg aufrechterhalten, ent-
steht ein „befriedigendes“ Wachstum, aber es ist instabil, weil Überinvestitio-
nen zur Beschleunigung und damit zu einem Abweichen von der befriedigen-
den Wachstumsrate führen und umgekehrt Abschwächungen der Investitionen 
zur Krise. Aber, selbst wenn die Kapitalakkumulation stetig verläuft, folgt sie 
nicht notwendigerweise dem natürlichen Wachstumspotential. Im selben Jahr, 
in dem Joan Robinsons Buch erschien, publizierte Solow sein allbekanntes 
Wachstumsmodell, das beide Instabilitäten durch die Annahme einer Produk-
tionsfunktion mit hinreichender Substitutionselastizität beseitigt: flexible 
Faktorpreise führen zur Vollbeschäftigung der Faktoren, und dank den Substi-
tutionsmöglichkeiten kann sich das Wachstum des Kapitals, das aus dem 
Sparprozess hervorgeht, an das der Bevölkerung, vermehrt um den techni-
schen Fortschritt, anpassen. Kaldor sah die Chance – und suchte dies mit einer 
Abfolge von immer komplexeren Modellen zu belegen – dass die Investitio-
nen einem Vollbeschäftigungspotential folgen und dass auch ohne die Substi-
tutionsmöglichkeiten einer Produktionsfunktion ein in gewissen Grenzen sta-
biler Pfad verfolgt wird, weil eine Erhöhung der Investitionsquote zu einer 
Veränderung der bei Harrod rigide vorgegebenen Sparquote führt (Kaldor 
1955): eine höhere oder niedrigere Investitionsquote bringt höhere oder nied-
rigere Gewinne über einen durch die Einkommensverteilung vermittelten 
Multiplikatorprozess mit sich, und da die Ersparnis hauptsächlich aus Gewin-
nen erfolgt, passt sich die Sparquote an. In einer Reihe von Aufsätzen hatte 
Joan Robinson im Anschluss an ihr Buch den Kaldor’schen Gedanken einfach 
und transparent ausgestaltet; im Buch selbst ist der Gedanke auch angelegt, 
aber nicht ebenso leicht zu isolieren. 

Während Solow und Kaldor mit Aggregaten operieren, versucht Joan Ro-
binson im Buch eine genauere mikroökonomische Analyse des technischen 
Fortschritts, und diese macht ihren originellen und umstrittenen Beitrag zur 
Begründung der Wachstumstheorie aus. Um ihn zu verstehen, gehen wir von 
der Beschreibung und Bewertung der Produktionstechniken in der langen 
Frist aus, die wir bei Sraffa finden. Zumindest nach Garegnani sind Sraffas 
Preise der langen Frist im Sinne des Gegensatzes von natürlichen und Markt-
preisen in der klassischen Tradition zu verstehen – ein Gegensatz, der zwar 
schon älter ist, sich aber am Anfang des Wealth of Nations von Adam Smith 
besonders deutlich herausgearbeitet findet. Die langfristigen Preise sind durch 
die Kosten, einschließlich Normalgewinn, gemäß allgemeiner Profitrate, be-
stimmt, und die Markpreise gravitieren zu diesen. Die Gravitationsmetapher 
war Newtons Physik entnommen. Die Abweichung der Marktpreise von den 
Produktionspreisen konnte erheblich sein, wie Smith anekdotisch belegte, 
wenn etwa eine besondere Knappheit wie in Kriegszeiten herrschte. Klassi-
sche Autoren wie de Quincey hoben hervor, dass Marktpreise und Preise der 
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langen Frist in besonderen Fällen zusammenfallen konnten, etwa beim Hand-
werk, wenn Nachfrage und Produktion sich gleichmäßig entwickelten, wäh-
rend bei landwirtschaftlichen Produkten starke Schwankungen der Markt-
preise zu erwarten waren (Schefold 1981). Ungeachtet vorübergehend mögli-
cher großer Abweichungen der Marktpreise von den Produktionspreisen und 
des aktuellen Gewinns von Marktgewinn sollten also die Marktpreise zu den 
langfristigen Preisen streben. Von Ricardo und in der Neoklassik bis etwa 
1930 wurde dabei eine tendenzielle Übereinstimmung von Profitrate und 
Zinssatz angenommen, und der erstere Begriff verschwand zunehmend aus 
der Diskussion. Smith war noch überzeugt, dass Geldzins- und Profitrate je 
nach Land erheblich differieren konnten. Bei Keynes ist die Profitrate nicht zu 
finden. Preise – aber nicht das Geldniveau – sind marshallianisch bestimmt, 
soweit sie nicht spekulativen Einflüssen unterliegen, und später tauchen bei 
ihm Vollkostenpreise und administrierte Preise auf.

Schon im einleitenden Kapitel von The Accumulation of Capital kritisiert 
Joan Robinson den Gleichgewichtsbegriff. Er ist bei ihr nicht aus der älteren 
Analogie des Gleichgewichts der Kräfte hervorgegangen, wie Marx es sah. 
Wenn zwei Gruppen von Kindern an einem Seil ziehen und ungefähr gleich 
stark sind, wird man dies daran erkennen, dass das Seil straff gespannt ist und 
seine Mittelmarke sich wenig bewegt. Wo diese aber beim Hin- und Herwo-
gen der Ziehenden stehen bleibt, weiß man nicht, und das Schwanken wird 
auch nie ganz aufhören, bis das Spiel endet. Die Kräfte bedeuten bei Marx 
Angebot und Nachfrage; die Ruhelage wird durch etwas anderes bestimmt, 
nämlich den Wert. Böhm-Bawerk wandte gegen Marx ein, dass die Ruhelage 
durchaus von Angebot und Nachfrage bestimmt sein konnte, wenn zumindest 
eine der beiden Kräfte von der Höhe des Preises abhängig war. Er illustrierte 
diese Möglichkeit mithilfe eines Luftballons, bei dem die Auftriebskraft und 
die Schwerkraft einander entgegenwirken. Aber das Gleichgewicht beider ist 
nicht indifferent: Der Ballon steigt, bis die Auftriebskraft der Schwerkraft 
gleich ist, weil der Luftdruck mit der Höhe abnimmt (Böhm-Bawerk 1896, 
S. 113–115).

Joan Robinson scheint diese Analogie nicht gekannt zu haben. Ihr Bild des 
Gleichgewichts ist das übliche, die Waage, die, gegeben die Gewichte, nur 
einen Ruhepunkt kennt, aber sofort schwankt, wenn man sie berührt. Das sei 
aber keine sinnvolle Analogie für die reale Wirtschaft, meinte Robinson, weil 
sich die Bedingungen ständig ändern, weil die Bedingungen selbst von Erwar-
tungen abhängig sind und diese Erwartungen wiederum vom Preis beeinflusst 
werden. Das veranschaulichte sie nicht anhand der Güter-, sondern der Wert-
papierpreise und verwies auf die keynesianische Theorie der Spekulation 
(Robinson 1969 [1956], S. 58–59). Eine Wirtschaft konnte stärker oder 
schwächer bewegt sein; für den Zustand der Ruhe verwendete sie den Aus-
druck „tranquility“ (Robinson 1969 [1956], S. 59); sie sprach auch von „har-
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mony“, und von „lucidity“, wenn die Marktbedingungen allen Teilnehmern 
bekannt sind.

Sie entwickelte nun eine Theorie der „normalen Preise“, damit Marshalls 
Begriff aufgreifend, die in einem Zustand ruhiger und gleichmäßiger Ent-
wicklung im Prinzip herrschen, wenn Zinssatz und Profitrate stabil bleiben 
und die Techniken diesen Größen angepasst sind, sodass auch die Erwartun-
gen stabil bleiben können, weil nicht unversehens neue Produktionsmöglich-
keiten auftreten, bestehende Ausrüstungen obsolet werden oder exogene Fak-
toren auf die Erwartungsbildung einwirken. Das schien den Gleichgewichts-
begriff bis zur Unbrauchbarkeit einzuschränken. Tatsächlich warnt sie, man 
dürfe auch nicht sagen, dass normale Preise eine Lage darstellten, zu der die 
wirklichen Preise hinstrebten, denn der Anpassungsprozess werde durch In-
vestitionen vorangetrieben, beeinflusse damit die Faktorpreise und verändere 
die normale Lage selbst (Robinson 1969 [1956], S. 356).

Der Begriff der normalen Preise baute auch bei ihr auf den Produktionskos-
ten auf (Robinson 1969 [1956], S. 183) und bestand aus den direkten Kosten 
zuzüglich eines Bruttogewinns als „due share of overhead cost, amortisation 
and profit at the ruling rate on the capital invested, when plant is being worked 
at normal capacity.“ (Robinson 1956, S. 185). Hier verwies sie dann auch auf 
die Vollkostentheorie der Preise, die bei normaler Kapazitätsauslastung gelten 
(Robinson 1969 [1956], S. 186). Später radikalisierte sie ihre Position, aber 
im Buch wird ein Zusammenhang zwischen dem Goldenen Zeitalter, in dem 
dank der ruhigen Entwicklung die normalen Preise tatsächlich vorherrschen, 
und realen Wirtschaften noch zugestanden: „This does not mean that all our 
elaborate analyses of Golden Ages and quasi-Golden Ages has been a waste 
of time, for the long-period influences which we have been considering are 
working themselves out through the fog of uncertainty in which short-period 
situations develop, though they cannot be seen with any great precision.“ (Ro­
binson 1969 [1956], S. 192). Eine Brücke zwischen der abstrakten Vorstellung 
und der Anwendung bildet der Begriff der subjektiv-normalen Preise, die ein 
Unternehmen in der Absicht verlangt, bei Vollbeschäftigung einen Normalge-
winn zu erreichen.

1962 veröffentlichte Joan Robinson unter dem Titel Essays in the Theory of 
Economic Growth eine Reihe von Aufsätzen, die sie als Einführung zu ihrem 
Buch über die Kapitalakkumulation betrachtete (Robinson 1968 [1962]). Aber 
die Aufsätze führten auch weiter und enthielten eine Darstellung des Wachs-
tumsgleichgewichts für ein Goldenes Zeitalter, das sie damit doch als charak-
teristisch für die realen Verhältnisse ansah. Einerseits ist die Profitrate be-
stimmt durch die Akkumulationsbereitschaft der Unternehmer. Mit den Inves-
titionen steigen durch den Multiplikatorprozess die Gewinne, weil die Bezie-
her der Gewinne eine höhere Sparneigung haben als die Lohnempfänger. In 
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einem Wachstumsgleichgewicht sind, wenn wir das Sparen aus Löhnen ver-
nachlässigen, die Gewinne den Investitionen proportional, denn je mehr die 
Kapitalseite ausgibt, desto mehr wird sie einnehmen, wie das zuvor von Kal-
dor, Kalecki, Marx und sogar schon von Merkantilisten wie Steuart bemerkt 
wurde. Im Wachstumsgleichgewicht können beide Seiten der Gleichung auf 
das Kapital bezogen werden; dann ergibt sich, dass die Gewinnrate der 
Wachstumsrate proportional ist. Mindestens so alt ist die Vorstellung, dass die 
Akkumulationsbereitschaft mit der Gewinnrate zunimmt, jedoch mit abneh-
mender Tendenz. Im relevanten Schnittpunkt der beiden Kurven, im Wachs-
tumsgleichgewicht, ist das Wachstum gerade so hoch, dass es Gewinne nach 
sich zieht, die diese Akkumulationsbereitschaft rechtfertigen (Robinson 1968 
[1962], S. 48). Im gleichen Jahr veröffentlichte Luigi Pasinetti ein Modell, in 
dem das Sparen der Arbeiter zur Akkumulation eines ihnen gehörigen Kapi-
talstocks führte (Pasinetti 1961–62). Im gleichschrittigen Wachstum ergab 
sich, dass die Einkommensverteilung vom Sparen aus Gewinnen abhing, weil 
die Ersparnisse der Arbeiter gerade ihrem Gewinneinkommen aus dem ihnen 
gehörenden Kapitalanteil entsprachen. Joan Robinson sprach nun von einer 
„anglo-italienischen“ Theorie der Einkommensverteilung: die Profirate be-
stimmte die Lohnrate, und aus der bei Sraffa abgeleiteten Lohnkurve sollte 
der Reallohn folgen.

1960 war Sraffa’s Production of Commodities by Means of Commodities 
erschienen, als Prelude to A Critique of Economic Theory, und Joan Robin-
son, die von Sraffa auf das Erscheinen dieser Publikation nicht vorbereitet 
worden war, begegnete dem Buch zuerst im Schaufenster eines Buchladens in 
Cambridge – eine ungeheure Überraschung, denn Sraffa schien das Publizie-
ren aufgegeben zu haben, und eine Kränkung, denn der Freund hatte ihr nichts 
verraten. Wie Sraffa auf diese Publikation über die Jahrzehnte hinarbeitete, ist 
allmählich bekannt geworden; in meiner ersten Cambridger Zeit wusste man 
darüber noch fast nichts. Amartya Sen berichtet, wie er im Geheimen als eine 
Art Teststudent ausgewählt worden war, um den letzten Entwurf des Buchs in 
Sraffas Zimmer, unter dessen Augen, zu lesen – Sraffa spähte, ob des brillan-
ten Studenten Minenspiel Verständnis oder Verlegenheit verriet (Sen 2022, 
S. 351). Auch Dennis Robertson durfte den Text über Nacht lesen. Wie Sraffa 
in einem Brief an Mattioli berichtete, gab Robertson tags darauf das Buch 
grinsend zurück mit der Bemerkung: „A wicked book. Ought to be burnt!“ 
Sraffa schrieb dem Freund, das sei nicht allzu ernst zu nehmen, und als Ro-
bertson hinzufügte, das Buch sei unmoralisch, Neo-Ricardianisch und Neo-
Marxistisch, war Sraffa nicht unzufrieden: „La cosa è piuttosto soddisfacente, 
in confronto al „So what?“ che temevo e un po’ temo ancora“ (Sraffa 2017, 
S. 123–124).

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-59638-6 | Generated on 2025-11-09 16:24:24



174	 Bertram Schefold

Offenbar sollte vor allem Joan Robinson von der bevorstehenden Publika-
tion nichts erfahren, während E. A. G. Robinson mehr aus administrativen, 
Maurice Dobb aus inhaltlichen Gründen das Manuskript zu sehen bekamen 
(Sraffa 2017, S. 109 und S. 112). Sraffa mochte befürchten, dass Joan Robin-
son mit ihrer Fähigkeit, Grundgedanken rasch aufzugreifen, sie im eigenen 
Rahmen verwenden würde, und ganz besonders mochte er fürchten, dass sie 
die Möglichkeit des für den Neoklassiker paradoxalen Verhaltens der Kapital-
intensität bei Veränderung der Einkommensverteilung veröffentlichen und die 
Wirksamkeit des Arguments verwässern könnte. Der paradoxale Effekt war 
nämlich in The Accumulation of Capital beiläufig erwähnt, aber mit einem 
Scherz für Eingeweihte als ein „Ruth-Cohen-Curiosum“ abgetan worden (Ro­
binson 1969 [1956], S. 109), was Sraffa geärgert und beunruhigt haben soll. 
Tatsächlich verhielt sich Joan Robinson in der anschließenden kapitaltheoreti-
schen Debatte ambivalent. Es war ein Triumph, wenn Samuelsons Versuch, 
die Neoklassik und insbesondere die Produktionsfunktion durch eine „surro-
gate production function“ zu retten, daran scheiterte, dass er die Paradoxa 
nicht hatte ausschließen können (Samuelson 1962). Andererseits hielt sie an 
der Kritik der Gelichgewichtstheorie fest, erweiterte sie sogar, indem sie for-
derte, dass man den historischen Prozess abzubilden habe, wenn man Rele-
vantes über die Wirklichkeit aussagen wolle, während das Gleichgewicht nur 
in einer „logischen Zeit“ einen Sinn habe, wie sie das in The Accumulation of 
Capital festgehalten hatte, und dieses Argument wurde auch gegen Sraffa 
verwendet.

Aus den komplexen Kontroversen greife ich ihre Auseinandersetzung mit 
Garegnani heraus. Garegnani hatte in einem Aufsatz mit langer Vorgeschichte 
(Garegnani 1983) die kapitaltheoretische Kritik auf die keynesianische Inves-
titionstheorie angewandt. Es ging darum zu zeigen, weshalb der Zins sich 
nicht so einstellt, dass über die zinselastische Investitionsfunktion Vollbe-
schäftigung erreicht wird. Keynes habe der Theorie der Neoklassik – der Zins 
bringt Sparen und Investieren ins Gleichgewicht – nur entgegengehalten, dass 
der Zins durch die Liquiditätspräferenz bestimmt werde; er hätte die Zinsab-
hängigkeit der Investitionen selbst kritisieren müssen, statt „nur“ eine positive 
Theorie des Zinses über die Liquiditätspräferenz einzuführen. Garegnani war 
also der Ansicht, die interne Kritik sei mindestens so wichtig wie die Bereit-
stellung einer theoretischen Alternative. In einem Addendum wird dies näher 
ausgeführt: „The conditions in which a fall of (Profitrate/Zinssatz – BS) re-
sults in a relative cheapening of the less capital-intensive productive processes 
do not seem to be any less plausible than those in which the opposite would 
be true.“ (Garegnani 1983, S. 65). Diese Vermutung unterhöhle die Grund-
lage, auf der die Erklärung der Verteilung durch Angebot und Nachfrage be-
ruhe. Wenn die Erhöhung des Zinssatzes als Preises des Kapitals zu einer er-
höhten Nachfrage nach Kapital von Seiten der Unternehmen führt, kann das 
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Gleichgewicht auf dem Kapitalmarkt nicht stabil sein. Das will Garegnani 
zeigen, indem er den in diesem Fall versagenden Gleichgewichtsprozess dar-
stellt. Es sei also das physische Kapital, gemessen in den langfristigen Preisen 
bei einem gewählten Preisstandard, gegeben. Wenn nun – wir können hinzu-
fügen, gemäß der Fragestellung, die schon Hayek und Keynes debattiert hat-
ten – aus einem exogenen Anlass die Ersparnis zu- und der Konsum abnimmt, 
muss der Zinssatz gemäß der Theorie der Präferenzen fallen. Dies sollte zu 
einer vermehrten Kapitalnachfrage führen, durch die die gestiegene Ersparnis 
absorbiert wird, also auch die Beschäftigung steigt. Aber wenn der perverse 
Fall vorliegt, wird die Kapitalnachfrage mit dem fallenden Zinssatz selbst 
fallen, und die Wirtschaft entfernt sich nach der durch erhöhte Ersparnis aus-
gelösten Störung noch weiter vom Gleichgewicht, weil die Ersparnis zunimmt, 
aber die Kapitalnachfrage fällt. Garegnani bemerkt, dass auch der Arbeits-
markt ins Ungleichgewicht geraten wird; aus der gestörten Vollbeschäftigung 
wird eine Krise. Wir interpretieren, das österreichische Argument gegen 
Keynes schien widerlegt, ohne die monetäre Theorie zu bemühen. 

Statt den Gedankengang willkommen zu heißen, schrieb Joan Robinson in 
einem kurzen Kommentar zu Garegnani (Robinson 1983), Keynes habe die 
Gleichheit von Investition und Ersparnis unabhängig vom Zinssatz behauptet, 
weil die Investition die adäquate Ersparnis über die Wirkung der Ausgaben 
auf Produktion und Einkommen hervorrufe. Mit der Verlagerung des Beschäf-
tigungsproblems in die lange Frist war sie nicht einverstanden, weil ihr die 
Anwendung der Theorie der Preise der langen Frist suspekt geworden war, 
was sie im gegebenen Kontext an der Problematik des Begriffs Profitrate fest-
machte. Sie schließt: „In Garegnani’s conclusions the conception of the long 
period, in particular of the normal rate of profit on capital, is not easy to grasp. 
Does he mean what the rate of profit on capital will be in the future or what it 
has been in the past or does it float above historical time as a Platonic Idea?“ 
Sie lehnte es also ab, die Sraffa’sche Preistheorie mit Keynes zu verbinden. In 
seiner im Vergleich zu Joan Robinsons kurzer Intervention langen Antwort 
geht Garegnani auf die Gravitation der Preise bis zur Bildung einer normalen 
Profitrate ein und antwortet mit wirkungsvoller Rhetorik: „It is a pity that 
Joan Robinson’s list of temporal locations has left out the present: Because it 
is in the ‚present‘ that the ‚normal‘ rate of profit has always been firmly loca-
ted“ (Garegnani 1983, S. 76 f.). 

Man muss wohl feststellen, dass eine befriedigende Integration der keynesi-
anischen Theorie mit der Erneuerung der klassischen Theorie durch Sraffa bis 
heute nicht gelungen ist, aber das mag daran liegen, dass die Kritik der Sraffa-
Schule selbst einer Revision bedarf. Bei seinem Argument geht Garegnani 
davon aus, dass eine Erhöhung der Kapitalintensität ebenso plausibel sei wie 
eine Senkung, wenn der Zinssatz erhöht wird. Das ist zumindest nach meinen 
neueren Ergebnissen der kapitaltheoretischen Forschung nicht richtig; die ka-
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pitaltheoretischen Paradoxa existieren zwar, doch sind sie selten und die 
Wahrscheinlichkeit ihres Auftretens nimmt mit zunehmender Größe der Sys-
teme ab. Joan Robinsons ging – unabhängig von dieser Antikritik – schließ-
lich so weit, von der „unimportance of reswitching“ zu sprechen (Robinson 
1979, S. 76–89) und beharrte auf ihrer Kritik des Gleichgewichts als dem 
entscheidenden Einwand gegen die Neoklassik. Ihr Glaube an ökonomische 
Theorie schwand dahin, wie Millmow (2003) es schildert. Ich meine dagegen, 
es müsse die Sraffa’sche Kritik nicht aufgegeben, sondern modifiziert werden, 
da sich herausgestellt hat, dass Reswitching und Reverse Capital Deepening 
kaum vorkommen (Schefold 2023b), aber die Substitutionsmöglichkeiten so 
begrenzt sind, dass die neoklassischen Stabilisierungsmechanismen durch 
Änderungen der Einkommensverteilung infrage gestellt werden (Schefold 
2023b).

5. Lehrbücher und Nachwirkung

Wir haben Joan Robinsons großes Lehrbuch, verfasst mit John Eatwell, 
schon eingangs erwähnt und seinen nur mäßigen Erfolg vermerkt. Es gibt da-
neben andere, vielleicht geglücktere Versuche. Vermutlich sind Joan Robin-
sons Exercises in Economic Analysis (Robinson 1960) heute nur noch wenigen 
bekannt. Als Doktorand benutzte ich die immerhin sechste Auflage von 1971. 
Das Buch verkörpert die Vorstellung von ökonomischer Theoriebildung in 
Cambridge jener Zeit; es trainiert „Armchair Economics“. Gelehrt wird, wie 
man mit verbalen Modellen, gestützt auf höchstens ganz einfache Formeln 
mit klug ausgedachten graphischen Darstellungen an den großen Problemen 
der ökonomischen Theorie arbeiten kann. Einleitend wird ermahnt, sich zu 
überlegen, in welcher Zeitperiode – kurz, mittel, lang, säkular – die Fragestel-
lung behandelt werden soll, welche Größen messbar sind, wie die Maße aus-
gedrückt werden können und wie, von den Dingen zu ihrem Zusammenhang 
übergehend, das unmittelbare Verhältnis des Menschen zur Natur von den 
gesellschaftlichen Bedingungen unterschieden werden kann. Erst wird die 
Produktion beschrieben, mit Land und Arbeit und unter dem Gesetz der fal-
lenden Erträge, dann wird die Produktionsfunktion eingeführt und nach der 
Planung der Investitionen gefragt. Es folgen die effektive Nachfrage und die 
kapitalistische Entwicklung, internationaler Handel und schließlich ein Rück-
blick auf marshallianische Theorie. Die Probleme werden in einer nachvoll-
ziehbaren Folge aneinandergehängt, aber die Lösungen werden nur angedeutet 
und müssen, zweckmäßig in einer Gruppe von Studierenden, erarbeitet wer-
den. Die Diagramme werden beschrieben, sie werden beim Lesen entwickelt, 
erscheinen aber nicht im Buch selbst. Hat man sich vertan und ist keine ver-
nünftige Zeichnung zustande gekommen, muss man in anderen Lehrbüchern 
suchen, bis man das richtige findet.
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Ich skizziere ein einziges Beispiel, das ich selbst einst lehrreich fand und 
mit dem ich glaube, über viele Jahre hinweg in den Vorlesungen einen gewis-
sen didaktischen Erfolg erzielt zu haben. Es handelt sich um die Geschichte 
von den armen und den reichen Bauern. Joan Robinson stellt die Sache abs-
trakter dar, aber man kann etwa an die armen Indianer auf ihren Terrassen an 
den Berghängen Boliviens denken, die auf die reichen Ländereien im Tal und 
die Plantagenbesitzer europäischer Abkunft hinunterblicken. Bei Werner 
Sombart 1888 sind die reichen Länder in der römischen Campagna, bebaut 
von Pächtern des römischen Adels, und die armen Bauern betreiben Subsis-
tenzwirtschaft an den Hängen des Apennin oder sie sind wandernde Hirten. In 
der abstrakten Darstellung sind das gute und das schlechte Land je durch eine 
linear-homogene Produktionsfunktion in Abhängigkeit von Land und Arbeit 
charakterisiert, und das bessere Land zeichnet sich durch ein höheres Maxi-
mum des Durchschnittsprodukts aus. Bei Joan Robinson heißt Subsistenzwirt-
schaft, dass die Familien der armen Bauern infolge des Bevölkerungsdrucks 
ihre kleinen Parzellen bis zum Äußersten ausschöpfen, gegeben einfachste 
Produktionsmittel, und das bedeutet, formal gesprochen, dass ihr Grenzpro-
dukt null erreicht. Ihr zugehöriges Durchschnittsprodukt entspricht den Sub-
sistenzbedürfnissen, also dem Reallohn im Sinne der klassischen Tradition 
oder dem notwendigen Lohn bei Karl Marx. Da der Bevölkerungsdruck groß 
ist, verdingen sich die armen Bauern bei den reichen als Lohnarbeiter; ihr 
Durchschnittsprodukt – gemessen wird die Produktion im als homogen ange-
nommenen landwirtschaftlichen Erzeugnis, also in „Korn“  – wird damit zu 
den Kosten, die bei den reichen Bauern bei der Beschäftigung der armen 
Bauern pro Arbeitseinheit anfallen. Nun ist es natürlich optimal, arme Bauern 
einzustellen, bis das Grenzprodukt derselben auf dem besseren Land diesen 
Lohnkosten entspricht. Ist dies der Fall, wird dadurch das Beschäftigungs
volumen definiert. Das Gesamtprodukt auf dem besseren Land ist das zugehö-
rige Durchschnittsprodukt multipliziert mit dem Beschäftigungsvolumen, und 
das Gesamtprodukt abzüglich der Löhne stellt die Rente der reichen Bauern 
dar, die, wenn sie groß genug ist, diesen ein arbeitsloses Einkommen ermög-
licht.

Das Diagramm zu zeichnen sei im Sinne Joan Robinsons den Lesern über-
lassen. Ihr Ziel wäre damit erreicht. Es lehrt, die Begriffe von Grenz- und 
Durchschnittsprodukt zu unterscheiden, und zu erkennen, dass Optimierung 
nicht auf rein kapitalistische Verhältnisse beschränkt ist, dass also der Kur-
venapparat auf gesellschaftliche Verhältnisse verschiedener Art angewendet 
werden kann. Über Jahrzehnte habe ich das didaktische Instrument in diesem 
Sinne benutzt. Heute möchte ich hinzufügen, was man von Sombart darüber 
hinaus lernen kann. Der römische Adel ist zu seiner Zeit – kurz nach der Eini-
gung Italiens – noch so sehr von der Produktion abgehoben, dass er die Ein-
stellung der Pächter nicht selbst organisiert, sondern dies reichen römischen 
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Bürgern überlässt, die einen erheblichen Gewinn aus der Vermittlung ziehen. 
Dazu muss die Ausbeutung der Armen einen hohen Grad erreichen. Die ar-
men Bauern werden von anderen Mittelsmännern in den Bergen eingesam-
melt, die sie für eine ganze Erntesaison verpflichten, die dazu zum Unterhalt 
der zurückbleibenden Familien Vorschüsse zahlen und damit die armen Bau-
ern in eine Art Schuldknechtschaft versetzen, denn der Lohn, den sie am Ende 
der Saison erhalten werden, ist zum größten Teil bereits verpfändet. Schuld-
knechtschaft kann aber auch bei den Pächtern in größerem Stil gegenüber den 
Eigentümern in der Stadt oder deren bürgerlichen Repräsentanten eintreten, 
wenn es ihnen in schlechten Jahren nicht gelingt, die Pacht zu erwirtschaften. 
So entstehen quasi-feudale Abhängigkeiten, obwohl der Feudalismus im 
Sinne der Leibeigenschaft längst abgeschafft ist. Solche Schuldverhältnisse 
mögen erklären, weshalb marxistische Ökonomen beim alten China zwischen 
der Hanperiode und dem 19. Jahrhundert von feudalen Verhältnissen spra-
chen, obwohl es Leibeigenschaft und Sklaverei kaum gab; moderne Ökono-
men betonen, dass es sich um Marktverhältnisse handelte (Long/Yi 2023). 
Aber es gab – das Ausmaß ist strittig – Verschuldung und Schuldknechtschaft. 
Die alte chinesische Gesetzgebung spiegelt das Problem. Wer verschuldet ist, 
muss dem Gläubiger unbezahlte Dienste leisten, um nicht wegen der Rück-
stände in den Bankrott getrieben zu werden. Diese Abhängigkeit suchte man 
nicht zivil-, sondern strafrechtlich zu begrenzen. Schwere Sanktionen waren 
vorgesehen, wenn sich ein Wucherer an der Familie verging. Solche Gesetze 
gab es nur, weil sie zuweilen nötig waren (Schefold 2023a).

Es sind derartige historische und aktuelle Probleme der Wirtschaftsentwick-
lung, zu deren Behandlung Joan Robinson ertüchtigen wollte, aber es lag ihr 
fern, das Urteil vorwegzunehmen, ob im konkreten Fall die Rationalität der 
Marktverhältnisse überwog, ob Verträge nach fairen Regeln abgeschlossen 
und auch eingehalten wurden, oder ob Korruption endemisch war. Für die 
Chinesen ist dies heute keine rein akademische Frage, denn an ihrer Beant-
wortung hängt zu einem guten Teil die Legitimierung der Revolution durch 
die Partei.

Im Lehrbuch von Robinson und Eatwell wird in Diagramme zu Land und 
Arbeit beschreibend eingeführt wie in den Exercises – immerhin werden die 
graphischen Darstellungen nun nachgeschoben. Der Stil ist karg, zuweilen 
apodiktisch, und keinerlei l’art pour l’art scheint in der formalen Darstellung 
erlaubt. Beispielsweise gehört zur Behandlung der effektiven Nachfrage und 
des Keynesianismus die Darstellung sowohl des Multiplikators wie des Akze-
lerators, und natürlich können die beiden Prinzipien auch miteinander verbun-
den werden, aber dass wie in Samuelsons Modell verschiedene Schwin-
gungstypen herauskommen, wird nicht weiter ausgestaltet. Das gilt entspre-
chend auch für Sraffa und die Warenproduktion mittels Waren. Wer in diesem 
Lehrbuch eine breite und tiefe Rezeption der Sraffa’schen Preistheorie erwar-
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tet, vielleicht auf Anregungen zu ihrer Fortentwicklung hofft, wird enttäuscht. 
Das Modell wird nur in seiner Grundstruktur dargestellt, die Standardware 
wird erklärt, aber es gibt keine Hinzufügungen im Sinne der angewandten 
Theorie oder der Kritik des Kapitalbegriffs. 

Dagegen nimmt Joan Robinson ihre alten Überlegungen zur Theorie der 
unvollkommenen Konkurrenz wieder auf und variiert und modernisiert sie 
didaktisch geschickt. Es wird dabei auch die Verbindung zur Theorie der ef-
fektiven Nachfrage hergestellt. Nach dem Vollkostenprinzip gibt es bei un-
vollkommener Konkurrenz häufig eine stabile Marge, die auf die direkten 
Kosten aufgeschlagen wird, durch die fixe Kosten, Amortisation und Normal-
gewinn berücksichtigt werden; es schwanken die Mengen eher als die Preise. 
Beim Monopol gilt die Cournot’sche Lösung nur als Referenzfall. Nur selten 
wagen es die Monopolisten, sie zu realisieren und den Preis so stark anzuhe-
ben, dass die Preiselastizität über eins steigt, wie des Cournots Lösung impli-
ziert. Der „faule“ Monopolist, wie das Lehrbuch sich ausdrückt, verschafft 
sich bei einem niedrigeren als dem theoretisch optimalen Preis einen Spiel-
raum, um sich nicht öffentlicher Kritik und der Gefahr eines Markteintritts 
möglicher Rivalen auszusetzen. Die traditionelle Gleichsetzung von Grenz
erlös und Grenzkosten wird relativiert.

Ein anderer Aspekt des Lehrbuchs, den ich als positiv empfand, als es neu 
war, bestand in der nüchternen Auseinandersetzung mit den Funktionsproble-
men der Planwirtschaften jener Jahre. Mit den Lehrbüchern der politischen 
Ökonomie aus der Sowjetunion, verdünnt reproduziert an den Universitäten 
der DDR, war nichts anzufangen. Die pauschalen Urteile über die Ineffizienz 
der Planwirtschaft, die von westlicher Seite dem entgegengesetzt wurden, 
halfen auch nicht, das wirkliche Geschehen zu erfassen, und die Schriften 
osteuropäischer Reformökonomen waren nur schwer zu verstehen, wenn man 
mit der Wirtschaftspraxis im Osten nicht vertraut war. Kornai (1979) gelang 
es schließlich, die Struktur der Wirtschaft und die Methoden der Planung mit 
ihren charakteristischen Mängeln, der Überinvestition bei der Kapitalausstat-
tung der Industrien und der Schlangenbildung bei der Konsumgüternachfrage, 
überzeugend darzustellen. In Cambridge forschte damals Michael Ellman, der 
die Wirtschaftsentwicklung der Sowjetunion genau verfolgte (Ellman 1971). 
Vor diesem Hintergrund bot das Lehrbuch eine verständliche Einführung in 
den Problemkomplex, die heute den Jüngeren helfen könnte, einen Überblick 
über die wirtschaftlichen Konstellationen jener Jahre zu gewinnen und von 
daher die unterschiedlichen Wege zu verstehen, die in Russland und Osteu-
ropa nach der Wende, etwas früher in China mit den Reformen Dengs, einge-
schlagen wurden.

Die Hoffnungen, die Joan Robinson mit der Kulturrevolution verband, fan-
den auch ihre eher links stehenden Anhänger zumindest wunderlich. Sie sind 
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in das Lehrbuch nicht eingegangen. Die künftige Entwicklung wird als offen 
behandelt. Dass die Chinesen Anfang der 70er Jahre bereits eine andere Stra-
tegie verfolgten als die Sowjetunion, wird allerdings ausgesprochen. Der kri-
tische Begriff, den Robinson hier verwendet, ist der des politischen Bewusst-
seins. Durch dieses, also durch den Willen, zum Sozialismus zu gelangen, 
zeichne sich China aus; man wisse allerdings nicht, wie lange es sich halten 
werde.

Ich spreche in diesen Zusammenhängen von Joan Robinson als der Autorin 
des Lehrbuchs, weil ihre Überzeugungen schon aufgrund ihres viel höheren 
Alters und Erfahrung gegenüber John Eatwell von größerem Gewicht waren. 
Er stellte sich in der kapitaltheoretischen Debatte, wie wir sahen, nach Ver-
wendung des Lehrbuchs auf die Seite Garegnanis, und politisch hielt er sich 
damals stärker zurück. Wie Joan Robinson sich persönlich engagierte, ging 
aus Gesprächen hervor; ich will an eine Gesprächssituation erinnern. Auf die 
Frage nach dem politischen Bewusstsein der Chinesen erzählte sie von einer 
Konfrontation streitender Arbeiter und des Militärs, deren Zeugin sie gewesen 
sei. Das Militär wollte die Arbeiter zurückdrängen, diese aber seien weder 
davongelaufen, noch hätten sie zu Steinen gegriffen, sondern sie hätten einen 
Block gebildet und immer wieder im Chor auf chinesisch gerufen, was Joan 
Robinson als „Use reason, not force!“ wiedergab. Da sei der Andrang des 
Militärs zusammengebrochen. „It just collapsed!“, verkündete sie, mochte der 
Besucher es glauben oder nicht.

Ich erinnere mich nicht mehr genau, wie Joan Robinson die Umstände jener 
Episode beschrieb, aber ich erinnere mich an die zitierten Worte, und nur 
diese sind mir hier wichtig, weil es hier ja nicht um Einzelheiten der Kulturre-
volution geht, sondern um Joan Robinsons Haltung. Ihr moralischer Rigoris-
mus tritt deutlich genug in ihren kleineren Schriften hervor, die wir nicht alle 
behandeln können. In ihnen geht es um Entwicklungsprobleme oder um me-
thodische Fragen, in ihrer radikaleren Form um die Wahrhaftigkeit, mit der 
Ökonomen,die ihnen fasslichen wirtschaftlichen Einsichten vertreten sollen. 
Eine Schrift stehe dazu für mehrere: ihr Buch über Economic Philosophy. Es 
beruhte ursprünglich auf einer Vorlesungsreihe aus dem Jahre 1959, als Buch 
veröffentlicht 1962; es wurde häufig wieder aufgelegt.

Sie beginnt mit Moral und Wissenschaft. Von Freud haben wir gelernt, wie 
wir unsere Neigungen rationalisieren, von Marx, wie unsere Idee Ideologien 
entspringen, aber sie betreibt weder Psychoanalyse, noch folgt sie der Me-
thode, die Marx als die eigentlich materialistische bezeichnete, nämlich die 
Ideologien, den „falschen Schein“, aus den materiellen Gegebenheiten abzu-
leiten. Vielmehr stellt sie „Wissenschaft“ und „Metaphysik“ einander diamet-
risch gegenüber, wobei ihr Begriff von Wissenschaft nicht etwa an Marx und 
die Dialektik, sondern an Popper und die Falsifikationsmethode anknüpft. 
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Demgegenüber ist es „the hallmark of a metaphysical proposition […] that it 
is not capable of being tested“ (Robinson 1974 [1962], S. 8). Aber metaphysi-
sche Aussagen sind nicht ohne Inhalt, ein Beispiel: „Alle Menschen sind 
gleich“. Was soll diese Gleichheit verschiedener Personen heißen? Und doch 
ist der Satz eine programmatische Aussage gegen Ungleichheit. Metaphysi-
sche Sätze sind unentbehrlich in der Welt des Handelns, in der Gesellschaft. 
Metaphysische Aussagen habe nicht nur ihre politische Bedeutung, sondern 
können auch zu wissenschaftlichen Fragen führen, in denen beispielsweise 
genauere Begriffe von „Gleichheit“ untersucht werden. Hängen Begabungen 
mit Geschlecht oder Rasse zusammen? Welche Fähigkeiten sind angeboren?

Auch die Moral: Sie ist biologisch notwendig, denn ohne Egoismus kann 
das einzelne Gattungswesen nicht überleben, aber wenn es nur den Eigennutz 
gäbe, wäre gesellschaftliches Leben nicht möglich. Ist die Moral mit dem 
Smith’schen Begriff der Sympathie begründbar? Nur teilweise. Bedarf sie ei-
ner religiösen Verankerung? Wenn es Gott nicht gibt, ist keineswegs alles er-
laubt. Wir haben aber unser Pflichtgefühl, beispielsweise beweisen wir es bei 
Abstimmungen, an denen wir teilnehmen, obwohl es auf die einzelne Stimme 
nicht ankommt. „The upshot of the argument is that moral feelings are not 
derived from theology or from reason. They are a separate part of our equip-
ment, like our ability to learn to talk“ (Robinson 1974 [1962], S. 16).

Von daher nimmt sie die traditionellen Debatten der Ökonomen auf, insbe-
sondere die Auseinandersetzung zwischen Smith und Mandeville und meint, 
dass es ohne das Eigeninteresse, ja ohne die Geldgier nicht gehe, und sie 
meint dabei durchaus die moderne Gesellschaft, in der es auf das Funktionie-
ren einer bürgerlichen Moral ankommt. Der Geschäftssinn ist legitim und 
notwendig, aber er wird nur wenig bewundert; den Ökonomen fällt die Auf-
gabe zu, die bürgerliche Moral zu verteidigen.

Aber es gelingt den Ökonomen nur unzureichend, ihr System wissenschaft-
lich auszubauen und von metaphysischen Bestandteilen zu befreien. Ihre 
Schwierigkeit: „Lacking the experimental method, economists are not strictly 
enough compelled to reduce metaphysical concepts to falsifiable terms and 
cannot compel each other to agree as to what has been falsified. So, econom-
ics limps along with one foot in untested hypotheses and the other in untesta-
ble slogans.“ (Robinson 1974 [1962], S. 28).

Mit diesem Schema ist es Joan Robinson gelungen, ihre Position als Wis-
senschaftlerin und handelnde Person zu definieren. Die philosophische Tradi-
tion hat sie sehr selektiv und pragmatisch in sich aufgenommen und so umfor-
muliert, dass ihr eine Begründung ihrer doppelten Rolle gelingt: als kritische 
Wissenschaftlerin, die sich trotz ihrer grundsätzlichen Skepsis gegenüber me-
taphysischen Postulaten und trotz ihrer Zweifel an der Reichweite der Analyse 
die moralische und politische Stellungnahme zur Aufgabe macht.
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Im Buch durchmustert sie dann die Geschichte der ökonomischen Lehrmei-
nungen und prüft, was Geltung beanspruchen kann und wer sich ehrlich mit 
den Problemen auseinandergesetzt hat. Dabei spielen, wie zu erwarten, der 
Gegensatz zwischen Klassik und Neoklassik, die Gegensätze zwischen ver-
schiedenen neoklassischen Strömungen und schließlich die Entstehung 
keynesianischer Doktrinen die Hauptrollen. Am Ende scheint die Skepsis zu 
überwiegen. „Perhaps all this seems negative and destructive.“ (Robinson 
1974 [1962], S. 136). Es gehe jedoch nicht anders. „The moral problem is a 
conflict that can never be resolved. Social life will always present mankind 
with a choice of evils.“ (Robinson 1974 [1962], S. 137). Auch die Entwick-
lungstheorie spielt hier eine Rolle. Sie fragte bereits, wie heute die California 
School, was der besondere Grund für die westeuropäische kapitalistische 
Entwicklung gewesen sei, und sucht ihn darin, dass sich Westeuropa am Rand 
geschlossener Kulturen befunde habe, sodass mehr Spielraum bestand, neue 
Techniken zu erproben, durch die gegebene gesellschaftliche Strukturen auf-
gebrochen wurden. Darin bestand das historische Verdienst des Kapitalismus. 
„As we see nowadays in south-east Asia or in the Caribbean, the misery of 
being exploited by capitalists is nothing compared to the misery of not being 
exploited at all.“ (Robinson 1974 [1962], S. 46).

Ich habe hier versucht, Joan Robinson darzustellen, wie sie mir als Wissen-
schaftlerin und Charakter erschien und hoffe gezeigt zu haben, dass sich das-
selbe Bild aus ihren Schriften ergibt, dass es ihr also gelang, sich in ihrem 
Werk zu verwirklichen, und zwar in solchem Grade, dass man noch nach Ge-
nerationen daran nicht so leicht wird vorbeigehen können.
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Cläre Tisch (1907–1941)  – Leben und Werk 

Von Hans A. Frambach, Wuppertal*

I. Einleitung

Cläre Tisch wurde am 14.1.1907 in Elberfeld geboren, am 10.11.1941 nach 
Minsk deportiert und dort wahrscheinlich ermordet. 

Cläre Tisch war Studentin von Joseph A. Schumpeter zu dessen Bonner 
Zeit. Er begleitete sie während der Promotion zum Thema Wirtschaftsrech­
nung und Verteilung im zentralistisch organisierten sozialistischen Gemein­
wesen, die sie im Sommer 1931 abschloss. In den nächsten zweieinhalb Jahren 
arbeitete sie an zwei Studien zu Kartellfragen in der Zeit der Weimarer Repu-
blik, die beide 1934 als Bände 1 und 3 in der von Herbert v. Beckerath heraus-
gegebenen Reihe Industriewirtschaftliche Untersuchungen im Verlag Vittorio 
Klostermann, Frankfurt  a. M., veröffentlicht wurden. Während die durchaus 
beachtete Dissertationsschrift als ihre bedeutendste wissenschaftliche Leis-
tung gilt und u. a. dazu führte, sie als eine Vertreterin der Vorläufer des neo­
klassischen Sozialismus einzuordnen, beschäftigt sich der vorliegende Beitrag 
ausführlicher mit den beiden bislang wenig beachteten Arbeiten zu Kartellfra-
gen. In Anbetracht ihres gesamten wissenschaftlichen Schaffens wird Cläre 
Tisch daher weniger als eine dem Sozialismus zugewandte Ökonomin wahr-
genommen, sondern stärker als eine in der Tradition der Österreichischen 
Schule stehende Neoklassikerin. Über die Einordnung ihrer wissenschaft
lichen Gesamtleistung hinausgehend wird anhand ihres tragischen Lebens-
wegs und insbesondere mithilfe ihrer mit Joseph Schumpeter in den Jahren 
1933−1941 geführten Briefkorrespondenz der Versuch unternommen, ein Bild 
von ihrer Person entstehen zu lassen und auch Ansatzpunkte für ein Verständ-
nis dafür zu erhalten, warum sie nicht emigrierte.

�*  Mein besonderer Dank gilt Ralf Putsch für die Überlassung seiner Materialien-
sammlung zum Leben von Cläre Tisch, die auch die von ihm initiierte und in diesem 
Beitrag verwendete Sammlung von Susanne Abeck (2013) einschließt. Weiter danke 
ich Henning Goeke und Harald Hagemann für die kritische Durchsicht des Manu-
skripts und den Harvard University Archives für die Bereitstellung der Korrespondenz 
von Cläre Tisch mit Joseph A. Schumpeter. 
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II. Biografisches

Cläre Tisch wurde am 14.1.1907 als mittlere von drei Töchtern des Ehe-
paars Leo und Adele Tisch in Elberfeld geboren und am 10.11.1941, gemein-
sam mit ihren Schwestern, Schwager und Nichte, von Elberfeld nach Minsk 
deportiert und dort aller Wahrscheinlichkeit nach ermordet. 

Die Eltern stammten aus Tarnau, einer Kleinstadt im heutigen Polen, etwa 
17 Kilometer südöstlich von Oppeln, der Hauptstadt der Woiwodschaft (Ver-
waltungsbezirk) Opole gelegen. Leo Tisch war Inhaber einer Eier-Großhand-
lung, in der Milch, Eier und Lebensmittel verkauft wurden. Das Geschäft fir-
mierte als „Eierhandlung; Import und Export“. Der als „Eier-Tisch“ bekannte 
Leo Tisch war als Vorsitzender des Bau-, des Synagogen- und des Betsaalaus-
schusses der Synagoge Elberfeld ein angesehenes Mitglied der jüdischen Ge-
meinde. Cläre Tisch wuchs in einem materiell gesicherten Umfeld auf. Dafür 
spricht nicht zuletzt der Umstand, dass sie als junges Mädchen von 1913 bis 
1920 das Lyzeum West in Elberfeld und anschließend bis zum Abitur 1926 die 
realgymnasiale Studienanstalt in Unterbarmen besuchte (Abeck 2013, S. 3 f., 
6 f.; Hagemann 1999, S. 714).

An der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität zu Bonn begann sie 
direkt nach dem Abitur ein Studium der Staatswissenschaften und Jura (Im-
matrikulation am 23.4.1926), exmatrikulierte sich jedoch zum Wintersemester 
1926/27 und zog am 26.4.1927 nach Genf, um sich an der Université de 
Genève für sciences économiques et sociales zu immatrikulieren. Bereits nach 
einem Monat verließ sie Genf und studierte im Wintersemester 1927/28 
(24.10.1927–17.3.1928) in Berlin Volkswirtschaft an der Philosophischen Fa-
kultät der Friedrich-Wilhelms-Universität, der späteren Humboldt-Universität. 
Sie kehrte nach Bonn zurück, immatrikulierte sich am 27.4.1928 für Volks-
wirtschaft und legte am 10.7.1929 die „Diplomprüfung für Volkswirte“ ab. 
Sie besuchte noch bis zum Sommersemester 1930 weitere Veranstaltungen, 
u. a. referierte sie im Mai 1930 in einem finanzwissenschaftlichen Seminar 
von Schumpeter zur Steuerüberwälzung, exmatrikulierte sich zum Sommerse-
mester 1930 und schloss am 31.7.1931 bei Schumpeter zum von ihm angera-
tenen Thema Wirtschaftsrechnung und Verteilung im zentralistisch organisier­
ten sozialistischen Gemeinwesen ihre Promotion ab. Von Spiethoff wurde 
Cläre Tisch als „Sekretärin“ eingestellt und forschte intensiv bei Herbert 
v. Beckerath, bis sie 1933 auf Druck der Nazis die Bonner Universität verlas-
sen musste; auch eine zeitweise Beschäftigung als Repetitorin konnte nicht 
aufrechterhalten werden (Hagemann 1999, S. 714). 

Ungeklärt ist, wann genau Cläre Tisch Bonn verlassen hatte. Noch am 
16.10.1933 schrieb sie einen Brief an den seit 1932 an der Harvard University 
in Cambridge, Mass. tätigen Joseph Schumpeter unter ihrer Bonner Postan-
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schrift Koblenzer Straße 77. In einem weiteren Brief vom 17.5.1934 gab sie 
als Absenderadresse Wuppertal-Elberfeld, Hermann-Göring-Straße 46 (vor-
mals Walther-Rathenau-Straße 46) an, unter der das Geschäft des Vaters fir-
mierte, der, neun Jahre nach dem Tod seiner Ehefrau, am 14.5.1932 verstarb.1 
Hier lebten auch ihre beiden Schwestern, die ältere Schwester Marie (geb. 
9.1.1904), deren Ehemann Leo Marcus (geb. 24.12.1890) und die gemein-
same Tochter Arnhild Adele (geb. 6.10.1928), sowie Cläres jüngere gehörlose 
Schwester Gerda (24.12.1914). Bis zum 1.8.1935 arbeitete Cläre Tisch als 
Stenotypistin in Köln und als Kontoristin in einem Solinger Schuhgeschäft. 
Von 1936 bis 1941 war sie bei der Zentrale für Jüdische Pflegestellen und 
Adoptionsvermittlung, Kinder- und Jugendschutz des Jüdischen Frauenver-
bands e. V., Wuppertal-Elberfeld tätig. 

Nach Erlass der „Durchführungsverordnung zur Verordnung über den Ein-
satz des jüdischen Vermögens vom 16.1.1939“ war Familie Tisch gezwungen, 
Schmuck und andere Wertgegenstände abzugeben (Wiedergutmachung Rund-
verfügung 1948), und nach dem „Gesetz über die Mietverhältnisse der Juden“ 
vom 30.4.1939 genötigt, ihre Wohnung aufzugeben und in eines der soge-
nannten Judenhäuser in Wuppertal umzuziehen. Der Absender in Cläre Tischs 
Briefen lautete nunmehr Distelbeck 21 in Wuppertal-Elberfeld (Abeck 2013, 
S. 7 f.). Im Oktober 1941 begann die Deportation von 53.000 Juden aus dem 
Reich in die Ghettos der Städte Lodz, Minsk, Kowno und Riga in den besetz-
ten osteuropäischen Staaten. Aus der Distelbeck 21 wurde auch Familie Tisch 
am 10.11.1941 nach Minsk deportiert und dort vermutlich umgebracht. Am 
8.11. schrieb Cläre Tisch noch einen Brief an Schumpeter: 

„[…] ich ließ so lange nichts von mir hören, weil die veränderte Einwanderungssi-
tuation irgendwelche Schritte und Bemühungen sinnlos machte, und weil ich Sie 
nicht unnütz bemühen und belästigen wollte. Weiß ich doch, wie sehr knapp ihre 
Zeit ist! Auch heute möchte ich Sie – die Situation ist ja unverändert – nur um Fol-
gendes bitten: Erhalten Sie mir Ihr Wohlwollen und Ihre Hilfsbereitschaft, falls 
einmal in späteren Zeiten irgendeine Hilfe möglich sein wird – und tun Sie nichts 
für mich, bevor ich Ihnen deswegen schreibe und Sie darum bitte. Ich gehe über-
morgen aus Wuppertal fort und weiß auch noch nicht, wie meine neue Adresse sein 
wird, weiß auch nicht, ob ich sie Ihnen sobald mitzuteilen Gelegenheit haben werde. 
Es ist mir eine Hoffnung für die Zukunft, in die ich jetzt gehe, zu wissen, daß ich, 
wenn einmal wieder Hilfe möglich ist, ich auf Ihre Hilfe rechnen kann.“ (Tisch an 
Schumpeter, Brief 8.11.1941)

Bei dem Transport vom 10.11.1941 handelte es sich um einen der frühen 
Transporte, in denen reichsdeutsche Juden in von Deutschland besetzte russi-
sche Gebiete verschleppt wurden. Allein im „Ghetto Minsk“ trafen zwischen 

1  Die Stadt Wuppertal entstand 1929 durch die Zusammenlegung der Orte Barmen, 
Elberfeld, Cronenberg, Ronsdorf und Vohwinkel. Die ehemalige Adresse Walther-Ra-
thenau-Straße 46 lautet heute Neumarktstraße 46.
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dem 11.11. und 5.12.1941 insgesamt sieben Transporte (darunter auch der 
„Sammeltransport“ aus dem Regierungsbezirk Düsseldorf vom 10.11.) mit 
mindestens 6.937 Juden ein (Rentrop 2011, S. 171), von denen nach heutigem 
Kenntnisstand 48 das Ghetto überlebt hatten (aus dem Wuppertaler Transport 
vom 10.11.1941 waren es vier, eine Frau und drei Männer; ebd., S. 184). 

In den Archiven des Internationalen Suchdienstes in Bad Arolsen [arolsen-
archives.org] ist die Deportationsliste der Gestapo von Düsseldorf nach Minsk 
vom 10.11.1941 erhalten (Deportationsliste 10.11.1941). In einem im Bestand 
der Wiener Library in London als Abschrift befindlichen Transportbericht 
schilderte der für die Überwachung der Deportationsfahrt zuständige Haupt-
mann der Schutzpolizei und SS-Mitglied Wilhelm Meurin unter dem Betreff 
„Evakuierung von Juden nach Minsk“ ausführlich die Begleitumstände der 
Deportation vom 10.11.1941. So heißt es: 

„Der Judentransport, umfassend 9922 Juden aus den Städten Düsseldorf, Essen und 
Wuppertal, wurde am 10.11.1941 um 10:40 Uhr vom Güterbahnhof Düsseldorf-De-
rendorf abgelassen. Die Fahrt führte über Mettmann nach Wuppertal-Steinbeck, wo 
die von dort zu evakuierenden Juden fertig verladen bereitstanden und an den Zug 
angehängt wurden.“ 

Weiter werden Umstände beschrieben, wie der Zug nach vier Tagen mit 
vielen Unterbrechungen seinen Bestimmungsort Minsk erreichte:

„Die Juden waren um diese Zeit ziemlich weich, da der Zug vielfach unbeheizt lie-
gengeblieben war und vor allem seit Einfahrt ins russische Gebiet keine Möglichkeit 
mehr gegeben war, Wasser zu fassen […].“ (Deportationsliste 10.11.1941: Wiener 
Library, Dok. 1113/1); Fleermann 2013, S. 286, 288), s. a. Der Spiegel v. 9.5.2012).

III. Wissenschaftliches Klima und Rahmenbedingungen in Bonn

Cläre Tisch verbrachte ihre Bonner Zeit von 1928–1933 als Studentin der 
Volkswirtschaftslehre, Promovendin und wissenschaftliche Assistentin/Repe-
titorin. Sie studierte bei Kapazitäten wie Joseph Schumpeter, Arthur Spiethoff, 
Herbert v. Beckerath und im Kreis von Kommilitonen wie Karl Bode, Hiroshi 
Furuutchi, Günther Harkort, Christa Hasenclever, August Lösch, Sudhir Sen, 
Hans Wolfgang Singer, Wolfgang Friedrich Stolper, Martin Wiebel und Her-
bert Zassenhaus (Hagemann 1999, S. 716; Allen 1999, S. 281–283, McCraw 
2008, S. 228–230). Diese Bonner Zeit darf vielleicht als eine eher gute, unbe-
schwerte Zeit bezeichnet werden. So jedenfalls könnte das Stimmungsbild 
interpretiert werden, das sich aus Beschreibungen von Kommilitonen wie 
dem ebenfalls aus Elberfeld stammenden Hans Singer (1997, S. 130) oder 
Wolfgang Stolper, der später als Assistent von Schumpeter an der Harvard 
University beschäftigt war, über die gemeinsame Bonner Zeit ergibt: 

2  Es handelte sich tatsächlich um 997 Menschen (Deportationsliste 10.11.1941).
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„There was Cläre Tisch […] Schumpeter’s students developed close personal rela-
tions. Each Saturday we would assemble, mostly under the leadership of Papa 
Rössle who had an extensive knowledge of the local Wirtshäuser for an afternoon 
walk which always ended at another Wirtshaus. There were social as well as infor-
mal discussion occasions. There were the Fachschaftsfeste, dances during the Kar-
neval, and a visit to the opera in Cologne. This, too, is an important part of one’s 
education which carries over to wherever you eventually end up.“ (Stolper 1997, 
96 f.) 

Ganz ähnlich über die Bonner Studentengruppe äußerte sich Stolper in sei-
nen Erinnerungen an August Lösch: 

„Da gab es auch den wöchentlichen Samstag-Nachmittag-Bummel, meistens unter 
der Führung von ‚Papa‘ Rößle, der den etwas trockenen Beruf eines Professors der 
Betriebswirtschaft mit einer eingehenden Kenntnis der verschiedenen Landgasthöfe 
der Bonner Umgebung verband.“ (Stolper 1971, S. 54).

Dieses Bild idealtypischen Studierendenlebens trübte sich mit der Macht-
übernahme der Nazis am 30.1.1933. In einem Brief an Schumpeter vom 
12.3.1933 schrieb Cläre Tisch von sich verbreitendem nationalsozialistischen 
Gedankengut, von Vorbehalten, die ihr nunmehr immer stärker begegneten. 
Nach dem Verlust ihrer Stelle bei Spiethoff wurde selbst die Ausübung der 
von ihr geschätzten Tätigkeit als Repetitorin („Im Lehren lernt man, und das 
ist das Schöne daran!“) immer schwieriger.

„Die augenblickliche Situation in Deutschland ist nicht erfreulich, gerade für mich 
nicht, nur ich glaube, selbst Ihr unerschütterlicher Optimismus muss ins Wanken 
geraten, wenn Sie bedenken, daß man selbst unserem guten Stolper Volkswirtschaft 
auf vier Wochen verboten hat. Ich neige im Allgemeinen dazu, solche Dinge nicht 
an mich herankommen zu lassen, nur meist lasse ich mir meine frohe Laune nicht 
davon drücken. Aber augenblicklich gehts mir doch über die Gemütlichkeit. Übri-
gens finden Sie es nicht auch interessant, dass trotzdem mein Konkurrent Riemer 
eine prominente Persönlichkeit in nationalsozialistischen Kreisen ist, doch unter 
meinen Schülern Nationalsozialisten und aktive Stahlhelmer sind? Das erinnert 
mich an das Goethewort: Ein echter deutscher Mann mag keinen Franzen leiden, 
doch ihre Weine trinket er gern!“ (Tisch an Schumpeter, Brief 12.3.1933) 

In einem weiteren, ein halbes Jahr später, am 12.9.1933 versandten Brief 
kommt pure Verzweiflung zum Ausdruck. Von ihrer noch Bonner Adresse 
schrieb sie an Schumpeter – dieses Mal ließ sie, um der Zensur zu entgehen, 
den Brief über „einen gemeinsamen Freund“ in London absenden – über die 
wirklichen Verhältnisse in Deutschland und ihre eigene unglückliche Situa-
tion: 

„Wie die Verhältnisse hier sind, wissen Sie. […] Und dazu kommen dann noch all 
die kleinen Dinge – die für Juden verbotenen Schwimmbäder, die Dörfer, die Juden 
den Zutritt verbieten, die Zeitungen, die Namen von deutschen Mädchen veröffent-
lichen, die sich mit Juden einlassen – alles Dinge, die Ihnen sicherlich lächerlich 
vorkommen, die aber dem, den sie angehen, wie lauter Nadelstiche vorkommen, die 
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ununterbrochen schmerzen. Ist es ein Wunder, daß man als Jude im heutigen 
Deutschland unglücklich fühlt, sich als Staatsbürger 2., nein, letzter Klasse angese-
hen weiß und gar keine Zukunftshoffnung hat! Und das ist das Schlimmste. Mit 
wieviel frohen Hoffnungen fing ich hier an! Nur wenn es mir persönlich auch noch 
nicht an den Kragen gegangen ist – soll ich wirklich warten, bis es einmal jemand 
einfällt, sich um die Repetitoren zu kümmern, was schon geschehen ist und viel-
leicht den Studenten verbietet, zu einem nicht-arischen Repetitor zu gehen? Diese 
Unsicherheit nimmt mir jede Elastizität. Sehen Sie alle die Nebenbeschäftigungs-
möglichkeiten, von denen Sie auch einmal schrieben, sie sind mir als Jüdin einfach 
versperrt. Und das Repetitorium – ich kann es den Studenten doch kaum verdenken, 
wenn es ihnen auf die Dauer peinlich ist, zu mir zu kommen, denn das erweckt ja 
Zweifel an ihrer nationalen Gesinnung. Können Sie es verstehen, daß ich lieber im 
Ausland in untergeordneter Stellung, aber als gleichberechtigter Mensch arbeiten 
würde, als hier nur geduldet zu sein? Und daß ich nicht warten will, bis ich meine 
letzten Notpfennige verbraucht habe, ohne mir eine zukunftsreiche Existenz damit 
aufbauen zu können? Ich hätte Sie so gern gefragt, ob Sie irgendeine Möglichkeit 
sehen – ob irgendwelche Möglichkeit besteht, in Amerika etwas zu finden. Ich wür-
de, wenn es nötig wäre, auch noch ein Jahr Studium und ein Examen dran hängen – 
vielleicht, daß man dann eher was bekommt. Schließlich braucht es auch nichts 
Wissenschaftliches zu sein – man sagt mir oft, daß ich ein ganz praktisch veranlag-
ter Mensch sei, der sich überall zurechtfinden würde – sogar chauffieren kann ich 
seit einiger Zeit. Selbstvertrauen, um mich in irgendetwas hineinzustürzen, hab ich 
auch – nur den Mut, so ganz aufs Geratewohl in irgendein fremdes Land zu gehen 
und Stellung zu suchen, den hab ich nicht. Und deshalb wäre ich Ihnen für einen 
guten Rat so dankbar. – Noch keine 9 Monate sind es her, da schrieb ich Ihnen so 
stolz davon, wie eigenmächtig ich mein Lebensschifflein gelenkt hätte – und nun 
hat mir eine widrige Luftströmung allen Wind aus den Segeln genommen, und ich 
bin mutlos und verzagt wie nie.“ (Tisch an Schumpeter, Brief 12.9.1933)

Zu den täglich unzumutbareren Lebensbedingungen und der Verhinderung 
wissenschaftlichen Arbeitens setzten bei Cläre Tisch Selbstzweifel ein. Be-
reits in ihrem Brief vom 12.3.1933 gab sie weitere, tiefgehende Einblicke in 
ihre Gedanken- und Gefühlswelt. So ist die Rede von der „gestohlenen Ju-
gend“ ihrer Generation durch die Unbillen des Ersten Weltkriegs, der Inflation 
und wirtschaftlichen Krisenzeit („Ist es nicht schrecklich, wenn man schon 
mit 26 Jahren keinen Zukunftsglauben mehr hat – wenn man schon mit 26 die 
„Eiswüste“ vor sich sieht?“), aber auch davon, dass ihr „weiterer Aufenthalt“ 
in Bonn ein Zeichen von Resignation gewesen sei, den sie vor allem einer 
Freundin zuliebe wahrgenommen hätte:

„Daß ich jetzt in Bonn bin, ist im Grunde ein Zeichen solcher Resignation. Ich tat 
es – ganz abgesehen davon, daß meine Arbeit mir ja wirklich Freude macht – nicht 
zum geringsten Teil  meiner Freundin [Marga Spiethoff; H.F.] wegen, die mir so 
dringend dazu riet, und die ich lieb habe – sehen Sie, so weise bin ich leider noch 
nicht, daß ich die Menschen verlasse, wenngleich ich sie am meisten liebe. Es gibt 
doch so wenig wirkliche Liebe und Freundschaft auf der Welt – soll man auf das 
Wenige auch noch verzichten? Nein, ich sehe es nicht ein, warum man sich auf je-
den Fall zerreißen muss. […]“ (Tisch an Schumpeter, Brief 12.3.1933)
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Im Brief werden auch Zweifel an der eigenen Begabung deutlich, „[…] es 
fehlt der göttliche Funke, die ‚neue Kombination‘ […]. Mich meiner geliebten 
Theorie in die Arme zu werfen, dazu langt doch die Begabung nicht, ich bin 
nur reproduktiv, nicht produktiv.“ Diese Einschätzung wiederholte sie ein Jahr 
später: „[…] ich habe es Ihnen schon einmal gesagt, daß ich, bei sicherlich 
vorhandenen Fähigkeiten auf reproduktiven Gebieten  – ich habe wirklich 
keine Minderwertigkeitsgefühle  – doch im Grunde nicht fähig bin, aus mir 
allein etwas produktiv zu gestalten.“ (Tisch an Schumpeter, Brief 17.5.1934) 

Wissenschaftlich gearbeitet hatte Cläre Tisch bereits während des Studiums. 
Im Anschluss hieran fertigte sie präzise Mitschriften von Vorlesungen an, die 
sie Kommilitonen zum Kauf anbot. So schrieb Herbert Zassenhaus am 
12.2.1950 an Gottfried Haberler (in: Hedtke 2003, S. 2 f.): 

„[…] Miss Tisch was one of his [Schumpeters; H. F.] most unique disciples. His 
word was unsurpassable to her, she made complete stenographic records of his lec-
tures, typed them up, and they sold at high prices. She had the most complete com-
pilation of Schumpeter’s publications, speeches, etc. enviously guarded, […].“ 

Und Wolfgang Stolper (1994, S. 358) erwähnte an anderer Stelle, dass al-
lein der Name Cläre Tisch die Genauigkeit der Mitschriften garantiert habe. 
Nicht zuletzt ihren Mitschriften verdankt die Nachwelt wichtige wissenschaft-
liche Informationen wie Schumpeters „Skript zur Vorlesung Finanzwissen-
schaft“ aus dem Wintersemester 1928/29 (und wahrscheinlich auch 1930), das 
2003 von Ulrich Hedtke auf seiner Internetseite „schumpeter.info“ herausge-
geben wurde (Hedtke 2003). 

Im Sommer 1931 beendete Cläre Tisch ihre Promotion Wirtschaftsrechnung 
und Verteilung im zentralistisch organisierten sozialistischen Gemeinwesen. 
Das Protokoll der mündlichen Prüfung der Promotionsakte „des Kandidaten 
Diplom-Volkswirt Kläre Tisch“ benennt als Prüfungsausschuss für die münd-
liche Prüfung am 31.7.1931 die Professoren Spiethoff (Allgemeine Volks
wirtschaftslehre), Schumpeter (Finanzwissenschaft), v. Beckerath (Besondere 
Volkswirtschaftslehre) und Rössle (Betriebswirtschaftslehre). Während im 
von Schumpeter am 15.7. ausgestellten und vom Zweitgutachter Spiethoff 
mitgezeichneten schriftlichen Gutachten das damals zweithöchste Prädikat 
„gut“ vergeben wurde,3 erhielt Cläre Tisch in der mündlichen Prüfung die 
Teilnoten „gut“ in Allgemeiner Volkswirtschaftslehre, „sehr gut“ in Finanz-

3  In der Bewertung heißt es: „Mit Rücksicht auf die Schwierigkeit des Themas, das 
zu seiner erfolgreichen Behandlung volle Beherrschung eines wesentlichen Teils der 
ökonomischen Theorie erfordert, darf auf Einzelheiten, in denen diese Leistung der 
Doktorandin trotz aller Bemühungen unter dem höchstmöglichen Niveau bleibt, nicht 
zu viel Gewicht gelegt werden. Trotzdem handelt es sich nicht nur um eine fleissige 
und sachkundige, sondern auch um eine entschieden förderliche Arbeit, welche sicher-
lich das Beste ist, was innerhalb dieses Problemkreises bisher geleistet wurde. Ich 
nehme daher keinerlei Anstand das Prädikat „gut“ zu beantragen.“ (Schumpeter 1931).

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-59638-6 | Generated on 2025-11-09 16:24:24

https://schumpeter.info


194	 Hans A. Frambach

wissenschaft, „gut“ in Besonderer Volkswirtschaftslehre und „sehr gut“ in 
Betriebswirtschaftslehre. Als Gesamtprädikat wurde die Arbeit mit der Best-
note „sehr gut“ bewertet (Tisch, Promotionsakte) und die Urkunde am 
4.3.1932 ausgestellt.

Im Anschluss an ihre Promotion arbeitete Cläre Tisch an zwei Studien über 
Kartellfragen. Bereits im Oktober 1932 schloss sie die 155 Seiten umfassende 
Schrift Organisationsformen der Deutschen Mittelindustrie ab, die jedoch erst 
1934 als Heft 3 in der von Herbert v. Beckerath an der Universität Bonn her-
ausgegebenen Reihe Industriewirtschaftliche Untersuchungen, Vittorio Klos-
termann Verlag, Frankfurt a. M., erschien (s. a. Hagemann 1999, S. 715 f.). 
Die 92 Seiten umfassende Studie Der wirtschaftliche Sinn der bisherigen 
Rechtsprechung des deutschen Kartellgerichts wurde ein Jahr später, gegen 
Ende 1933 fertiggestellt und kurz darauf als Heft 1 in der gleichen Reihe des 
Jahrgangs 1934 veröffentlicht.

IV. Cläre Tischs wissenschaftlicher Beitrag

Im Folgenden werden Cläre Tischs drei Werke kurz vorgestellt, wobei es 
sich bei ihrer Doktorarbeit, worauf Harald Hagemann (1999, S. 714; 2000, 
S. 427) mehrfach hingewiesen hat, um ihre zweifellos bedeutendste wissen-
schaftliche Leistung handelt. Entsprechend ausführlich wurde Cläre Tischs 
dort erbrachte Leistung bereits dargestellt und gewürdigt. Aus diesem Grund 
wird im vorliegenden Beitrag der Schwerpunkt auf die beiden Arbeiten zur 
Kartellthematik gelegt.

1. Wirtschaftsrechnung und Verteilung im zentralistisch  
organisierten Gemeinwesen

Cläre Tischs Dissertationsschrift ist eine scharfsinnige, kenntnisreiche und 
ohne jegliche ideologische Vorbehalte durchgeführte Analyse verschiedener 
Positionen des Sozialismus. Nach einer kurzen begrifflichen Einführung in 
die Frage, was Sozialismus ist, schloss sich Cläre Tisch der Ansicht Ludwig 
v. Mises’ an, der in Die Gemeinwirtschaft (1922, S. 222) das Wesen des Sozi-
alismus in der ausschließlichen Verfügungsgewalt eines zentralistisch organi-
sierten Gemeinwesens über alle Produktionsmittel erkannt hatte (Tisch 1932, 
S. 5). Ihr Hauptaugenmerk aber galt der Frage, ob „die sozialistische Wirt-
schaft überhaupt eine Wirtschaft [ist], also entsprechend des ‚wirtschaftlichen 
Prinzips‘, wie von Gustav Cassel in seiner ‚Theoretischen Sozialökonomie‘ “ 
(S. 5) ausgeführt, Aufwand und Ertrag gegeneinander abzuwägen vermag 
(Tisch 1932, S. 2). Damit reihte sich Cläre Tisch in die frühe Diskussion um 
den Rationalitätsvergleich von Sozialismus und Kapitalismus ein, wie sie 
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Enrico Barone im Jahr 1908 mit seinem Artikel „II ministro della produzione 
nello stata collectivista“ im Giornale degli Economisti 71 prominent eingelei-
tet hatte. Dort wies er auf formalem Weg die Identität eines allgemeinen 
Gleichgewichts für ein zentralistisches System und eines unter den Bedingun-
gen der freien Konkurrenz nach. 

Die zeitgeschichtlichen Ereignisse verstärkten in den darauffolgenden Jah-
ren das generelle Interesse am inhaltlichen Kern solcher Fragestellungen. 
Nicht zuletzt vor dem Hintergrund der russischen Oktoberrevolution und den 
Verwerfungen, die infolge des Ersten Weltkriegs entstanden waren, entbrannte 
eine weitreichende Diskussion um eine wie auch immer geartete sozialistische 
Ordnung als realistische Alternative zum bestehenden kapitalistischen Sys-
tem. Vorschläge wurden etwa von Eduard Heimann, Otto Leichter, Jakob 
Marschak, Karl Polanyi oder Alexander Tschajanoff erarbeitet, wobei die 
wissenschaftliche Debatte durch den Aufsatz von Ludwig v. Mises „Die Wirt-
schaftsrechnung im sozialistischen Gemeinwesen“ (1920) regelrechte Be-
rühmtheit erlangte und oftmals als eigentlicher Beginn der socialist calcula­
tion debate dargestellt wird (Lavoie 1985, S. 6 f.). 

Cläre Tisch setzte jedenfalls nicht direkt bei Barone an. Sie verwendete 
Gustav Cassels vereinfachtes Modell von Walras’ Beschreibung einer Tausch-
wirtschaft (Tisch 1932, S. 24), wie er es im vierten Kapitel „Der Mechanismus 
der Preisbildung“ seines Buchs Theoretische Sozialökonomie von 1918 ver-
wendet hatte (Cassel 1921, S. 116–134). Sie war der festen Überzeugung, 
mittels der durch die moderne „mathematische Nationalökonomie [gegebe-
nen] exakte[n] Methoden“, Gleichgewichte auch „ohne Zuhilfenahme des 
Marktes und des Marktkampfes“ bestimmen zu können (Tisch 1932, S. 24). 
Freilich war die Bestimmung der Determiniertheit eines Gleichungssystems 
zur damaligen Zeit noch auf die Übereinstimmung der Zahl von Gleichungen 
und Variablen beschränkt. Cläre Tisch passte das Casselsche Modell an bzw. 
erweiterte es um Überlegungen hinsichtlich der dort angenommenen konstan-
ten Produktionskoeffizienten sowie um eine Beschreibung der Funktionen des 
Geldes als Tauschmittel, Wertaufbewahrungsmittel und Recheneinheit (Tisch 
1932, S. 29 f.; 30–37). Unabhängig von der Frage von freier Konkurrenz oder 
zentraler Planung zeigte sie die (theoretische) Bestimmung von Gleichge-
wichtspreisen, wenn der Allokationsmechanismus strikt nach dem Prinzip der 
Knappheit abläuft. 

Schumpeter fasste die gesamte Debatte einmal dahingehend zusammen, 
dass mit v. Wieser, Pareto und Barone, obgleich allesamt Kritiker der Sozialis-
ten, sie mit ihrer Idee des Wettbewerbsgleichgewichts das erschaffen hätten, 
„was im Grunde genommen die reine Theorie der sozialistischen Wirtschaft 
darstellt, womit sie der sozialistischen Lehre einen Dienst erwiesen, den die 
Sozialisten selbst niemals zu leisten imstande gewesen sind“ (Schumpeter 
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1965, S. 1199). In Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie stellte Schum-
peter die Schrift von Cläre Tisch in eine Reihe mit solchen von Fred M. Tay-
lor, Herbert Zassenhaus, Oskar Lange und Abba P. Lerner (Schumpeter 2020, 
S. 228, Fn. 2). Claire Tischs beachtliche Leistung hatte auch Friedrich 
v.  Hayek veranlasst, sie zusammen mit dem Vertreter der „markt-sozialisti-
schen“ Richtung, Henry D. Dickinson, einem auf dem Boden der Österreichi-
schen Schule stehenden Verteidiger der Marxschen Theorie, in einer Fußnote 
zu erwähnen (v. Hayek 1940, S. 128, Fn. 1). 

In ihren Ausführungen gab sich Cläre Tisch als entschiedene Verfechterin 
der subjektiven Wertlehre zu erkennen, die eine Theorie der Arbeitswerte 
strikt ablehnte (Tisch 1932, insb. S. 37). Überhaupt erwies sie sich als pro-
funde Kennerin einer marginalistischen Denkweise und mit ihren vielfältigen 
Verweisen auf Schumpeter und vor allem v. Böhm-Bawerk als in der Tradition 
der subjektiven Wertlehre der Österreichischen Schule stehende Ökonomin 
(s. a. Hagemann 1999, S. 714), deren „sozialistische Orientierung“ sich allen-
falls an der Sympathie für egalitärere Verteilungsvorstellungen des Sozialis-
mus und am abschreckenden Konkurrenzgebaren im Kapitalismus festmachen 
lässt. Die Existenz einer „sozialistischen Lösung“ wies sie ausschließlich für 
die formale Identität des Allgemeinen Gleichgewichts im sozialistischen wie 
konkurrenzwirtschaftlichen System nach.

Im annähernd 120 Seiten langen 2. Hauptteil der insgesamt 166 Seiten um-
fassenden Dissertationsschrift setzte Cläre Tisch ihre Analyse fort, indem sie 
vier Gruppen von Autoren unterscheidet, die sich mit der Frage der Wirt-
schaftsrechnung und Verteilung in einer sozialistischen Wirtschaft beschäftigt 
hatten. Als Erstes werden mit Otto Neurath und Alexander Tschajanoff Vertre-
ter der „Naturalrechnung“ behandelt, denen Cläre Tisch die jeweilige Be-
grenztheit der Aussagefähigkeit der Ansätze nachzuweisen versuchte. Mit der 
zweiten Gruppe, die sie als „Skeptiker“ bezeichnet, sind jene Wissenschaftler 
gemeint, die dem So-zialismus die Fähigkeit einer rationalen Wirtschaftsfüh-
rung absprechen. Im Mittelpunkt steht v.  Mises mit seiner These von der 
Undurchführbarkeit des Sozialismus, gemäß der eine funktionierende Wirt-
schaftsrechnung freie Märkte und freie (Geld-)Preisbildung voraussetze. 
Letztere seien jedoch im Sozialismus aufgrund des Gemeineigentums natur-
gemäß nicht gegeben, weshalb Sozialismus nur in der Naturalwirtschaft funk-
tionieren könne (v. Mises 1920, S. 90, 119 f.). Anders ausgedrückt: „Wo der 
freie Marktverkehr fehlt, gibt es keine Preisbildung; ohne Preisbildung gibt es 
keine Wirtschaftsrechnung.“ (v.  Mises 1920, S. 105) Dass Cläre Tisch nun 
über die Bildung von Austauschverhältnissen sowohl in der Konsum- als auch 
Produktionsgütersphäre die Möglichkeit der Entstehung von „Preisen“ (Geld-
einheiten als Recheneinheiten sind ausreichend) selbst für den Sozialismus 
konstatiert, stellt eine schlagende Widerlegung von v. Mises’ Behauptung dar 
(Tisch 1932, S. 61–67. i. V. m. II. Kap.). 
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Ausführlich wird Marschaks Kritik an v. Mises thematisiert und dahinge-
hend zusammengefasst, dass Marschak den v.  Mises’schen Vorwürfen im 
Prinzip zustimmen würde und höchstens zu entgegnen hätte, „dass es im Ka-
pitalismus auch nicht besser sei“; was als Argument der Widerlegung von 
v. Mises natürlich nicht ausreiche (Tisch 1932, S. 75). Über die „Mises-Mar-
schak-Kontroverse“ hinausgehend werden Georg Halm und kurz Max Weber 
angeführt. Bei der dritten als „nichtmarxistische Vertreter der Möglichkeit ei-
ner rationalen sozialistischen Wirtschaft“ bezeichneten Gruppe behandelt 
Cläre Tisch Eduard Heimanns Ansatz einer Planwirtschaft, Robert Owen als 
repräsentativen Vertreter eines „Tauschsozialismus“ (Tisch 1932, S. 97) und 
Karl Polanyis Typus einer „funktionell organisierten sozialistischen Über-
gangswirtschaft“, wie er ihn 1922 in seinem Aufsatz „Sozialistische Rech-
nungslegung“ (Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik, Bd. 49, H. 2, 
S. 377–420) vorgestellt hatte. 

Im 64 Seiten umfassenden längsten 7. Kapitel der Dissertationsschrift wird 
die vierte Gruppe, „Marx und die Marxisten“, untersucht. Hier sind 22 Seiten 
allein der Darstellung von Karl Marx unter Einbezug einer Fülle verschie-
denster Zitate gewidmet, die v. Hayek (1935, S. 13, Fn. 1) als „useful collec-
tion of different allusions to this problem“ (der Wirtschaftsrechnung im sozia-
listischen Gemeinwesen in den Schriften von Marx; Hagemann 2000, S. 427) 
bezeichnet hatte. Unter Verweis auf insbesondere Eugen v. Böhm-Bawerk war 
Cläre Tisch der Überzeugung, Marx’ (Arbeits-)Wertlehre einschließlich sei-
ner, wie sie sagte, „Gleichheitshypothese, eine Grundlage der Marxschen 
Wert- und Geldtheorie“, widerlegt zu haben (Tisch 1932, S. 116–120, 123 f., 
131). So traf sie z. B. die Aussage, dass die „moderne Wertlehre […] erkannt 
und gezeigt [habe], dass Tausch nur da ist, wo Ungleichheit besteht, wenigs-
tens subjektive Ungleichheit, dass, wenn dem Tauschenden das im Tausch zu 
erwerbende Gut nicht mehr wert ist als das im Tausch hinzugebende, er eben 
nicht tauscht.“ (Tisch 1932, S. 131) Das 7. Kapitel endet mit Ausführungen zu 
Karl Kautsky, Otto Leichter und der sogenannten „Gruppe internationaler 
Kommunisten (Holland)“ (G.I.K.), die fälschlicherweise davon ausgegangen 
sei, dass es sich bei den vorliegenden russischen Verhältnissen um eine tat-
sächliche Durchführung marxistischer Ideale gehandelt habe. Obgleich dezen-
trale Strukturen behauptet würden, hätte die G.I.K., ebenso wie Marx, eine 
zentralistische Organisation des sozialistischen Gemeinwesens zugrunde ge-
legt (Tisch 1932, S. 159, 163–165). 

In ihrem nur zwei Seiten umfassenden Schlusskapitel kam Cläre Tisch, 
trotz ihrer weitgefächerten Kritik an den verschiedenen untersuchten sozialis-
tischen Ansätzen und ihrem deutlichen Bekenntnis zur neoklassischen Wert-
lehre und Argumentationsweise, zu einem eher überraschenden Ergebnis. 
Unter Verweis auf ihre eigene Darstellung und Auslegung des Allgemeinen 
Gleichgewichts via Casselschem Modell schrieb sie abschließend:
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„Es ist auch einer zentralistischen sozialistischen Wirtschaft, rein theoretisch gese-
hen, möglich, rationell zu wirtschaften, Aufwand und Erfolg zu vergleichen, mit den 
ihr zur Verfügung stehenden Mitteln den höchstmöglichen Erfolg, ein Maximum an 
Bedürfnisbefriedigung zu erreichen, und sich bei dieser Rechnung aller jener Me-
thoden wie Geldrechnung und Buchhaltung zu bedienen, die der Kapitalismus her-
vorgebracht oder ausgebildet hat.“ (Tisch 1932, S. 166) 

Darüberhinausgehend sprach sie dem Sozialismus das zumindest theoreti-
sche Potenzial zu, das in einer freien Verkehrswirtschaft erreichbare Nutzen-
maximum sogar noch überschreiten zu können, da „die gleiche Einkommens-
verteilung eine höhere Gesamtbefriedigung verbürgt als die ungleiche Ein-
kommensverteilung der freien Marktwirtschaft“ (ebd., S. 166), womit sie al-
lerdings über das (nicht nur) in ihrer Arbeit theoretisch Nachgewiesene 
hinausging.

2. Organisationsformen der Deutschen Mittelindustrie

Die Organisationsformen der Deutschen Mittelindustrie hatte Cläre Tisch 
(1934b, S. 7, Fn. 1) nach eigenen Angaben bereits Ende 1932 abgeschlossen. 
Das Ziel dieser Arbeit bestand in der Untersuchung „der besonderen Lage der 
Mittelindustrie im Rahmen der Organisation der deutschen Wirtschaft, mit 
den spezifischen Schwierigkeiten, denen sie begegnet, und mit der Art und 
Weise, wie sie diese zu überwinden im Stande gewesen ist bzw. sein kann“. 
(ebd., S. 7) Die Grundthese hierbei: „Die Kartellierung der Fertigindustrie 
[ist] prinzipiell notwendig […], um dieser Industrie den Nacken zu steifen 
und im Kampf gegen die organisierte Vor- und Hilfsindustrie und Abnehmer-
schaft.“ (ebd., S. 47) Mittelindustrie wird definiert als „diejenige Art von In-
dustrien, die in kleineren und mittleren Unternehmungseinheiten organisiert 
sind“ (ebd.), wobei der Begriff ungeachtet relativ verschiedener Konnotatio-
nen synonym zu dem der Fertigindustrie verwendet wird  – typisch für die 
Fertigindustrie sind der kleine und mittlere Betrieb (ebd., S. 22 f.). Großindu-
strielle Produktion ist somit ausgeschlossen und der Untersuchungsbereich 
faktisch auf charakteristische Beispiele der Stahlwaren, Eisen-, Textil- und 
keramischen Industrie beschränkt (ebd., S. 7 f.). 

Durchgängig wird das Bild von monopolistisch strukturierten Großunter-
nehmen gezeichnet, die sich gegen ihren „schlimmsten Feind“, den Bürokra-
tismus, zur Wehr zu setzen hätten. Den Großunternehmen werden die sich in 
freier Konkurrenz und in einer zunehmend durch „Marktpositionen beherrsch-
ten Situation“ befindlichen Klein- und mittelständischen Unternehmen gegen-
übergestellt, die das Rückgrat der Marktwirtschaft und das „Bollwerk gegen 
Sozialismus und Bürokratismus“ darstellten. Ihrer besonderen Eigenschaften 
nach wird die Fertigindustrie im Gegensatz zur von Großunternehmen be-

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-59638-6 | Generated on 2025-11-09 16:24:24



	 Cläre Tisch (1907–1941) – Leben und Werk� 199

herrschten Zulieferindustrie als weniger konzentrations- und fusionsfähig be-
schrieben, denn:

„Das Fertigprodukt verlangt keine Produktion im großen Rahmen, sondern verlangt 
individualistische Behandlung und Pflege durch einen Leiter, der imstande ist, sei-
nen Betrieb ganz zu übersehen, und der mit Lust und Liebe sich der Ausgestaltung 
des einzelnen Produkts widmet.“ (ebd., S. 12) 

Eine Notwendigkeit zu einem gemeinsamen Vorgehen der Betriebe der 
Fertigindustrie folge bereits aus den konzentrierten Zuliefermärkten. So führte 
Cläre Tisch das besonders augenfällige Beispiel der Eisen- und Stahlwaren
industrie an, von denen die Fertigindustrie ihre gesamten Vorleistungen zu 
beziehen habe: 

„Ihren Rohstoff bezieht sie vom Stahlwerksverband, ihre Kohlen von den Syndika-
ten, die Kraft von den großen Elektrizitätsgesellschaften, die z. T. monopolistische 
Stellungen haben, die von ihr benötigte Arbeitskraft muß sie von den Gewerkschaf-
ten entnehmen, und bei der Kreditbeschaffung ist sie auf den […] zusammenge-
schrumpften Kreis der Großbanken angewiesen.“ (ebd., S. 10)

Im Zuge der allgemeinen Betrachtung der Kartellproblematik griff Cläre 
Tisch auf Herbert v. Beckeraths Der moderne Industrialismus (1930, S. 244) 
zurück und definierte mit ihm das Kartell als „eine freie Vereinbarung kapita-
listischer Unternehmen der gleichen Branche zum Zweck der Regulierung des 
Absatzmarktes“ (Tisch 1934b, S. 14), das in der Bandbreite vom „losesten 
Konditionenkartell“ über das Preiskartell bis hin zum „festgeschlossenen Syn-
dikat“ auftreten könne. Tisch zog ein erstes Resultat, indem sie festhielt:

„Je uniformer und fungibler, je transportabler und hochwertiger das Produkt einer 
Industrie ist, je weniger, größere und gleichmäßig große Unternehmungen sie ent-
hält, je kapitalintensiver eine Industrie ist, je mehr die in ihr arbeitenden Unterneh-
merpersönlichkeiten eher an der versachlichten Verwaltungsarbeit als an der persön-
lichen Verbindung mit der Fabrikation interessiert sind, um so mehr eignet eine In-
dustrie sich zur Kartellierung (…).“ (ebd., S. 21)

Cläre Tisch vertrat eine durchaus marktorientierte Sichtweise, die eine 
Kartellierungs-Notwendigkeit für die Fertigindustrie verfolgte. Dies wurde 
u. a. in einer zeitgenössischen Besprechung ihres Buches deutlich, in der sie 
für die Auswahl des „einheitlichen Erfahrungsobjekts“ gelobt wurde, „das in 
seiner einheitlichen Bezogenheit auf privatwirtschaftliche Selbstverantwort-
lichkeit und richtig verstandenen Leistungswettbewerb“ auch auf eine einheit-
liche theoretische Auswertung hinausliefe (Fricke 1937, S. 358). 

Cläre Tisch bezog sich in ihrer Untersuchung im Wesentlichen auf Beispiele 
der Eisen- und Stahlwarenindustrie ihrer bergischen Heimat und stellte etwa 
als den „hinderlichsten Grund für die Kartellierung […] die Eigenart der Un-
ternehmerpersönlichkeiten“ heraus: 
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„[…] der bergische und märkische Mensch aus der Solinger, Remscheider, Hagener, 
Velberter Gegend ist im besonderen Maße eigenbrödlerisch, dickköpfig und auch 
mißtrauisch. Man spricht nicht umsonst vom westfälischen Dickkopf, und auch der 
Bewohner des Bergischen Landes […] hat von diesem Dickkopf eine gute Portion 
mitbekommen.“ (Tisch 1934b, S. 29) 

Etwas differenzierter fiel hingegen das Urteil über die Befähigung der ver-
schiedenen lokalen Unternehmerpersönlichkeiten der Textilindustrie aus: 

„Für den bergischen Bandwirkermeister treffen ähnliche Dinge zu, wie sie für den 
bergischen Schmied galten. Der sächsische Textilindustrielle ist schon weniger ei-
genbrödlerisch; ein besonders hochstehender, einsichtsvoller Typ ist der Krefelder 
Seidenfabrikant.“ (ebd., S. 32) 

Mittels einer Vielzahl von Beispielen unterschiedlichster Herstellerver-
bände versuchte Cläre Tisch den Nachweis dafür zu erbringen, dass die „im 
Grunde kartellgegnerisch eingestellt[e] Fertigindustrie zur Kartellbildung ge-
zwungen ist, weil sie sich anders nicht gegen die mächtigen strafforganisierten 
Marktgegner“ (ebd., S. 35) durchsetzen könne. Gründe sind z. B. Erleichte-
rungen für den Vertrieb, das Ausweichen vor den Wirkungen zu starker Preis-
differenzen in Zeiten von Überproduktion, die Durchsetzbarkeit von Interes-
sen gegenüber den Rohstofflieferanten, die Einflussnahme bei der Einführung 
erwünschter Schutzzölle (ebd., Kap. V). 

Eingehend erörterte Cläre Tisch die Frage des Zeitpunkts von Kartellgrün-
dungen bzw. des Zusammenhangs von Kartellgründungen und Konjunktur-
verläufen. In einer deskriptiven Analyse zeigte sie für den Zeitraum von 1880 
bis 1930 eine auffallend starke Gründungstätigkeit in Phasen konjunktureller 
Aufschwünge. Für das Fehlschlagen von Kartellierungen in Depressionszei-
ten werden das vorherrschende niedrige Preisniveau und die schlechte Auf-
tragslage angeführt. Allerdings sei genau in der Depressionsphase auch der 
Zeitpunkt erreicht, in dem die Unternehmen Einsicht in den Sinn und die 
Notwendigkeit von Zusammenschlüssen gewännen (aufgrund von gegenseiti-
ger Konkurrenz unter die Selbstkosten gedrückte Angebotspreise sind nicht 
länger tragbar etc.). Entsprechend würden die Zusammenschlüsse dann orga-
nisiert, wenn sich die Lage bessere. Aber selbst zu Beginn des Aufschwungs 
würden trotz steigender Nachfrage die Preise zunächst noch nicht ansteigen. 
Hier müsse das einzelne Unternehmen befürchten, bei einer Preiserhöhung 
allein dazustehen und Kunden an die Konkurrenz abzugeben. Daher würden 
auch, und vor allem bei günstiger Konjunktur, Kartelle gegründet und der 
allgemeinen Vorstellung von „Kartellen als Kindern der Not“, wie sie promi-
nent von dem Czernowitzer Ordinarius für Staatswissenschaften Friedrich 
Kleinwächter (1883, S. 143, 157) vertreten wurde, eine Absage erteilt (Tisch 
1934b, S. 47, 51–59). Für Kleinwächter stellten Kartelle ein wirkungsvolles 
Instrument dar, den aus dem freien und zügellos empfundenen Wettbewerb 
entstandenen „anarchischen Zustand der Volkswirtschaft“ (Kleinwächter 
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1883, S. 176) zu regulieren und darüber hinaus zu einer gleichmäßigeren Ver-
teilung beizutragen. Kleinwächter erachtete Kartelle als Ausdruck des Stre-
bens der Produzenten nach Einigung, um dem „chaotischen Zustand der In-
dustrie“ ein Ende zu bereiten (ebd., S. 193). Für die Organisation der Industrie 
sei es allerdings erforderlich, Kartelle staatlich anzuerkennen und auch zu re-
gulieren (ebd., S. 201), eine Vorgehensweise, die ebenfalls durch einen Staats-
sozialismus, der zunächst das Privateigentum unangetastet lassen würde, or-
ganisiert werden könne (ebd. S. 244).

Die sich folgerichtig anschließende Frage, ob Kartelle auch zu einer Ab-
schwächung des Konjunkturablaufs beitragen, beantwortete Cläre Tisch für 
die Fertigindustrie mit einem deutlichen „Nein“, da es sich „bei unseren Kar-
tellen“, also denen der Fertigungsindustrie, um keine handele, von denen 
„beherrschende[r] Einfluß auf die Konjunktur“ ausgehe. Und mehr noch, es 
sei sogar die „Aufgabe der Kartelle, durch eine angepasste Preispolitik den 
Werken zur Ausnützung der Konjunktur zu verhelfen“, sodass „sich die Kar-
telle als äußerst segensreich erweisen“ (Tisch 1934b, S. 61 f.). Diese positiven 
„marktregu-lierenden“ Effekte werden dann auch für verschiedenste Kartell-
formen (Konditionengemeinschaften, Preiskartelle, Kalkulationsgemeinschaf-
ten, Kontingentierungskartelle) und selbst für Syndikate beschrieben. Das 
Syndikat als schärfste Form des Kartells böte in Form von zentraler Werbung, 
einheitlicher Verkaufsorganisation, Verteilung der Aufträge nach Quoten über 
eine gemeinsame Verkaufsstelle erhebliche Vorteile, denen die Nachteile des 
„Verlust[s] der lebendigen Marktbeziehung seitens der Produzenten, Auflö-
sung alter Kundenverhältnisse […]“ gegenüberstünden (ebd., S. 84). An vie-
len Beispielen versuchte Cläre Tisch die Nützlichkeit und letztlich auch die 
Unschädlichkeit solcher Syndikate aufzuzeigen.

Angesichts der Preispolitik von Kartellen warnte Tisch vor der „laienhaf-
ten“ Aussage, dass Kartelle immer preissteigernd wirkten. Entscheidend sei 
vielmehr das Preisniveau. Hätte sich der Preis vor der Gründung unter den 
Selbstkosten befunden, so würde dem Konsumenten bei Preissteigerung wohl 
„etwas Konsumentenrente (Marshall) verloren[gehen]“, wofür jedoch die für 
„die organische Zusammensetzung der Volkswirtschaft lebenswichtige Indus-
trie“ wieder lebensfähig gemacht würde (ebd., S. 94). Allgemein wird, und 
dies u. a. mit direktem Verweis auf v. Beckeraths Der moderne Industrialis­
mus, auf die (positiven) marktregulierenden Effekte der Kartelle etwa dann 
hingewiesen, wenn durch von ihnen bewirkte Rationalisierungsförderung so-
gar Preissenkungseffekte einträten (ebd., S. 102 f.). Als weitere positive Ef-
fekte der Kartelle werden genannt: die Beratung ihrer Mitglieder in betriebs-
wirtschaftlichen Fragen, Normungsangelegenheiten, Kreditschutz, gemein-
same Werbung, Hilfe bei der Preissetzung, Schutz vor Außenseitern, also 
nicht dem Kartell zugehöriger Konkurrenz, die Gewährung von verschiedens-
ten Rabatten für die Mitglieder usw. Bei der vertieften Behandlung der (groß-
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industriellen) Vorindustrie, der die „inländische Industrie […] gänzlich ausge-
liefert“ sei, wird den bestehenden verschiedenen Kartellen der deutschen 
Fertigindustrie ausdrücklich angeraten, sich zu „größeren Fachgemeinschaf-
ten“ (ebd., S. 120) zusammenzuschließen, um letztlich bis in den Weltmarkt 
hinein konkurrenzfähig zu sein. 

Für die beginnenden 1930er Jahre stellte Cläre Tisch etwa „der am besten 
organisierten eisenschaffenden Industrie […] eine schlecht organisierte Verar-
beitungsindustrie gegenüber“ (ebd., S. 124), deren Situation durch die einsei-
tige Bevorzugung der Großindustrie durch die Banken und auch das Sterben 
der Privatbanken verschlimmert würde. Cläre Tisch empfahl v.  Beckeraths 
Vorschlag von Investmenttrusts (Der moderne Industrialismus, S. 119 ff.), 
deren Aufgabe zum einen darin bestünde, Investitionsrisiken auf möglichst 
viele Unternehmungen zu verteilen und zum anderen die Fertigindustrie kapi-
talmäßig zu unterstützen. Aber auch die Schwäche der Kartelle der Ferti-
gungsindustrie gegenüber den Gewerkschaften wurde kritisiert: Weil die Fer-
tigungsindustrie über kein Monopol verfüge, könne sie Lohnerhöhungen nicht 
erfolgreich bekämpfen (Tisch 1934b, S. 124 f.). Wieder wird angesichts einer 
bestehenden internationalen Kartellierung der Vorindustrie eine Zusammen-
schließung in der Fertigindustrie für ratsam erachtet (ebd., S. 135).

Schließlich wurde die Bedeutung der Kartellgerichtsbarkeit auf den Be-
stand der Kartelle in der bestehenden Mittelindustrie hin untersucht. Da in der 
Fertigindustrie Missbrauch wirtschaftlicher Machtstellungen kaum vorhanden 
sei, hielt Tisch einen dortigen Eingriff über das Kartellrecht für völlig unange-
bracht. Zudem würde eine Anwendung des Kartellrechts den Kartellen der 
Fertigindustrie stärker zusetzen als denen der Schwerindustrie. Eine wirkliche 
Gefahr seitens der Kartellgerichtsbarkeit wurde letztlich nicht gesehen, da 
diese „in den letzten Jahren“ deutlich die Auffassung von Kartellen als 
Schutzgemeinschaften gestützt habe. Entsprechend seien Kartellmitglieder 
gut beraten, im Kartell zu bleiben anstatt auszuscheiden (ebd., S. 139–141).

3. Der wirtschaftliche Sinn der bisherigen Rechtsprechung  
des deutschen Kartellgerichts

Bei der Frage der Kartellrechtsprechung setzte Cläre Tischs zweites Buch 
zum Themenkomplex an. Mit Der wirtschaftliche Sinn der bisherigen Recht­
sprechung des deutschen Kartellgerichts legte sie eine nüchterne Bestands-
aufnahme der Rechtsprechung des Kartellgerichts auf der Grundlage der 
„Verordnung über den Mißbrauch wirtschaftlicher Machtstellungen“ (KVO) 
vom 2.11.1923 vor, die den Anfang des Kartellrechts in Deutschland kenn-
zeichnet. 
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Nach 10 Jahren KVO sei „ein genügend langer Zeitraum verflossen, um Rechen-
schaft abzulegen, welches die Folgen dieser VO gewesen sind, insbesondere was 
das Kartellgericht […] aus dieser VO gemacht hat.“ (Tisch 1934a, S. 7) 

In dieser Schrift wurden zunächst sämtliche (214) Entscheidungen darge-
stellt, die das Kartellgericht seit Inkrafttreten der KVO bis zum 15.12.1933 
(die letzte Entscheidung 214 ist auf den 28.09.1933 datiert) getroffen hatte. 

Cläre Tisch ging auf den Hintergrund der Einführung der KVO von 1923 
ein und führte eine Entschließung des Ausschusses für Volkswirtschaft aus 
dem gleichen Jahr an, die als Vorlage für den Gesetzesentwurf gedient hatte 
und drei Forderungen beinhaltete: 1. die Errichtung eines Kartellregisters, 
2.  die Bildung eines Verbraucherbeirats bei den Kartellen und 3. das Ein-
spruchsrecht der Regierung gegen die Beschlüsse der Kartelle auf Ansuchen 
des Beirats. Nach Meinung von Cläre Tisch war man in der Verordnung völlig 
zu Recht weder auf die „überspitzten Forderungen nach Teilnahme der Ver-
braucher an den Beschlüssen der Kartelle“ noch auf die Einführung eines 
Kartellregisters eingegangen (Tisch 1934a, S. 9). Auch habe, von ganz weni-
gen Ausnahmen abgesehen, die KVO keinerlei Eingriffe in die Preispolitik 
der Kartelle vorgesehen, und dies, aus Sicht von Cläre Tisch, wiederum zu 
Recht, da letztlich Angebot und Nachfrage für Preissenkungen sorgen würden 
(ebd., S. 10). 

Obgleich der Begriff „Kartell“ in der Namensgebung der KVO in der Sache 
unzutreffend sei, da er Konzerne und Trusts nicht erfasse, handele es sich 
doch um eine „weise Beschränkung“, da man viele Tatbestände bei solchen 
Organisationsformen ohnehin kaum feststellen könne „und es sich von vorn-
herein verbietet, Gesetze zu erlassen, deren Durchführung unmöglich ist“. 
(ebd, S. 10 f.) Ohnehin habe es nie einen Fall gegeben, in dem die zur Beurtei-
lung angestandene Vereinigung ein Kartell gewesen sei, ausschlaggebend 
wäre einzig gewesen, dass der Zusammenschluss von Unternehmen einen 
nicht unbedeutenden Einfluss auf die Preisgestaltung in dem entsprechenden 
Markt ausgeübt habe (ebd., S. 11). Ein bedeutendes Urteil wird aufgerufen: In 
einer Entscheidung des Kartellgerichts zum Mineralbrunnenverband (Ent-
scheidung Nr. 88 vom 15.3.1927), bei dem der Vorwurf auf unlauteren Wett-
bewerb durch Reklame erhoben wurde, war die Auferlegung einer Sperre ab-
gelehnt worden. Für den Kartellcharakter im Sinne des § 1 KVO, so begrün-
dete das Kartellgericht, sei eine monopolistische Stellung nicht erforderlich 
und eine gerichtlich verordnete Sperre kein Mittel, Konkurrenzstreitigkeiten 
auszutragen (Reklame sei kein Mittel unlauteren Wettbewerbs). Und dies 
wurde explizit noch einmal in der Entscheidung 174 zum Meiereiverband da-
hingehend präzisiert, dass für den Kartellcharakter nicht eine monopolistische 
Stellung, sondern vielmehr die Möglichkeit, den Markt in bestimmter Weise 
zu beeinflussen, genüge (Tisch 1934a, S. 12, 78, 88). Zusammenfassend hielt 
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Cläre Tisch fest, dass sich der Mangel einer Legaldefinition des Kartellbe-
griffs in keiner Weise störend bemerkbar gemacht habe (ebd., S. 13). 

Als einschneidendste Bestimmungen der KVO werden die Möglichkeiten 
der fristlosen Kündigung (§ 8  KVO) eines Kartellmitglieds aus besonderen 
Gründen und die Sperrgenehmigung einer Kartellentscheidung mittels der 
sog. Präventivzensur (§ 9 KVO) durch das Kartellgericht angeführt, also der 
Hinderung eines Kartells, einen ihm nicht gefügigen Abnehmer oder Liefe-
ranten vom Geschäftsverkehr auszuschließen und somit u. U. die Ausübung 
seiner Geschäfte unmöglich zu machen (ebd., S. 13–15). So habe sich dann 
auch das Kartellgericht in der überwiegenden Mehrzahl seiner Entscheidun-
gen mit diesen beiden Paragrafen beschäftigt (ebd., S. 17).

In ihren ausführlichen Darlegungen wurde die Gemeinsamkeit der Interes-
sen der Mitglieder eines Kartells als Grundlage für deren fruchtbare Zusam-
menarbeit immer wieder herausgestellt. So sei der Zusammenschluss zu einem 
Kartell zur Durchführung gemeinsamer Interessen ein genossenschaftlicher. 

Das Kartell sei somit mehr „[…] als eine gegenseitige Vereinbarung über gewisse 
Rechte und Pflichten, die nach Wunsch und bei passender Gelegenheit wieder ge-
löst werden kann; sondern wenn einmal ein Kartell zustande gekommen ist, dann 
geht unter seinem Einfluß eine ganz bestimmte Entwicklung in der betreffenden 
Industrie vor sich, die das einzelne Mitglied nicht mehr durch unüberlegte Kündi-
gungen stören darf. Das einmal bestehende Kartell ist eine Schutzgemeinschaft, 
deren Wirken besondere Berücksichtigung verlangt.“ (ebd., S. 27 f.) 

Überhaupt nehmen die Ausführungen zur KVO in Bezug auf das Binnen-
verhältnis der Kartellmitglieder den größten Raum in Cläre Tischs Ausführun-
gen ein. Zum Ende ihrer Arbeit elaborierte sie eine eigene Definition: 

„Kartelle sind genossenschaftliche Zusammenschlüsse selbständig bleibender Un-
ternehmer zum Zwecke der Marktbeeinflussung und zur Wahrung gemeinsamer In-
teressen.“ (ebd., S. 61) 

Ausdrücklich wird darauf verwiesen, dass auch die großkapitalistische Or-
ganisation von Kartellmitgliedern nichts an deren genossenschaftlichem Cha-
rakter ändere. Außerdem habe das Kartellgericht in seinen Entscheidungen 
immer auf dem Standpunkt eines relativen Liberalismus gestanden, davon 
ausgehend, dass die Wirtschaft der freien Konkurrenz im Sinne eines Leis-
tungswettbewerbs zu erhalten sei, wie er von Franz Böhm in seinem zeitge-
nössischen Werk Wettbewerb und Monopolkampf; eine Untersuchung zur 
Frage des wirtschaftlichen Kampfrechts und zur Frage der rechtlichen Struk­
tur der geltenden Wirtschaftsordnung (Berlin 1933) vertreten wurde (ebd., 
S. 61 f.). 

In ihrem letzten Ausblickkapitel (VII.) ging Cläre Tisch noch kurz, mög
licherweise auch durch Zwang der äußeren politischen Umstände, auf zwei 
Regelungen im Kartellwesen ein, die nach der „nationalen Revolution“ am 
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15.7.1933 in erwartungsgemäß „wettbewerbsregelungsfördernder Richtung“ 
getroffen worden seien und gleichzeitig dem „Gedanken der Schonung der 
Kartelle“ Rechnung trügen. Zum einen eine Änderung im § 9 Abs. 2  KVO, 
mit denen Kartellen die Möglichkeit an die Hand gegeben sei, „unzuverläs-
sige Personen“ wie „unzuverlässige Konkurrenten“ und „Schleuderer“ auszu-
schließen. Zum zweiten könne nunmehr der Reichswirtschaftsminister „zum 
Zwecke der Marktregelung Unternehmen zu Syndikaten, Kartellen, Konventi-
onen zusammenschließen […]“, wenn es für die Gesamtwirtschaft und das 
Gemeinwohl förderlich sei (Tisch 1934a, S. 62–65). 

„In Zukunft wird es nicht mehr möglich sein, daß eine übersetzte oder sonstwie 
notleidende Industrie sich in fruchtlosem Wettbewerb aufreibt und nicht zu einer 
Einigung kommen kann, weil einzelne Querköpfe sich der Kartellierung widerset-
zen.“ (ebd., S. 64)

 V. Einordnung und Einschätzung  
des wissenschaftlichen Werks

In den beiden Büchern zu Kartellfragen vertrat Cläre Tisch eine durchweg 
liberale Grundhaltung aus einer ausschließlich unternehmerischen Perspek-
tive, die typischerweise von Vertretern der Industrie oder Arbeitgeberverbän-
den zu erwarten gewesen wäre. Sie übte Kritik an Gewerkschaften, rechtfer-
tigte in hohem Maße Unternehmenszusammenschlüsse und Kartelle und 
sprach sich lediglich gegen die Großindustrie aus. Es findet sich die Sicht-
weise von Kartellen als unabdingbare Schutzorganisationen von Branchen 
und Gewerbezweigen, die notwendig sind, um sich im Wettbewerb behaupten 
zu können. Wettbewerbseinschränkende Wirkungen der Kartellierung von 
Unternehmen der Fertigindustrie werden eigentlich nur pro forma angespro-
chen. 

Aus heutiger Sicht mutet die damalige Kartellgesetzgebung anachronistisch 
an, der Auffassung eines Kartells im Sinne des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen (GWB) geradezu widersprechend, wird doch im § 33a Abs. 2 
GWB „widerleglich vermutet, dass ein Kartell einen Schaden verursacht. Ein 
Kartell im Sinne dieses Abschnitts ist eine Absprache oder abgestimmte Ver-
haltensweise zwischen zwei oder mehr Wettbewerbern zwecks Abstimmung 
ihres Wettbewerbsverhaltens auf dem Markt oder Beeinflussung der relevan-
ten Wettbewerbsparameter.“ Allerdings hat sich die Kartellgesetzgebung zu 
allen Zeiten in einem ständigen Abwägungsprozess der Nutzen und Schäd-
lichkeit von Kartellen befunden. Und in der Tat zeichnen das heutige GWB 
(insb. §§ 1–3 GWB) sowie die europäischen Verträge (insb. Art. 101 AEUV) 
ein völlig anderes Bild, das aus Sicht des Gesetzgebers an der Schädlichkeit 
von Kartellen und dergleichen wenig Zweifel lässt.
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In Der wirtschaftliche Sinn der bisherigen Rechtsprechung des deutschen 
Kartellgerichts analysierte Cläre Tisch die Rechtsprechung ausschließlich vor 
dem Hintergrund der zeitgenössischen Rechtslage, der „Verordnung gegen 
den Missbrauch wirtschaftlicher Machtstellungen“ von 1923. Einordnende 
Hinweise auf den seit der Entstehung des Kartellrechts stattgefundenen stän-
digen Perspektivenwechsel, der sich zwischen den Polen der Nützlichkeit der 
Kartellierung einerseits bis hin zu ihrer Schädlichkeit und ihres Verbots ande-
rerseits abspielte (s. z. B. Schmoeckel/Maetschke 2016, S. 280 f.), finden sich 
bei Cläre Tisch nur spärlich. Im Anschluss an die Gründerkrise 1873 hatte 
beispielsweise eine intensive und kontrovers geführte Diskussion darüber 
stattgefunden, wie mit Kartellen überschüssige Kapazitäten in Phasen der 
Überproduktion hätten abgebaut werden können (bspw. Kleinwächter 1883, 
S. 126 f.; Schäffle 1883, S. 495). In seinem Urteil zum „Sächsischen Holz-
stoffkartell“ von 1897 fügte das Reichsgericht dieser wirtschaftlichen und 
politischen Kontroverse eine rechtliche Zensur hinzu, die im Ergebnis im 
Wesentlichen eine Legalisierung der Kartelle bedeutete (RGZ 1897, IV 307/96 
v. 4.2.1897; Schröder 1988, S. 17). Faktisch entzog das Urteil Kartellabspra-
chen dem Anwendungsbereich der Gewerbeordnung und überantwortete sie 
damit dem bedeutend milderen Regime des allgemeinen Zivilrechts. 

Im Grunde galt das Prinzip uneingeschränkter Kartellfreiheit. Die Recht-
sprechung erklärte Kartellbindungen nur in Ausnahmefällen für nichtig, inso-
fern Bestrebungen von Vertragspartnern auf die Vernichtung der wirtschaftli-
chen Existenz des Konkurrenten gerichtet waren. In der Weimarer Republik 
veränderte sich das Verhältnis zum Phänomen der Kartelle fundamental und 
mündete 1923 in der „Verordnung gegen den Missbrauch wirtschaftlicher 
Machtstellungen“. Mit dieser Kartellverordnung wurde nunmehr das Prinzip 
der negativen Kartellaufsicht verfolgt, wonach Kartelle zwar immer noch frei 
gebildet werden konnten, ihr Wirken hingegen einer staatlichen Aufsicht unter-
lag. Die Einführung der Kartellaufsicht hatte nicht die Zerschlagung der Kar-
telle zum Ziel, sie sollte lediglich gegen Missbrauch schützen und letzten En-
des eine „wirkliche Marktfreiheit“ ermöglichen. In der Systemkrise der Repu-
blik nutzten jedoch viele Unternehmen vorhandene Nachfrageüberschüsse zu 
erheblichen Preiserhöhungen. Sowohl Geldentwertung als auch Kartellie-
rungsgrad, vor allem Preiskartelle, nahmen deutlich zu (Pierenkemper 2000, 
S. 237). Kartelle gerieten damit in das Visier der Politik und wurden rechtlich 
neu verfasst, ein Prozess, den auch Cläre Tisch (1934a) anhand vieler Entschei-
dungen des Kartellgerichts nachzeichnete. Trotz allen Unmuts über die Aus-
wirkungen der Preisabsprachen wurde allerdings eine relativ vermittelnde Po-
sition beibehalten. In der Begründung der Kartellverordnung wies die Regie-
rung sogar ausdrücklich auf die Nützlichkeit der Kartellierung hin. Ihr Beste-
hen wurde also weiterhin befürwortet, wenn auch in nunmehr rechtlich engere 
Schranken verwiesen (Schmoeckel/Maetschke 2016, S. 294 f.). Wie ebenfalls 
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von Cläre Tisch (1932a, S. 17 f.) herausgestellt, sollte sich die „Verordnung“ in 
der Praxis als weitestgehend bedeutungsarm herausstellen, eine Beurteilung, 
die auch in der damaligen Zeit geteilt wurde (Kessler 1936, S. 688–692).4

An das System der negativen Kartellaufsicht knüpfte das der positiven Kar-
telllenkung an. Im Sommer 1930 erließ Reichpräsident Paul v. Hindenburg in 
der Folge der Weltwirtschaftskrise die Kartellnotverordnung. U. a. konnten 
nunmehr Preisfestsetzungen und -forderungen untersagt werden, wenn die 
„Wirtschaftlichkeit der Erzeugung oder des Verkehrs mit Waren oder Leistun-
gen beeinträchtigt oder die wirtschaftliche Handlungsfreiheit in volkswirt-
schaftlich nicht gerechtfertigter Weise eingeschränkt wird“ (§ 1 I Kartellnot-
verordnung v. 26.7.1930); das Recht der Aufhebung von Kartellverträgen 
wurde nunmehr vollständig der Exekutive zugesprochen (Brüggemeier 1977, 
S. 351–353). 

Mit der Kartellnotverordnung gab man den Glauben vorerst auf, dass kar-
tellmäßige Preisabsprachen wesentlichen wirtschaftlichen Nutzen brächten. 
Es erstarkte das Vertrauen, dass ein möglichst freier Wettbewerb in der Lage 
sei, das Preisniveau wieder auf ein stabiles Maß zurückzuführen (Schmoeckel/
Maetschke 2016, S. 298; Tisch 1934a, S. 61 f.). Die Anpassung vollzog sich 
allerdings schleppend, sodass sich die Reichsregierung schließlich darauf ein-
ließ, in den Kernbereich des Marktes einzugreifen und unmittelbar auf die 
Preisbildung Einfluss zu nehmen. Dies war der Beginn eines Preisüberwa-
chungsrechts, das zwischen Ende der Weimarer Republik und Anbeginn des 
Dritten Reiches noch weiter ausgebaut werden sollte (Schmoeckel/Maetschke 
2016, S. 298). Erneut folgte ein Richtungswandel auch in Bezug auf die Stel-
lung und den Nutzen von Kartellen. Während in der Weimarer Republik die 
Diskussion um Kartellabsprachen vor allem mit der zu hohen Preisgestaltung 
der Kartelle befasst war  – eine Problematik, die durch das Preisüberwa-
chungsrecht allerdings vorerst gelöst werden konnte –, gerieten andere Poten-
ziale der Kartellierung erneut in den Blick. So sahen die Nationalsozialisten in 
den Kartellen eine Chance, Wettbewerb gezielt einzuschränken und, anstatt 
nur gegen zu hohe, nunmehr auch gegen zu geringe Preise vorgehen zu kön-
nen (ebd., S. 299). 

Natürlich wurden auch schon vor 1933 Zwangskartelle seitens des Staates 
durchgesetzt, so geschehen z. B. im Ersten Weltkrieg und, vereinzelt in eini-
gen Wirtschaftszweigen, auch in der Weimarer Republik (z. B. Passow 1930, 
S. 100–170). Neu war allein, dass das Zwangskartellgesetz von 1933 keine 
einzelnen Zweige betraf, sondern umfassend ausgestaltet wurde und der Re-
gierung im Grunde in jeglichem Bereich der Wirtschaft die Möglichkeit zur 

4  In Kessler (1936, S. 684, Fn. 9; 689, Fn. 8) werden auch die beiden Arbeiten zu 
Kartellfragen von Cläre Tisch erwähnt.
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Errichtung von Zwangskartellen gab. So herrschte bereits auf dem 35. Deut-
schen Juristentag 1928 in Salzburg, der das Kartellproblem thematisierte, 
weitgehender Konsens über die Notwendigkeit einer stärkeren Führung der 
Kartelle seitens der öffentlichen Hand. Selbst in der deutschen Groß- und 
Schwerindustrie zeichnete sich eine grundsätzliche Akzeptanz in Richtung 
eines harten staatlichen Durchgriffs gegenüber der Kartellwirtschaft ab, wo
rauf die staatlich gelenkte Wirtschaft des Nationalsozialismus durchaus aufru-
hen konnte und worin sie gewissermaßen einen fruchtbaren Boden fand 
(Freise 2005, S. 265; Nörr 1988, S. 15; Scharnweber 1970, S. 40 f.). Gleich-
wohl war der politische Wille im Vergleich zur Weimarer Republik ein ande-
rer. Auf die Rechtsprechungspraxis des Kartellgerichts wurde wesentlich 
Einfluss genommen und das Regelwerk, das die Kartellierung umschloss, er-
heblich dichter ausgestaltet als zuvor (Freise 2005, S. 264). 

Es ist nicht ganz unproblematisch, eine Bewertung von Cläre Tischs Posi-
tion aus heutiger Sicht vorzunehmen, zumal nicht klar ist, wie der Forschungs-
auftrag für die beiden kartellrechtlichen Arbeiten lautete und welche Abspra-
chen mit v. Beckerath getroffen waren. v. Beckerath hatte seinerseits u. a. in 
Der moderne Industrialismus allgemein und in einem Aufsatz über „Die Be-
deutung der Kartelle für die deutsche Nachkriegswirtschaft unter besonderer 
Berücksichtigung der Fertigindustrie“, der in einem Band  des Reichsbunds 
der Deutschen Metallwaren-Industrie mit dem Titel Organisations-Problem 
und Kartell-Problem der Metall verarbeitenden Industrien Deutschlands 
(Berlin 1929) erschien, speziell zur Kartellen gearbeitet. Ebenso hatte der 
studierte Jurist v. Beckerath, der im Übrigen dem Großbürgertum einer in der 
Seidenindustrie tätigen Unternehmerfamilie entstammte, mit einer Arbeit zu 
Kartellen in der deutschen Seidenweberei-Industrie promoviert und im An-
schluss daran, längere Zeit beim Zentralverband deutscher Industrieller in 
Berlin gearbeitet; außerdem wurde er im Frühjahr 1916 aus dem Heeresdienst 
zur kriegswirtschaftlichen Tätigkeit als Geschäftsführer des Vereins deutscher 
Seidenwebereien in Düsseldorf entlassen (BBAW 2016, S. 811, 813). Schließ-
lich erschienen die beiden Kartellrechtsschriften von Cläre Tisch in v. Becke-
raths herausgegebener Reihe Industriewirtschaftliche Untersuchungen. 

Vor diesem Hintergrund spricht sicherlich Einiges dafür, bei Cläre Tisch 
und Herbert v. Beckerath ähnlich liberale Positionen in Bezug auf Unterneh-
menszusammenschlüsse und freies Unternehmertum zu vermuten. Auch ist 
wohl davon auszugehen, dass Tisch und v. Beckerath, als große Bewunderer 
von Schumpeter, sein Idealbild des visionären, einfallsreichen und wagnis
eingehenden „Schumpeterschen Unternehmers“ teilten (Walter 1999, S. 34). 
Passt diese Einschätzung aber zum Bild von Cläre Tisch als neoklassischer 
Sozialistin, als aktiv Beitragende zur socialist calculation debate? Ihre in 
Wirtschaftsrechnung und Verteilung im zentralistisch organisierten sozialisti­
schen Gemeinwesen an vielen Stellen vorgetragene massive Kritik an ver-
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schiedenen sozialistischen Ansätzen und insbesondere den als nicht umsetzbar 
eingeschätzten Annahmen vom Ausschluss des Privateigentums am Produk
tionsvermögen, einer reinen Naturalwirtschaft, fixierter Produktionsplanung 
etc., verfestigen das Bild von Cläre Tisch als einer Marktökonomin in der 
Tradition der Österreichischen Schule. Die Fundierung einer „sozialistischen 
Option“ erfolgt ausschließlich im formalen Beleg der theoretischen Überein-
stimmung der Gleichgewichte im sozialistischen und konkurrenzwirtschaft
lichen System. Ganz in diese Richtung sprechen besonders auch die profunden 
Ausführungen im ersten Hauptteil ihrer Arbeit über die Preisentstehung in 
Güter- und Faktormärkten gemäß der subjektiven Wertlehre. Diese „pro-
marktliche“ Positionierung steht durchaus in einer Linie mit den Aussagen zu 
Kartellen und der zeitgenössischen Rechtsprechung. 

Cläre Tischs im (kurzen) Schlussteil abgegebenes Bekenntnis zur Möglich-
keit eines sozialistischen Systems, das mittels vom „Kapitalismus hervorge-
brachter und ausgebildeter Methoden von Geldrechnung und Buchhaltung“ 
einen höchstmöglichen Erfolg und ein Maximum an Bedürfnisbefriedigung 
zu leisten imstande wäre (Tisch 1932, S. 166), ist ausschließlich auf theoreti-
schem Gebiet nachgewiesen, d. h., nur unter in der Realität nie eintretenden 
Bedingungen wird dem Sozialismus eine hohe Leistungsfähigkeit zugeschrie-
ben. Gleichzeitig aber wurden die hohen humanitären Zielsetzungen des Sozi-
alismus von Gleichheit und Freiheit von Not zum immer wiederkehrenden 
Ansatzpunkt einer Kritik des Kapitalismus herangezogen. Und auch in diesem 
Punkt erwies sich Cläre Tisch als Schülerin von Schumpeter.

VI. Epilog

Joseph A. Schumpeter hatte Cläre Tisch wiederholt eine Bürgschaftserklä-
rung (Affidavit) ausgestellt, um ihr die Ausreise in die USA zu ermöglichen 
(Hagemann 1999, S. 716; Stolper 1994, S. 12). Die erste Bürgschaft erfolgte 
wohl mit einem Brief vom Februar 1939 (Hedtke/Swedberg 2000, S. 335, 
Fn. 4), auf den Cläre Tisch am 14.2.1939 antwortete: 

„[…] wenn Sie wüßten, wenn Sie ermessen könnten, wie ich mich über Ihren Brief 
gefreut habe, was er für mich bedeutet! Nicht wegen der Bürgschaft, die ich ja noch 
lange nicht ausnutzen kann, sondern weil ich daraus Ihr Verständnis für meine Situ-
ation, Ihr Mitgefühl verspüre. Das ist es, was mir soviel gibt, was Hoffnung und 
Lebensmut in mir stärkt. Und dafür bin ich Ihnen zu innigstem Dank verbunden.“ 
(Tisch an Schumpeter, Brief 14.2.1939) 

Weiter geht aus dem Brief hervor, dass Cläre Tisch wahrscheinlich im Lauf 
des Jahres 1938 einen Ausreiseantrag für die Vereinigten Staaten im amerika-
nischen Konsulat in Stuttgart gestellt hatte, jedoch aufgrund einer errechneten 
Wartezeit von mindestens fünfeinhalb Jahren das Unterfangen als hoffnungs-
los erachtete (Tisch an Schumpeter, Brief 14.2.1939). Ebenso wenig erfolg-
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reich schätzte sie nach Recherche auch einen von Schumpeter unterbreiteten 
Vorschlag ein, zunächst als Hausangestellte in die USA zu reisen, um damit 
die reguläre Quotierung für Immigranten zu umgehen (ebd.). Als Grund in 
Deutschland zu verbleiben, führte sie auch die im Rahmen ihrer Tätigkeit bei 
der Zentrale für jüdische Pflegestellen und Adoptionsvermittlung zu betreuen-
den Menschen an: 

„Im Augenblick brauchen mich meine Betreuten noch, auch die Adoptivkinder.“ 
(ebd.)

Cläre Tisch übte ihre Aufgabe als Ansprechpartnerin und aktive Unterstüt-
zerin in der Adoptionshilfe mit großem Einsatz und persönlicher Hingabe aus. 
Zahlreiche Beispiele belegen eindrucksvoll ihr diesbezügliches außergewöhn-
liches Engagement, wie etwa der Fall des Kindes Hans Frank (später Rosen-
baum), der von der amerikanischen Familie Bernard und Francie Rosenbaum 
adoptiert wurde (Leo Baeck Institute). Auch Wolfgang Stolper (1994, S. 12) 
hob diesen Aspekt hervor: „Schumpeter also had a long correspondence with 
Clare Tisch, sending her affidavits, but Clare Tisch sacrificed herself to take 
care of Jewish orphans in Germany.“ Begleitet wurde ihr Einsatz allerdings 
immer von einem Gefühl der Aussichtslosigkeit: 

„Es ist der seelische Druck der ausweglosen Situation, dem man zu erliegen glaubt – 
besonders in meiner an sich so schönen Arbeit, die zur Verzweiflung werden kann, 
wenn man nie helfen, nie einen guten Rat geben, nie einen Ausweg zeigen kann, 
weil eben keiner da ist.“ (Tisch an Schumpeter, Brief 14.2.1939) 

Am 13. Juni 1941 erwähnte Schumpeter in einem Brief an Cläre Tisch ein 
einige Wochen vorher versandtes Affidavit, das seine Adressatin offenbar 
nicht erreicht hatte, sich bereiterklärend, ihr eine erneute Bürgschaft auszu-
stellen. Schumpeter äußerte allerdings auch Bedenken hinsichtlich des Erfolgs 
einer solchen Bürgschaft. Er war nicht sehr optimistisch bezüglich der Be-
schäftigungsmöglichkeiten in den USA, vieles hätte sich geändert (Schumpe-
ter an Tisch, Brief 13.6.1941, in: Hedtke/Swedberg 2000, S. 335). In ihrer 
Antwort vom 10.7.1941 schien bereits alle Hoffnung verflogen, Cläre Tisch 
klammerte sich nur noch an das tröstliche Gefühl, „zu wissen, daß jemand da 
ist, der mir helfen will“ (Tisch an Schumpeter, Brief 10.7.1941). Von der 
Sinnlosigkeit des Vorhabens einer Ausreise in die USA mittlerweile überzeugt, 
schrieb sie: 

„Sie sagten zu, die Bürgschaft erneut abzusenden. Sollten Sie das bis heute nicht 
getan haben, so bitte ich Sie, es vorläufig nicht zu tun. Es sind, wie ich gehört habe, 
neue Einwanderungsbestimmungen nach USA dort herausgekommen, nach denen 
die Bürgschaften nicht mehr von den Konsulaten, sondern von einer Stelle in Wa-
shington geprüft werden. Aber auch eine Übersendung der Bürgschaft nach Wa-
shington dürfte im Augenblick zwecklos sein, da vorläufig noch nicht abzusehen ist, 
ob und von wem zur Zeit hier Visa erteilt werden können. Sollte sich in dieser Situ-
ation etwas ändern, so werde ich entweder durch Kabel oder brieflich von mir hören 
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lassen, aber vor Klärung der Situation möchte ich nicht, daß Sie unnötige Mühe und 
Unkosten für mich haben.“ (Tisch an Schumpeter, Brief 10.7.1941)

Eine Ausreise war für Cläre Tisch zu diesem Zeitpunkt nicht mehr möglich. 
Offen bleibt, warum sie früher sich bietende Gelegenheiten nicht wahrgenom-
men hatte. Man kann darüber nur spekulieren. Vielleicht war in einem gewis-
sen Umfang „Verdrängung“ mit im Spiel, die Unvorstellbarkeit einer sich 
trotz immer sichtbarer sich äußernder Gefahren herausbildenden Entwicklung, 
die in der Ermordung von Massen ihren traurigen Höhepunkt finden sollte. 
Vielleicht das unbändige Hoffen wider aller Wahrscheinlichkeit, das Barbara 
Schuchard in ihrem Buch „ ‚Liebster Iziu‘ Erlebte Judenverfolgung in den 
Briefen einer Mutter an ihren Sohn“ über das Schicksal damals deportierter 
und faktisch todgeweihter Menschen anspricht (Schuchard 2018, S. 149). 
Weiterhin mag über das erwähnte Verantwortungsgefühl gegenüber den ihr 
anvertrauten Adoptivkindern hinausgehend das Zugehörigkeitsgefühl zu ihrer 
Familie, ihrer gehörlosen jüngeren Schwester, der älteren Schwester, deren 
Mann und Tochter, mit denen sie seit 1934 in einem Haus gelebt und sicher-
lich eine starke Bindung aufgebaut hatte, ein Grund für das nicht mit voller 
Konsequenz betriebene Ausreisevorhaben gewesen sein. Vielleicht war es die 
Liebe zu anderen Menschen, ihre, wie sie selbst sagte, begrenzte Fähigkeit, 
diejenigen, die sie am meisten liebte, verlassen zu können, oder ihr in letzter 
Konsequenz doch nicht uneingeschränktes Vertrauen in die eigenen Fähigkei-
ten. Vielleicht aber auch ein Stück weit ihre Natur, will heißen, eine Kümme-
rin im besten Sinne des Wortes gewesen zu sein, wofür nicht zuletzt Hans 
Singers Erinnerung an die gemeinsame Zeit spricht: 

„Claire Tisch acted as a sort of mother to all the young members of the Schumpeter 
Seminar.“ (Singer 1997, S. 130) 
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Fanny Ginor (1911–2007): 
„Die Basler Nationalökonomie nach Israel getragen“*

Von Harald Hagemann, Stuttgart-Hohenheim

I. Eine Jugend in Deutschland:  
Von Galizien über Stuttgart nach Basel

Fanny Ginor wurde als Fanny Dulberg am 20. Juni 1911 in der Kleinstadt 
Otynja in Galizien geboren, die damals zur Donaumonarchie gehörte, in der 
Zwischenkriegszeit als Sablotof zu Polen und heute als Otynia zur Oblast 
Ivano-Frankivsk in der westlichen Ukraine. Fanny war knapp zwei Jahre alt, 
als ihre Eltern aus dem damaligen Österreich-Ungarn nach Württemberg über-
siedelten. Hier wuchs sie in Cannstatt (seit 1933 Bad Cannstatt) auf, das 1905 
nach Stuttgart eingemeindet worden war und heute der flächenmäßig größte 
und einwohnerstärkste Stadtbezirk ist. Am Gymnasium Cannstatt, dem heuti-
gen Keplergymnasium, erhielt sie seit ihrem zwölften Lebensjahr eine klassi-
sche humanistische Bildung und legte im Februar 1930 das Abitur ab. Der 
erzwungene Verzicht auf die Gretchen-Rolle in der Urfaust-Aufführung der 
Theatergruppe im vorletzten Schuljahr und auf die Abiturientenrede als Jahr-
gangsbeste aufgrund einer Intervention der Hitlerjugend beim Rektor beende-
ten eine insgesamt glückliche Jugend- und Schulzeit, in der sich Vorboten ei-
nes politisch erstarkenden Antisemitismus deutlich zeigten.

Ginor begann ihr Studium der Nationalökonomie im Sommer 1930 und 
verbrachte jeweils ein Semester an der Goethe-Universität in Frankfurt, der 
Ludwig-Maximilians-Universität in München sowie der Ruperto Carola in 
Heidelberg. In besonders guter Erinnerung blieben ihr die Lehrveranstaltun-
gen von Karl Pribram, Arthur Salz und Alfred Weber. Zum Wintersemester 
1931/32 kehrte Ginor an die LMU in München zurück, wo sie nach ihrem 

�*  Der Beitrag ist eine wesentlich erweiterte und aktualisierte Fassung von Hage­
mann (1999b). Für wertvolle Hinweise und Kommentare auf der Tagung des Aus-
schusses für die Geschichte der Wirtschaftswissenschaften vom 30. Mai bis 1. Juni 
2024 in Fulda danke ich Reinhard Blomert, Rainer Klump, Hagen Krämer, Heinz 
Rieter, Bertram Schefold und Gerhard Wegner.

 �Zu den biographischen Angaben vgl. ausführlich Ginors unveröffentlichte Autobio-
graphie Ein Leben im Schatten der Geschehnisse (1990) sowie Ginor (1997).
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Diplomexamen unter der Betreuung von Otto von Zwiedineck-Südenhorst 
promovieren wollte.

Aufgrund der wachsenden Gefährdung durch den Nationalsozialismus war 
Ginor, die sich sehr an die deutsche Kultur gebunden fühlte, zur Zionistin 
geworden. Als nach Hitlers Ernennung zum Reichskanzler eine Gruppe von 
uniformierten Nazis unter Führung von Rudolf Heß während der Vorlesung 
von Adolf Weber durch den großen Hörsaal marschierte, entschloss sich 
Ginor, die mittlerweile zur Vorsitzenden der zionistischen Studentinnen-Ver-
bindung in München gewählt worden war, ihre Studien an der Universität 
Basel fortzusetzen. 

Damit tat sie es vielen anderen gleich, die nach der nationalsozialistischen 
Machtergreifung an die Universität Basel wechselten, um die Dissertation in 
deutscher Sprache zu verfassen und unter der Betreuung von Edgar Salin 
(1892–1974) zu promovieren. Unter den gut hundert Doktoranden Salins zwi-
schen 1927 und 1949 waren zwölf Frauen, darunter als Bekannteste die spä-
tere ZEIT-Herausgeberin Marion Gräfin Dönhoff (1909–2002), „die wunder-
bar schreibt, wie sie bei Salin promovierte“.1 Dönhoff wurde 1935 mit einer 
Arbeit über die familieneigenen Güter von Schloss Friedrichstein in Ostpreu-
ßen (Dönhoff 1936) promoviert und verband eine lebenslange Freundschaft 
mit ihrem Doktorvater. Zur selben Zeit wie Fanny Ginor waren auch die 
Kommunistin Margarete Wittkowski (1910–1974), die später im Anschluss an 
ihre politische Karriere von 1967 bis zu ihrem Tod Präsidentin der Staatsbank 
der DDR wurde, sowie die wie Salin zum George-Kreis gehörende Margot 
Ruben (1908–1980), nach ihrer Promotion Sekretärin und Lebensgefährtin 
von Karl Wolfskehl, Doktorandinnen von Salin, der 1927 Lehrstuhl-Nachfol-
ger des nach Kiel gewechselten Julius Landmann geworden war. 

Ginor, die unter zeitlichem Druck stand, da ihr Einreisevisum nach Paläs-
tina nur eine Gültigkeit von einem Jahr hatte, schloss ihr Promotionsstudium 
im Sommer 1934 mit einer magna cum laude bewerteten Dissertation Der 
Imperialismus im Lichte seiner Theorien (Dulberg 1936) erfolgreich ab. An 
der Universität Basel hatte bereits drei Jahre zuvor Richard Behrendt (1908–
1972) bei Salins Kollegem Hans Ritschl mit einer Arbeit über Die Schweiz 
und der Imperialismus (Behrendt 1932) promoviert. In seiner Dissertation 
zeigte Behrendt, dass die Schweiz, die keine Kolonien besaß, dennoch als 
„hochkapitalistischer Kleinstaat“ auf vielfältige Weise in ihrem Wirtschafts-
wachstum als „Trittbrettfahrer“ durch hohe Exporte in den außereuropäischen 
Raum von der imperialen Expansion europäischer Mächte profitierte.2

1  Schefold (2013, S. 221); siehe auch Dönhoff (1962).
2  Behrendt wurde 1953 nach langjährigem Lateinamerika-Aufenthalt an die Univer-

sität Bern berufen, wo er 1960 das Institut für Soziologie und sozioökonomische Ent-
wicklung gründete.
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II. Ginors Dissertation zu den Imperialismustheorien

In der Phase des Hochimperialismus von 1880 bis 1914 schuf John A. Hob­
son (1902) die erste bedeutsame Imperialismustheorie, die international stär-
ker rezipiert wurde und bis heute nachwirkt. Hobson identifizierte als Haupt-
ursache des Imperialismus das Streben der Industriellen nach Expansion, um 
neue Absatzmärkte und Anlagemöglichkeiten für Kapital zu erschließen. Der 
Expansionsdrang der Kapitalisten resultiere nicht zuletzt aus einer Unterkon-
sumtion infolge zu niedriger Löhne breiter Bevölkerungsschichten.

Ginor betont in der einleitenden Problemskizze ihrer Studie, dass sie sich 
hauptsächlich auf deutschsprachige Imperialismustheorien konzentriert und 
auf Hobson nur deshalb eingeht, „weil er weithin auf diese Theorien (beson-
ders diejenigen marxistischer Prägung) eingewirkt“ (Dulberg 1936, S. 9) 
habe. Dies gilt auch für Lenin, der, zudem stärker beeinflusst durch Hilfer-
dings Finanzkapital (1910), im Schweizer Exil 1916 das Pamphlet Der Impe­
rialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus verfasste, das auch eine 
stärkere Stoßrichtung gegen Karl Kautsky und „revisionistische“ Tendenzen 
in der deutschen Sozialdemokratie aufwies. Lenin sah den Imperialismus als 
fünfte und letzte Entwicklungsstufe des Kapitalismus an. Sie sei gekennzeich-
net durch die Herrschaft der Monopole und des Finanzkapitals, die einen ten-
denziellen Fall der Profitrate verhindern wollten.

Während in solchen Erklärungsansätzen eine eindeutige Kausalität zwi-
schen dem Imperialismus und der historischen Entwicklungsdynamik des 
modernen Kapitalismus hergestellt wurde, polemisierte Schumpeter in seinem 
Essay Zur Soziologie der Imperialismen (1918/19) gegen marxistische Erklä-
rungen des Imperialismus. Im Gegensatz zu Lenin und Rosa Luxemburg sah 
Schumpeter den Imperialismus nicht als ein spezifisch kapitalistisches Phäno-
men an. Zwar gebe es einen Drang zur Erweiterung der Absatzmärkte und 
eine imperialistische Expansion als Furcht vor der Krise, keineswegs jedoch 
könne der Imperialismus ausschließlich ökonomisch begründet oder als ein 
rein kapitalistisches Phänomen angesehen werden. Imperien habe es in der 
Geschichte immer wieder gegeben, sei es das römische, mongolische, osma-
nische oder napoleonische. Der Charakter des Imperialismus im modernen 
Kapitalismus, so Schumpeter, sei in stärkerem Maße ein atavistischer, das 
heißt, ein Überbleibsel vorbürgerlicher Verhältnisse, nämlich eine politische 
Strategie gewaltsamer Expansion anti-liberaler Eliten wie Adel und Militär. 
Natürlich würden sich diese Expansionsinteressen vereinen mit jenen kapita-
listischen Kräften, die den Weltmarkt scheuten (Exportmonopolismus). Der 
moderne Imperialismus sei „eben deshalb kein Bild bloss kapitalistischer 
Faktoren“ (Schumpeter 1918–19, S. 291). Für Schumpeters Sichtweise, dass 
der Imperialismus dem Kapitalismus nicht immanent sei, sondern im Gegen-
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teil durch ihn überwunden werden könne, ist das Freihandelspostulat von 
entscheidender Bedeutung.

Schumpeters Essay hat die intensiven Debatten über Imperialismustheorien 
in der Weimarer Republik nachhaltig beeinflusst. Das geht auch aus Ginors 
Dissertation hervor. Zu ihrem Thema wurde sie wahrscheinlich angeregt 
durch die Heidelberger Lehrveranstaltungen von Arthur Salz (1881–1963), 
der gerade dabei war seinen Band über Das Wesen des Imperialismus (Salz 
1931) abzuschließen. Zudem gehörte Salz ebenso wie Salin zum Kreis um 
Alfred Weber und zum George-Kreis.3 Für Ginor ist der Imperialismus „die 
staatliche Expansion in ihrer modernen Form, wobei natürlich der Kapitalis-
mus als die hauptsächlichste Wirtschaftsform dieser Epoche … entsprechend 
beteiligt ist“ (Dulberg 1936, S. 17).

Sie unterteilt die Diskussion der Imperialismustheorien in drei Gruppen:4

1.	 Eine pro-imperialistische, „rechte“ Gruppe, in der der Staat gemäß hege
lianischer Geschichtsauffassung treibende Kraft des Handelns ist und das 
imperiale Land als führende Macht der Weltgeschichte erscheint. Hierzu 
gehöre Oswald Spengler ebenso wie Ludwig Gumplowicz mit seiner The-
se des Staatenkampfes oder, in extremer Form, die faschistische Staatskon-
zeption von Benito Mussolini, gemäß der die Expansion der Nation ein 
Ausdruck der Vitalität sei.

2.	 Eine mittlere Gruppe, die sich auf die menschlichen Motive konzentriert 
und nach dem cui bono fragt, der Ginor neben Hobson und Schumpeter 
auch Salz zuordnet. So betont Ginor hinsichtlich der Frage, wer innerhalb 
der globalen Führungsmacht des 19. Jahrhunderts England den Nutzen aus 
dem Imperialismus gezogen habe: „Nach Hobson liegen die Triebkräfte 
des Imperialismus in einer kleinen, wohlorganisierten Gruppe der Nation, 
die es versteht, sich für die eigenen Interessen den ganzen Staatsapparat 
zunutze zu machen“ (Dulberg 1936, S. 40). Der These einer engen Verbin-
dung von Nationalismus und modernem Imperialismus, der dadurch weni-
ger rational und kalkulatorisch, sondern stattdessen emotional und gefähr-
lich geworden sei, stimmt Ginor weitgehend zu. Andererseits kritisiert sie 
die noch über Schumpeter hinausgehende Aussage von Salz, dass der Ka-
pitalismus als Verursacher des Imperialismus auszuschließen sei5, sondern 
im Gegenteil gerade durch enorme Produktivitätssteigerungen die Mög-
lichkeit biete, ihn zu überwinden (ibid., S. 51 ff.).

3  Siehe näher Blomert (1999) und Schönhärl (2009).
4  Dies schließt Überschneidungen, Grenzfälle oder Kombinationen, insbesondere 

zwischen der ersten und dritten Gruppe, nicht aus.
5  „Nicht durch den Kapitalismus, sondern aus Mangel an Kapitalismus sind die 

Staaten auf die Bahn des Imperialismus getrieben worden.“ (Salz 1931, S. 50).
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3.	 Die dritte Gruppe, die die „objektiven Tatsachen“ hervorhebt, arbeitet mit 
der marxistischen Methode, ist anti-imperialistisch eingestellt und politisch 
dem linken Spektrum zuzuordnen. Zutreffend betont Ginor, dass die allei-
nige Fokussierung auf das Ökonomische im marxistischen Ansatz bei an-
deren Analysten häufig eine ebenso überzogene Reaktion hervorgerufen 
habe, „die Schuld des Imperialismus vom Kapitalismus abzuwälzen“ 
(ibid., S. 63) und z. T. eine starke Abneigung erzeugt habe, wirtschaftlichen 
Faktoren überhaupt eine Bedeutung beizumessen. Angelpunkt aller mar-
xistischen Erklärungen des Imperialismus seien die Ursachen, die von der 
kapitalistischen Wirtschaftsdynamik ausgehen, insbesondere Absatzkrisen, 
die durch eine Disproportionalität von Produktion und Distribution/Kon-
sumtion hervorgerufen werden und die Unternehmerkapitalisten veranlas-
sen, nach neuen Absatzmärkten (sowie auf Kartelle und Schutzzölle) zu 
drängen. Zu Recht geht Ginor in diesem Zusammenhang näher auf Fritz 
Sternberg (1895–1963) ein6, dessen Studie zum Imperialismus (Sternberg 
1926) zu den bedeutendsten und einflussreichsten der Weimarer Zeit ge-
hört. Sie wurde innerhalb wie außerhalb marxistischer Kreise heftig disku-
tiert. Sternberg, ein undogmatischer Sozialist, verwendete in seiner Imperi-
alismustheorie zwar die marxistische Methode und ging wie Rosa Luxem-
burg und Lenin vom Akkumulationszwang innerhalb des kapitalistischen 
Systems aus, teilte jedoch nicht geschichtsdeterministische Auffassungen 
der Verelendung und des daraus resultierenden Zusammenbruchs. Insbe-
sondere wies er auf den empirischen Tatbestand hin, dass in den Jahrzehn-
ten vor dem Ersten Weltkrieg die Reallöhne der Arbeiter in allen fort
geschrittenen kapitalistischen Ländern deutlich gestiegen seien. Diese 
Reallohnentwicklung sei zweifellos durch die imperialistische Expansion 
begünstigt worden, habe aber die Wirkung einer „Schonzeit“ und sei maß-
geblich für die Stärke revisionistischer Strömungen in der deutschen Sozi-
aldemokratie und Gewerkschaftsbewegung gewesen.7 

Ginors Literaturstudie zu den Imperialismustheorien zeichnet sich durch 
ausgezeichnete Kenntnis der relevanten Literatur, eine gut strukturierte und 
lesbare Darstellung sowie eine hohe Sicherheit im Urteil aus. So bleibt sie 
ebenso kritisch gegenüber orthodoxen marxistischen Ansätzen, die aus der 
Unmöglichkeit weiterer imperialistischer Expansion den Zusammenbruch des 

6  Siehe Dulberg (1936, S. 81–97).
7  Während Sternberg 1926 noch den Imperialismus als Ursache für die Aufschie-

bung des Zusammenbruchs des Kapitalismus ansah, betonte er nach Rückkehr aus 
dem Exil in den USA nach Deutschland 1950 den Zusammenhang zwischen dem 
Technischen Fortschritt, der Beschäftigungs- und Reallohnentwicklung. Beeinflusst 
durch Ökonomen wie Schumpeter und Keynes, nahm Sternberg nun dauerhaft Ab-
schied von Vorstellungen einer sozialistischen Revolution und näherte sich den Ge-
werkschaften und der SPD an. Siehe ausführlich Glombowski (1999).
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Kapitalismus ableiten, wie gegenüber Theorien, die den Imperialismus durch 
den Kapitalismus überwinden wollen.8 Vielmehr verdeutlicht Ginor die Nähe 
zwischen dem globalen Imperialismus und dem Hochkapitalismus9, verstärkt 
durch die psychische Disposition eines erstarkten Nationalismus, als den Spe-
zialfall einer Epoche von besonderem Gewicht.

III. Palästina: Von der Krise des Übergangs in  
einen anderen Kulturkreis zur wirtschafts- und finanzpolitischen 

Gestaltung des jungen Staates Israel

Unmittelbar nach ihrer Promotion emigrierte Ginor nach Palästina. Dort 
kam sie Ende Juli 1934 mit dem Schiff von Triest aus in Jaffa an, wo eine 
jüngere Schwester sie schon erwartete und wohin ihre Eltern mit den anderen 
beiden jüngeren Geschwistern im April 1936 von Stuttgart nachfolgten. In 
Palästina erlitt Ginor, die anfangs kein Hebräisch konnte, die für Immigranten 
typische „Krise des Übergangs in einen anderen Kulturkreis“, die sie später 
eindrucksvoll schildern sollte (Ginor 1990, 1997). Ihre tiefe Verwurzelung in 
deutscher Sprache und Kultur schwand erst mit dem Holocaust, in dem fast 
alle Verwandten ihrer eigenen Familie und die komplette Familie ihres Man-
nes in der Ukraine ermordet wurden. Erwartungsgemäß gab es in Palästina 
keinen Bedarf für eine promovierte Ökonomin aus Europa, so dass sie von 
1934 bis 1943, nach kurzer Tätigkeit als Landarbeiterin, als Bankangestellte 
und Buchhalterin in einer kleinen Fabrik tätig wurde. 

Ab 1943 bekleidete Ginor eine Stelle in der Wirtschaftsabteilung der Jewish 
Agency, wo sie sich vor allem mit den Problemen des Übergangs von einer 
Kriegs- zu einer Friedenswirtschaft auseinanderzusetzen hatte. Sie arbeitete 
dort sehr eng mit David Horowitz (1899–1979) zusammen, der später von 
1954 bis 1971 Gründungsdirektor der Bank of Israel werden sollte, und mit 
Eliezer Kaplan (1891–1952), der 1948 erster Finanzminister des neuen Staa-
tes Israel wurde. In dieser Zeit war Horowitz leitender Beamter im israeli-
schen Finanzministerium. Nach dem Beschluss der Vereinten Nationen vom 
29. November 1947, Palästina in einen jüdischen und einen arabischen Staat 
zu teilen, half die inzwischen verheiratete Ginor dem Vorsitzenden Eliezer 
Sigfried Hoofien (1881–1957) des Direktoriums der 1902 auf Initiative von 
Theodor Herzl gegründeten Anglo Palestine Bank APB bei den Vorbereitun-
gen zur Schaffung einer neuen Währung für den Staat Israel, der am 15. Mai 

8  Siehe Dulberg (1936, S. 114).
9  Technologische Innovationen und deren Diffusion in der zweiten Hälfte des 

19. Jahrhunderts, vor allem im Transportsektor und im Kommunikationsbereich, wie 
sie auch in der verstärkten Globalisierung der letzten fünf Jahrzehnte eine wichtige 
Rolle spielten, standen bei ihr noch nicht im Fokus.
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1948 errichtet worden war. In der Anfangsphase übte die APB, deren Haupt-
sitz immer noch London war, die Aufgaben einer Zentralbank aus. 1951 über-
nahm die israelische Bank Leumi als Nachfolgeinstitution alle Aktiva und 
Passiva der APB. Nach Gründung der Bank of Israel im August 1954 wurde 
Leumi zu einer reinen Geschäftsbank.

Mit der Bildung der Regierung von David Ben-Gurion (1886–1973) als 
erstem Premierminister des Staates Israel im Februar 1949 wurden ganze Ab-
teilungen der Jewish Agency in Ministerien umgewandelt. Dies hatte zur 
Folge, dass Fanny Ginor nach einer kurzen Zeit in ihrer Funktion als Wirt-
schaftsexpertin in der neu gebildeten israelischen Botschaft in Washington 
von März 1949 bis Ende 1953 im israelischen Finanzministerium tätig wurde. 
Hier musste sie sich mit Problemen der Inflationsbekämpfung, der Devisen-
knappheit, der Rationierung von Konsumgütern sowie der Eingliederung der 
vielen Hunderttausenden von Einwanderern auseinandersetzen. Als Folge des 
Anstiegs der jüdischen Bevölkerung in den ersten vier Jahren nach der Staats-
gründung von 650.000 auf 1.430.000 im Mai 1952 war die große Wohnungs-
not in den frühen 1950er Jahren eines der gravierendsten Probleme. Von be-
sonderer Bedeutung war der Tatbestand, dass Ginor von Anfang an daran be-
teiligt war, die geforderten Wiedergutmachungszahlungen zu berechnen, die 
in Israel anfangs als „Blutgeld“ durchaus umstritten waren. In diese Rolle 
gelangte sie durch ihre frühzeitige und langjährige Zusammenarbeit mit Da-
vid Horowitz. Wie Trezib (2013, S. 86) zu Recht betont, waren Horowitz und 
der gebürtige Charlottenburger Yeshayahu (Herbert) Foerder, der von 1949 
bis 1957 für die Progressive Partei Mitglied der Knesset und seitdem bis zu 
seinem Tod Vorstandsvorsitzender der Bank Leumi war, „die vermutlich ein-
flussreichsten Persönlichkeiten des israelischen Bank- und Finanzwesens der 
1950er und 1960er Jahre“. 

Horowitz hatte vor dem Hintergrund der desolaten wirtschaftlichen Lage 
des jungen Staates Israel die Idee deutscher Wiedergutmachungszahlungen 
(„Shilumim10“) entwickelt und sich bereits darüber am 19. April 1951 in Paris 
bei einem geheimen Treffen mit Bundeskanzler Adenauer ausgetauscht, für 
den Deutschland nach dem Holocaust in moralischer Pflicht stand. Kurz zu-
vor hatte Israel am 12. März in einer Note an die vier Alliierten Reparationen 
in Höhe von 1,5 Milliarden $ gefordert, davon eine Milliarde von der BRD 
und 500 Millionen von der DDR. Während die Sowjetunion gar nicht antwor-
tete, reagierten die drei Westmächte zurückhaltend, da sie zu diesem Zeitpunkt 
die Leistungsfähigkeit der westdeutschen Wirtschaft noch skeptisch beurteil-
ten. Insbesondere die USA waren zudem besorgt, dass die amerikanischen 

10  Der hebräische Begriff Shilumim bedeutet zugleich Abzahlung und Vergeltung. 
Er schließt Vergebung nicht ein und kontrastiert damit deutlich vom deutschen Aus-
druck Wiedergutmachung.
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Steuerzahlerinnen und Steuerzahler indirekt zur Finanzierung herangezogen 
werden könnten. 

Im Gegensatz zu Frankreich, das am stärksten die Zahlung von Kriegsent-
schädigungen forderte, waren die Vereinigten Staaten, deren Unterstützung 
für Israel am wichtigsten war, die zugleich aber auch der größte Gläubiger 
Deutschlands waren, eher gegen Reparationen eingestellt. Israel versuchte 
dem mit dem Argument entgegenzuwirken, dass durch die deutschen Wieder-
gutmachungen die direkten Zahlungen der USA an Israel verringert werden 
könnten. Zudem seien die deutschen Leistungen angesichts des von den Nati-
onalsozialisten geraubten jüdischen Eigentums und des Holocaust nicht nur 
eine ökonomische, sondern vor allem auch eine moralische Frage, wie es 
Horowitz in einem Memorandum vom 13. Mai 1951 betonte.11 Zu dieser Zeit 
war die Devisenknappheit in Israel so groß, dass der Import von Erdöl und 
Getreide zur Energie- und Nahrungsmittelversorgung der enormen Schübe 
von Einwanderern nicht bezahlt werden konnte. An diesem kritischen Punkt 
entwickelte Horowitz die israelische Forderung und errechnete einen Gesamt-
betrag in Höhe von 1,5 Milliarden $ (500.000 Einwanderer bei Aufnahmekos-
ten von 3.000 $ pro Einwanderer).

Auf deutscher Seite sah Bundeskanzler Adenauer nicht nur die moralische 
und materielle Verpflichtung gegenüber den Juden, sondern erkannte auch die 
politische Bedeutung eines deutsch-israelischen Abkommens für die Rück-
kehr Deutschlands in die internationale Völkerfamilie, insbesondere für die 
Integration in die westliche Welt. In einer Sondersitzung des Bundestages am 
27. September 1951 hatte Adenauer die Verantwortung Deutschlands für die 
vom NS-Regime verübten Gräueltaten betont und am 6. Dezember bei einem 
geheimen Treffen in London mit Nahum Goldmann, dem Präsidenten des Jü-
dischen Weltkongresses, der auch zum Präsidenten der im Oktober 1951 in 
New York gegründeten Jewish Claims Conference gewählt worden war, die 
von Israel gestellten Ansprüche als Grundlage der Verhandlungen akzeptiert.12 
Allerdings betonte Adenauer auch die Grenzen, die der deutschen Leistungs-
fähigkeit durch die Aufnahme und Versorgung der Heimatvertriebenen und 
Kriegsopfer gezogen seien. Größere Komplikationen ergaben sich vor allem 
aus der Parallelität der am 20. März 1952 in Wassenaar in den Niederlanden 
aufgenommenen deutsch-israelischen/jüdischen Wiedergutmachungs-Verhand
lungen mit der kurz zuvor am 28. Februar in London begonnenen Konferenz 
über die Regelung der deutschen Auslandsschulden.13 

11  David Horowitz, Economic Conditions in Germany and the Payments to Israel. 
Israeli State Archives, File 344/15.

12  Siehe Schwarz (1986, S. 902).
13  Zur Krise der Wiedergutmachungs-Verhandlungen im Frühsommer 1952 verglei-

che ausführlich Jena (1986) und Jelinek (1990). Das Londoner Schuldenabkommen 
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Während der dortige Verhandlungsführer Hermann Josef Abs vor allem 
hinhaltenden Widerstand gegen das Wiedergutmachungsabkommen leistete, 
da er vor einem feststehenden Ergebnis der Londoner Schuldenkonferenz be-
fürchtete, dass die kumulierte Höhe zu einer zu großen Belastung für die 
westdeutsche Wirtschaft werden könnte, war die durchgehende Obstruktion 
von Bundesfinanzminister Fritz Schäffer (CSU) grundsätzlicher Natur. Dem-
gegenüber war es vor allem der von Adenauer eingesetzte Verhandlungsführer 
Franz Böhm (1895–1977), seit 1946 Rechtsprofessor in Frankfurt am Main 
und seit 1949 (bis 1971) auch Vorsitzender der dortigen Gesellschaft für 
christlich-jüdische Zusammenarbeit, der sich letztlich (auch nach einem zwi-
schenzeitlichen Rücktritt) erfolgreich gegen starke Widerstände im Bundes
kabinett für einen Abschluss des Wiedergutmachungsabkommens mit Israel 
einsetzte. Unterstützt wurde Böhm dabei von seinem Stellvertreter Otto Küs-
ter (1907–1989), der von 1945 bis 1954 Wiedergutmachungsbeauftragter in 
Baden-Württemberg war.14 Das Abkommen wurde vom Deutschen Bundestag 
am 18. März 1953 mit 239 von 360 abgegebenen Stimmen ratifiziert. Im Ge-
gensatz zu nennenswerten Teilen von Adenauers Regierungskoalition, insbe-
sondere von CSU, DP und FDP, stimmten nur die Abgeordneten der SPD ge-
schlossen dafür.

In Israel wurde das von Außenminister Moshe Sharett zusammen mit Bun-
deskanzler Adenauer im Rathaus von Luxemburg unterzeichnete Abkommen 
vier Tage nach der Entscheidung des Bundestages von der Regierung ratifi-
ziert. Sharett (1894–1965), erster Außenminister Israels von 1948 bis 1956 
und von 1953 bis 1955 Premierminister zwischen den beiden Amtsperioden 
Ben-Gurions, gehörte zusammen mit Ben-Gurion zu den maßgeblichen Politi-
kern, die Horowitz’ Idee deutscher Reparationen von Anfang an aufgriffen 
und unterstützten. Direkte Wiedergutmachungsverhandlungen mit Deutsch-
land wurden von vielen Israelis als Schande angesehen und spalteten die 
israelische Gesellschaft 1951/52 bis hin zu Terroranschlägen gegen die 
Hauptbeteiligten auf deutscher und israelischer Seite.15 Dies kam auch im 
knappen Abstimmungsergebnis von 61:50 am Ende der dreitägigen Knesset-

wurde erst nach einem Jahr am 27.  Februar 1953 unterzeichnet und am 24. August 
vom Bundestag ratifiziert. Die Ratifizierung der beiden Abkommen von Luxemburg 
und London waren letztlich Vorbedingungen für die Aufhebung des Besatzungsstatus 
in Westdeutschland in den Pariser Verträgen vom 5. Mai 1955.

14  Küster verstand sich fachlich wie persönlich hervorragend mit Felix Elieser 
Shinnar (1905–1985), dem stellvertretenden Leiter der israelischen Delegation bei den 
Wiedergutmachungsverhandlungen, der kurz zuvor die neue Abteilung zur Geltendma-
chung der Ansprüche des jüdischen Volkes gegenüber Deutschland im israelischen 
Außenministerium aufgebaut hatte. Shinnar war als Felix Schneebalg in Stuttgart ge-
boren, wo er zwei Jahre vor Küster auf dem Realgymnasium das Abitur abgelegt hatte.

15  Zu den dramatischen Kontroversen um Reparationen in Israel siehe die umfang-
reiche Dokumentation und den Aufsatz von Yaakov Sharett (2011, 2013), Sohn von 
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Debatte16 zum Ausdruck, mit dem Ben-Gurions Antrag für die Aufnahme di-
rekter Verhandlungen am 9. Januar 1952 angenommen wurde. Bei der Über-
windung des Widerstandes gegen direkte Verhandlungen mit einer deutschen 
Regierung spielte Nahum Goldmann eine zentrale Rolle. Für die Entwicklung 
der israelisch-deutschen Beziehungen nach Abschluss des Luxemburger Ab-
kommens im September 195217 gelangt Sharett (2013, S. 287/8) zu folgendem 
Ergebnis:

„Der traumatische Sturm, der die israelische Öffentlichkeit zur Frage nach deut-
schen Wiedergutmachungszahlungen aufwühlte, hörte fast sofort auf. Niemand äu-
ßert heute überhaupt noch Kritik an diesem israelisch-deutschen Abkommen, das 
für Israel von enormer politischer und wirtschaftlicher Bedeutung war. Jeder Israeli 
erkennt die historische Tatsache an, dass Deutschland einer der besten Freunde 
Israels ist, wenn nicht gar der beste. Die Saat dafür wurde im Jahr 1952 ausge-
bracht.“

Nach dem Luxemburger Abkommen vom 10. September 1952 verpflichtete 
sich die Bundesrepublik Deutschland, Israel eine Entschädigung von 3 Milli-
arden DM innerhalb eines Zeitraums von 12 bis 14 Jahren als Geldzahlungen 
oder in Form von Gütern zu leisten und darüber hinaus eine Summe von 
450 Millionen DM an die Jewish Claims Conference für die Entschädigungs-
ansprüche jüdischer Opfer des Nationalsozialismus zu zahlen. Der Betrag von 
3 Mrd. DM bedeutete eine erhebliche Reduzierung der ursprünglich von 
Israel geforderten Summe von 4,2 Mrd. DM (1 Mrd. $). Sie war die Folge 
einer Einigung in Wassenaar, den für die Eingliederung von Vertriebenen in 
Westdeutschland ermittelten Betrag in Höhe von 9.000 DM statt 3.000 $ auch 
für die Einwanderer nach Israel zugrunde zu legen. 

Die Analyse der Wirkungen der westdeutschen Reparationszahlungen auf 
die israelische Wirtschaft sollte zu einem zentralen Forschungsthema von 
Fanny Ginor werden. Nach Gründung der Bank of Israel 1954 ging Ginor als 
volkswirtschaftliche Beraterin mit Horowitz zur Zentralbank und blieb dort 
bis 1971 tätig, nur unterbrochen durch eine einjährige Tätigkeit 1956 in der 
Landwirtschaftsbank sowie durch ihre Zeit als Wirtschaftsberaterin an der is-
raelischen Botschaft bei den Vereinten Nationen in New York von 1962 bis 
1964. Wiederholt war sie Mitglied der israelischen Delegation bei Konferen-
zen internationaler Organisationen wie den Vollversammlungen der Vereinten 
Nationen, der UNCTAD, der UNESCO, der Weltbank oder des Internationa-

Moshe Sharett, der einen hervorragenden Einblick in die Schärfe und intensive Emo
tionalität der Auseinandersetzungen gibt.

16  Innerhalb (unter Führung des späteren Ministerpräsidenten Menachem Begin) 
wie außerhalb des Parlamentsgebäudes unter den rund 15.000 Demonstranten herrschte 
eine „Putsch-Atmosphäre“; siehe Sharett (2013, S. 283 f.).

17  Zur Entwicklung des deutsch-israelischen Verhältnisses in der Zeit nach dem 
Zweiten Weltkrieg siehe auch Zuckermann (2013).
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len Währungsfonds. So war sie z. B. bereits 1957 unter der Außenministerin 
Golda Meir Israels Repräsentantin im zweiten Komitee der Vollversammlung 
der Vereinten Nationen, in dem wirtschaftliche und finanzielle Fragen im Vor-
dergrund standen, insbesondere auch die Probleme der Entwicklungsländer, 
mit denen sich Ginor nunmehr intensiver befasste. So erstellte sie für das 
Mittelmeer-Entwicklungsprojekt der Food and Agricultural Organization FAO 
den Bericht über die Wirtschaft und Landwirtschaft Israels (Ginor 1959). Be-
reits vor ihrer New Yorker Zeit hatte sie 1961 eine Studie zum Einfluss des 
Imports eines Teils der Agrarüberschüsse der USA als Entwicklungshilfe auf 
die israelische Wirtschaft erstellt (Ginor 1963). Sie ermittelte, dass die Haupt-
vorteile für Israel in deren antiinflationistischer Wirkung und vor allem darin 
bestanden, dass Devisen eingespart wurden, die stattdessen für die Einfuhr 
moderner landwirtschaftlicher und industrieller Maschinen verwendet werden 
konnten.

IV. Späte akademische Karriere

Mit ihrer Beschäftigung bei der Bank of Israel begann auch Ginors umfang-
reiche Lehr- und Forschungstätigkeit. Von 1954 bis 1959 hielt sie Vorlesungen 
und Seminare an der 1935 u. a. von Fritz (Perez) Naphtali (1888–1961) ge-
gründeten Hochschule für Recht und Wirtschaft in Tel Aviv (einer Vorläuferin 
der Universität Tel Aviv), und ab 1955 auch an der Agrarfakultät der Hebräi-
schen Universität in Rehovot. Als 1959 an der Universität in Tel Aviv eine 
Filiale der Volkswirtschaftlichen Abteilung der Jerusalemer Universität ge-
gründet wurde, hielt sie dort bis 1962 Einführungsvorlesungen in die Volks-
wirtschaftslehre und veranstaltete Seminare über die israelische Wirtschaft. 
Don Patinkin (1922–1995), der ab 1949 als Chairman das Department of 
Economics der Hebräischen Universität aufbaute, hielt wenig von der eher 
deskriptiv-institutionell ausgerichteten kontinentaleuropäischen Ausbildung, 
und schickte deshalb herausragende Nachwuchsökonomen („Patinkin boys“) 
in die USA, vor allem an die Universität Chicago, wo er als Doktorand von 
Jacob Marschak18 1947 selbst promoviert worden war.19 Wie Ginor (1997, 

18  Marschak war zuvor die Position des Gründungsdekans an der Hebräischen Uni-
versität angeboten worden, empfahl aber seinen Doktoranden Patinkin. Ironischer-
weise war sein an der Universität Chicago ursprünglich gewähltes Dissertationsthema 
über die Wirtschaft Palästinas abgelehnt worden. Später analysierte Patinkin (1960) 
die Entwicklung der israelischen Wirtschaft in den 1950er Jahren.

19  Zur zentralen Rolle Don Patinkins („Israel’s Mister Economics“) beim forcierten 
Strukturwandel von einer philosophisch-juristischen deutschen Tradition zur moder-
nen angelsächsischen Ausbildung mit ihrer Betonung mathematischer und ökonometri-
scher Methoden in der Volkswirtschaftslehre siehe Barkai (1993).
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S. 450) betont, schätzte Patinkin ihre europäische Ausbildung gering und hatte 
daher „ein ambivalentes Verhältnis“ zu ihr.20

Die zentralen wirtschaftspolitischen Problemlagen des jungen israelischen 
Staates bestimmten Ginors praktische Berufstätigkeiten ebenso wie ihre empi-
rischen und zugleich theoretisch fundierten Analysen. Nach ihrer Rückkehr 
aus den USA erstellte sie für die Zentralbank die Studie über den Einfluss der 
deutschen Wiedergutmachungszahlungen auf die israelische Wirtschaft. An-
fang 1966 nahm sie ihre Lehrtätigkeit an der Universität Tel Aviv wieder auf, 
wo in der Zwischenzeit ein eigenständiger wirtschaftswissenschaftlicher 
Fachbereich in der Fakultät für Sozialwissenschaften errichtet worden war. 
Abba P. Lerner (1903–1982), der 1965/66 für ein Jahr in Tel Aviv lehrte und 
als Dekan amtierte, stellte Ginor als Senior Lecturer ein und ordnete sie der 
Abteilung für Entwicklungsländer zu.21 Daraus entstand das 1971 gegründete 
David Horowitz Institute (DHI) for the Research of Developing Countries, 
heute David Horowitz Research Institute on Society and Economy, das vor 
allem Forschungsarbeiten zur wirtschaftlichen Entwicklung sowie zu sozialen 
Ungleichheiten in der israelischen Gesellschaft fördert und durchführt.

Als Horowitz Ende 1971 als Präsident der Bank of Israel ausschied, verließ 
Ginor ebenfalls die Zentralbank und wechselte auf eine Vollzeitstelle an der 
Universität Tel Aviv. Dort wurde sie 1974 zur Associate Professorin ernannt 
und blieb bis zu ihrer Emeritierung 1978. In dieser Zeit begann sie, sich nun 
neben Problemen der Entwicklungsländer und der israelischen Wirtschaft vor 
allem mit Fragen der Einkommensverteilung und der Sozialpolitik zu be-
schäftigen. Ihre Studien kulminierten in dem 1979 auch in den USA erschie-
nenen Buch Socio-Economic Disparities in Israel, das in seiner 1983 erschie-
nenen überarbeiteten hebräischen Fassung lange Zeit als anerkanntes Lehr-
buch an israelischen Universitäten verwendet wurde. In diesem Werk analy-
siert Ginor (1979) die sozioökonomischen Unterschiede zwischen wie 
innerhalb der jüdischen und arabischen Bevölkerung sowie der beiden jüdi-
schen Hauptgruppen, den Aschkenasen und den Sepharden, den Einfluss der 
Erwerbsbeteiligung von Frauen auf das Familieneinkommen sowie die Wir-
kungen des Wachstumsprozesses auf die Entwicklung der Einkommensvertei-
lung seit den 1920er Jahren.

20  Siehe auch Ginor (1990, S. 182).
21  Siehe Ginor (1990, S. 204 f.).
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V. Zu den Auswirkungen deutscher Reparationszahlungen  
auf die israelische Wirtschaft

Von besonderer Bedeutung sind Ginors Analysen der Wirkungen der von 
der Bundesrepublik Deutschland seit 1953 geleisteten Wiedergutmachungs-
zahlungen auf die Entwicklung der israelischen Wirtschaft.22 Horowitz ließ 
1965 den Einfluss der westdeutschen Reparationen auf die Wirtschaft Israels 
untersuchen. Er war aber mit der ersten Studie nicht zufrieden und bat Ginor 
um eine gründliche Überarbeitung, die sie im Dezember 1965 abschloss. Kurz 
zuvor war es am 12.  Mai 1965 zur Aufnahme diplomatischer Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Israel gekommen.

Ginor/Tishler (1965) zeigten auf, dass diese Reparationen in einer sehr kri-
tischen Phase eine wertvolle Hilfe darstellten, ein Ergebnis, das aber aus poli-
tischen Gründen zunächst nur einem kleineren hebräischen Leserkreis zu-
gänglich blieb (Ginor 1990, S. 202). Erst nach ihrem Ausscheiden aus der 
Zentralbank konnte Ginor eine aktualisierte englische Zusammenfassung pub-
lizieren (Ginor 1972–73). Sie verdeutlicht, dass die Reparationen zwischen 
1953 und 1971 jahresdurchschnittlich 27 Prozent des israelischen Handels
bilanzdefizits abdeckten.

Die Wiedergutmachungsleistungen bestanden aus zwei Komponenten: 
Geldzahlungen in Form von Renten und Entschädigungen an vom Holocaust 
betroffene Familien (mit der Konsequenz einer weiteren Öffnung der Schere 
der Einkommens- und Vermögensverteilung zugunsten der Aschkenasen) so-
wie Leistungen an den israelischen Staat, die zum Großteil in Form von Wa-
renlieferungen erbracht wurden, die in Übereinstimmung der israelischen Be-
dürfnisse mit den deutschen Produktionsmöglichkeiten erfolgten. Hierzu ge-
hörten im erheblichen Maße Schiffe zum Aufbau der für die Güterversorgung 
so wichtigen Handelsflotte im Zeitraum von 1954 bis 1961, Maschinenanla-
gen für die Industrie und Elektroturbinen für die Elektrizitäts- und Wasserver-
sorgung.23 Damit wird deutlich, dass der Schwerpunkt auf Investitionsgütern 
lag. Ginor berechnete, dass direkt 50 Prozent, unter Einbezug der indirekten 
Effekte sogar insgesamt 80 Prozent, der deutschen Leistungen investiv ver-

22  Zur Geschichte und den Wirkungen der deutschen Reparationszahlungen an 
Israel vgl. auch die umfassende Studie von Nicholas Balabkins (1971), der jedoch in 
seiner Analyse die Wirkungen der individuellen Restitutionszahlungen nicht behan-
delt.

23  Für die entsprechenden Industriezweige in der Bundesrepublik Deutschland 
wirkten die Wiedergutmachungslieferungen wie ein öffentliches Investitionspro-
gramm. Das gilt in besonderem Ausmaß für den Schiffbau, der in den ersten Jahren 
nach dem Zweiten Weltkrieg noch unter alliierten Produktionsverboten gelitten hatte. 
Zu den Auswirkungen des Luxemburger Abkommens auf die deutsche Industrie und 
Volkswirtschaft siehe Könke (1988, insbes. S. 531–533).

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-59638-6 | Generated on 2025-11-09 16:24:24



230	 Harald Hagemann

wendet wurden. Damit war der Beitrag zum Kapitalbildungs- und Wachstums
prozess erheblich. Er wird von Ginor für den Zeitraum von 1953 bis 1966 mit 
12 bzw. 6 Prozent quantifiziert (Ginor 1972–73, S. 40). In dieser Zeit ging 
demnach der Anteil an der Kapitalbildung von 30 Prozent in den ersten 3 Jah-
ren sukzessiv auf 3 Prozent in den letzten Jahren zurück, was die hohe Bedeu-
tung der Reparationsleistungen für die Anfangsperiode belegt. Vor allem in 
der ersten Phase nach der Masseneinwanderung Anfang der 1950er Jahre, als 
Israel unter starkem Kapital- und Devisenmangel litt, trugen die deutschen 
Wiedergutmachungsleistungen deutlich zur Minderung der Zahlungsbilanzbe-
schränkungen des Wachstumsprozesses der israelischen Wirtschaft bei. Hollis 
B. Chenery und Michael Bruno24 (1962) schätzen diesen Beitrag, unter Einbe-
ziehung der Geldzahlungen an Private, die das Sparen erheblich förderten, für 
den ersten Dreijahreszeitraum von 1954 bis 1957 auf 36 Prozent des gesamten 
Wachstums des israelischen Volkseinkommens.

Auch Arie L. Gaathon (geboren als Ludwig Grünbaum 1898 in Eisenach, 
gestorben 1984 in Tel Aviv), langjähriger Kollege Ginors, hat sich intensiver 
mit dem Wachstumsprozess und der Produktivitätsentwicklung Israels in der 
Zeit deutscher Wiedergutmachungsleistungen beschäftigt.25 Er war kurz nach 
seiner Promotion bei Ignatz Jastrow an der Berliner Universität 1934 nach 
Palästina emigriert. Dort wurde er bereits seit Mitte der 1930er Jahre zum 
maßgeblichen Pionier der Entwicklung einer modernen Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung, zunächst für die Jewish Agency in Palästina und nach der 
Staatsgründung für Israel. Gaathon war Wirtschaftsberater von Premierminis-
ter Ben Gurion und 1954 bei Gründung der Bank of Israel von Horowitz als 
Senior Research Economist eingestellt, eine Funktion, in der er zwei Jahr-
zehnte tätig war. Wie Barkai (1999, S. 176) betont, war der „ökonomische 
Dualismus zwischen einer kapitalintensiven Marktwirtschaft mit hohem 
Lohnniveau und einem traditionellen landwirtschaftlichen Sektor … die zen
trale intellektuelle Herausforderung für Gaathon“. Auf der Basis von Gaathons 
Daten kommt Ginor zu dem Befund, dass vom starken Anstieg des Bruttona-
tionalprodukts von jahresdurchschnittlich 10 % im Zeitraum von 1953 bis 
1966 3,7 % auf steigenden Kapitaleinsatz, 2,7 % auf vermehrten Arbeitsein

24  Michael Bruno (1932–1996), geboren in Hamburg, emigrierte als Kleinkind mit 
seinen Eltern nach Palästina, wurde 1962 an der Stanford University promoviert und 
gehörte von 1963 bis zu seinem Tod dem Department of Economics der Hebräischen 
Universität in Jerusalem an, zuletzt als Carl Melchior Professor of International Eco-
nomics. Zudem war Bruno von 1986 bis 1991 Gouverneur der Bank of Israel, von 
1992 bis 1995 Präsident der International Economic Association und seit September 
1993 als erster Nichtamerikaner Chefökonom der Weltbank. Siehe ausführlich Hage­
mann (1999a).

25  Siehe Gaathon (1965; 1971).
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satz und 3,6 % auf Produktivitätswachstum, nicht zuletzt auch aufgrund er-
höhter Arbeitsqualifikationen, zurückzuführen sind (Ginor 1972–73, S. 40).

Kapitalimporte haben zwei Hauptfunktionen: Durch die Ergänzung unzu-
reichender interner Ersparnisse ermöglichen sie eine Finanzierung erhöhter 
Investitionstätigkeit und durch die Finanzierung von Handelsbilanzdefiziten 
eine Erhöhung des Imports von Kapitalgütern, die den Prozess wirtschaft
lichen Wachstums beschleunigen. Dabei besteht die Gefahr, bei dauerhaften 
Importüberschüssen von Kapitalimporten abhängig zu werden. Mit diesem 
Problem war die israelische Wirtschaft vor allem in der äußerst schwierigen 
Aufbauphase nach der Unabhängigkeit konfrontiert. 

In zwei weiteren Studien widmete sich Ginor dem Einfluss von Kapitalim-
porten auf den Wachstumsprozess von Entwicklungsländern (Ginor 1969) 
bzw. dem strukturellen Entwicklungsprozess der israelischen Wirtschaft 
(Ginor 1970). Ihre Studien heben die Bedeutung einer langfristigen wirt-
schaftspolitischen Strategie hervor, die inländische Ersparnisbildung und ei-
nen entschlossenen Strukturwandel fördert, der den Anteil der handelbaren 
Güter an der Produktion erhöht, um über eine Exportdiversifizierung und über 
Importsubstitutionen die Defizite im Außenhandel abzubauen und somit der 
Gefahr der Abhängigkeit von dauerhaften Kapitalimporten zu begegnen.

VI. Anhaltende Verbindungen zu Edgar Salin und nach Basel

Obwohl Fanny Ginor im Rahmen ihrer Promotion nur ein Jahr in Basel 
studiert hatte, hielt sie zeitlebens einen engen Kontakt zu ihrem Doktorvater. 
So besuchte sie Edgar Salin und dessen Frau Isamaria bereits Anfang 1949 in 
Basel, als sie mit ihrem Mann auf dem Rückweg von New York nach Israel 
war. Salin war auch dafür verantwortlich, dass die israelische Wirtschaft lange 
Zeit im Fokus der Basler Nationalökonomie stand. „In zahlreichen Promotio-
nen unter der Betreuung Salins entstanden in Basel Studien über die israeli-
sche Ökonomie und Gesellschaft; so verfasste etwa der ehemalige Rektor 
[1996–1998] und Doktorand Salins, René L. Frey [1965], eine Dissertation 
über den Strukturwandel in der israelischen Wirtschaft.“26

Wie Ginor (1990, S. 180) berichtet, kam Salin 1958 als Schriftführer der 
List-Gesellschaft, die er initiiert und 1954 gegründet hatte27, nach Israel, wo 
er im Kreis der Intellektuellen um Gershom Scholem sehr gut aufgenommen 

26  https://unigeschichte.unibas.ch/fakultäten-und-faecher/wirtschaftswiss-fakultaet/
edgar-salin/fanny-ginor.

27  Salin war bereits 1925 Mitbegründer der Friedrich-List-Gesellschaft gewesen, 
die sich 1935 aufgelöst hatte, um sich dem drohenden Einfluss der Nationalsozialisten 
zu entziehen.
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wurde. Seit diesem Besuch entwickelte sich eine langfristige Forschungs-
kooperation zwischen den Universitäten Basel und Tel Aviv. Im Zeitraum 
zwischen 1958 und 1970 gingen daraus zahlreiche ökonomische und sozial-
wissenschaftliche Arbeiten hervor.28

Offiziell lief das Israel Economic and Sociological Research Project IESRP 
von 1958 bis 1967. Es wies deutliche praxisrelevante Bezüge für den Aufbau 
eines modernen Staates auf. Hierzu gehörten eine umfassende Wachstums- 
und Strukturpolitik sowie eine nachhaltige Stadt- und Raumplanung. Während 
das Projekt in vielen Bereichen Erfolge zeitigte, wie der „bestechend quali-
tätsvollen Architekturmoderne in Israel“ (Wilhelm und Gust 2013, S. 13), 
konnten nicht alle im IESRP angedachten ehrgeizigen Projekte realisiert wer-
den. Dies gilt insbesondere für Die Bahn der drei Meere (Mittelmeer – Totes 
Meer  – Rotes Meer), die durchgängige Nord-Süd-Eisenbahnlinie von Haifa 
über Tel Aviv bis Eilat, die den südlichen Teil der Negev-Wüste wirtschaftlich 
erschließen sollte.29 

Trezib (2013, S. 82 f.) berichtet, dass Salin als Initiator des IESRP im No-
vember 1958 auf Einladung des Weizmann-Instituts für Wissenschaften zur 
Eröffnung des Schweizer Pavillons in Rehovot nach Israel reiste.30 Neben 
Salin war auf Basler Seite auch Harry W. Zimmermann stärker am IESRP 
beteiligt, während auf israelischer Seite Professor Nadav Halevi (1928–2022) 
von der Hebräischen Universität in Jerusalem die Leitung hatte. Wichtige 
Rollen spielten zudem David Horowitz als Mitinitiator und Unterstützer des 
Projekts sowie Yaacov Bach (1911–2006), der zahlreiche Beiträge zur Infla-
tion und zum Finanzwesen in Israel31 sowie einen Beitrag zum 80. Geburtstag 
von Salin in den List-Mitteilungen verfasste (Bach 1972).

Bach war als Karl Adolf Bach in Tarnowitz, Oberschlesien, geboren und 
hatte in Berlin, Freiburg und Breslau Rechts- und Staatswissenschaften stu-
diert. Er hatte im März 1933 in Breslau bereits seine Große Hausarbeit abge-
liefert, konnte die erste juristische Staatsprüfung aber nicht mehr abschließen, 
da ihm als Jude der Zutritt zu den abschließenden Prüfungen verwehrt wur-

28  Diese wurden im Auftrag des Israel Advisory Council for Economic and Socio-
logical Research vom Kyklos-Verlag in Basel und dem Verlag Mohr-Siebeck in Tübin-
gen, der Bank of Israel und dem Verlag Frederick A. Praeger in New York herausgege-
ben. Siehe Ginor (1999, S. 20).

29  Siehe Trezib (2013, S. 90–93) sowie Wilhelm und Gust (2013, S. 18 f.) zum Stand 
der Studien am List-Institut in Basel im Januar 1963.

30  Im nachfolgenden Jahr kam es zu ersten Kontakten zwischen der Max-Planck-
Gesellschaft und dem Weizmann-Institut, die den Grundstein für viele nachfolgende 
deutsch-israelische Forschungsprojekte legten. Für diese Wissenschaftskooperation 
gründete die MPG in den 1960er Jahren die Minerva-Stiftung.

31  Siehe Ginor (1999).
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de.32 Bach, der im Herbst 1933 nach Palästina auswanderte und sich zu einem 
führenden Agrar- und Finanzexperten Israels entwickelte, promovierte ein 
Vierteljahrhundert später an der Universität Freiburg mit einer Dissertation 
über Die Gemüsevermarktung in Israel – Neukolonisation und Marktentwick­
lung, die von den Referenten Constantin von Dietze und Heinz Müller mit 
magna cum laude bewertet wurde. Er war nach seiner Zeit im Finanzministe-
rium als Leiter der Abteilung für die amerikanische Wirtschaftshilfe von 1953 
bis 1976 bei der Bank Leumi tätig. Zudem unterrichtete er regelmäßig über 
Agrarpolitik, Außenhandel und Zahlungsbilanzprobleme an der Universität in 
Tel Aviv.

Fanny Ginor hielt bis zum Tode Salins 1974 steten Kontakt zu ihm und traf 
sich öfter mit ihm in Israel und in Basel.33 Seit 1970 hatte sie auch wieder 
engeren Kontakt zu ihren beiden besten Freundinnen aus der Cannstatter 
Schulzeit und begegnete ihnen mehrfach, vorzugsweise in der Schweiz. Nach 
der NS-Zeit war sie erstmals 1957 auf dem Rückweg von New York mit ih-
rem Mann kurz nach Cannstatt gekommen, um ihm den Ort ihrer Jugend zu 
zeigen. Wo einst die in der NS-Zeit zerstörte Synagoge stand, befand sich nun 
ein schäbiger Parkplatz. In den 1980er Jahren kam Ginor dann mehrmals nach 
Stuttgart, so auch zu einem Klassentreffen. Dabei motivierte sie ein starkes 
Gefühl, dem sie im Schlusssatz ihres autobiographischen Essays bewegend 
Ausdruck verleiht: „Doch das Heimweh nach dem Land meiner Jugend, der 
deutschen Kultur und Literatur blieb lebendig.“ (Ginor 1997, S. 458).
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Vera Constance Smith (1912–1976).  
Eine Ökonomin im Spannungsfeld dreier Welten

Von Lachezar Grudev, Zwickau*

I. Einleitung

Vera Constance Smith, war eine englische Ökonomin, die als Autorin der 
von Friedrich A. Hayek betreuten Dissertation The Rationale of Central Bank­
ing (1936), als Erforscherin der italienischen und französischen Wirtschafts-
ordnungen und als Ehefrau des ordoliberalen Ökonomen Friedrich August 
Lutz (1901–1975) in die Geschichte der Wirtschaftswissenschaften eingegan-
gen ist.1 Lutz galt als Walter Euckens erfolgreichster Schüler. Er hatte eine 
steile Karriere an der Princeton University als Professor für Geldtheorie and 
Bankwesen und sich einen Namen als führender Geldtheoretiker in der Nach-
kriegszeit gemacht (Hagemann 1997; Hagemann 2008; Grudev 2024). Die 
Korrespondenz zwischen Lutz und Eucken verrät allerdings, dass Vera Smith 
nicht nur an der Seite ihres Mannes stand, sondern ihn auch bei seiner akade-
mischen Laufbahn massiv unterstützte.2 Als Muttersprachlerin und dank ihrer 
ausgezeichneten ökonomischen Ausbildung an der London School of Eco-
nomics besaß sie hervorragende Voraussetzungen für eine akademische Kar
riere. Allerdings musste sie sich mit Assistentenstellen an der männerdomi-
nierten Princeton University begnügen. Nach dem Zweiten Weltkrieg war sie 
die treibende Kraft hinter der Entscheidung des Ehepaares, im Jahr 1953 nach 
Europa zurückzukehren. 

Mein Aufsatz rekonstruiert drei Welten – die englische, amerikanische und 
europäische, die sich unterschiedlich auf Smiths Entwicklung als unabhängige 
Ökonomin auswirkten. Der Aufsatz zieht die Schlussfolgerung, dass Smith 
die Erforschung der wirtschaftlichen Entwicklung Italiens und Frankreichs als 

�*  Mein besonderer Dank für die sprachliche und inhaltliche Unterstützung gilt Uwe 
Dathe, Stefan Kolev und Ralph Wrobel.

1  Der Aufsatz verwendet den Mädchennamen Smith vor der Hochzeit im Jahr 1937 
und danach Lutz. Für die Werke ihres Mannes wird Lutz, F. A. als Referenz verwen-
det. 

2  Die Korrespondenz zwischen Lutz und Eucken befindet sich in der Thüringer 
Universitäts- und Landesbibliothek Jena, Nachlass Walter Eucken, Korrespondenz, 
Kasten 14. 
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einzigartige Emanzipationschance ergriff, die sie in England und den USA 
vermisste. Dadurch kristallisierte sich eine klar definierte geographische 
Trennung der Forschungsgebiete zwischen Friedrich und Vera Lutz heraus, 
als ob sich keiner getraut hätte, den Bereich des anderen zu betreten. Friedrich 
Lutz wurde Professor für theoretische Sozialökonomik und Geschichte der 
Sozialökonomik an der Universität Zürich. Dort hat er sich auf die ökonomi-
schen Probleme des deutschsprachigen Raums konzentriert, ohne die ameri-
kanischen Probleme aus den Augen zu verlieren. Vera Lutz’ Forschung hat 
sich hingegen auf den romanischen Teil  Europas konzentriert. Ihre Werke 
zum Wiederaufbau Italiens nach dem Zweiten Weltkrieg werden immer noch 
von italienischen Ökonomen zitiert. Des Weiteren hat sich Vera Lutz mit der 
indikativen Planung Frankreichs in den 1960er Jahren kritisch auseinanderge-
setzt. Daraufhin haben italienische, spanische und französische dogmenhisto-
rische Beiträge die Aktualität ihrer Werke gewürdigt (z. B. Graziani 1983; 
Gusman 1984; Wittmann 1992; Sánchez-Cascado 2007). Im deutschsprachi-
gen und angelsächsischen Raum gelten ihre Werke als beinahe vergessen, et-
was, was ich mit diesem Aufsatz zu ändern beabsichtige. 

II. Die englische Welt und die London School of Economics3

Vera Constance Smith wurde am 28. April 1912 in Faversham, einer klei-
nen Stadt in der Grafschaft Kent, England, geboren. Laut ihrer Akte an der 
London School of Economics and Political Science (LSE) war ihre Mutter 
Constance H. Smith. Des Weiteren wissen wir, dass sie einen Bruder Allan 
Wilson und eine Schwester Brenda hatte (Yeager 1990, S. 1–5). Über den Va-
ter ist zurzeit nichts bekannt. Laut ihrer LSE-Akte besuchte Vera die Norwood 
School (1918–1921), die Folkestone County School (1921–1928) und die 
Dartfold County School for Girls (1928–1930) in Kent. Als Schülerin wurde 
Vera als hochbegabt charakterisiert. Ein Empfehlungsschreiben von der 
Schuldirektorin der Dartfold County School, Edith M. Fryer, enthält allerdings 
einen Schlüsselsatz, mit dem auch Friedrich August von Hayek erstaunlicher-
weise seine Doktorandin in den späteren Erinnerungen beschreiben würde:

„Miss Smith has intellectual ability distinctly above the average and her work in all 
five subjects has been characterised by clarity of thought and expression and by a 
critical faculty unusual in a girl of his age.“ (Fryer an die LSE, 28. Mai 1930) 

Smith hat ihr Studium der Volkswirtschaftslehre an der LSE im Oktober 
1930 aufgenommen. Als Vertiefungsfächer hatte sie „Banking, Currency, and 
the Finance of International Trade“ ausgewählt. Veras Studienzeit (1930–
1935) fiel mit den Jahren zusammen, die ihr zukünftiger Doktorvater als „the 

3  Die Information über Vera Smiths Studienzeit habe ich aus ihrer Personalakte von 
der LSE entnommen „Lutz Vera Constance Smith H/32/1001“. 
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most exciting period in the development of economic theory“ bezeichnete 
(Hayek [1963] 1995, S. 49). Selbst Lionel Robbins, der die ökonomische 
Abteilung der LSE institutionalisierte und zu einem der weltweit führenden 
Forschungsinstitute verwandelte, erinnerte sich, dass sich die LSE in den 
1930er Jahren stark verändert hatte. Die School hatte genug Ressourcen, um 
nicht nur die Ausstattung zu vergrößern und neue Einrichtungen zu gründen, 
sondern auch viele führende Experten ihres Fachs zu attrahieren (Robbins 
1971, S. 123–125). 

Das war auch die Zeit, in der Hayek seine berühmten vier Vorlesungen 
Prices and Production vom 27. bis 30. Januar 1931 hielt. Ob Vera diese be-
sucht hat, können wir nur vermuten. Allerdings erinnerte sich einer der Stu-
denten, Jack Gilbert: „The hall was crowded … with students and staff. Eve-
rybody considered it a great event.“ (zitiert von Howson 2011, 196) Diese 
Vorlesungen führten dazu, dass Hayek später den Tooke Chair of Economic 
Science and Statistics an der LSE bekam (Caldwell/Klausinger 2022, S. 284). 
Was Vera Smith mit Sicherheit miterlebt hat, war die Debatte zwischen Hayek 
und seinem Widersacher John Maynard Keynes. Veras Kollege und später 
guter Freund, der Nobelpreisträger John R. Hicks, hat diese Debatte später als 
„quite a drama“ bezeichnet, die fast alle Ökonomen Anfang der 1930er Jahre 
beschäftigte (Hicks 1967, S. 203). Hicks erinnerte sich weiterhin, welchen 
starken Einfluss Hayek und Robbins auf die jungen Studenten wie ihn und 
Vera Smith ausübten (Hicks 1984, S. 55). Tatsächlich bestand Vera Smiths 
Curriculum überwiegend aus Hayeks (z. B. Principles of Currency; Capital, 
Interest and Fluctuations, and Value Theory) und Robbins’ Vorlesungen (z. B. 
General Principles of Economic Analysis). Darüber hinaus absolvierte sie 
Veranstaltungen von Theodore E. Gregory (Advanced Banking) und Arnold 
Plant (Problems of Applied Economics). Ein anderer Nobelpreisträger, Ronald 
Coase, erinnerte sich, dass er von Vera Smiths Mitschriften zu Robbins’ Vor-
lesungen seine ersten Kenntnisse über politische Ökonomie erworben hatte 
(Coase 1982, S. 34). Weitere bekannte Kommilitonen waren Maurice Allen, 
Nicholas Kaldor, Abba Lerner und Ursula Webb, die später John Hicks heira-
ten würde. 

Smith schloss ihr Studium der Bachelor of Science im Jahr 1932 ab. Unmit-
telbar danach schrieb sie sich für den Master of Science ein. Als Masterstu-
dentin besuchte sie die berühmten „Grand Seminars“, die Robbins und Hayek 
seit 1931 zusammen organisierten und für die sie turnusgemäß die Themen zu 
aktuellen Problemen der Wirtschaftstheorie auswählten (Howson 2011, 
S. 250–251). Vera Smiths Masterarbeit und die Arbeit von Ursula Webb wur-
den erstmals von Robbins betreut. Zu dieser Zeit ist eine Freundschaft zwi-
schen Webb und Smith entstanden, die über die Jahre hinaus währte (Brillant 
2018, S. 342). Laut ihrer LSE-Personalakte wurde Vera Smith im Jahre 1934 
an Hayek als Doktorandin mit dem Fach „Capital and Interest“ „transferiert“, 
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ohne das Masterstudium zu beenden. Der Titel der Doktorarbeit lautete zu 
diesem Zeitpunkt „Free Banking and the Capital Market – a historical study 
of the theoretical controversy“ (vgl. Personalakte an der LSE).

Hayek respektierte Vera Smith als eine sehr gute Ökonomin: „She was a 
very good-looking woman, and extremely intelligent. But she wasn’t really 
female: she had too much of male intelligence.“ (Hayek 1983, S. 363; siehe 
auch Cubitt 2006, S. 76). Trotz dieser Aussage, die im Kontext der Zeit zu 
interpretieren ist, liegt der Fokus auf „extremely intelligent“ oder wie es die 
Schuldirektorin formulierte „intellectual ability distinctly above the average 
and […] a critical faculty unusual in a girl of his age“. Genau diese Eigen-
schaften und vor allem das kritische Denken schätzte Hayek bei Vera Smith. 
Das war auch der Grund, warum er ihr ein unvollendetes Manuskript über die 
Geschichte der Geldtheorie gab, das Smith als Grundlage für eine kritisch 
ausgelegte Doktorarbeit nutzen sollte. Dieses Manuskript bereitete ihr Dok-
torvater für den Band Geld und Kredit Ende 1920er Jahre vor, der als Teil der 
von Max Weber begründeten Enzyklopädie Grundriß der Sozialökonomik 
vorgesehen war. Mit dieser Enzyklopädie beabsichtigte Weber, das verstreute 
Wissen der deutschsprachigen Ökonomen zu sammeln. Ein Teil dieses Manu-
skripts lieferte die Grundlage für Hayeks erste Vorlesung über Geschichte der 
Geldtheorie in Prices and Production (Kolev 2018). 

In seinen späteren Erinnerungen erzählte Hayek, dass er seiner Schülerin 
empfahl, einen Forschungsaufenthalt an der Albert-Ludwigs-Universität Frei-
burg zu absolvieren, um dort ihr Wissen über die Geschichte der deutschen 
Zentralbank und die Diskussionen über ihre Entstehung zu vertiefen. Laut 
Hayek lernte sie Friedrich Lutz dort kennen und brachte ihn dazu, nach Lon-
don zu kommen (Hayek 1983, S. 362). Für Vera Smith war aber Deutschland 
kein unbekanntes Land. Schon als Studentin absolvierte sie einen Sprachauf-
enthalt in Deutschland im September 1931 (Constance Smith an die LSE, 
18. September 1931). Wenn man einen Blick auf die empfohlene Literatur für 
die Vorlesungen und Seminare an der LSE wirft, wird einem sofort klar, dass 
ein solcher Sprachaufenthalt mehr als notwendig war, da der überwiegende 
Teil dieser Literatur aus deutschsprachigen Büchern und Aufsätzen bestand. 
Des Weiteren galt auch die Dissertation ihres zukünftigen Mannes Der Kampf 
um den Kapitalbegriff (1927) als Pflichtlektüre für Hayeks Seminar Capital 
and Interest im Studienjahr 1933/34 (LSE Calendar 1933/1934, S. 106).

Hayeks Empfehlung für Freiburg kam nicht aus heiterem Himmel. Hayek 
erinnerte sich später:

„At that time, which was already after the Nazis, Freiburg was the only German 
university which still had a fairly 	 independent and active intellectual life. … So I 
sent her to Freiburg to become familiar with the German literature, and there she 
met Lutz and induced him to come to London, in turn.“ (Hayek 1983, S. 362).
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Darüber hinaus kannte Hayek das Forschungsprogramm der Freiburger 
Schule, dessen Fragestellungen auch für Hayeks spätere ordnungstheoretische 
Werke grundlegend waren (Kolev 2017; Kolev 2024). Er hat Eucken persön-
lich zum ersten Mal bei der 1928 Züricher Tagung des Vereins für Socialpoli-
tik getroffen, als die jungen Ricardianer die Probleme der Konjunkturtheorie 
besprachen. Seitdem entwickelte sich eine Freundschaft, aus der vor allem 
nach dem Zweiten Weltkrieg eine enge Zusammenarbeit zwischen der Frei-
burger Schule und Hayek entstand (Janssen [1998] 2012, S. 38; Klinckow­
stroem 2023; Kolev 2024)4. Keiner von ihnen ahnte damals aber, dass Vera 
Smith durch ihren Forschungsaufenthalt in Freiburg eine bedeutende Rolle 
bei der Entstehung und Vertiefung dieser Zusammenarbeit spielen würde. 

Aus einem Brief vom 2. Oktober 1934 an Eucken geht hervor, dass Fried-
rich Lutz am 01. Oktober 1934 nach London kam, um dort seinen einjährigen 
Forschungsaufenthalt, finanziert durch die Rockefeller Foundation, zu begin-
nen. Auch lässt uns dieser Brief vermuten, dass Vera Smith in der ersten 
Hälfte von 1934 in Freiburg war. Damals lehrte Lutz als Privatdozent Geld-
theorie und Statistik, nachdem er zwei Jahre davor seine Habilitation Das 
Konjunkturproblem in der Nationalökonomie (1932) bei Eucken verteidigt 
hatte (Grudev 2024).5 Selbst die Reihenfolge der von Lutz ausgewählten Uni-
versitäten in England lassen uns vermuten, dass Smith dabei eine Rolle ge-
spielt haben könnte. Lutz entschied sich dafür, die ersten neun Monate an der 
LSE und die letzten drei Monate an der Cambridge University zu verbringen. 
Bezüglich eines solchen langen Aufenthaltes an der LSE blieben alle Warnun-
gen erfolglos, die August Wilhelm Fehling unermüdlich in seiner Korrespon-
denz mit Lutz aussprach (Fehling an Lutz, 22. September 1934). Fehling, der 
für die Auswahl deutscher Stipendiaten für die Rockefeller Foundation ver-
antwortlich war, empfand Lutz’ Wunsch mehr als ungewöhnlich, denn ein 
Jahr davor beschwerte sich Joseph Schumpeters Schüler Erich Schneider bei 
der Foundation, dass die akademische Atmosphäre an der LSE für deutsche 
Stipendiaten sehr unangenehm geworden sei. Unter Emigranten habe ein un-
angenehmes Klima der Selbstbehauptung geherrscht, das Schneider so sehr 
abgeschreckt haben soll, dass er seinen LSE-Forschungsaufenthalt frühzeitig 
abbrach (Syga-Dubois 2019, S. 544). Dieses Klima der Selbstbehauptung 
ahnte Friedrich nicht nur, sondern beschrieb es auch in seiner Korrespondenz 
mit Eucken ausführlich. Allerdings fand er bei Gregorys Seminar Advanced 
Banking Theory Anfang 1935 eine Zuflucht (Grudev 2024, S. 48). Dort hielt 

4  Mehr über die Zusammenarbeit zwischen Eucken und Hayek und die Entstehung 
der Mont Pèlerin Gesellschaft siehe Kolev/Goldschmidt/Hesse (2020) sowie Kolev/
Köhler (2021). 

5  Mehr über die Bedeutung der Habilitation für die Geschichte der Wirtschaftswis-
senschaften und vor allem für die gleichgewichtigen Konjunkturtheorien siehe Rühl 
(1994), Dal Pont Legrand/Hagemann (2008) sowie Grudev (2019). 
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er einen Vortrag über das deutsche Bankensystem, dem Vera Smith beiwohnte, 
da sie laut ihrer LSE-Akte dasselbe Seminar im WS 1934/35 besuchte. Si-
cherlich entwickelte sich in dieser Zeit die enge Freundschaft, die den Weg zu 
Hochzeit ebnete. 

Im Mai 1935 reichte Smith ihre Dissertation Free Banking, or, A Reconsid­
eration of the Historical and Analytical Basis of Central Banking ein und 
verteidigte zwei Monate später, im Juli 1935, bei Hayek. Die Schrift wurde 
als Buch The Rationale of Central Banking and the Free Banking Alternative 
([1936] 1990) ein Jahr danach veröffentlicht. Dieses Buch wird von Ökono-
men, die der Österreichischen Schule nahestehen, sehr geschätzt (Schwartz 
1984; White 1984; Yeager 1990; Zelmanovitz 2019). Smiths Dissertation setzt 
sich mit der Frage auseinander, welcher institutionelle Rahmen für eine bes-
sere Geldpolitik sorgen würde, die nicht nur die Inflation im Griff hält, son-
dern auch die Konjunkturschwankungen stabilisieren kann. Sie untersuchte 
die beiden Alternativen Central Banking oder Free Banking. Beim Central 
Banking geht es um eine Zentralbank, die die Monopolstellung besitzt, Geld-
scheine zu emittieren. Das erzeugt ein zentralisiertes monopolistisches Ban-
kensystem. Beim Free Banking handelt es sich um eine Gruppe von autori-
sierten Geschäftsbanken, denen der Staat das Recht der Geldemission ein-
räumt. Dadurch soll Wettbewerb zwischen den Banken entstehen. Sie müssen 
genug Kapital haben und das Ziel der Profitabilität verfolgen, um ihr öffentli-
ches Vertrauen bezüglich der Geldemission nicht zu verlieren. 

Nach dieser kurzen Definition schilderte Smith in den nächsten sechs Kapi-
teln die Entstehung der Zentralbanken in England, Frankreich, den USA, 
Belgien und Deutschland. Smith gelangte zu der Schlussfolgerung, dass die 
Zentralbanken kein Resultat einer natürlichen Entwicklung seien, sondern das 
Ergebnis der Privilegien, die die jeweilige Regierung einer bestimmten Bank 
verlieh, Geld zu emittieren. Aus dem Monopol der Notenemission folgten 
weitere Monopole wie das der Kontrolle der Goldreserven, der Depositen und 
der Bargeldreserven der Geschäftsbanken. Die Gründe für die Verleihung 
dieser Privilegien waren keine ökonomischen, die mit dem freien Eintritt von 
Banken und somit einer übermäßigen Geldemission verbunden waren, son-
dern rein politisch. Die englische Regierung wollte durch die Schaffung einer 
Zentralbank die Finanzierung ihrer Kriegsausgaben sichern. Die französische 
Zentralbank wurde durch Napoleons „Mania für Zentralisierung“ gegründet 
(Smith [1936] 1990, S. 29). Napoleon beschwerte sich, dass er Schwierigkei-
ten hatte, die Staatspapiere für seine Kriegsausgaben zu diskontieren. Somit 
zwang er die führende Diskontbank Caisse des Comptes Courants sich aufzu-
lösen und deren Kapital in eine neue Banque de France zu überführen, die von 
da an dann als Zentralbank agierte. 
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Smith revitalisierte die Diskussionen führender Banktheoretiker im 19. Jahr-
hundert, um zu demonstrieren, dass die Existenz einer Zentralbank zunächst 
nicht als etwas Selbstverständliches ausgelegt wurde. Allerdings hat sich diese 
Vorstellung im Laufe der Zeit so hartnäckig in den ökonomischen Schriften 
eingenistet, dass Ende des 19. Jahrhunderts diese Institution nicht mehr weg-
zudenken war. Sie klassifizierte die Banktheoretiker in vier Gruppen, ob sie die 
Doktrin der Currency School oder Banking School unterstützten oder ob sie 
das Central Banking oder Free Banking befürworteten. Die Vertreter der Cur-
rency School akzeptierten die Quantitätstheorie des Geldes, auf deren Basis sie 
die ständige Neigung der Zentralbanken zur inflationären Politik erklärten. Die 
Vertreter dieser Schule forderten ein gemischtes System aus Papiergeld und 
Gold. Hier sollte eine Golddeckung gewährleistet werden, damit die Inflation 
vermieden werden könnte. Innerhalb der Currency School Gruppe dominierten 
die Befürworter der Errichtung einer Zentralbank. Die Banking School Gruppe 
dagegen schenkte der Quantitätstheorie keinen Glauben und war nicht von der 
Gefahr einer Inflation überzeugt. Ihre Vertreter basierten ihre Argumente auf 
der Real Bill Doktrin, laut deren die Kreditvergabe der Geschäftsbanken dem 
Bedarf der Realwirtschaft entspricht. Demzufolge kann es keinen Geldüber-
hang geben und eine Inflation kann sich nicht einfach von selbst entwickeln. 
Die meisten, aber nicht alle Unterstützer der Banking School befürworteten 
zudem die institutionelle Organisation von Free Banking. 

In ihrem letzten Kapitel entkräftete Vera Smith viele Argumente für die 
Errichtung einer Zentralbank, indem sie den Schluss zog, dass ein Bankwesen 
mit einer monopolistischen Zentralbank nicht zur Verhinderung von starken 
Konjunkturausschlägen führen würde. Vor allem die Idee der Preisniveausta-
bilisierung lehnte sie ab, etwas, was Hayek in seinen früheren Geldtheoreti­
schen Untersuchungen (1927–1929) zu beweisen versuchte. Smith schrieb, 
dass:

„Out of the realization of the central bank’s power to determine the volume of cred-
it there arose the notion that it should consciously direct monetary policy along 
„scientific lines“. The question then arises: What is to be the criterion of this „scien-
tific management“? The criterion which has so far usually been adopted, namely, 
that of the stability of the general price level, has been suspect in theory and just as 
unfortunate in practice.“ (Smith [1936] 1990, S. 189 f.)

Smiths Ideen gegen die Zentralbanken wurden später von Hayek aufgegrif-
fen, der auch für die Abschaffung der Zentralbanken und somit die Entnatio-
nalisierung des Geldes plädierte. Smith und Hayek waren sich einig, dass ge-
nauso wie der Wettbewerb in allen Bereichen funktioniert, dass man diesen 
auch bei Geschäftsbanken als Organisation des Bankwesens durchsetzen 
könne. Im Gegensatz zu Hayek plädierte seine Doktorandin für die Erhaltung 
des Goldstandards, bei dem die Banken die von ihnen emittierten Geldscheine 
zu einem bestimmten Kurs in Gold einlösen sollten. In Analogie zur geregel-
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ten Insolvenz eines Unternehmens sollte eine Bank im Fall des Bankrotts zu-
nächst die Schulden bei ihren Gläubigern mit Gold bedienen. Die Banken 
dürften sich auf keine staatlichen Hilfen verlassen, wobei die schuldigen 
Bankiers zur Verantwortung gezogen werden müssten. Eine solche Politik 
stellt einen völligen Gegensatz zum Bankwesen mit monopolistischer Zentral-
bank dar, bei der die Banken sich immer auf staatliche Hilfe verlassen. Aller-
dings erkannte Smith, dass das einzige überzeugende Argument für die Er-
richtung der Zentralbanken die Schaffung von öffentlichem Vertrauen als 
Lender of Last Resort war. Zugleich erhob Smith aber die Befürchtung, dass 
genau eine solche Zentralbankpolitik doch die Anreize für eine riskante Bank-
politik seitens der Bankiers schaffen würde. 

Die Dissertation fand einen starken Widerhall in der ökonomischen Welt. 
Allerdings hatte sie völlig recht, dass die Existenz einer Zentralbank sich so 
stark in den Köpfen der Ökonomen durchgesetzt hatte, dass ihre Schlussfol-
gerungen als revolutionär und unpraktisch empfunden wurden. Selbst ihr zu-
künftiger Mann, der Smiths geschichtliche Darstellung in seinem Buch 
Grundproblem der Geldverfassung (1936) würdigte, forderte den Chicago 
Plan von 100 % Reserve. Demzufolge sollte die Zentralbank als die einzige 
Institution die Kreditvergabe kontrollieren. Die Geschäftsbanken sollten sich 
nur auf die Qualität der Kreditvergabe und somit die Kreditwürdigkeit kon-
zentrieren. Die Rezensionen, die in führenden Zeitschriften American Eco­
nomic Review, Journal of Political Economy, Economica, Weltwirtschaftli­
ches Archiv und Schmollers Jahrbuch erschienen, stimmten darin überein, 
dass das Buch eine hervorragende geschichtliche und analytische Darstellung 
der Entwicklung der Zentralbanken lieferte. Allerdings stritten die Geister 
darüber, ob Vera Smiths kritische Position bezüglich des Zentralbankwesens 
überhaupt eine praktische Relevanz für das moderne Bankensystem hätte. 
Eine Ausnahme machte die American Economic Review, bei der der Rezen-
sent Smiths Kritik an den Zentralbanken so stark befürwortete, dass er auf der 
Basis ihrer Argumente auch eigene Kritik an der Federal Reserve ausübte. Er 
erinnerte nochmals an die geistige Atmosphäre unter Wissenschaftlern und 
Intellektuellen, die solche Hoffnungen bei der Gründung der Federal Reserve 
hegten, als ob damit alle ökonomischen Probleme in den USA ausgeräumt 
worden wären. Bei der Gründung des Federal Reserve Systems wurde viel zu 
sehr darauf vertraut, dass eine einzige Institution das Bankensystem und das 
Preisniveau erfolgreich stabilisieren könnte. Laut der Rezension hätten sich 
die amerikanischen Studenten in den späteren 1930er  Jahren in einem Zu-
stand der Ernüchterung befunden, als die Konsequenzen des Börsencrashs 
noch zu spüren waren, weil sie endlich begriffen hatten, dass die Federal Re-
serve sich nicht im Klaren war, auf welche Ziele sie sich einigen sollten (Tip­
petts 1937, S. 547 f.). Es ist interessant, sich die Rezension im Economic 
Journal näher anzuschauen. Diese Zeitschrift wurde von Keynes herausgege-
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ben, der zu diesen Ökonomen gehörte, die in der Errichtung von Zentralban-
ken eine wichtige Stabilisierungsfunktion sahen. Die Rezension lobte die ge-
schichtliche Darstellung. Allerdings fand er wenig Gefallen an Smiths Kritik 
an den Zentralbanken. Er bemängelte Smiths Darstellung des schottischen 
Bankensystems, die nur aus drei Seiten bestand, wobei sich die ganze Free 
Banking Literatur nur auf dieses System bezog. Der Rezensent unterstrich, 
dass die Free Banking Doktrin langsam an Bedeutung verloren habe, da die 
Tendenzen in Richtung zentrale staatliche Kontrolle der Einlagen als komple-
mentär zur Kontrolle der Geldemission kaum zu verkennen waren (Jack 
1936, S. 503 f.). 

Trotz einer solchen starken Resonanz in der akademischen Welt war für sie 
als Frau eine akademische Karriere alles andere als selbstverständlich. Laut 
ihrer LSE-Akte bewarb sie sich um diverse Assistenzstellen. Schließlich nahm 
sie wieder die wissenschaftliche Assistentenstelle bei Hugh Dalton in der 
Wheat Commission an, die sie auch während der Promotion 1933–1934 aus-
geübt hatte. Dalton leitete die Wheat Commission, die im Rahmen des Impe­
rial Economic Committee im Jahr 1925 gegründet wurde. Später entwickelte 
sie sich zu einer Schlüsselfigur innerhalb der Labour Partei, die es sogar zum 
Chancellor of the Exchequer (1945–1947) in Clement Attlees Regierung 
schaffte. Außer ihrer Assistentenstelle konzentrierte sich Vera Smith auch auf 
Übersetzungsarbeiten. Sie übersetzte Wilhelm Röpkes Krise und Konjunktur 
(1932)6 und Oskar Morgensterns Grenzen der Wirtschaftspolitik (1935)7. In 
ihrer späteren amerikanischen Periode hat sie auch noch Fritz Machlups Bör­
senkredit, Industriekredit und Kapitalbildung (1931)8 übersetzt. Außerdem 
wollte sie auch Walter Euckens Grundlagen der Nationalökonomie (1940) 
übersetzen, aber aufgrund der antideutschen Bewegungen im Laufe des Zwei-
ten Weltkrieges wurde dieses Projekt von Terence W. Hutchison (1912–2007) 
erst im Jahr 1949 durchgeführt. 

III. Eine so fremde amerikanische Welt

Vera Smiths Karriere in der Wheat Commission und vor allem die relativ 
ruhige englische Periode wurden durch die Hochzeit mit Friedrich am 
30.  März 1937 beendet. Die Eheschließung war zweifelsohne ein Ereignis, 
das sich in verschiedenen Hinsichten auf Vera Smiths persönliches und beruf-
liches Leben auswirkte. Schon einen Tag nach der Hochzeit, am 31. März um 
11:45 Uhr, bestieg das frisch verheiratete Ehepaar das Schiff von London 

6  Crises and Cycles (1936).
7  The Limits of Economics (1937).
8  The Stock Market, Credit and Capital Formation (1940).
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nach New York (Lutz an Eucken, 15. März 1937). Finanziert durch ein weite-
res Rockefeller Stipendium, wobei eine zweite Vergabe eine Ausnahme war, 
hatte Friedrich Lutz vor, die Chancen für eine akademische Karriere in Ame-
rika auszuloten. Ein Brief von Lutz an Eucken gab allerdings dramatische 
Szenen zwischen Vera Smith und Friedrich Lutz wieder, die sich zwei Wochen 
vor der Hochzeit ereignet haben. Smith litt an Magenschmerzen, die Lutz als 
Resultat ihres Nervenzustands aufgrund der bevorstehenden Hochzeit inter-
pretierte. Selbst Smiths Mutter tat alles Mögliche, um die Eheschließung zu 
vereiteln. Sie versuchte unermüdlich, ihrer Tochter vor der Heirat mit einem 
Ausländer abzuraten. Lutz fühlte sich wie ein „Frauenräuber aus barbarischen 
Landen“ (Lutz an Eucken, 15.  März 1937). Und das war auch nicht ohne 
Grund. Das 1914 British Nationality and Status of Aliens Act hatte geregelt, 
dass eine Britin nach der Heirat mit einem Ausländer ihre Staatsbürgerschaft 
automatisch verliert (Baldwin 2001, S. 522). Das bedeutete, dass Vera Smith 
nach der Hochzeit nicht nur ihre Staatsbürgerschaft verlieren, sondern auch 
als staatenlos erklärt werden konnte, wenn sie die Staatsbürgerschaft ihres 
Mannes nicht akzeptieren würde. Dieses Problem beschrieb Friedrich aus-
führlich in seinen Briefen: „für meine Braut ist es natürlich noch schwieriger 
als gewöhnlich wegen des Wechsels der Nationalität und des Verlassens des 
Landes“ (Lutz an Eucken 22. März 1937). Friedrichs Aussagen „Wechsel der 
Nationalität“ und „Umtausch der Pässe“ lassen uns vermuten, dass Vera Smith 
die deutsche Staatsbürgerschaft annahm. Ansonsten wäre eine Ausreise in die 
USA unmöglich gewesen. 

In dieser dramatischen Situation spielte Hayek eine Schlüsselrolle, auf die 
er später jedoch mit etwas Bedauern zurückblicken würde. Seine Freiburger 
Sekretärin Charlotte Cubitt berichtete ausführlich darüber, wie sich Hayek in 
den späteren 1970er Jahren zum größten Teil für das Schicksal seiner Schüle-
rin mitverantwortlich gefühlt habe (Cubitt 2006, S. 76). Trotzdem war Hayek 
sich im Klaren, dass Friedrich Lutz unbedingt in die USA emigrieren sollte, 
denn seine Chancen für eine akademische Karriere in Deutschland waren 
mehr als aussichtslos. Hayek schrieb an seine Kollegen in den USA, ob sie 
Euckens Schüler bei der Suche nach akademischen Stellen in den USA unter-
stützen würden. Lutz schätzte Hayeks Bemühungen: „er schreibt genauso wie 
Robbins an Massen von Leuten in USA unsertwegen“ (Lutz, F. A. an Eucken, 
18. März 1937). Ein Brief an seinen österreichischen Kollegen Gottfried Ha-
berler liefert eine prägnante Darstellung für Hayeks Rolle: 

„In about fourteen days Dr. Lutz, a particularly nice German from Freiburg, will 
depart for America as a Rockefeller Fellow, after he will marry my disciple 
V. C. Smith („The Rationale of Central Banking“). Both are really nice and clever 
people, unfortunately he has now utterly no possibility for an academic career in 
Germany, because he is anti-Nazi as is the whole Eucken circle. He was proposed 
for the chair in Hamburg, but did not get it, and confidentially he was told that he 
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would have no chance ever to get a chair under the regime, because the political 
report on him had been unfavorable.“ (Hayek an Haberler 11. März 1937)9

Ein nicht zu vernachlässigendes Moment dieses Briefes ist, dass Hayek 
seine Doktorandin mit ihrer Dissertationsschrift erwähnt, was deutlich darauf 
hinweist, dass ihr Buch unter Ökonomen nicht unbekannt war. Allerdings 
konzentrierte sich der Brief auf Lutz’ unglückliches Schicksal, wobei Smiths 
akademische Karriere und vor allem ihre Schwierigkeiten mit der Emigration 
eher in den Hintergrund zurücktraten. Hayek hatte recht, dass die politischen 
Berichte über Lutz an den NS-Dozentenbund nicht positiv waren. Ein anony-
mer Bericht von 1937 fasste zusammen: „Er lebt am politischen Leben vorbei. 
L. steht nah dem Lampe-Eucken Kreis“10 und „er ist ein Dozent, den wir uns 
Nationalsozialisten nicht wünschen“11. Als Resultat war jegliche Assoziation 
mit der Freiburger Schule mehr als verhängnisvoll für Lutz’ akademische 
Karriere in Deutschland.

Der Aufenthalt in den USA hat sich allerdings zu einem schwierigen Kapi-
tel für das Ökonomenpaar verwandelt. Nach ihrer Ankunft in New York fuh-
ren sie mit dem Zug nach Chicago, wo sie sich von April bis Juli 1937 auf-
hielten. Lutz berichtete, dass Chicago eine Stadt frei von jeglicher “Fantasie 
und Charme“ war. Die englische Seele seiner Ehefrau fühle sich wegen der 
Sprache beleidigt: „Die Sprache im Mittelwesten ist fürchterlich. Sie macht 
mir Schwierigkeiten“ (Lutz, F. A. an Eucken 10. Mai 1937). Jeder Dritte habe 
wie ein Gangster ausgesehen, wobei in der Nähe ihrer Wohnung sogar ein 
Mord begangen worden sei. Trotz dieser unerfreulichen Ereignisse hatten sie 
die Möglichkeit, die Großen der University of Chicago, Frank Knight, Henry 
Simons und Jacob Viner, kennenzulernen. Friedrich Lutz’ Briefe verraten 
aber, dass die Chicagoer Professoren in seiner Ehefrau die bessere Ökonomin 
sahen. Nicht nur als Muttersprachlerin konnte Vera Lutz an den Debatten ak-
tiver als ihr Mann teilnehmen, aber auch ihre Argumente zu den Diskussionen 
über Francis Edgeworth, Alfred Marshall, J. M. Keynes und Ralph Hawtrey 
waren so überzeugend, dass Knight und Simons Vera Lutz sogar mehr schätz-
ten und sich mehr für sie interessierten. Friedrich musste zugeben, dass er sich 
in so einer Situation unwohl und sogar als Prince Consort fühlte (Lutz, F. A. 
an Eucken, 10. Mai 1937). 

Nach einem kurzen Aufenthalt in Minneapolis zogen sie im Oktober 1937 
nach Harvard, wo sie Joseph Schumpeter und Gottfried Haberler trafen. In 

9  Hoover Institution Archives, Stanford University. Friedrich A. Hayek Nachlass, 
Ordner „Gottfried Haberler“ (box 94, folder 6).

10  Berlin Document Center, Dokumente DS/WI 35, Lutz Friedrich A., Archivsigna-
tur R9361-VI/1872, S. 2198. 

11  Berlin Document Center, Dokumente DS/WI 35, Lutz Friedrich A., Archivsigna-
tur R9361-VI/1872, S. 2194.
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den Augen des jungen Ehepaares war Schumpeter „ein schwächlicher Poseur 
und gar nicht besonders witzig. Vera, die nach meinen Erzählungen viel er-
wartet hatte, war ebenso wie ich enttäuscht“ (Lutz, F. A. an Eucken, 15. Okto-
ber 1937). Bei Haberlers Seminar stellte Lutz seine Habilitation vor. Aller-
dings blieb Harvard für Friedrich eine schwierige Phase. Die Lücke zwischen 
der in Deutschland unterrichteten Volkwirtschaftslehre und der im angelsäch-
sischen Raum gelehrten Nationalökonomie machte sich während dieses Auf-
enthaltes auf eine für Lutz schmerzhafte Art und Weise bemerkbar. Lutz er-
kannte, dass partielle und allgemeine Gleichgewichtstheorien sowie Indiffe-
renzkurven sehr modisch geworden waren, Konzepte, die er an der LSE ken-
nen lernte und mit denen er damals nichts anfangen konnte. In dieser 
schwierigen Phase spielte Vera Lutz eine enorme Rolle. „Ich habe den Vorteil 
Vera zu fragen, die sich mit diesen Sachen gut auskennt.“ (Lutz, F. A. an Eu-
cken, undatierter Brief aus Cambridge, Mass.).

Vera Lutz unterstützte ihren Ehemann nicht nur durch aufklärende Gesprä-
che. Sie war auch die treibende Kraft hinter Friedrichs ersten englischen Ver-
öffentlichungen. Ein wichtiges Beispiel dafür stellt der Aufsatz Outcome of 
the Saving – Investment Discussion dar, mit dem er seinen großen Auftritt in 
der amerikanischen Academia machte. Er gab zu: „ich habe meinen Aufsatz 
über „Development and Outcome of the Saving/Investment Discussion“ mit 
Gottes und Veras nicht nur sprachlicher Hilfe beendet.“ (Lutz, F. A. an Eu-
cken, 24.  Dezember 1937, Kursivschrift von mir). Eine kürzere englische 
Fassung seines im Weltwirtschaftlichen Archiv veröffentlichten Artikels „Neue 
Goldwährung“ (1937a) in der Review of Economic Studies12 verbuchte Fried-
rich als weitere englische Publikation, wobei jeder ahnen könnte, wer diese 
englische Übersetzung machte. Darüber hinaus würde Vera Lutz die Aufsätze 
ihres Mannes sogar in seinen späteren amerikanischen Jahren sprachlich kor-
rigieren, etwas, was Lutz gegenüber Eucken mit etwas Wehmut erwähnte 
(Lutz, F. A. an Eucken, 12. März 1946). Beide Aufsätze haben Lutz allerding 
die Tür für das akademische Leben in den USA breit geöffnet (Veit-Bachmann 
2003, S. 22; Grudev 2024, S. 58). Im September 1938 trat Friedrich die Stelle 
eines Dozenten an der Princeton University an. Schnell hat er eine steile Kar-
riere gemacht, indem er 1946 ordentlicher Professor für Geldtheorie und 
Bankwesen wurde (siehe dazu noch Veit-Bachmann 2003; Hagemann 2008; 
Grudev 2024). 

Obwohl Vera Lutz die besseren fachlichen Kenntnisse als ihr Ehemann 
hatte, musste sie sich mit Assistentenstellen in der männerdominierten Prince-
ton University begnügen. Von 1938 bis 1942 hatte sie eine Teilzeitstelle als 
wissenschaftliche Assistentin an der International Financial Section der 
Princeton University inne. Während dieser Zeit unternahm Vera auch mehrere 

12  Lutz, F. A. (1937b).
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Reisen nach England, wo sie bei der Arbeit an dem Buch World Wheat Plan­
ning and Economic Planning in General (1940) mitwirkte, das von Paul de 
Hevesey (1883–1988) ediert wurde. Hevesey war ein ehemaliger ungarischer 
Diplomat, der sich nach seiner Pensionierung im Jahre 1939 auf die wirt-
schaftswissenschaftliche Forschung konzentrierte. Vera forschte im Kontext 
dieses Projekts über die Grundprobleme der Zentralplanung. Die Argumente 
gegen die Planung sollte sie später auch gegen die französische indikative 
Planung in den 1960er Jahren verwenden. 

Mit dem Ausbruch des Krieges blieb Vera Lutz in den USA. In der Periode 
1943–1945 gehörte sie dem Forschungsteam Economic, Financial and Transit 
Department des Völkerbundes an, der seine Arbeit nach dem Ausbruch des 
Krieges an der Princeton fortsetzte. Vera Lutz wurde somit ein Mitglied einer 
Gruppe von hochrangigen Ökonomen wie Gottfried Haberler, Ragnar Nurkse, 
Marcus Fleming, Martin Hill und Louis Rasminsky. Die Gruppe wurde von 
Alexander Loveday geleitet, der auch Haberlers Prosperity and Depression 
(1937) im Völkerbund herausgegeben hatte. Das Resultat dieser wissenschaft-
lichen Arbeit war The Transition from War to Peace Economy (League of 
Nations 1943), bei der Nurkse eine federführende Rolle spielte. Nurkses 
Werke würden sich zu einer großen intellektuellen Herausforderung für Vera 
Lutz verwandeln. Nach dem Krieg setzte sie sich mit seinem Konzept der 
„gleichgewichtigen Entwicklung“ im Kontext ihrer Forschung zu der italieni-
schen Wirtschaftspolitik kritisch auseinander, das er in seinem Buch Some 
Aspects of Capital Accumulation in Underdeveloped Countries (1952) formu-
lierte (Lutz 1962, S. 132 f.; Gusman 1984, S. 94 f.). 

IV. Die europäische Welt und die Emanzipation

Nach dem Zweiten Weltkrieg war Friedrich Lutz ein angesehener Geld
theoretiker und Berater der Federal Reserve. Ein Jahr vor dem Kriegsende 
erhielten sie ihre amerikanischen Staatsbürgerschaften. Im Jahre 1947 wurde 
Friedrich Lutz zum ordentlichen Professor für Geldtheorie und Bankwesen 
berufen (Veit-Bachmann 2003). Trotz dieser steilen Karriere in Princeton war 
Vera Lutz die Triebkraft hinter der Entscheidung, Amerika zu verlassen und 
nach Europa zurückzukehren: 

„A factor in his return, also, was his English wife, who never seemed entirely happy 
this side of the water. She is an economist in her own right, and seemed restless in a 
man’s university despite a good job.“ (Brown to Lanier, 09.12.1953)13

13  Princeton University Archives, Alumni and Faculty Offprint Collection, Ordner 
„Lutz, Friedrich“ (box 29, folder 12).
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Das Urteil des Dekans über die männerdominierte Universität beschreibt 
trefflich die Atmosphäre der Princeton University, die sich seit Vera Lutz’ 
Ankunft in den USA 15 Jahre zuvor nicht verändert hat. Der endgültigen 
Rückkehr nach Europa waren aber mehrere europäische Reisen vorausgegan-
gen. Die erste Reise unternahm Friedrich Lutz nach Freiburg im Jahr 1948, 
als er als Gastdozent an die Freiburger Universität eingeladen wurde. Im Sep-
tember nutzte Friedrich die Gelegenheit bei einem Treffen des Vorstandes der 
Mont Pèlerin Gesellschaft in Basel, sich mit dem Philosophen Carlo Antoni 
über den Fortschritt Italiens nach dem Zweiten Weltkrieg auszutauschen. An-
toni war das einzige italienische Mitglied der Society, der persönlich an den 
Gründungs- und danach Vorstandstreffen teilnahm, nachdem Luigi Einaudi, 
der später der erste Präsident der italienischen Republik wurde, aufgrund sei-
ner Tätigkeit als Gouverneur der italienischen Zentralbank Banca d’Italia die 
Teilnahmen absagen musste (Veit-Bachmann 2003; Hartwell 1995). 

Im Jahr 1949 absolvierte das Ökonomenpaar mehrere Forschungsaufent-
halte bei der Forschungsabteilung der Banca d’Italia, dessen wissenschaftliche 
Leitung damals in den Händen von Paolo Baffi lag, der später Gouverneur der 
Banca d’Italia von 1975 bis 1979 wurde. Baffi, mit dem Vera Lutz eine enge 
Freundschaft verband, erinnerte sich, wie wichtig es für die italienischen 
Ökonomen und Politiker war, gute Ökonomen aus dem Ausland und vor allem 
aus den USA für den Wiederaufbau der italienischen Volkswirtschaft zu ge-
winnen. Im gleichen Jahr haben Vera und Friedrich Lutz auch das L’Institut 
de Science Économiques Appliquées in Paris besucht. Das Pariser Institut 
wurde damals von ihrem Freund François Perroux gegründet und geleitet 
(Baffi 1984, S. 37 f.). 

Diese Europareise legte den Grundstein für Vera Lutz’ spätere Forschung 
über die italienische und französische Wirtschaftsordnung. Daraus entwickelte 
sich die Idee zu einem Buchprojekt über den Wiederaufbau der italienischen, 
französischen und belgischen Wirtschaftsordnungen nach dem Zweiten Welt-
krieg. Allerdings konnte sie nur einzelne Kapitel darüber in dem von Howard 
Ellis herausgegebenen Buch The Economics of Freedom: The Progress and 
Future of Aid to Europe (1950) verfassen (Ellis 1950, S. xi; Baffi 1984, S. 38). 
Zweifelsohne hat die europäische Phase Vera Lutz den lang ersehnten Mut 
gegeben, als vollberechtigte Ko-Autorin an der Seite ihres Ehemannes aufzu-
treten. Der erste gemeinsame Aufsatz Monetary and Foreign Exchange Policy 
in Italy (1950) hat die neue Reihe Essays in International Finance an der 
Princeton University initiiert. In dieser Reihe haben später viele namhafte 
Ökonomen Aufsätze zur internationalen Wirtschaftstheorie veröffentlicht. Der 
nächste gemeinsame Aufsatz Wage Rates, Credit Expansion and Employment 
(1950) diskutierte den Konflikt zwischen der neuerdings modern gewordenen 
Keynesianischen Nachfragesteuerung und der neoklassischen Lohnbestim-
mung. 
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Mit dem Buch The Theory of Investment of the Firm (1951) hatten sie aller-
dings den großen Auftritt als Forscherpaar in der ökonomischen Szene. Der 
Dogmenhistoriker Mark Blaug unterstrich die Bedeutung des Buches mit dem 
Aphorismus, dass das, was Hicks mit Value and Capital für die Wirtschafts-
wissenschaften der 1930er Jahre und Hayek mit Pure Theory of Capital für 
die 1940er Jahre leisteten, das Ehepaar mit The Theory of Investment of the 
Firm für die 1950er Jahre erreicht habe (Blaug [1962] 1990). Vor allem unter-
stützte Vera Lutz Hayek bei der Entstehung von Pure Theory of Capital, in-
dem sie das Manuskript sprachlich und inhaltlich korrigierte. Sie sorgte für 
Zusammenfassungen und die bessere Formulierung von Gedanken, denen 
manchmal schwer zu folgen waren. Ein Brief von Vera Lutz an ihren ehema-
ligen Doktorvater bezeugt, dass sie sich nicht von Hayeks Autorität beirren 
ließ:

„… in case the reader has not yet recovered from the strain of the earlier chapters 
(three-dimensional diagrams etc.) I shall also re-examine the whole thing to see if 
something could not be done about summarizing some of that very stiff early part.“ 
(Lutz an Hayek, 11. November 1938 zitiert von Caldwell/Klausinger 2022, S. 359). 

Kein Wunder, dass Hayek in seinen späteren Erinnerungen über die etwas 
„männlichere“ Intelligenz sprach. Auf jeden Fall übten Hayeks Ideen einen 
enormen Einfluss auf The Theory of Investment of the Firm von Vera und 
Friedrich Lutz aus (siehe auch Haberler 1984, S. 52). In ihrem Buch befass-
ten sie sich mit der Gewinnmaximierung der Unternehmen mit Hilfe der 
Marginalanalyse. Sie berücksichtigten das Konzept der Zeit und Kapitalaus-
stattung in den unternehmerischen Investitionsentscheidungen. Dieses Buch 
formulierte drei wichtige Botschaften. Erstens: Die Ablehnung der Keynes’ 
Empfindlichkeit der Investitionen bezüglich des erwarteten Ertrages und vor 
allem des Zinssatzes. Zweitens: Die Hervorhebung der Bedeutung der Struk-
tur der erwarteten Profitrate für den Investitionsprozess und somit für die Be-
schäftigung. Diese Struktur der Profitrate hatte Friedrich zuvor in zwei Auf-
sätzen für die American Economic Review and das Quarterly Journal of Eco­
nomics diskutiert. Drittens: Die Bedeutung der Interaktion zwischen mone
tären und realen Faktoren, die von den Investitionsentscheidungen und dem 
Geldzins abhängen (Masera 1983, S. 37). 

1. Makroökonomische Ideen – die theoretischen Grundlagen

Die Interaktion zwischen den realen und den monetären Faktoren und deren 
Einfluss auf Output und Beschäftigung, die dritte Botschaft der Theory of In­
vestment of the Firm, untersuchte Vera Lutz in zwei makroökonomischen 
Aufsätzen Real and Monetary Factors in the Determination of Employment 
Level (1952) und Multiplier and Velocity Analysis: A Marriage (1955). Diese 
beiden Aufsätze bildeten die theoretische Grundlage für ihre späteren Werke 
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zu den italienischen und französischen Wirtschaftsordnungen. Mit dem Auf-
satz Real and Monetary Factors, der schon in Rom verfasst und im Harvard 
Journal Quarterly Journal of Economics veröffentlicht wurde, schloss sich 
Vera Lutz einer Gruppe von führenden Ökonomen wie Haberler, Scitovsky, 
Metzler und Patinkin an. Diese versuchten die Dichotomie zwischen realen 
und monetären Faktoren zu überwinden, die auch grundlegend für den Kon-
flikt zwischen klassischer und Keynesianischer Beschäftigungstheorie war 
(Graziani 1983; Gusman 1984). 

Vera Lutz kritisierte erstmals Keynes’ Auffassung, weil diese die Rolle der 
Lohn- und Preisanpassung unterschätzte. Auf der anderen Seite habe die klas-
sische Ansicht die Rolle der Vermögensbestände und vor allem den Wert der 
Verbindlichkeiten vernachlässigt. Sie zog den Schluss, dass unabhängig da-
von, welche Lohnpolitik dominiert und selbst wenn die Preiserwartungen 
statisch bleiben, die monetären Faktoren nicht von den realen Faktoren abge-
koppelt werden können. Die Veränderung der Geldfaktoren, wie Liquiditäts-
präferenzen, Geldmenge und Preisniveau, wirkt sich auf die realen Ersparnisse 
über die Veränderung der realen Werte der Vermögensgegenstände und Ver-
bindlichkeit aus. Vera Lutz’ zweiter Schluss lautete, dass ein überraschender 
Preisrückgang einen kumulativen abwärts gerichteten Prozess bewirkt, der 
durch Erhöhung der realen Werte der Verbindlichkeiten und der Nachfrage 
nach Liquidität charakterisiert wird. Somit steigt die reale Geldnachfrage, die 
nur durch Erhöhung des Geldangebots befriedigt werden soll. Laut Vera Lutz 
sollen die Geldlöhne nicht gesenkt werden, weil dadurch eine zusätzliche 
Preissenkung und Senkung der Nachfrage bewirkt würde. 

2. Der Dualismus in der italienischen Volkswirtschaft

1951 hat sich für Vera Lutz als das wichtigste Jahr in ihrer Karriere heraus-
gestellt. Der erste gemeinsame Aufsatz mit ihrem Ehemann Monetary and For­
eign Exchange Policy in Italy (1950) wurde von italienischen Ökonomen so 
positiv angenommen, dass er als Grundlage für den ersten internationalen Kre-
ditkongress vom 18. bis 24. Oktober 1951 in Rom diente, dessen Organisation 
Vera Lutz und dem italienischen Ökonomen Pasquale Saraceno anvertraut 
wurde. Dieser Kongress spielte eine lebenswichtige Rolle für die italienische 
Wirtschaftsordnung nach dem Krieg, denn dadurch erhofften sich italienische 
Politiker frisches Kapital für den Wiederaufbau zu attrahieren. An diesem Kon-
gress hatten mehr als 650 Delegierte teilgenommen, unter anderem eine enorme 
Zahl von Ökonomen und Juristen wie ihr Ehemann Friedrich Lutz, D. H. Ro-
bertson, ihr ehemaliger Lehrer an der LSE T. E. Gregory, Otto Veit, Constan-
tino Bresciani-Turroni, Jacques Rueff, Giuseppe Ugo Papi usw. Die Ehren
präsidentschaft wurde vom Präsidenten der Republik, Luigi Einaudi, übernom-
men. 
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Vera Lutz präsentierte den Aufsatz Old and New Instruments of Credit Con­
trol (1951), in dem sie die damals dominante Theorie der zwangsläufigen 
Entwicklung der Inflation kritisierte. Diese besagte, dass die Inflation in 
Westeuropa eine natürliche Folge der Mehrausgaben während des Weltkrieges 
war, ein Problem, dessen Lösung in den Augen der Experten nicht auf der 
Hand lag. Vera Lutz erkannte, dass diese Inflation eher eine Folge der nach 
dem Krieg andauernden expansiven Geldpolitik war. Sie kritisierte die Geld-
politik der USA und Großbritanniens, die sich nicht auf die Kontrolle der 
Geldmenge, sondern auf Steuerung des Zinssatzes konzentrierte. Durch stän-
dige Zinssenkung hätten die Zentralbanken aber Instrumente in der Hand, die 
Staatsschulden zu verbilligen und die staatliche Finanzierung zu erleichtern. 
Der Nebeneffekt dieser Politik sei allerdings ein nicht zu stoppender Preis
anstieg. Die Ökonomin schlug vor, dass die Zentralbanken die Kontrolle der 
Geldmenge wieder übernehmen sollten. Durch Reduktion der Geldmenge 
würde die Stabilisierung des Preisniveaus erreicht. Des Weiteren sollten ein-
zelne Staaten ihre eigene Währung aufwerten, damit Preisstabilität erreicht 
wird.

Im gleichen Jahr fing Vera Lutz ihre große Studie über die italienische 
Wirtschaftsordnung Italy: A Study in Economic Development (1962) an. Sie 
verbrachte mehr als zehn Jahre an verschiedenen italienischen Instituten wie 
der Italian Bank Association, dem Institute for the Industrial Development of 
Mezzogiorno, Banca Nazionale del Lavoro und der Forschungsabteilung der 
Banca d’Italia. Zum größten Teil wurden diese Aufenthalte von Rockefeller 
Foundation finanziert (Lutz 1962, S. viii–ix; Baffi 1984). Sie erkannte, dass 
im Vergleich zu anderen westeuropäischen Ländern Italien einen relativ 
schnelleren und anhaltenden Wiederaufbau der Volkswirtschaft nach dem 
Zweiten Weltkrieg erreicht hatte. Allerdings war ein Bericht Italy: Country 
Study der Ökonomen Alexander Gerschenkron und Rosario Romeo, der im 
Rahmen des Marshall-Planes verfasst und der Economic Cooperation Admin­
istration (1949) veröffentlicht wurde, ein herber Schlag für Italien. Dieser 
Bericht kritisierte die zu stark auf einen ausgeglichenen Haushalt gerichtete 
Politik und die nicht ausreichende Investitionspolitik der italienischen Regie-
rung. Der Bericht kritisierte auch die zu vorsichtige Geldpolitik der italieni-
schen Zentralbank, die die finanziellen Hilfen des Marshall-Planes für die 
Stabilisierung der Zahlungsbilanz mittels Kaufs von Gold und Währungsre-
serven verwendete, anstatt die effektive Nachfrage zu erhöhen. Die Bemühun-
gen führten dazu, dass Kürzungen der Marshall-Unterstützungen in Erwägung 
gezogen wurden (de Cecco 2011, S. 14 f.). 

Vera und Friedrich Lutz waren die wichtigsten Stimmen gegen diese Kür-
zungen, die fast unvermeidbar wurden, als Großbritannien noch höhere Mar-
shall-Hilfen zu Lasten der anderen Empfängerländer forderte, wobei das 
größte Opfer von Italien gebracht werden sollte. Das war auch der Grund, 
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warum Friedrich Lutz einen kritischen Leserbrief für die New York Times 
(1949) verfasste, der die Situation beschrieb und die in Erwägung gezogenen 
Kürzungen der Marshall-Hilfe für Italien als kontraproduktiv erachtete: 

„This proposal would amount to penalizing a country which had done more than 
most of the other recipient countries to put her own house in order“. „If those re-
sponsible for Italy’s economic policy had been less conscientious in their efforts to 
achieve this independence, if, for example, Italy had embarked on a heavy invest-
ment program in order to absorb at least part of the unemployed, they could have 
produced a balance of payments situation just as critical as that of Great Britain“ 
(Lutz, F. A. 1949).

Friedrich Lutz’ Vergleich der erfolgreichen Wirtschaftspolitik Italiens mit 
der gescheiterten Überinvestitionspolitik Englands war die Kernthese von den 
Studien seiner Ehefrau. Für Vera Lutz war das italienische Problem nicht die 
mangelnde effektive Nachfrage, vielmehr waren es die strukturellen Eigen-
schaften der italienischen Wirtschaftsordnung. Somit hat sie sich gegen den 
„Einfluss einiger moderner Strömungen des angelsächsischen Wirtschaftsden-
kens“ gewendet. Unter solchen war „die Keynessche Lehre mit ihrer Beto-
nung der öffentlichen, durch monetäre Expansion ermöglichten Investitions-
ausgaben als Heilmittel für gewisse Arten von Arbeitslosigkeit“ (Lutz 1962/ 
1963, S. 1005 f.). Vera Lutz unterstrich erstmals die Bedeutung der im Jahre 
1947 angefangenen Stabilisierungspolitik, die von der italienischen Regierung 
der nationalen Einheit initiiert wurde. Der damalige Premierminister Alcide 
De Gasperi hatte eine Regierung mit Vertretern von den Zentrums- und Links-
parteien gebildet, die eine erstaunliche Einigung bezüglich der Richtung der 
Wirtschaftspolitik erreicht hatten. Der italienische Finanzminister Mauro 
Scoccimarro, Mitglied der Kommunistischen Partei, hatte eng mit dem dama-
ligen Haushaltsminister und zugleich Gouverneur der italienischen Zentral-
bank, dem neoliberalen Ökonomen Luigi Einaudi, gearbeitet (Lutz 1953; Ma­
sera 1983, S. 31). 

Vera Lutz’ Untersuchungen gelangten zu dem Ergebnis, dass Italien und 
Deutschland durch unterschiedliche Wege zu den erfolgreichsten Wirtschafts-
ordnungen im Nachkriegseuropa geworden waren. Italien war eines der ersten 
Länder, das die Preiskontrolle abschaffte und eine offene Inflation zuließ. Das 
war notwendig, damit sich Preise und Einkommen an die sehr hohe Geld-
menge anpassen konnten. Die zurückgestaute Inflation, die auch in Deutsch-
land während und vor allem nach dem Zweiten Weltkrieg zu beobachten war, 
drohte so zu explodieren, dass sie sich zu einer unkontrollierbaren Inflation 
verwandeln konnte. Deutschland griff allerdings zur Senkung der Geldmenge 
durch die Währungsreform, die Ludwig Erhard am 20.  Juni 1948 initiierte. 
Diese Reform sollte die Preise und Löhne auf einem Niveau stabilisieren, das 
mit den realen Faktoren kompatibel sein sollte. Eine solche Währungsreform 
scheiterte allerdings in Italien aufgrund einer filmreifen Geschichte. Arbeiter 
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in einer privaten Druckerei hatten es geschafft, die Originalfilme, die im litho-
graphischen Gelddruckverfahren benutzt wurden, zu kopieren und selbst 
Geldscheine zu drucken. Das machte die schon 300 Milliarden gedruckten 
Lira wertlos (Masera 1983, S. 30–33). Trotz der gescheiterten Währungs
reform hatte Italien bessere wirtschaftliche Ergebnisse als Großbritannien er-
zielt, dessen verschlechterte Positionen der Zahlungsbilanz auf die langsamste 
Erholung unter den westeuropäischen Volkswirtschaften hinwies. Das war 
darauf zurückzuführen, dass Vera Lutz’ Heimat die Politik der Ausgaben- und 
Konsumkontrolle nach dem Krieg fortsetzte, um die Produktion in der Volks-
wirtschaft an das immer noch bestehende hohe Geldmengenniveau anzupas-
sen. Somit wurde ein millionenschweres Investitionsprogramm basierend auf 
dem Prinzip des erzwungenen Sparens durchgeführt. Jedoch scheiterten diese 
Maßnahmen, die nicht nur das erwünschte Wachstum nicht erzeugten, son-
dern auch die Erholung der britischen Volkswirtschaft deutlich verlangsamten 
(Lutz 1962, S. 310 f.).

Allerdings hat Vera Lutz’ Buch erkannt, dass trotz einer funktionierenden 
Geld- und Fiskalpolitik institutionelle Faktoren die Integration zwischen dem 
süd- und norditalienischen Arbeitsmarkt verhinderten und somit für die unter-
schiedliche wirtschaftliche Entwicklung der beiden italienischen Teile verant-
wortlich waren. Sie stellte das wirtschaftlich entwickelte Norditalien damals 
dem wirtschaftlich rückständigen Süditalien gegenüber. Der Norden sei das 
Industriehaus Italiens, wobei der Süden sowie die Inseln Sizilien und Sardi-
nien, auch Mezzogiorno genannt, durch eine stark unterentwickelte Agrar-
wirtschaft charakterisiert waren (Lutz 1962, S. 2–4). 

Vera Lutz erkannte zwei zentrale Probleme für diesen unüberwindbaren 
Dualismus. Erstens minimierten die finanziellen Sozialhilfen jegliche Anreize 
bei den Süditalienern, den Süden zu verlassen, was die reibungslose Mobilität 
von Süden nach Norden erschwerte. Eine wichtige Lösung wäre es gewesen, 
das Problem der Arbeitslosigkeit zu verringern, indem Emigration vom Süden 
in den Norden erleichtert worden wäre. Die Regierung könnte in diesem Zu-
sammenhang Bildungs- und Trainingsprogramme sowie Umzugskosten finan-
zieren. Damit würde der Norden diese Arbeitskräfte absorbieren. Das zweite 
Problem waren die starken Gewerkschaften, die durch ihre Lohndurchset-
zungspolitik den Lohndualismus weitertrieben. Durch die fixen Tarifverträge 
erreichten die Gewerkschaften höhere Reallöhne, indem sie die Nominallöhne 
stärker als das Preisniveau steigen ließen. Das führte dazu, dass die für den 
Norden typischen großen Unternehmen Arbeitskräfte entließen oder zumin-
dest keine neuen Stellen schafften. Das war auch der Grund, warum sie auf 
arbeitssparende Maschinen setzten. Kleine Unternehmen, wie landwirtschaft-
liche und handwerkliche Betriebe, hatten hingegen arbeitsintensive Produk
tionsmethoden, die die zusätzlichen Arbeitskräfte für einen niedrigeren Lohn 
absorbieren konnten, denn sie unterlagen nicht dem Einfluss der Gewerk-
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schaften. Allerdings sollte diese scheinbare Lösung zwei Probleme erzeugen. 
Mit dem Anstieg der Anzahl von Beschäftigten gerieten die jeweiligen Be-
triebe in den Machtbereich der Gewerkschaften. Das war auch ein Grund, 
warum die Besitzer von kleinen Unternehmen Angst hatten, mehr Arbeits-
kräfte anzustellen. Die kleinen Unternehmer waren sich im Klaren, dass neben 
den vereinbarten höheren Löhnen und hohen Versicherungsbeiträgen die bin-
denden Arbeitsverträge, die keine leichte Entlassung erlaubten, auch zu der 
stärkeren Erhöhung der Lohnstückkosten beitragen würden. Das zweite Pro
blem war mit der hohen Besteuerung verbunden. Kleine Unternehmen genos-
sen Steuervorteile und Befreiungen von verschiedenen Steuern. Der Verlust 
dieser Vorteile senkte weiterhin jeglichen Anreiz, die Zahl der Arbeitskräfte 
zu erhöhen. Alternativ wurden diese Unternehmen, wenn sie die Zahl der Ar-
beitskräfte erhöhten, zu „gerissenen Steuerhinterziehern“ (Lutz 1962/1963, 
S. 1000). Als Resultat beobachtete Vera Lutz im Norden die wohlhabenden 
Lohnempfänger, die bei den großen kapitalintensiven Unternehmen angestellt 
waren, und im Süden die armen Lohnempfänger, die bei rückständigen land-
wirtschaftlichen Farmen beschäftigt waren. Durch ihre Kritik am Lohndualis-
mus hatte Vera Lutz die öffentliche Debatte in Italien nicht nur sehr stark be-
einflusst, sondern blieb die wichtigste Triebkraft hinter allen Diskussionen 
über die Probleme des nicht integrierten Arbeitsmarktes (Graziani 1983; 
de Cecco 2011, S. 17). 

Mit einem zweiten Thema ging Vera Lutz in die italienische Nachkriegsge-
schichte ein. In den 1960er Jahren bereitete ihr die starke Nationalisierungs-
welle in Italien große Sorgen. Dabei fing der Staat an, entweder ganze Unter-
nehmen zu verstaatlichen oder die Mehrheit der Anteile zu erwerben. Als 
wichtigster Akteur erwies sich das Instituto per la Ricostruzione Industriale 
(IRI), eine staatliche Agentur, die von Benito Mussolini während der Großen 
Depression im Jahr 1933 für die Rettung der wichtigen italienischen Unter-
nehmen ins Leben gerufen wurde. Diese Agentur besaß Unternehmen aus der 
Kohle-, Eisen-, und Werftindustrie und mehr als zwanzig Prozent des Banken-
sektors. Somit lag ein beachtlicher Teil der italienischen Unternehmen in der 
öffentlichen Hand. Dieser große Anteil an öffentlichen Unternehmen, der nir-
gendwo in Westeuropa zu beobachten war, erweckte den Wunsch nach Inves-
titionsplanung, um die Lenkung der Investitionstätigkeit mit dem Ziel zu 
steuern, die süditalienischen Wirtschaftsprobleme zu überwinden. Innerhalb 
des Haushaltsministeriums wurde sogar eine Planungskommission errichtet, 
die sektorspezifische Investitionsziele ausgearbeitet hatte. Diese hatten aber 
in Anlehnung an die „indikative Planung“ in Frankreich nur den Charakter 
einer Prognose, aber nicht verbindlicher Weisungen (Lutz 1962, S. 268–270). 
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3. Gegen die planerischen Tendenzen in Frankreich

Im Gegensatz zu Italien, das nach dem Zweiten Weltkrieg zunächst den 
Weg der Wettbewerbsordnung genommen hatte, hatte sich Frankreich für eine 
Wirtschaftsordnung auf Grundlage der sogenannten „indikativen Planung“ 
unmittelbar nach Kriegsende entschieden. Man glaubte lange Zeit, dass da-
durch eine neue Form von „nicht-interventionistischer“ und „nicht-zwingen-
der“ Planung entdeckt würde, die durch staatlich initiierte Prognosen nur 
Richtlinien und Empfehlungen für die Investitionstätigkeit der Unternehmen 
aussprechen konnte. Dieses für Frankreich typische Wirtschaftsmodell stellte 
allerdings eine große Gefahr für die westeuropäischen Wirtschaftsordnungen 
dar, insbesondere als in den 1960er Jahren andere Volkswirtschaften wie z. B. 
Italien das französische Modell zu imitieren begannen. Als Konsequenz führte 
Vera Lutz’ Kritik am italienischen Planungsvorhaben zu den Wurzeln dieser 
modernen Tendenz, nämlich nach Frankreich. Ihre ersten kritischen Gedanken 
über das französische Wirtschaftsmodell verfasste sie in einem Aufsatz, der 
als Kapitel in dem Sammelband Economic Miracles (1964) veröffentlicht 
wurde. Der Band thematisierte die wirtschaftspolitischen Faktoren, die für die 
erstaunliche Entwicklung der deutschen, französischen und italienischen 
Nachkriegsordnungen verantwortlich waren. 

Das Buch Central Planning for the Market Economy: An Analysis of the 
French Theory and Experience (1969) stellt Vera Lutz’ wichtigste Studie zum 
französischen Wirtschaftsmodell dar. Das Verfassen dieses Buches stellte sich 
als eines der schwierigsten Kapitel in ihrem Leben heraus. Aus unzähligen 
Gründen hatte sie lange gezögert, dieses Buch zu schreiben. Auf der einen 
Seite war es für sie schwierig, die kritischen Argumente überzeugend zu ver-
fassen, obwohl sie sich schon seit den 1930er Jahren mit den Problemen der 
Wirtschaftsplanung auseinandergesetzt hatte. Auf der anderen Seite war es ihr 
bewusst, dass ein solches Buch sofort auf Ablehnung stoßen würde, denn die 
französische indikative Planung genoss eine große Popularität bei Intellektu-
ellen, Politikern und Ökonomen. Darüber hinaus drängten ihre Werke zu dem 
italienischen Lohndualismus und die kritischen makroökonomischen Aufsätze 
die Ökonomin in eine intellektuelle Isolation hinein (Talamona 1982, S. 186 f.; 
Graziani 1983, S. 26). Noch hinzu kam ein verhängnisvoller Schicksals-
schlag. Im Jahr 1967 musste sich Vera Lutz einer Operation aufgrund einer 
bösartigen Krebserkrankung unterziehen, bei der der leitende Chirurg einen 
fatalen Fehler machte (Küpper an Meyer, 20. September 1967; Cubitt 2006, 
S. 78).14 Ihr dadurch verschlimmerter Gesundheitszustand erschwerte ihr die 

14  Ursula Küppers Brief an Fritz W. Meyer befindet sich in der Thüringer Universi-
täts- und Landesbibliothek Jena, Nachlass Walter Eucken, Ordner „Nachlass Lenel“.
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Arbeit an einem überzeugenden Traktat gegen das französische Wirtschafts-
modell noch mehr. 

Trotz dieser Schicksalsschläge hat sie mehrere Studienreisen zwischen 
1963 und 1969 nach Paris unternommen, die eine starke Willenskraft bezeug-
ten. Der Anfang des Buchprojekts konnte zeitlich nicht unpassender sein, weil 
dieser mit der Vorstellung und Durchführung des vierten Plans (1962–1965) 
zusammenfiel, der aber einen besonderen Zuspruch wegen der ausdrücklichen 
Unterstützung durch General de Gaulle genoss. Führende Intellektuelle bei 
der Ausarbeitung der indikativen Planung waren Jean Monnet (1888–1979) 
und Pierre Massé (1898–1987). Veras Studien hatten sich ausdrücklich auf 
Massés Konzept „Logik des Plans“ mit dem Ziel fokussiert, zu beweisen, dass 
es keine solche „Logik“ gab (Sánchez-Cascado 2007, S. 426). Ihre Analysen 
sind auf den ersten Blick vorsichtig und sachlich, als ob sie dadurch jegliche 
Kritik wegen Parteilichkeit zu vermeiden versuchte. Sie rekapitulierte zu-
nächst Massés Konzept der indikativen Planung, die durch staatlich initiierte 
Prognosen über Gesamtgrößen wie z. B. Wachstumsraten des Bruttosozialpro-
dukts eine Unterstützung bei der Investitionstätigkeit der privaten Unterneh-
men zu leisten beabsichtigte. Somit sollte den Unternehmern die Unsicherheit 
über die zukünftige wirtschaftliche Entwicklung genommen und eine „ein-
heitliche Ansicht über die Zukunft“ hervorgebracht werden. Der Zweck dieser 
Harmonisierung der Erwartungen war, die Koordination der wirtschaftlichen 
Aktivitäten zu gewährleisten. Massés „Logik des Plans“ stellte somit ein zen-
tralisiertes Prognostizieren nicht nur als vereinbar mit der Wettbewerbsord-
nung, sondern als eine lebenswichtige Säule für ihre Funktionsfähigkeit dar. 
Die „Logik des Plans“ betonte ausdrücklich, dass diese Art des Prognostizie-
rens keinen Interventionismus hervorrufen würde.

Vera Lutz’ Studien bewiesen jedoch mithilfe von logischen Schlussfolge-
rungen und empirischer Datenanalyse, dass sich die angebliche Vereinbarkeit 
zwischen einer Wettbewerbsordnung und zentralisiertem Prognostizieren als 
nicht stichhaltig erwiesen. Die Ökonomin akzentuierte die chaotischen Zu-
stände, wie diese Pläne überhaupt zustande kamen, und vor allem die domi-
nierende Unklarheit, welche Ziele zu verfolgen waren. Die ständige Über
arbeitung des Konzepts der „indikativen Planung“ zeigte deutlich, dass sich 
selbst die Erfinder dieses Konzepts nicht im Klaren waren, wie die angebliche 
Koordinationsfunktion durch eine zentralisierte Planung auszuführen sei (Lutz 
1969, S. 13–15). 

Laut Vera Lutz haben Prognosen etwas Individuelles und Subjektives, weil 
jedes Unternehmen auf der Basis seiner Erfahrung und von ihm subjektiv be-
werteten Daten unabhängig von den anderen Marktteilnehmern Pläne aufstellt 
und durchführt. Die Wettbewerbsordnung macht eine für alle Marktteilnehmer 
allgemeingültige Planung und Prognose unmöglich, weil im Laufe des Wett-
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bewerbs jedes Unternehmen die Produktionsmenge und Preise an die sich 
verändernden Daten anpasst, was die Revision des ursprünglich definierten 
Plans notwendig macht. Das, was die Planer im negativen Sinne erreichen 
würden, sei doch letztendlich, auf Interventionen zuzugreifen, damit diese er-
wünschte Koordination erreicht würde. Entgegen Massés Beteuerungen, dass 
dies niemals passieren würde, erkannte Vera Lutz allerdings, dass der Staat 
andere sogenannte „weichere“ Techniken verwendete. Diese bezogen sich auf 
vertragliche und quasivertragliche Vereinbarungen zwischen dem Staat und 
privaten Unternehmern. Der Staat stellte bessere vertragliche Konditionen bei 
staatlichen Projekten, bestimmte Unterstützungen und, wie es Vera Lutz for-
mulierte, „besondere Freiheiten“ für solche Unternehmen in Aussicht, die 
stärker die staatlichen Prognosen in ihre Planungen einbanden. Vera Lutz zog 
daraus den Schluss, dass diese „weicheren“ Techniken eine schlimmere Art 
des Interventionismus darstellten im Vergleich zu den traditionellen Interven-
tionen einer Planwirtschaft, weil sie nicht an von vornherein definierte Regeln 
gebunden waren. Die Planungsbehörden entschieden nach eigenem Ermessen 
auf der Basis eines „flexibleren Empirismus“ über das Ausmaß, den Zweck 
und die Art der Interventionen und vor allem, welche Wirtschaftszweige und 
Industrien von diesen „Unterstützungen“ profitieren durften. 

Central Planning for the Market Economy (1969) stellt Vera Lutz’ letztes 
Werk in ihrem Forschungsprogramm dar. Die geringe Beachtung ihrer Stu-
dien in Frankreich und der sich immer noch verschlimmernde Gesundheitszu-
stand hatten ihre intellektuelle Isolation weiterhin vertieft, sodass sie keine 
Werke mehr verfasste. Die mangelnde Resonanz in Frankreich führte man auf 
die fehlende Bereitschaft zurück, das Buch ins Französische zu übersetzen, 
obwohl spanische und deutsche Übersetzungen in kurzen Zeitabständen folg-
ten. Es sind aber zwei positive Stimmen zu diesem Buch zu rekapitulieren. Ihr 
ehemaliger Kollege vom Völkerbund, Gottfried Haberler, hob die immerwäh-
rende Aktualität von Vera Lutz’ französischen Studien hervor, indem er darauf 
hinwies, dass die Regierung von François Mitterrand in den 1980er Jahren die 
Planungs- und Verstaatlichungspolitik weiter vorantrieb und dieser sich plötz-
lich der katastrophalen Folgen seiner eigenen Politik bewusst wurde. Haberler 
unterstrich, dass Vera Lutz durch ihre Kritik an der indikativen Planung ein 
Dogma zu zerrütten versuchte, das in dem Denken führender Intellektueller 
fest verankert war, dass der Staat wirtschaftliche Entwicklung planen und 
nach Belieben steuern kann. In diesem Zusammenhang erinnerte Haberler 
daran, wie schwierig es war, John Kenneth Galbraiths Vorhersage vom Ende 
der 1940er Jahre zu entkräften, dass Ludwig Erhards Wirtschaftspolitik zum 
Scheitern verurteilt sei. Galbraiths Skepsis spiegelte allerdings die vorherr-
schende Meinung in der damaligen Ökonomie wider, wobei sich wenige 
Ökonomen trauten, darunter ihr Ehemann, Galbraith zu kritisieren und Erhard 
zu unterstützen. In einer ähnlichen Situation befand sich Vera Lutz, als sie 
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ihre Kritik an der französischen Planung veröffentlichte (Haberler 1984, 
S. 51 f.). 

Hayek hat das Buch seiner Doktorandin als überzeugendes Traktat gegen 
die französische Planung zitiert. Sicherlich hat sich ihr Doktorvater durch 
Vera Lutz’ Darstellungen über die chaotischen Zustände bei der Ausformulie-
rung der Planungen bestätigt gefühlt. Sein Bestseller The Road to Serfdom 
(1944) erhob genau das Argument über die Unmöglichkeit der zentralgeleite-
ten Wirtschaftsplanung, weil die Planer sich niemals darüber einig werden, 
was genau zu planen sei. In der Würdigung von Vera Lutz’ Buch unterstrich 
Hayek, dass die französischen Ökonomen es endlich während eines Kongres-
ses im Jahre 1964 eingesehen hatten, dass die indikative Planung zum Schei-
tern verurteilt war. Trotzdem wurde diese „Mode“ des Planens durch Wassily 
Leontiefs Input-Output-Analyse wiederentdeckt, eine Befürchtung, die Ha-
berler mit dem Blick auf Mitterrands Politik bestätigte. Für Hayek galt Vera 
Lutz’ Buch als eine Art Mahnung, die immer zu berücksichtigen ist, bevor 
man wieder auf solche planerischen Ideen zugreift: 

„Es kann absolut keine Nachsicht für die Unkenntnis des Resultats dieser Auseinan-
dersetzungen [über „Indikative Planung“, LG] geben, die in einem ganz ausgezeich-
neten Werk von Dr. Vera Lutz klar formuliert wurden“ (Hayek [1976] 2004, S. 180).

Vera Lutz’ Ideen haben auch in einem anderen Buch ihres Doktorvaters 
Beachtung gefunden. In Entnationalisierung des Geldes unterstrich er die 
Bedeutung ihrer Dissertation und vor allem die Kapitel über die Debatte um 
„die Bankenfreiheit“ in Deutschland und Frankreich im 19. Jahrhundert 
(Hayek [1976] 2011, S. 150 und 209). Um diese Debatten zu studieren, 
schickte er sie letztendlich in den 1930er Jahren nach Freiburg, die schicksal-
hafte Entscheidung, die ihr Leben radikal veränderte. Vera Lutz hat die Veröf-
fentlichung von Hayeks Entnationalisierung des Geldes nicht miterlebt, da 
das Buch im Oktober 1976 veröffentlicht wurde, fast drei Monate nach ihrem 
Tod. Vera C. Lutz erlag ihrer Krebserkrankung im August 1976. Einige Mo-
nate davor, im Oktober 1975, war ihr Ehemann Friedrich A. Lutz verstorben. 

V. Schluss

Vera Smith hat zum richtigen Zeitpunkt und am richtigen Ort geforscht und 
gelebt. Wenige Wissenschaftler können wie Vera auf solche spannenden Zei-
ten zurückblicken, als die wichtigsten Theorien ausgearbeitet wurden, die die 
Entwicklung der ökonomischen Wissenschaft geprägt haben. Sie war nicht 
nur eine Zeitzeugin, sondern ein fester Bestandteil dieses Geschehens. Aller-
dings hat sie es in der männerdominierten akademischen Welt nicht geschafft, 
eine selbstständige akademische Karriere wie ihr Ehemann zu machen. Ob-
wohl sie sprachlich und sogar fachlich bessere Voraussetzungen dafür in die 
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USA mitbrachte, war ihrem Mann eine steile Karriere an der renommierten 
Princeton University vergönnt. Im Nachkriegseuropa war es ihr möglich, sich 
davon zu emanzipieren und ihren eigenen Weg zu gehen. Feste Dogmen und 
vermeintlich feststehende Wahrheiten zu erschüttern, schaffte sie schon als 
junge LSE-Studentin mit ihrer Dissertation. Durch mehrere Aufsätze setzte 
sie sich kritisch mit den dominierenden makroökonomischen Theorien aus
einander. Ihre spätere Forschung zu den aktuellen makroökonomischen Pro
blemen der italienischen Wirtschaftsordnung machte sie zu der wichtigsten 
Stimme für eine Arbeitsmarktreform, die den Dualismus des italienischen 
Arbeitsmarktes überwinden sollte. Die starken planerischen Tendenzen in 
Italien hatten dennoch die Oberhand gewonnen, was sie in eine tiefe intellek-
tuelle Isolation trieb. Einer heimtückischen Krebserkrankung zum Trotz hat 
sie ihre letzten Kräfte einer umfassenden kritischen Studie an der französi-
schen indikativen Planung gewidmet. Trotz dieser Schicksalsschläge hat Vera 
Smith bewiesen, dass sie eine Kämpferin für die wissenschaftliche Wahrheit 
und individuelle Freiheit ist. 
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